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Revolutionsgewalt 
Rotitandsrecht. 


Rechtsitaatliches und Naturrechtliches. 


Bon 


Alfred Friters. 


Alle (heben bie rechte Hand auf): 
Wir wollen es, das fel Beleg! 


Reding (nad) einer Baufe): 
Es i 


pri. 
Röffelmann: 
Jetzt feid SHr frei, Ihr ſeid's durch 
dies Geſetz. 


(Wilhelm Tell, 
zweiter Aufzug, zweite Szene.) 





Berlin 1919. 


3. Buttentag, Verlagsbuchhandlung, 
6. m.b. ©. 


Meinen verehrten Freunde 


Arthur Seiler 


zu Srankfurt a. M. 


widme ich diefe Schrift in aufrichtiger Bankbarkeit. 


Siloefter 1918. 


Boripiel. 


1. Bild. 
Die drei Juriſten. 


Beit: November 1918. 
Drt der Handlung: Ein Konferenzzimmer. 
Anwefend: Der erfte Zurift. 

Der zweite Juriſt. 

Der dritte Zurift. 


Ser erfte Zurift: 
TIEREN Ih kann mid) im Recht auf Kompromiſſe nicht 
einlaſſen. Die pofitiven Normen gelten weiter, die alten Gewalten 
beitehen rechtsſatzmäßig fort, jie find in ihrer Altionzjähigfeit be- 
hindert. Wer anders denkt, Öffnet der Ordnungswidrigkeit die Zür. 
Die Revolution kann ich Teinerlei Recht fegen. Sie ijt Gewalt. 
Tas Staatsrecht ift Recht und nichts als Recht. 


Ser zweite Juriſt: 

Den kann ich nicht ganz beipflichten, der Standpunkt it mir 
zu ſtarr. Man muß bei den Staateinrichtungen nicht nur an die 
Inſtitutionen denken, fondern auch an die Gebäude, die Sournale, 
die Menfchen, die Negijiraturen, die Telephone und die Schreib. 
maſchinen in den Staatsgebäuden. Es befteht aljo doch auch für 
bie Revolution die Möglichkeit die alten Staatsorgane fortwirlen zu 
lajfen, e3 können Verwaltungsanordnungen erlajjen werden, bei 
ihnen kommt e3 auf die Art der Veröffentlichung nicht an, und man 
J (hier wird er unterbrochen, ein Bureauangeſtellter tritt 
herein und bringt Zeitungen, alle greifen zunächſt nach dem „Vorwärts“). 


Der drile Zurift (der den „Vorwärts“ den andern weggeriffen hat): 

Hier, meine Herren, lejen Sie doch, das ift ja umftürzend, der 
Rat der Volksbeauftragten will „Verordnungen mit Geſetzeskraft“ er- 
lajfen, dafür fehlt ja, namentlid) im Neid), jede gejeglid.e Grundlage. 


u 


Der erite Juriſt (erregt): 
Das it ja unmöglich. Zeigen Sie her. AB man dem Diogenes 
bewiejen Hatte, er könne nicht gehen, fing er an zu laufen. 


Der zweite Juriſt: 
Wie heißt es in den Wolfen des Ariftophanes bei dem Streit 
zwiſchen ungerechter und gerechter Lehre? Die gerechte Lehre fagt: 
„Bei den Göttern ift das Necht.” 


Der erfte Juriſt (aggreijiv): 

Mit Shren Göttern ift nichts anzufangen, Sie müſſen aud) dor- 
——— wie es weiter geht; die ungerechte Lehre erhebt bei Arifto- 
phanes eine ſchlüſſige Cinwendung gegen das Götterrecht und ſagt: 
„Warum denn bleibt, wenn’3 denn ein Necht gibt, Zeus fo be- 
itehen, der feine Hand an den Bater gelegt?" Halbe Zitate find 
gefährlich, da3 Verdunkeln bejorgen die Wolken bejjer als wir. Ich 
bleibe bei meinen Haren, erkennbaren Rechtsſätzen, wenn fie aud) 
nicht fo beweglich find wie die offer. 


Der zweite Juriſt: 
Herr: Kollege, Sie jprehen doh von den Wolken und nicht von 
den Wejpen. 


Der dritte Jurift (mie gebannt, immer nody mit dem „Vorwärts“ in ber Hand, 
auf den er ftarrt): 


„Berordnung mit Geſetzeskraft.“ Es hat feinen Sinn, weiter zu 
debattieren, man muß erft in der Literatur nadjfefen, vielleicht gibt 
e3 doch einen vernünftigen rechtlichen Gefichtspunft; ich will in bie 
Bibliothef gehen. (Er ſtedt ben „Borwärt3” ein.) 

Ser erite Juri: . 
Bitte, lajfen Sie den „Borwärt3” hier, Herr Kollege. 
Der zweite Zurift: 

Tas ift doc, nicht hr Privateigentum, oder nehmen Sie den 

Beſitzſchutz für fid) in Anſpruch? 


Der dritte Juriſt: 
„Beſitzſchutzl“ (Langſam, als ob ihm eine Konſtruktion einfällt): Die 


Machthaber find die Bejikenden......... Intermiflilum......... 
Beichränkfung auf das Notwendige ...... Berordnung mit Gejebes- 
kaft...... vielleicht findet fich do eine Konſtruktion. (Ex Iegt ben 


„Vorwärts“ auf den Tiſch und entfernt ſich.) 
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Der erſt⸗ Anrift: 

Ode Machtargumentai..n, geftüßt auf interpolierie Pandekten- 
ftellen aus dem Titel „Pro possessore“. Warum nicht gar „Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag”, ich Habe gewiß nichts gegen die Verwendung 
ziviltechtlicher Begriffe im Staatsrecht, aber für die Revolution ift 
mir auch da3 Privatrecht zu gut. Nicht einmal die „raubliche Gewere“ 
würde ich dafür verwenden. (Ab.) 


Der zweite Zuriſt 
(ordnet feine Altenmappe und entnimmt ihr ein Altenftüd; auf dem Aktendeckel 
it er alö Vertreter des Königlich Preußifchen Fiskus bezeichnet. Er betrachtet 
ben Altendedel und denkt nad): 

Auch im Öffentlichen Hecht wird nichts zu finden fein, was für 
die Revolution paßt.... Was gilt nun bis zur Nationalverfammlung, 
und wo bleiben wir mit unjerm Rechtöftaat und den rechtöftantlichen 
Rormen?...... 

Königlich Preußiſcher Fistus! Wie wird man Did) noh um- 
taufen?....... und foll ich auf meine alten Tage noch Machtanwalt 
heißen? 

(Er geht ab, dann dreht er fi) noch einmal um, geht an den Tiſch und 
ftedt etwas fcheu den „Vorwärts“ ein.) 

Nur zum Zwecke des Gebrauchs, nicht zwecks Aneignung. 

(Mit Ironie.) 
Quia possideo!- 


2. Bild: 
Die Paragraphenkolonie. 


Beit: Dezember 1918. 
Ort der Handlung: 

Ein freier Plag Man fieht im Hintergrunde Teile einer gewaltigen, 
Niefenflähen abjondernden Mauer. Zwiſchen dem freien Plag und der Mauer 
zu (öftlige Richtung) einige Gebäude, die ausfchen mie Stantsprunfgebäube 
Minifterien uſw.; einzelne Baumerfe find eingeftürzt. Note Fahnen wehen auf 
ben Dächern und den Trümmern. Weſtlich, nördli und ſüdlich fieht man eine 
tiefenhafte Waldung. Sie ift von der großen Mauer umſchloſſen. Tritt man 
näher an die Waldung heran, fo fällt die Gleichartigleit des Baumbeftandes auf, 
Baumftamm fteht ſchmucklos neben Baumflamm. Sein Gebuſch, feine Sträucher, 
kein Moos, Tein Grün. Das Ganze hat etwas Baumjchulenartiges. Bei näherer 
Betrachtung entdedt man, melde Ordnung herrſcht. Man fieht immer neue 
©ruppeneinteilungen. Sn ber erften Gruppe trägt jeder Stamm ein großes 
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Ze Zeichen, ferner (die übrigen Leichen find meniger aufdringlid an- 
gebracht) eine Zahl, die drei Buchflaben BGB. und endlich einen ſchwarz⸗weiß⸗ 
roten Farbenfleck. In diefer Weife find 2385 Stämme ausgezeihnet. In fat 
allen Gruppen findet fi) das große FS⸗Jeichen, einzelne weifen an feiner 
Stelle die Abkürzung „Art.” auf. Warbenflede find überall vermerkt, bei einzelnen 
Gruppen boppelte Farbenflecke, neben den ſchwarz⸗weiß⸗roten ein weiß-lichtblauer, 
weiß-grüner, ſchwarz⸗weißer, gelb-rot-gelber, fchrvarz-rot-gelber, rot-blauer, wie 
man fie im @riege an den Ordensſchnallen gefehen Hat. Man erkennt die Landes- 
farben fämtlicher deutſcher Bundesſtaaten. Manche Gruppen tragen nur Landes- 
farben ohne den fchiwarz-mweiß-roten Warbenfled. Bezuglich der Buchftaben- 
bezeichuung (BGB.; GBO.; ZPO; Un. WG. uf.) behaupten Rechtskundige, 
daß ein Meines Heft „Vorſchläge des deutſchen Juriftentaged über die Art der 
Anführung von Rechtsquellen uſw.“ orientiert. Bemerkt fei noch, daß fi in 
einem der im Eingang erwähnten Vermaltungsgebäude in der Bibliothel ein 
Buch befindet, in dem die Paragraphenfolonie beſchrieben iſt. Dort heißt es: 
„Die Stämme, gleichgültig ob jie mit dem $-Beichen oder mit den Bud 
Raben „Urt.” ausgeftattet find, bilden die Paragraphenkolonie im engeren 
Sinne.“ Die nadjftehende Handlung fpielt auf dem freien Pla. 
Anweſend: 


Die einzelnen Geiſter der Paragraphenkolonie 
(Soweit fie in die Handlung eingreifen, find fie dort namhaft gemacht. 
8. 2. $ 826 BGB., das Reichswahlgeſetz uſw.) 


Der Geiſterkonvent 
(chorähnliches Zuſammenwirken mehrerer, zumeift aller Geifter, mitunter der 
Gruppen.) 

Die Geifter find im Konvent vereinigt. Sie figen ganz eng, lüdenlos beis 
einander, bewegungslos, man hat ben Eindrud, al3 jeien ſie zweimal angebunden. 
Alle haben die Augen geſchloſſen. Jeder trägt fein Gruppenzeihhen. Nur einzelne 
figen nicht, fondern ſchweben in der Luft. Auch fie haben die Augen gefdloffen 
und tragen die Abzeichen. 

Der Unbelannte. 

Er fteht neben dem Geifterlonvent, mit dem Rüden zu den Bermwaltungs- 
gebäuden. Leuchtende Augen von unbeflimmter Farbe. Hohe Geſtalt, ftolze 
freie Haltung. Schneemweißes, modern gejchnittenes Haar, glatt rajiert, ganz 
jugendliche Geſichtszuge. Er eriwedt den Eindrud größter Friiche. Der Anzug 
ift von modernem Echnitt, aber für feine Figur offenfichtli viel zu weit ge— 
arbeitet. Er trägt alle möglichen Übzeichen, die wie Delorationen wirfen. Dann 
ſieht man aber, daß ed Miniaturen mit Darftcllungen aus der Weltgeſchichte 
find. Außerdem trägt er eine große Anzahl Inallroter Schleifen, die mit den 
Inſchriften „jechzehntes Jahrhundert“, „achtzehntes Jahrhundert” ufm. be— 
druckt find. 

(Rufe aus dem) Geiſterkonvent: 


Wer will zu ung |prechen ? 


8 826 888.: 
Ich, der $ 826 des Bürgerlichen Geſetzbuches In einer gegen 
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die guten Sitien verſtoßenden Weife iſt und vorſatzlich Schaden zu- 
gefügt worden. ch bitte um die Erlaubnis, Euer Sprecher zu fein. 


Geiſterkonvent: 
Alkllamation. 


8 826 BGB.: 

Ich danke Euch, liebe Nechtögenofjen, für Euer Vertrauen. Wir 
jind gewiß demofratiich, jeder von und fteht dem anderen gleih, bei 
una beginnt die Gejchäftsfähigfeit mit, manchınal vor der Vollendung der 
Geburt und wie haben ung die behandelt, die hier mit der Behauptung, 
eindrangen, den Volksſtaat errichten zu wollen? Unfere Verwaltungs- 
gebäude haben fie befeßt und zum Teil zerftört. Den Geheimräten, 
die und früher hegten und pflegten, haben fie ihre Freunde als In⸗ 
ipeltoren vor die Naje gefett. Dann find fie zu und gefommen und 
haben gewüſtet. Unfere lieben Genoſſen, der Artikel 2 der Reid)3- 
verfafiung, alle die in den Zitel VI und VII der Bayerischen Ver— 
fafiungsurfunde, und in den Ziteln III und V der Berfajjungs- 
urlunde für den Preußifchen Staat, aud) die in der Milttärjiraf- 
gerichtsordnung mohnenden Kameraden und fo biele andere noch, Die 
ich nicht alle aufzählen mag, jie find fo mißhandelt worden, das fie 
nicht mehr figen lönnen; fie müſſen in der Luft ſchweben. Und 
weiteres ijt zu befürchten. Sie bedrohen die $$ 1922 ff. des Bürger- 
lidyen Gejeßbuches, und mollen unſere erbrechtlichen Genoſſen er- 
Ihlagen. Und dag arme Eigentum. Dann taben fie auch noch neue 
Stämme eingejeßt, Verordnungen mit Geſetzeskraft, mie fie fie nennen, 
und die Neuen behaupten, ung gleich zu fein, obmohl bisher bei ung 
der Satz galt, daß die Verordnung, aud) wenn fie paragraphiert 
ift, dem Geſetz nicht ebenbürtig ift, und deshalb nicht in die Para- 
graphenfolonie gehört. Um der Enticheidung des Plenum nicht bor- 
zugreifen, habe ich auch die Neuen eingeladen und fie gebeten, am 
äußerften linken Flügel, vom VBermwaltung:gebäude aus gefehen, Platz 
zu nehmen. Cie haben gelobt, unjere Symbole zu refpeftieren und 
auch unſer Zeremoniell. Sie werden alfo, da id) feinen Widerjprud) 
höre, an unferer Beratung über die Frage des Schadenerjage3 und 
der Verhütung meiterer Echädigungen teilnehmen. Sind die Neuen 
anmejend und mer fpricht für jie? 


DaB Reichswahlgeſetz: 
Sch, die Verordnung über die Wahlen zur verfajjunggebenden 
deutschen Nationalverfamntung, in Klammern Reichömahlgejeg, vom 
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30. November 1918, abgedindt im Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1918, 
Geite 1346 ff. erfläre für mid) und die erwähnte äußerste Linke, 
Das; ich und meine ſämtlichen Parteigenoffen Eure Regeln gewiſſen— 
haft beobachten werden. 
8 826 BGB.: 
Es ift der erfte allgemeine Konvent, den wir abhalten. Deshalb 


möchte ich meiter fragen: Iſt außer den Neuen und den Alten nod) 
jemand anmejend? 


Der Unbekaunte (mit Helltönender Stimme): 
Gewiß. Sch bin anweſend, und ic) ſehe Euch, da ich die Augen 
nicht Schließen Tann. Auch ftehe ich, aber nicht unter Euch, fondern 
neben Euch. (Furdtbare Aufregung im Geifterfonvent.) 


Geiſterkonvent (wirre Rufe): 
Wir find verraten.... wir ſind gefchändet.... heraus mit dem 
Fremden .... wer ift der Fremde? .... 


| 8 826 BGW.: 
Liebe Freunde, Vorſicht, vielleicht foll gegen unjere Forderung 
eine Aufrechnung künſtlich gejchafft werden. 


8 393 BGB.: 

Tu follteft doch willen, daB gegen eine Forderung aus einer 
vorjäglich begangenen unerlaubten Handlung die Aufrechnung nicht 
zuläſſig ift. 

Geiſterkonvent (Zurufe): 
Wer redet da jo wirr.... . Ruhe .... nur einer foll fprechen. 


Wir können doch den Sprechenden nicht fehen.... Wer till mit 
dem Unbetannten jpredden?.... 


$ 12 86%.: 


Ich, die Vorſchrift des Bürgerlichen Geſetzbuches ber den 
Namen, frage den Unbekannten nad) feinem Namen. 


5 1 des Doppelſtenergeſetzes. 
Und, damit nicht immer nur das BGB. fpricht, frage ich, der 


$ 1 des Doppelfteuergefeges vom 22. März 1909, den Unbefannten, 
wo er feinen Wohnfit hat. 


Der Unbelannte: 


Eind nad) dem anderen. Alſo zunächſt die Frage nach dem 
Wohnſitz. Ich Habe überall meinen Wohnfig, auch hier. ber 


gerade zurzeit bin ich zumeijt in London, Paris und New York. Da 
hat man mich fo fetiert, daß ich für Magen und Nerven fürchte. 
Deshalb will ich mich hier etwas durch Faften ausfurieren. Wer 
ich bin, müßt hr erraten. Paßt auf: 

„Wer nicht von dreitaufend Jahren 

Sid weiß Rechenſchaft zu geben, 

Bleibt im Dunkeln unerfahren, 

Mag von Tag zu Tage leben.” 


Geiſterkonvent (Zurufe): 
Viſt Du die Nechtögeichichte? ... Das Gewohnheitsrecht? .... 
Tas Bölferredt? .... 
Der Unbelannte: 


Bon ältefter Beit her, dann über Hugo Grotius hinüber bis zu 
Thibaut, Savigny, Bluntfchli, dem Privy Council und Wilfon mar 
id) ein Freund all derer, die Ihr nennt. Hört weiter: Auch font 
Tann ich mit fehr guten Beziehungen aufwarten, von den Alten will 
id nicht reden, die Philoſophen Locke, Rouſſeau, Kant, Fichte und 
Hegel unter anderen nur erwähnen, aber auf einige lebende Gelehrte 
till ich mich beziehen, jo auf Gierke, Stammler, Erich Kaufmann, 
Wolzendorff, Kohler und auch auf den jetigen Gtaatsjefretär 
Dr. Preuß. Ich glaube, fie alle haben etwas für mid) übrig und 
werden ınir gerne eine Empfehlung geben. Run ratet meiter. 

„Das Werdende, das ewig wirkt und Iebt, 
Umfoß’ Euch mit der Liebe Holden Schranken 
Und was in ſchwankender Erfcheinung jchmwebt, 
Befeitiget mit dauernden Gedanken.” 


Geiſterkonvent: 

Sind das nicht die Verſe, die Ernſt Fuchs vor ſeinen „Juriſtiſchen 
Kulturkampf“ geſetzt hat? ... Biſt Du das Freirecht ... Die ſozio⸗ 
logiſche Rechtslehre ... oder wie Profeſſor Yung ſich ausdrückt, das 
„Natürliche Recht“. 

Der Unbelanute: 
Beinahe geraten, vorerſt aber nur dem Klange nach. 


8 18 BGB.: 
Biſt Du das verſchollene und für tot erklärte Naturrecht? 
Das Naturrecht: 
Richtig, ich bin das Naturrecht; nur lebe ich noch, wie Ihr 
ſehen könntet, wenn Ihr wolltet. 
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Geiſterkonvent (empörte Zurufe): 
Haben mir Dich nicht endgülig überwunden? ... Was ftörft Du 
und? ... 
Das Naturrecht: 
Ich komme als Euer Freund. 


Geiſterkonvent (Zurufe): 

Das glaubt Dir keiner ... Du haſſeſt ung ... Du willſt Rache 
nehmen, weil wir Dich befiegten ... Du fommft nur, uns zu ver- 
wirren ... Wirrlopf! ... Du haft nie gemußt, was Qu bift.... Du 
biſt unjer Feind ... 

Das Naturrecht: 

Ich hege keine Feindſchaft; ich habe zumeiſt fern von Euch ge— 
lebt und mich in den letzten Dezennien hier nur ganz vorübergehend 
aufgehalten. Jetzt bin ich aber ganz froh, hier zu ſein. Ich bin 
überall gern, mo Revolution iſt. (Große Unruhe im Konvent.) 


8 860 Ziff. 8 REtGB. (der die Augen geöffnet Hat): 
Was trägit Du denn für Orden und Schleifen... B ft Du dazu 
befugt? 
Das Naturrecht: 
Ich habe alle Revolutionen mitgemacht. 


(Erneute Erregung im Konrent.) 


z 860 Ziff. 3 RStGB.: 
Und warum ift Dein leid jo weit? 


i Dad Naturrecht: 

Sch Hatte früher ein engered. Dann bin ich im Sahre 1892 
in Dorpat geweſen, und da hat mir ein gewiſſer Bergbohnt diefes 
Gewand gemacht, in da3 ich immer noch nicht ganz hineingewachſen 
bin. Aber, lieber Freund, ich glaube, Du mogelft, Du. haft dein 
Geſetz übertreten und die Augen aufgemadjt. 


Geiſterkonvent (Empörung): 
Wer ift der Rechtsgenoſſe, der gegen unfere Sitten verftoßen Tat? 
DaB Naturrecht: 
Cagt doch ruhig „Geſetz“ oder, habt Ihr Angft vor dem Wort? 


Geiſterkonvent (Burufe): 
Unruheſtifter! ... Friedensſtörer! ... Zyniker! ... Spartakus! 
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$ 826 BGEB.: 

Ruhe, Nude, Ihr Freunde und Rechtsgenoſſen. Laßt mid, 
Euren Sprecher, mit dem Naturredht reden. Höre, Naturrecht, ba 
Du hier miderrechtlich eingedrungen bift, ung geftört haft und meitere 
Störungen von Dir zu befürchten find, fo erhebe ich Namens meiner 
Nechtögenofien und im eigenen Namen gegen Dich den Anjpruch, 
weitere Störungen zu unterlaffen. 


Lad Raturreht (ironiſch): 
Steht diefer Anfpruch in Deinem Tert? 


$ 125 NEirG8.: 
Sch, die Norm des KHausfriedensbruches, der $ 123 des Reicha⸗ 
firafgeleßbud)es3, fordere Dich auf, Dich zu entfernen. 


Die Reichbfinanzhoſordnung (Trähend): 

Und id), die Reichsfinanzhofordnung, füge nod) hinzu; Wer es 
wagt, in Deutſchland vom Naturrecht zu fprechen, hat eine befondere 
Steuer zu zahlen. 

Das Naturrecht (zormig): 

Zuerſt zu Dir, Reichsfinanzhofordnung, Baſtard! Du, die Du 
die Parteirechte der Steuerſchuldner mißachteſt, mit Gutachten Unfug 
treibſt, die mündliche Verhandlung verhöhnft, das Armenrecht ver⸗ 
ſpotteſt, mit Gerichtskoſten wucherſt, Du wagſt es, mit Deinem aus 
Galle geſchöpften Geiſt mich zu kritiſieren? Du gehörſt gar nicht in 
dieſe anſtändige Geſellſchaft der Rechtsgenoſſen. 

(Bei dieſen Worten zunächſt Beifall bei der Zivilprozeßotdnung und ber 
Strafprozeßordnung, dann allerfeit3 „Hört-Hört"-NRufe, endlich allgemeiner Beifall 
de3 ganzen Konvents.) 

Geiſterkonvent: 
Bravo das Naturrecht ... Du haft mehr Verſtändnis für ung, 


als wir dachten. 
z 826 BGB.: 


Nun laßt Euren Sprecher etwas ſagen. Die Reichsfinanzhof⸗ 
ordnung iſt nur eine miſerabele Kriegsnotverordnung. Sie gehört 
nicht in die Paragraphenkolonie. 


8 907 BGB. (unterbrechend): 
Unzuläſſige Einwirkungen aus Nachbargebieten beſeitige ich, der 


9907 BGB., heraus mit der Reichsfinanzhofordnung! 
(Die Reichsfinanzhofordnung verſchwindet.) 
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Bad Naturredt: 

Nun, verehrte Freunde, jo darf ich Euch doch wohl jegt nennen, 
ih habe Euch wegen Eurer Grobheiten, die ich an ſich verzeihe, doch 
etwaß zu fragen. - Wer gab Euch eigentlich das Recht, den freien 
Plap für Euren Konvent zu benugen? Seid Ihr die . 
des gefehesfreien Gebietes? 


4 826 868. (verlegen): 
Sch, als der Sprecher, muß die Rechtögenofjen entjchuldigen. 
Wir find zum erften Male hier und glaubten ... 


Das Naturrecht (unterbrechend): 

Ihr habt nichts zu glauben. Laßt Euch die Wahrheit ſagen. 
Der freie Platz, auf dem Ihr ſitzet, gehört mir. Ich habe mich 
nicht viel um ihn gekümmert, nur manchmal kam ich her und ließ 
ungeſchriebenes Recht, Verwaltungsermeſſen, Verfaſſungswandlungen 
„landesrechtlich nicht rezipiertes Völkerrecht“ und ähnliche Erſcheinungen, 
die ſich hier zu lagern pflegten, ungeſtört. Jetzt bin ich aber her⸗ 
gekommen, weil ich an der Revolution intereſſiert bin. Aber laßt 
es Euch geſagt ſein, Ihr jungen Leute: als Ihr zum Geiſter— 
konvent zuſammentratet, um gegen die Revolutions— 
gewalt zu proteſtieren, da habt Ihr Euch auf den Boden 
des Naturrechtes begeben. 


Geiſterkonvent (ängftlich): 
Laßt uns fliehen! .... Wir find im Unrecht ..... Fort von 


bier ....- 
Das Naturrecht: 

Nein, nein, bleibt Ihr gewollt Blinden, nicht im Unrecht ſeid 
Ihr, denn ich will Euch ja gerne noch etwas bei mir laſſen. Nur 
hört mich jetzt an. Ich bin uralt, und Euer Sprecher zählt noch 
nicht volle 18 Jahre. 


Geiſterkonvent (freudig): 
Komm’ her ... ſetz' Dich zu und ... wir wollen Deine Nähe 


füblen. 
Dad Naturrecht: 
Beileibe nicht. Intimitäten Diefer Art muß ich Euch in Eurem 
Gigenen Intereſſe verbieten. Denn, wenn ich in Eurer Mitte unter 
euch fäße, da würde ich meine Einheit wie Die Eure zerftören. 
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Geifterlondent (bittend): 
Co Hilf ung dod) in unferer Rot ... wir fühlen ung gefchlagen: 
und gemißhandelt ... wir find matt und ſchwach. 


Tas Naturredt: 

Meint hr, ich fei der Weihnachtsmann, und zöge nun aus 
meinen Sad Gefchenfe hervor, ein ius resistendi, ein ius eminens, 
eine Photographie des Etre supr&me und ähnliches. Nein, Duad- 
ſalber bin ich nicht. 

Geiſterkonvent (flehend): 

Sabe Mitleid mit uns ... 


DaB Naturrecht (jehr ernft): 

Gewiß habe ich das. Denn wird jind miteinander dermanbdt.. 
Das Weien des Logos, don dem ich ftamme, liegt auch in Eu). 
Aber Ihr jeid einem Wahn verfallen, von dem ich Euch Heilen will. 
Wollt Ihr tun, mas ich Euch heißen merde? 


Geiſterkonvent: 
Sprich... wir glauben Dir ... ſprich ... was ſollen wir tun? 


Das Naturredt: 
Zunächſt macht e3 Euch bequem. Markiert nicht Doppelfeitige 
Gebumdenheit in Eurer Haltung. So ... das wird Euch ſchwer 
... Gebt Euch einen Rud... Seht hr, wie e3 geht. 


Geiſterkonvent: 
Ja, es geht ... es ſitzt ſich ſo ganz gut. 
DaB Naturrecht: 
Dann rückt auseinander ... Weiter ... So ... richtige Lücken 
will ich ſehen ... Lücken ... 
Geiſterkonvent: 
Es geht ... es iſt viel angenehmer ... es ſitzt ſich viel beſſer. 
Dad Naturrecht: 
Ihr ſchließt die Augen ... wollt Ihr denn blind ſein? ... 


Geiſterkonvent: 
Kein, wir wollen die Nur-Erfennbaren bleiben, und dürfen. 
nicht felbft Erkennende fein. 
Dad Naturrecht: 
Mit diefem Wahn beleidigt hr den Logos. Wer das Weſen 
des Logos in fich trägt, darf bie Augen nie fließen. Und Ihr 
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ſeid Symbole de3 Logos, nicht Eigenmefen, die fich felbft durch 
Intuition zu begreifen haben. Offnet die Augen, damit Ihr den 
Logos begreift. Hört Ihr mich? Ihr follt die Augen öffnen. 


Geiſterkonvent (ängftlich): 


Es ift unfer beiligftes Geſetz ... Auch die Cerechtigfeit träyt 
eine Binde dor den Augen. 


Das Nalurrecht: 

Ihr feid nicht die Gerechtigkeit, Ihr follt der Gerechtigkeit 
"dienen. Und das Geſetz, von dem hr jprecht, nur ich könnte es 
gejeßt haben. Ein foldhes Gefeg wäre unvernünftig und ward nie 
geſetzt. Offnet die Augen. 

(Die Paragraphen öffnen die Augen ... man fieht, dag einige blind find.) 


Geiſterkonvent (begeiftert): 
„Das Werdende, da3 ewig wirkt und lebt" ... Wir fühlen es 
... Ev aoxi j» 6 Aöyog... 


Das Naturrecht: 

Noch bin ich mit Euch nicht fertig. Ich ſehe unter Euch die 
Beſtimmungen über die richterliche Gewalt ſitzen. Meint Ihr etwa, 
das Weſen der Demokratie ſei gleichbedeutend mit Unorganiſiertſein? 
Anwendbar habt Ihr zu ſein. Dann ſeid Ihr Recht. 

Die richterliche Gewalt ſei unter Euch, aber erhebe ſich über 
Euch. Wollt Ihr das? 

Geiſterkonvent (alle): 

Wir wollen es, das ſei Geſetz! 

Die richterliche Gewalt ſteigt inmitten der Paragraphen empor, neben 
ihr ſteht auf der einen Seite der Genius der Gerechtigkeit, auf der anderen 


der Beift der Bolfstümlichleit. Das Güteverfahren und die Organe ber Rechts⸗ 
‚pflege ftellen ſich unter die richterliche Gewalt. 


Das Raturrecht (feierlich nad) einer Paufe): 

Es ift’3 ... Jetzt feid Ihr frei. Ihr feid’3 dur 
dies Geſetz. Heiliges Volksgut feid Ihr. Geſchütztes Gefamtgut 
der Vollsgenofjen. Dem organifierten Gemeinjchaftswillen des Volkes 
ſeid Ihr unterworfen, und doch feid Ihr Freiheitsgüter, weil feine 
Billfür Euch antaſten darf. 


Daß Reichswahlgeſetz: 
Und wir Neuen? Was wird aus uns? 
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Das NRatnrreiht: 

Du bift aus echter Nechtönot des Volkes erwachſen und zählft zu den 
Rechten; Über die anderen mögen die Sehenden enticheiden. Dir will ich 
noch eins auf die Seele legen. Sorge dafür, daß Dein Volk eine-Ber- 
faſſung erhält, die, in der Stunde fchmerfter Not geboren, ein 
Symbol werde der jozialen Gerechtigkeit, der Freiheit und der Einig- 
teit. Sorge dafür, daß die deutichen Stämme erneut einen ewigen 
Bund ſchließen, in dem für jeden Stamm wie für jeden Volks⸗ 
genofjen die Verfaſſung ein Heiligtum fei, gemeiht durch die Macht 
jene3 Rechts, das dem Staate ebenbürtig. Deshalb fprecht nicht von 
Sreiheit und fprecht nicht von Rechten, wenn Ihr nicht jeden Rechtes 
Verwirklichung Durch Richterſpruch unverbrüchlich ſichert. Echafft ein 
freies Richteramt, das den in der Entwickelung begründeten Wandel 
allen Rechtes unter den Geiſt der Kultur und unter die Idee der 
Gerechtigkeit ftellt..... Aus dem Leiden der Menſchheit erneuere 
ſich Ew'ges, das ſich in allem fortregt .............. .......... 

Und nun, liebe Freunde, geht —— in Euren Hain. Der 
Logos bleibt in Euch und mein Reich vor Euch. Ihr könnt 
es nunmehr fehen.... Aber es iſt nicht Euer Reich............. 

— Zwiſchen und — zwiſchen allem Menſchtun — 
ſchwebt und wirkt der Logos — wie der Ather. 

Der Geiſterkonvent verſchwindet. Das Naturrecht wird unfichtbar. Die 
große Mauer verſinkt. Bon den Gebäuden ift nichts mehr zu fehen. Der 
Wald verwandelt fi. Grune Bäume werden fichtbar. Bollsgenoffen, Männer 
wie Frauen, fliehen unter ben Bäumen, fie befchügend, und unter ihrem Schuhe 


wirkend. 
Bin heiliger Bollshain. 


Friters, Revolutionsgewalt und Notſtaudßrecht 2 


Revolutionsgewalt und Notftandsrecht. 





Können die Träger der Revolutiondgewalt die gejeg- 
gebende Gemalt ausüben? 

Auf diefe Frage muß, jo meint mancher, mit „ja” oder „nein“ 
geantwortet werden, und er wendet fi an „feinen Suriften”. Aber 
fein Zurift gibt ihm feine Antwort. Er bejtreitet, daß die Recht. 
wiſſenſchaft des Rechtsſtaates für die Beantwortung folder ragen 
zuftändig fei, e3 feien Tragen der Macht und nicht Fragen bes 
Rechts. Das Recht mwurzele im poſitiven Recht und nicht im 
Werdenden oder Willfürliden. Und wendet der Fragende dann ein, 
Daß doc im Neichdanzeiger, im Reichsgeſetzblatt und in fonftigen 
Staatlihen Veröffentlichunggorganen Gejege, Verordnungen mit Ge- 
ſetzeskraft, Verordnungen uſw. durch die Revolutionsgewalt 
publiziert werden und daß namentlich „Die Verordnungen mit Ge- 
ſetzeskraft“ doch den alten rechtöftaatlihen Anordnungen fo ſehr 
ähnelten, dann vermweift ihn „jein Yurift” an die „anderen Yuriften, 
die in den Reichsämtern, Minifterien uſw. arbeiten" und fügt Hinzu, 
er fei nun einmal nur ein recht3ftaatlic) gejchulter Juriſt und fein 
Agent der Bolfsbemuftragten, die „anderen Juriſten“ müßten es 
vielleicht beifer. Und die „anderen Juriſten“ erzählen etwas vom 
Notſtandsrecht, von der Übergangszeit, vom Proviforium, von 
dringenden unauffchiebbaren Aufgaben, die mit dem Kriegsende, den 
Ernährungd- und Tranzportfragen, der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit zufammenhängen, bringen aud) die Nationalverfammlung 
in dieſe Reihe, aber bei der Frage nach der Gejebgebung wird eben- 
fall3 mit dem juriftiichen Casus impotentiae operiert, und Daneben 
zumeilen mit dem Casus no untatis, dem Geficht3punft des Politi- 
ſchen. Und fchlieglich Hört der Fragende auf zu fragen, gewöhnt jich 
an den Neichsanzeiger, Neichögejegblatt ufm. und überläßt Der 
Nationalverfammlung die endgültige Klärung des Verhältniſſes der 
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Revolutionsgewalt zum Notftandsredht. Und feinen Troft 
findet er in genügſamer Zitierung de3 Hegeljchen Satzes: 

„Was vernünftig ift, das ift wirklich, 

und was wirklich ift, das ijt vernünftig.” 

Diefe brave Genügſamkeit, gegründet in alter Gewöhnung an 
odrigfeitftaatliche3 Regiment, befejtigt durch die fuggeftive Kraft der 
amtlidtien Publikation, darf dem Juriſten nicht genügen. Er darf 
nicht etwas, was er als normmidrig geſetzt empfindet, al Norm an- 
wenden; er darf nicht auf der einen ©eite bon rechtswidriger Macht 
ſprechen und auf der anderen Geite die Willensäußerungen diefer 
Macht als recht3verbindliche Anordnungen von Nechtsfäßen anfehen. 
Es muß entweder in feiner Auffalfung bon der Duelle oder in feiner 
Stellung zur Norm oder in beiden ein Fehler Tiegen. 

Wenn hier dom „Juriſten“ gefprochen wird, fo ift hier der 
Normaltypus gemeint, der Aurift, der ald Rechtsanwalt, als Richter 
oder in jonftiger praftiicher Zätigfeit mit feinem Berufe im Necht3- 
leben fteht. Und der Juriſt don dieſem Normaltypu3 Hat, wenn, 
wie bei der Revolution, Geſetz und Gewohnheitsrecht verjagen, noch) 
ein Hilfsmittel: da3 ift die „Literatur”. | 


— — — — — — 


Kapitel I. 
Revolutionsgewalt und Kriegsgewalt. 


Es liegt nicht im Rahmen diefer Arbeit, alles da3, was in der 
vorrevolutionären Zeit über Revolutionsgewalt gefchrieben worden 
ift, hier zufammnenzuftellen. Nur zwei Zitate aus den Schriften von 
Georg Sellinef feien hier als Belundungen der herrfchenden Lehre 
eingefügt: Im „Kampf des alten mit dem neuen Recht“ Heißt «3 
auf Seite 8: „Bingegen fcheinen die großen Revolutionen, welche 
die neuere Zeit bewegt haben, vollauf das Problem darzubieten, das 
hier zu erörtern iſt. Doch ift dies ein täufchender Schein. Auch in 
den gewaltigen Staatzummälzungen der neueren Zeit ftand nicht 
Recht gegen Recht, fondern rechtloſe Macht gegen machtloſes 
Recht. Erft der Sieg jener Macht verleiht ihr, ‘ähnlich wie mir e3 
bei den zwifchenftaatlichen Kämpfen beobachten fönnen, die Eigen- 
haft einer rechtjchaffenden Gewalt. Gewiß, ſtets behaupten Die, 
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welche eine Staatsumwälzung erſtreben, ein höheres Recht zu ihren 
Taten zu beſitzen. Solches Recht iſt jedoch nun einmal noch nicht 
anerkannt, daher noch nicht Recht im Einne einer beſtehenden 
Drdnung, es gilt noch nicht. Gelte es bereitz, fo würde eben ber 
Kampf in georonete Bahnen gelenft worden fein.” 

Sn der „Allgemeinen Staatslehre“, Seite 342 Heißt es: „An 
der überwiegend großen Zahl der Fälle beruht die Bildung neuer 
Staatögewalten auf Vorgängen, die jede Möglichkeit rechtlicher Duali- 
fifation bon vornherein ausfchließen. Offene Gewalt in den mannig- 
faliigften Sormen ift der Häufigfte Grund der Bildung und Auf- 
Iöfung der Staaten gewejen. Uber jelbft da, mo die Entſtehung 
eine3 Staate3 durch reditliche Akte vorbereitet ift, fällt, mie früher 
nachgetviefen, der Vorgang der Eniſtehung felbft außerhalb des Necht3- 
gebietes. Nicht minder find tiefgreifende Änderungen im Bau ber 
Staaten durd) Gewaltakte vollzogen worden, durch Revolution und 
Staatsſtreiche.“ 

Das Wichtige an dieſen Ausſprüchen iſt das Leugnen jeder 
Möglichkeit rechtlicher Qualifikation. Und wenn in der Frankfurter 
Nationalverſammlung von 1848 der Advokat Simon erklärte, die 
Revolution ſei ihm eine „zum Recht gewordene Macht“ und 
weiter ausführte: „Bisher hat das Recht die Geſchichte geknebelt, 
jet ift die Gefchichte einmal Herr geworden über das Recht,“ fo 
wird auch in diefen Ausjprüchen gejagt, daß die Revolutionsgewalt 
als folche in da3 Rechtsleben nicht einzugliedern fei. 

Noch eine andere Erſcheinung im Völferleben findet bei Je linek 
eine gleiche Behandlung Hinfichtlich ihrer Eingliederung in die Rechts 
ordnung wie die Revolution: das ift der Krieg. Bon ihm fagt 
Sellinet: „Man hat zwar auch verfucht, die Kriegführung als Ber- 
waltungstätigleit Hinzuftellen, allein mit Unrecht, denn alle Ber- 
waltung febt die unbeftrittene Herrſchaft des Staates, fein unmider- 
ftehlich wirkendes Imperium, das fichere Yunktionieren feiner Nechts- 
ordnung voraus. Der Krieg aber, wenn auch durd Völkerrecht 
einfchränkbar, fteht als folcher außerhalb einer jeden Rechtsordnung. 
Im Kriege fteht des Staates Dafein auf dem Epiel, in der Ver» 
waltung bewährt er fich al3 unerfchütterlihe Macht.“ 

Mit mehr Erfahrung, als Georg Jellinek fie hatte, wird man 
heute über das Verhältnis von Krieg und Rechtsleben jprechen 
fönnen. Someit der. Weltkrieg Machtentfaltung und Siraftaufrwand 
war, fpielte er jid) zumeift außerhalb Deutichlands im Yeindeslande 
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ab. Deshalb zeigten ſich die aus der Energieentfaltung ſelbſt ent- 
fpringenden Wirkungen in den bon unferen Heeren beſetzten feind« 
fihen Gebieten, während die im Heimatgebiete auftretenden Er« 
jcheinungen, nachdem einmal die große Front im Weften wie im 
Diten feitftand, Reflerwirtungen waren. Wer den Krieg im Yeindes- 
land im Weiten wie im Often „juriftifch” miterlebt hat, weiß, daß 
mit der Energieentfaliung und aus ihr heraug fi) auch im Kriegs— 
gebiet ſelbſt Necht entmwidelte. 

Dazu ift noch zu bemerken: 

Biele jtehen, wenn von „Machtentfaltung”, „Energieentwidelung”, 
„Gewalt“ und ähnlichen Dingen gefprochen wird, unter der 
Hemmung einiger Vorftellungen. Sie meinen, e3 fei alle Gemalt 
überwunden, e3 dürfe nur nod) von Recht und nie mehr von Gewalt 
geſprochen werden. Darauf iſt zu ermwidern: Die Macht, von der 
nicht gefprochen werden darf, iſt die da3 Recht verachtende Gewalt, 
denn dieſe Macht ift unfittlig. Aber der Antrieb, der aud) feiner- 
feit3 mit Gewalt, mit Macht gebieteriich zum Rechte zwingt, gehört 
au den in jeder Sittenlehre zu refpeitierenden Kräften. Gleichgültig 
aber muß e3 fein, wann und wo dieſer Antrieb auftritt und fich 
durchaufegen fucht, ob im Kriege inter arma, oder zur Zeit einer 
Staatsummälzung, oder zur Beit einer fonftigen Energieentfaltung. 
Auch da, wo Gewalt herrfcht, kann ſich Rechtsleben entmwideln, ins⸗ 
befondere Normfegung, welche die Gewalt felbjt regelt. Wer anders 
denkt, ift in der Tat im ſchlechten Sinne des Wortes naturrechtlid) 
beherricht; er verwandelt, der veralteten „via rationis naturalın“ 
folgend, Wahrheit in Unmwahrheit. Selbſt wenn er bon dem religiöfen 
Rechtöftandpunft aus an diefe Trage Herantritt, muß er erzählen, 
daß, bevor e3 Licht ward, die Erde wüſt und leer war. Auf das 
öffentlihe Recht übertragen bedeutet dies, daß aud) die Gemalten 
hier älter find al3 die gejchriebene Norm. Rie würde ein Amerikaner 
geftatten, daß aus feiner Konftitution da3 Wort ‚power‘ entjernt 
würde. Bereit3 im Akt I, Sektion I (legislative powers) findet 
e3 ſich und auch font an vielen Stellen. Auch die Kriegsgewalt ijt 
ad War power dem Amerifaner mwohlbefannt. Er Hat ihn im 
Amerikaniſch⸗Spaniſchen Kriege (auch in der Rechtjprechung) entfaltet 
und in diefem Kriege weiter entmwidelt. Wer unfrei geworden ift 
und bei allem immer vor einer Mißbilligung feitens Wilfong zittert, 
der mag feine Furcht vor dem Begriff Gewalt mit den powers und 
dem War power der Amerikaner beichwichtigen. 
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Hinzugefügt ſei noch, daß Wilſon gar nicht vom power im all⸗ 
gemeinen gejprochen hat, fondern von dem „arbitrary power that, 
can separately secretly, and of its single choice disturb the 
poace of the world“. 


Um das Verhältnis bon Kriegsgewalt und Rechtsbildung zu 
Hären, gehen wir von folgenden Normalfall aus: 


Das Heer Hat Teindesland bejet. Der Gouverneur einer be- 
fetten Stadt erläßt eine Verordnung in der Form einer Proflamation. 
Diefe Proflamationen mwaren 1815 eine Spezialität Wellingtong. 
Auch wir haben diefe Proflamationen als Verordnungen mit Straf. 
androhungen ſowohl in früheren Kriegen wie im Weltkriege in nicht 
geringem Umfange angewandt, und fie werden auch jetzt twieder bei 
der unfriegerifchen, aber frieggmäßig aufgentachten Beſetzung deutſchen 
Gebietes durch die Entente benußt. 

Es foll nun angenommen werden, daß der deutſche Gouverneur 
in feiner Verordnung defretiert: 


„Zur Sicherung des Kriegszweckes und der Truppen be- 
jtimme id): 

Seder Landeseinwohner hat binnen drei Tagen nach Bekannt— 
machung diefer Verordnung Waffen, die fih in feinem Beſitze 
befinden, auf der Kommandantur abzuliefern. Wer die Ab— 
lieferung unterläßt, wird mit dem Tode befiraft.” 


Fragt man nun, ob diefe Norin eine Rechtänonn ift (und am 
liebften mürde ich Diefe Frage an Leonhard Neljon, „vie Rechts⸗ 
wiſſenſchaft ohne Necht” richten), jo mird vielleicht geantwortet: 
„Eine Rechtsnorm ift allerdings ftet3 ein Gebot (oder Verbot), niemals 
aber kann ein Befehl eine Rechtsnorm fein. Ein Befehl ift allemal 
eine Willensäußerung und daher nur als Handlung einer Intelligenz 
denkoar” .. . „Könnte ein Befehl der Grund bon Meisten fein, fo 
läge in ber Tat der lebte Grund folder Rechte in einem Faktum, 
nämlih in dem Faltum einer Willenzäußerung. Dieſes Faktum 
hätte dann wirklich ‚normative Kraſt' und diefe Kraft fönnte es in 
der Tat nur vermöge der ‚Macht‘ ausüben, über die die befehlende 
Smtelligenz verfügt. Was kann das für ein Gebot fein, das nur 
durch die Macht des Befehlenden gilt und das aljo nicht durch eine 
ihm ſelbſt innewohnende Notwendigkeit, fondern nur vermöge der 
durch jene Macht mit feiner Erfüllung oder Verlegung verbundenen 
Folgen zur Befolgung nötige? | Ein folches Gebot iſt ein hypo—⸗ 
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thetiſches, aber kein kategoriſches Gebot, d. h. es iſt für die ihm 
Unterworfenen ein Gebot der Klugheit, aber keine Rechtsnorm.“ 

So heißt es bei Leonhard Nelſon in ſeiner Polemik gegen 
Jellinek („Die ſozialethiſche Bedeutung von Recht, Unrecht und 
Strafe,“ S. 113ff.), der den letzten Grund des Rechtes in etwas 
Faktiſchem ſucht, nämlich in der Geſellſchaft. 

Kehren wir jetzt zu unſerer Proklamation (Verordnung) zurück. 
Sie iſt erlaffen „zur Sicherung des Kriegszweckes und der Truppen”. 
Kann fie Rechtsnorm fein? Nelfons Verneinungsgrund Tennen mir, 
er it dem Geſichtspunkte der rechtlofen Duelle entnommen. Nun 
eine andere Lehre (Yaband, Jellinek, Anſchütz), die ven Verneinungs- 
grund dem Zmwed entnehmen wird. Nach ihr find Nechtönormen 
zum „Zwecke der Rechtſetzung erlaſſene Normen”. Weiter gibt es 
auch eine normjegende Tätigkeit, die nicht bezweckt, Recht zu Ichaffen, 
jondern die darauf abzielt, „in Ausübung einer der Verwaltung 
bereit3 zujtehenden Befugni3 motivierend auf phyſiſche Berfonen ein- 
zuwirken, und durch die Handlung denfelben Verwaltungszweck zu 
erreichen“ (Anſchütz, Fritifche Studien zur Lehre vom Rechtsſatze und 
jormellem Geſetz, ©. 3, 88 35, 55). Dieſe Normen werden im 
Gegenjab zu den Rechtsnormen als „Verwaltungsnormen“ bezeichnet. 
Diefer Gedanfengang ijt auf die Proflamation de3 Gouverneurs an- 
zuwenden, wenn man an Gtelle des „Verwaltungszwecks“ an den 
in der Verordnung herborgehobenen Zweck („Sicherung des riegd- 
zweckes und der Truppen“) denkt. Danach kann die PBroflamation 
nicht Rechtänorm genannt werden. Begnügen wir und zunädjit mit 
diefem negativen ErgebniS und kehren wir zur Verordnung zurüd. 

Nachdem die von dem Gouverneur gejegte Friſt von drei Tagen 
verjtrihen ift, werden zwei Landeseinwohner von Militärpolizijten 
feitgenommen. Bei dem einen hat man ein Dolchmeſſer gefunden, bei 
dem andern ein verrojtetes Gewehr uralten Model. Das Gemehr 
fei, fo erklärt der TFeitgenommene, ein altes Familienandenken. Der 
Gouverneur ordnet gemäß $ 4 der Kaiferlihen Verordnung II vom 
28. Dezember 1899 da3 außerordentliche kriegsrechtliche Verfahren 
gegen jeden der beiden Beichuldigten an. Das Teldgericht tritt zu- 
fammen. Es prüft in beiden Fällen den Zweck der Berordnung, 
betrachtet die der Erreichung des Zweckes dienende Androhung ber 
Todesftrafe, es erwägt in dem einen alle, daß ein „Dolchmeſſer“, 
in dem andern Falle, daß ein „berroftete® Gewehr uralten Modells” 
nicht zu den Waffen zu zählen fei, deren Nichtablieferung die An- 
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drohung der Todesſtrafe rechtfertigen könnte. Es fpricht demnach in 
beiden Fällen die Bejchuldigten frei. 

Rechtsnorm oder Nichtrechtsnorm? hatten mir gefragt. Die 
Berneinung der Trage Hatten wir vernommen, und troßdem fehen 
mir, wie die „Nichtrechtönorm” die Grundlage einer Rechtshandlung 
wird, eine gerechten Urteil. Nehmen wir nun an, daß die Norm, 
Die daS Teldgericht unterfucht hat, nicht in der Verordnung des 
Gouverneurs, fondern als allgemeiner Sab 3. B. im Militärftraf- 
gejegbuch fände, und daß es in einem $ 161a hieße: 

„Ein Ausländer, welcher in einem bon deutſchen Truppen 
bejebten ®ebiet der Verordnung eines dazu ermädjtigten Befehls⸗ 
haber3 zumider es unterläßt, Waffen binnen der vom Befehl 
haber beſtimmten Friſt abzuliefern, wird mit den Tode beftraft.” 

Dann liegt im Sinne der Laband-Jellinek-Anſchützſchen Lehre 
zunächſt einmal ein „formelles Geſetz“ vor. Prozeſſual ergibt fich 
dann folgendes: 

Sm Teldgericht wird ($ 10 der Kaiferlidhen Terordnung II vom 
28. Dezember 1899) ein merkwürdiger NRichtereid geleiftet. Der 
Schöffe ſchwört, die Pflidhten des Schöffen, der DOffizierrichter im 
Kriegsgericht die Pilichten eines Richter? getreulich zu erfüllen; der 
Richter im Feldgericht ſchwört, daß er „der ihm übertragenen Richter- 
pflicht eingedenk dergeftalt rechtiprechen will, wie es nad) feiner 
gemifjenhaften Überzeugung der Sache gemäß iſt“. Es ift dies die 
fchönfte Yormulierung des Nichtereides. Dieſer Eid hat in der fo 
merkwürdigen Kaiſerlichen Verordnung II eine bejondere Bedeutung. 
Das Teldgericht hat nicht nur die in formellen Geſetzen enthaltenen 
Normen, jondern auch den „Kriegsgebrauch“, zu dem insbeſondere 
das DVerordnungsrecht der Befehlshaber gehört, anzumenden. Diejem 
Kriegsgebrauch jteht e3 al3 Gericht freier gegenüber als dem formellen 
Geſetz. Beim formellen Geſetz hat e3 nicht da3 Prüjungsrecht aus der 
Natur der Cache wie beim Kriegsgebrauch, e3 nimmt nach der herr- 
ſchenden Lehre den Oberſatz des formellen Geſetzes Hin, „als von einer 
über ihm ftehenden Macht gegeben”. &3 fchafft fich nicht den Oberſatz, 
der Richter ift dem formellen Geſetz gegenüber aud) im Feldgericht die 
„viva vox legis“. Stände alfo ein der Verordnung de3 Gouverneurs 
gleit:er Cat in tem fingierten $ 161a de3 Miliiärſtrafgeſetzbuches, fo 
würde fich die Tätigkeit des Richter ändern; „fie ijt wie jeder logiſche 
Schluß. vom Willen unabhängig, es befteht Feine Tsreiheit der Ent— 
ſchließung, ob die Folgerung eintreten foll oder nicht; fie ergibt fich 
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— wie man ſagt — von ſelbſt mit innerer Notwendigkeit“ (Laband). 
Das Feldgericht darf alſo nicht wie beim Kriegsgebrauch (insbeſondere 
beim Verordnungsrecht der Befehlshaber) den Zweck der Norm und 
die Zweckdienlichleit der angedrohten Strafe prüfen, ſondern es hat 
nur zu prüfen, ob das Dolchmeſſer oder das verroſtete Gewehr eine 
Waffe ım Sinne des (fingierten) $ 161a des Militärſtrafgeſetzbuches 
it. Bejaht es diefe ‘stage, jo tritt als Folge die Verurteilung zur 
Todesſtrafe ein, eine Tolge, die nur inı Gnadenwege bejeitigt werden 
kann. Fragt man hier nad) der Idee des Rechts, jo kann fie in der 
Norm nicht Tiegen, denn e3 war gerade die Art der Strafandrohung 
in der Rechtsnorm das Unrecht. Die Idee des Rechts ift hier in 
der Tat ausgefchaltet; der normenſetzende Wille de3 Geſetzgebers, der 
vom Willen unabhängige logiſche Schluß des Richters, das find tie 
beiden Momente, zwiſchen denen fich alles abfpielt. Aber felbft wenn 
man da3 Unrecht auzichaliet, da3 in der grundjäßlichen Formulierung 
der Todesitrafe liegt, und eine mildere Etrafandrohung wählt, fo 
bleibt noch inimer eine Frage zu beantworten: Liegt ein Gefeß im 
materiellen Sinne, eine Rechtsnorm vor? 

Man denkt bei der Rechtjegung an die Regelung des Gemein— 
ſchaftslebens, man Hat die Rechtsverfaſſung „den fanktionierten 
Friedenszuſtand der menschlichen Gejellichaft” genannt und das Recht 
eine foziale Funktion, das die menſchliche Gejellichaft zur Voraus— 
fegung Hat. Und in diefem BZufammendhang ift mit Recht gejagt 
worden: „Was kann auf diefem Gebiet der Feind und der Untertan 
des feindlichen Staates wohl mit und gemein haben? Weder können 
noch wollen wir ihm Madıtiphären durch Rechtsſätze anmeifen.” 
Stände alfo wirklich der Tnhalt der Verordnung des Gouverneurs 
als $ 161a im Militärftrafgejegbud), jo würde ein merkwürdiges 
Stüd Gemeinfchaftsordnung geichaifen fein, diefe Gemeinſchafts— 
ordnung mit denjenigen, die nicht? mit und gemein haben mollen, 
deren Feinde wir find im Gegenſatz zu ihren heimatlichen Rechts— 
genofien. Die Norm bliebe troß korrekter Rechtsquelle und trog 
forrefter Strafandrohung materiell immer Kriegäzwednorm. Was 
fid) aber aus dem Gedankengange Der Redytsnormenlehre verwenden 
ließe, wäre die Garantiefunktion des Nechtsjages; Binding hat Dies 
gelegentlich in die Worte gekleidet: „Auch haben die jündigen Aus- 
länder ein Necht gegen das Reich und feine Organe, nach Maßgabe 
der Paragraphen ... behandelt zu werden. Dieſes Recht hat das 
Reich ihnen gegeben.” Das zwingt die Kriegdzmednorm in das 
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poſitive Recht hinein und ſchließt gleichzeitig den gleichen Tatbeſtand 
vom Kriegsgebrauch (Verordnungsrecht der Befehlshaber) aus, ob- 
wohl e3 der Gerechtigkeit und in dieſem Sinne dem Necht weit 
dienlicher wäre, wenn fie im Kriegsgebrauch ftände, da fie dann dom 
Seldgericht fo anzumenden wäre, „wie es nad) der gewiſſenhaften 
Überzeugung der Richter der Sache gemäß” ift. Dazu würde Binding 
aber weiter jagen: „Nichts widerſtrebt dem Necht mehr, alö eine 
Behandlung von Fall zu Fall.” Co wird alfo die materielle Krieg?- 
zwecknorm wegen ihrer formellen Placierung zur materiellen Rechts- 
norm befördert. Mit dem Pla im fonnellen Gefege erwirbt fie 
Rechte aus den Rechtögarantien, das führt zu Willensnomierungen 
und fo kommen wir zum Rechtgsſatze. 

Bei diefen Erörterungen haben wir die Träger der Re— 
volutionsgemwalt nicht aus dem Auge verloren. Bir jagten 
einleitend: Können die Träger der Revolutionsgewalt die gejebgebende 
Gewalt ausüben? „Geſetzgebende Gewalt” ift ein aus der Lehre bon 
der Gemalterteilung in da3 Fonftitutionelle Staatsrecht übernommener 
technifcher Begriff. Es ift die Legislative, die rechtjegende Gewalt, d. h- 
die Gewalt, welche rechtöverbindlich Rechtsfäge anordnen kann (vgl. 
Anſchütz, Otto Mayer, Laband, Jellinek). Was find nun Rechtsſätze? 
Wir haben foeben die wunderjame „materielle" Wandlung beobachtet, 
die eine ihrem Wefen nad) der Kriegänotwendigkeit entnommene Norm 
durchmachen kann, und wir glauben gerade, meil doch nun einmal 
beide, Revolutionsgewalt wie Kriegsgewalt, als rechtloſe Duellen 
gelten, das Exemplifizieren an Erſcheinungen innerhalb des Kriegs— 
lebens fortſetzen zu dürfen. Die Legitimität des Satzes: „Bei der 
kriegeriſchen Beſetzung kann der Kommandoführer zur Sicherung des 
Kriegszweckes und der Truppen Verordnungen mit Strafandrohungen 
erlaſſen“ wird zunächſt wegen der Rechtloſigkeit der Quelle beſtritten. 
Wir wollen die Quellenfrage noch ausgeſchaltet laſſen und folgende 
Sätze betrachten: 

1. Nicht jeder Befehlshaber, ſondern nur beſtimmte höhere Be- 
fehlshaber find Träger des Verordnungsrecht3 zur Sicherung 
des Kriegszweckes. 

2. Zur Rechtsgültigkeit der Verordnung iſt die Angabe von Ort 
und Zeit des Erlaſſes ſowie die eigenhändige Unterſchrift des 
zuſtändigen Befehlshabers erforderlich und ausreichend. 

3. Geſetzlich feſtgelegte Tatbeſtände dürfen nicht den Inhalt der 
Verordnungen bilden. 
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4. Als Strafandrohungen ſind nur die Strafen der deutſchen 
Strafgeſetze zuläſſig. 
B. Deutſche Soldaten find dem Verordnungsrecht der Befehls⸗ 
haber nicht unterworfen. 
6. Kriegsgefangene ſind dem Verordnungsrecht der Befehlshaber 
unterworfen uſw. 


Wir ſehen, daß die Verordnung ſelbſt, wie ſie der Gouverneur 
erließ, insbeſondere wegen ihres Zweckes, nicht als Rechtsnorm galt. 
Die eben angeführten Sätze mußten wohl überall als „die Summe 
von Rechtsnormen bezeichnet werden, welche das Verordnungsrecht 
(zur Sicherung des Kriegszwecks und der Truppen) regeln.“ Hatten 
wir vorhin im gerechten Urteil einen Rechtsakt gefunden, der Recht 
ſchaffte im Sinne der Gerechtigkeit, ſo ſehen wir hier eine Anzahl 
von Regeln auftauchen, die wiederum nach der herrſchenden Anſicht 
in das Rechtsleben gehören, obwohl die eigentliche Duelle, die Kriegs— 
„gewalt”, Doch nun einmal zu den „Nechtlofen” gehört. Die Ein- 
wendungen, die nun borgebracht werden, gehören in die Duellen- 
Ichte. Man entdeckt plößlich purgierende NRechtöquellen. Die einen 
jagen: „Zatfächliche Übung”. Die Übung tritt hervor; die Über- 
zeugung der Übenden, daß das, was fie üben, Recht fei, und in diefer 
Überzeugung liegt der Grund der verbindenden Kraft des Gemohn- 
heitsrechts.“ Das trifft den Fall nicht. Dieſe Rechtsfäge wurden don 
Einzelnen gefunden und dann erkannt. Das ift nicht „Übung” im 
Sinne des Gewohnheitsrechts (troß Der vorhandenen opinio iuris). 
Der Hinweis auf das Gemohnheitsrecht verjagt. Die andern verweilen 
auf Art. 43 der Haager Landfriegtordnung. „Pie Ermächtigung zum 
Erlaß von Verordnungen unter Strafandrohung gründet ſich auf die 
militäriſche Gewalt, die nach Art. 43 der Haager Landkriegsordnung 
im befegten feindlichen Gebiete die gejamte Staatsgewalt in fich auf- 
nimmt, jo daß auch neue Rechtsverordnungen mit Gejebe3- 
kraft erlafjen werden können.“ Und in Art. 43 der Landfriegs- 
ordnung heißt es: 

„L’autorite du pouvoir legal ayant passe de fait entre 
les mains de l’occupant, celui-ci prendra toutes les mesure 8 
qui dependent de lui en vue de retablir et d’assurer 
autant que possible, l’ordre de la vie publique en respec - 
tant, sauf empöchement absolu, les lois en vigueur dans 
le pays.“ 
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Danach hat der Okkupant, „nachdem die. geſetzmäßige Gewalt 
tatſächlich in ſeine Hände übergegangen iſt, alle ihm zu Gebote 
Rehenden Maßnahmen zu treffen, nun nach Möglichkeit die öffentliche 
Ordnung und Sicherheit wiederherzuftellen und aufrecht zu erhalten, 
und zwar unter Berüdjichtigung der Landesgeſete, ſofern keine un⸗ 
überwindlichen Hinderniſſe entgegenſtehen.“ 

So wird die Verordnung des Gouverneurs völkerrechtliche 

„Verordnung mit Geſetzeskraft“, und es iſt die Okkupations- 
gemalt im Sinne der „auf völferrechtliher Grundlage ruhenden, 
deufichen (militärifchen) Staatögewalt im Auslande“ als die hier in 
Trage kommende Rechtsquelle bezeichnet worden (Erih Kaufmann, 
Brüffel 1915). Daß diefe Anficht irrig war, Hat die weitere Necht3- 
entwicklung im Sriege gezeigt. Im Jahre 1916 war man fid, 
nachdem die Befegung bes öftlichen Gebietes ein Jahr gedauert hatte, 
darliber Har, daß die „zur Eicherung des Kriegäzweds und der 
Truppen” geübten Verordnungen bon den „für die Wermwaltung 
feindlichen Gebietes” erlaffenen zu unterjcheiden ‚feien. Man jagte: 
„Die Rommandogemwalt murzelt von unferm Standpunkte aus auf 
Snland3-, die Okkupationsgewalt auf Auslandagrund. Die Kom- 
mandogemalt ijt da3 Kriegsimperium, das die bewaffnete Macht in 
da3 fremde Gebiet hineinträgt und das ihr zur Sicherung des Kriegs— 
zwedes und der Truppen dient; die Oklupationsgewalt ijt Das 
Imperium, welches in dem fremden Gebiete die Gemeinſchaft Der 
dort lebenden Menfchen als Staatögemwalt beherrfcht und der Ber- 
waltung be3 feindlichen Gebietes dient.” Und die Alerhöcjite 
Berordnung vom 22. 11. 1916 (AVBl. 1916 ©. 514/515) führte 
unter A „Verordnungen und Verfügungen für die Verwaltung feind- 
lichen Gebiete3”, unter B „Verordnungen mit Strafandrohung zur 
Eicherung des Kriegszwecks und der Truppen” an. Und harafte- 
riftiich ift (meil es wieder an die Verordnungen mit Geſetzeskraft 
unferer Revolutionszeit erinnert), daß Die Verordnungen kraft Olku— 
pationsgewalt als „Recht3verordnungen (Geſetze)“ bezeichnet werden. 
Hier ſah man eine (völferrechtlich beftehende, landesrechtlich rezipierte) 
Duelle und Daher ſprach man von „Rechtsverordnungen“. 

Bei den Verordnungen kraft Kriegsgewalt hat man ſich be- 
jcheiden müſſen. Man hat fie nie Recht3verordnungen genannt. 
Man jah die Rechtsfindung durch die TFeldgerichte, die Entwidlung 
don Rechtsſätzen aus tatjächlicher Übung, aus offiziellen Meinungs- 
Außerungen, die don der Prarid angenommen wurden, aus Urteilen 
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des Reichsmilitärgerichts und aus den bei den Tagungen der Militär- 
juftizbeamten gefaßten VBeichlüffen. Aber die Duelle wurde nicht 
rechtsfähig. Einige ſprachen von Vernunft, andere fprachen bon 
Kriegsmacht, Kommandogewalt und ähnlichem, vom Sriegsgebraud,, 
von Notrechten. Laband jagte: „Das ‚legislatoriiche‘ Motiv, auf 
welchem die Anordnungen beruhen, ift einzig allein das Intereſſe 
der Kriegführung; jie find ſelbſt ein Zeil der Kriegführung. Nicht 
ein wiriſchaftliches Bedürfnis, nicht ein ethifcher Grundſatz, nicht das 
Rechtsbewußtſein, fondern nur die Zweckmäßigkeit ijt für ihren Erlaß, 
ihren Inhalt und ihre Ausführung maßgebend. Auf diefem Gebiete 
kann Daher bon dem Legalitätsprinzip nicht Die Rede fein. Es gibt 
daher zwei Möglichkeiten nebeneinander: eine gejeglich gebundene 
und eine geſetzfreie“ Der Mutigfte unter den vielen Suriften, bie 
ji) zu diefer Frage äußerten, war Wilhelm Kahl. Er fchrieb: 
„Für die grundfäglich richtige Stellungnahme zu dem ganzen 
Problem find m. E. nicht in erfter Linie technijc)- juristische Ge- 
fichtäpunfte der Etrafrechıis- und Strafprozeßtheo:ie entjcheidend, 
jondern unter und neben den Grundbeftimmungen der Reichs— 
verfajfung vielmehr die überall aus dem Weſen und Der 
Bernunft der Sachen ſich ergebenden Notmwendigfeiten. 
ir leben nicht in einer Zeit und unter Verhältniffen, die fich 
nach juriftiihen Formeln meiltern laſſen. Gerade der Juriſt 
muß die Höhe dieſes Standpunkte fuchen und feithalten, weil 
er andernfall3 dazu gedrängt würde, das Recht in den Dienſt 
des Unvernünftigen nehmen zu müffen. Es wäre vernunft-» 
gemäß nicht möglidy, bei der Verhältnisbeitimmung der beiden 
genannten Rechtöquellen von der apriorijchen Vorausſetzung 
auszugehen, das Militärftrafgefegbuch Habe gewollt und bezweckt, 
den gejamten Apparat der in einem Kriegsfall auf einem 
Kriegsfchauplag erforderlichen Normen und Formen von Gtraf- 
gewult erfchöpfend zu regeln. Es wäre dieſes Deshalb wider 
die Vernunft der Dinge, weil der Krieg felbit Fein Bor- 
gang ift, der ſich nach Rechtsregeln vollzieht, weil er vielmehr 
von Schritt zu Schritt, von Tag zu Tag vor neuen Gituationen 
fteht, deren Tatbeſtände nicht berehenbar und vorgreiflid 
untew beftimmten Nechtsnormen fubjumiert werden können, weil 
endlich das höchſte Gebot des Krieges, Rettung de3 Staates durd) 
Niederzwingen des Feindes um jeden Preis, nicht durd) gejeßliche 
Gebundenheit, fordern nur durch zweckgemäß wirkſame Freiheit 
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des Handelns erfüllt werben kann. Daraus ergibt fich ſchon von: 
ſchlicht naturrechtlicher Betrachtungsweiſe aus, daß es für 
ben Kriegsfall neben dem Jus commune (im Sinne des regel⸗ 
mäßigen Rechtes) ein Jus singulare, ein regelwidriges Recht 
geben, d. h. daß eine originär und ſelbſtändig fließende 
Machtquelle vorhanden fein muß, die eine der Kriegs— 
tatfahe entfprehende Sonderreht3ordnung aufzu- 
rihten und durchzuführen den Beruf und die Kraft hat. 
Diefem Naturreht3bedürfnis des Krieges entfpricht nun 
auch unfer pofitives Recht.” 

Tas war die Lehre des Krieges: das Belenntnis, daß nicht 
alles dem pofitiven Rechte zu entnehmen fei, daß die aus bem 
Weſen und der Vernunft der Sache ſich ergebenden Notwendig. 
feiten zu prüfen feien, und das mutige Rott von der fchliht natur- 
rechtlichen Betradhtungdmeife. „Rechtswiſſenſchaft ohne Recht”, 
hören mir wieder Leonard Nelfon jagen und hören ihn weiter, nac)- 
dem er auf 208 ©eiten Juriſten, wie u. a. Sellinef, Franz von Liszt, 
Mar Huber, Kobler, Radbrud, Erich Kaufmann, Anſchütz, Stengel, 
Bitelmann, Heilborn, Binder, immer erneut borgemworjen hat, daß 
fie die Idee des Rechts verloren haben, einen einzigen preifen, bei 
dem er die Reftitution des Necht3begriffes findet, das iſt Ludwig 
von Bar, deffen Andenken er fein Werk gewidmet hat. Und ihn 
preift er, meil er auf den wahren Grundjah des Völkerrechts Hin- 
gemwiejen habe, mit folgenden Worten: „Dieſen Grundfag ſchöpft er 
aus der Vernunft, und um ihn zu charakterifieren, fcheut er fich nicht, 
den Ausdrud „Naturrecht” und ſich Damit den Anfeindungen aus- 
zufegen, zu denen dies Wort von jeher eine Handhabe geboten hat. 
Wer fich freilich die Mühe nimmt, fich, ftatt bloß an Worte, an den 
don Bar damit verbundenen Haren Gedanken zu halten, der kann 
nicht verfennen, daß Bar aus den Umftänden ‚der Natur der Sadje‘, 
wie er e3 nennt, nicht ſowohl den Begriff Des Rechtes jchöpft, als 
vielmehr die Bedingungen, um den Begriff des Rechts überhaupt 
anzuwenden. Das Naturrecht‘ ift ihm als Duelle des Völkerrechts 
im höchſten Grade ‚fruchtbar‘, injofern als die vernünftige Erwägung 
der Natur der Sache‘ dazu führt, ‚eine höhere dee‘, ‚ein Recht, 
dag in feinen Grundlagen der Willfür entrüdt ift‘, zum Minzip des 
friedlihen Verkehrs zwiſchen Menjchenvereinigungen, vie Feiner 
höheren fichtbaren Macht unterworfen find, zu erheben.” Und charafte- 
ziftisch ift, daß von Liszt (Juriſtiſche Wochenfchrift vom 2. Dezember 
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1918, ©. 754ff.) Nelfon für feine fchonungslofe Kritik dankt, ihn 
darauf Hinmweilt, daß er „da3 Niforgimento“ der Tatholifchen Rechts⸗ 
lehrer überfehen habe, Die bon der Kommilfion für chriftliches Bölfer- 
recht (1917) herausgegebenen Schriften Mausbachs „Naturrecht und 
Völkerrecht“, und feinerjeit3 hervorhebt: „Wir andern haben das 
Problem des richtigen Rechts auf allen Nechtögebieten, audy 
auf dem des Völkerrecht, geftellt und nach unfern Kräften zu Iöfen 
verfucht. Ich bin fogar der Überzeugung, bag niemals zuvor bie 
Sehnſucht nad) einem folchen ‚objektiven‘, von Gewalt wie von 
Anerlennung unabhängigen Necht fo allgemein verbreitet und fo 
tief eingemurzelt geweſen ift wie in den lebten Friedensjahren.“ 
Und bei dem Problem de3 „Richtigen Rechts“ fei Hier eine perjön- 
tihe Erinnerung erlaubt. MS ich mein Doltoreramen gemacht hatte, 
unterhielten fich die Mitglieder der Fakultät bei dem üblichen Dekanats⸗ 
eſſen über Stammlers „Richtige® Recht" und ein hochberühmter 
Romanift äußerte dazu: „Sch kann mid) damit nicht befreunden; das 
iſt Naturrecht.“ 

Daß die naturrechtlichen Gedankengänge, wie Kahl ſie 
aus der Natur des Krieges entwickelt hat, uns mit Leichtigkeit zur 
Revolutionsgewalt hinüberführen würden, leuchtet ein. Und wenn 
wir uns vordem dennoch einmal vom Wege in ein Geſtrüpp begeben 
wollen; fo bedarf dieſe Beſchwerung der Arbeit einer Begrundung: Der. 
deutſche Juriſt iſt poſitiviſtiſch erzogen. Er kennt fein geſchriebenes Hecht, 
feine Geſetze, die Kommentare und die Entſcheidungen. Zumeiſt kennt 
er nur das Privatrecht, denn das iſt ſeine Schulung geweſen. Die 
franzöſiſchen Juriſten ftehen ihm geiftig nahe, auch in der Art ihrer 
Borbildung ähneln fie ihm, abgejehen davon, daß fie eine beſſere 
voll3wirtichaftliche und eine ungleich beſſere politiiche Borbildung auf. 
zumeifen pflegen. Wefenzfremd ift ihm aber die Mentalität der ang'o- 
amerilanischen Juriſten. Und gerade ihnen gegenüber hat unfer 
Poſitivisinus im Kriege feine Schwächen gezeigt. Bei uns Das 
Schöpfen au3 dem pojitiven Yiechte, die Verehrung der Kodifikation, die 
Bindung des Nichterd, und bei den Feinden die geringe Wertung 
geichriebenen Nechtes, das Schöpfen von Argumenten aus der Ver- 
nunft und der Natur der Sache, die freie Stellung des Richters 
und die Verehrung vor dem NRichterfprud. Am 4. Auguft 1914 
begann die Kataſtrophe des deutichen Rechtes mit Bethmann Hollwegs 
Bugeftändni3 von dem Unrecht, da3 wir begangen. War da3 nicht 
Unrecht, wird Darauf gefragt, heißt eö nicht: Pacta sunt servanda? 
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Es war Unrecht in dem Momente, als der Reichskanzler zugab, das 
Einrücken in Belgien als Unrecht zu empfinden. Er gab ba3 zu, 
weil feine Räte oder Direltoren wohl „Leine Muße” gefunden hatten, 
ſich ſchon im Frieden mit der völlerrechtlihen „Clausula rebus sio 
stantibus‘‘ zu beſchäftigen. Da3 ftand in feinem Text, wohl aber 
in einigen recht ſchwer gejchriebenen rechtsphilofophifhen Schriften. 
Man mag über Eric) Kaufmann? Schrift „Das Wejen des Böller- 
zecht3 und bie Clausula rebus sic stantibus‘“ denfen wie man will, 
die Zatfache, dab er ein borzüglich zufammengeftelltes Material über 
das Thema bringt, ift nicht zu bejtreiten, und billigte man nicht 
Saufmann, fo hätte man Bruno Schmidt verwenden fönnen. ber 
in Wahrheit lag die Sache fo: Obwohl jeder fühlte, daß die clausule 
hier materiell begründet war, für den Juriften der pofitiven Schule gibt 
e3 fo'hes „Zeug” nicht. Lieber ruhig Unrecht eingeftehen, al3 ſich mit 
„Sophiftereien” herausreden. Dabei gingen jehr ernfte aus der Natur 
der Sache und der Vernunft gejchöpfte Argumente verloren. Aber 
damit Tann man alles bemeifen, wırd und entgegengehalten. Gewiß. 
Über richtig ift auch fo'gendes: Mit dem Zugeſtändnis des Unrechts 
kann man nicht alles beweiſen, fondern nur eins bemeifen, nämlid, 
dag man unrecht hat. Ws man dann die Muße gejunden 
hatte, aus der Natur der Regiſtraturen heraus Urkunden zu finden, 
wollte man wieder dartun, daß man zu Unrecht Unrecht eingeftanden. 
babe. Da hatte man glüdlich etwas Pofitives, ein Beweisinſtrument. 
Daß e3 Völkerrecht „überhaupt nicht gebe”, mar in dem erjten Kriegs 
fahre gemeinfame Nechtsüberzeugung fat aller Juriſten. Als man 
dann anfing, die Haager Landkriegsordnung anzumenden, behandelte 
man fie wie ein paragraphierted Geſetz, man verftand nicht, daß 
die Haager Landkriegsorbnung Recht vorausſetzt, daß fie Kriegs- 
gebrauch beffätigen will; man wollte aber mit dem ius scriptum 
arbeiten. Unklarheiten fuchte man durch) Hinweiſe auf die Ent» 
ftehungsgefchichte zu befeitigen. Daß die Haager Landkriegsordnung 
auh von Völkern benugt wird, deren Mechtäleben der Begriff des 
todifizierten Rechts fremd ift, war für den pofitiviftiichen deutfchen 
Standpunkt gleichgültig. An das Argumentieren aus der Natur der 
Sache find wir nicht gewöhnt. Gewiſſen Angriffen gegenüber find 
wir infolgedeſſen wehrlos. Wenn Lloyd George die Frage erörtert, 
ob da3 deutiche Volk verantwortlich zu machen fei, dann halten wir 
den ganzen Gedankengang für fo dolos, daß mir und gar nicht äußern. 
Wenn e3 ſich um die Auslieferung Wilhelms des Zweiten handelt, 
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dann jangen wir an Paragraphen abzuſchreiben, während der Eng- 
länder den Hugo Grotius zitiert. Werteidigungen Iaffen fich dem 
naturrechtlich arleitenden Gegner gegenüber nur aus dem Natur- 
recht führen am beften aus den Worten und Echriften der Eng- 
länder felbft, ingbejondere aus ihrer Judikatur, und mern der Juriſt 
es nicht allein jchaffen fan, dann muß er Philofophen, Hiftorifer 
und Theologen Hinzuziehen. 

Bei zahlreichen im Kriege geführten wölferrechtlichen Diskuſſionen 
läßt ſich nachweiſen, daß immer eine Hiljlofigfeit bei und einfett, 
ſowie auf der Gegenfeite die naturrechtiiche Argumentation beginnt. 
Nur ein Gebiet fei noch erwähnt, weil auf ihm deutfche und englifche 
Rechtsmethode fich faft als Konkurrenten gegenüber ftehen und weil feine 
Betrachtung unfere Stellungnahme zur Revolutionsgewalt erleichtern 
wird. Es ift die Prifengerichtsbarkeit. Zunächſt etwas „rein 
Außerliches“. Die Engländer haben fomohl die Entfcheidungen bes 
Priſengerichts wie die Des Berufung’gerichtE, das Privy council grund» 
ſätzlich veröffentlicht. Bei uns herrfcht der entgegengejeßte Grund- 
ag. ir finden einige Veröffentlichungen, Teilftüfe bon Urteilen 
m juriftifchen Beitjchriften (inebeſondere in der „Leipziger Zeitfchrift"), 
aber mit der amtliden Veröffentlichung hat man bis jet geivartet 
(wahrſcheinlich aus politiichen Gründen, was bei Nechtzfprüchen 
Aberhaupt nicht erwogen werden follte).. Dann etwas Materielles. 
Der Deutjche führt aus: „Die Prifengerichte find nationale Gerichte. 
Sie ind bon ihrem Staate eingejeßt, um feftzuftellen, ob beifen den 
Seekrieg führende Organe diejenigen Normen, an die fie fich nad) 
ihren Inſtruktionen halten follen, beobachtet haben oder nicht, und 
um die hiernach gebotenen Folgerungen auszujprechen. Aus diefer 
ihrer Zmedbeftimmung ergibt fi, daß fie nach dem von ihrem 
Staate geſetzten Rechte zu urteilen haben, gleichviel ob es mit be- 
ftehenden völferrechtlihen Sägen übereinftimmt oder nicht. Ob dies 
der Fall ijt, hierüber zu urteilen, ift nicht Eache des Prifengerichts, 
fondern des Friegführenden Etaate3, der allein den anderen Staaten 
bierfür verantwortlich if. Die in der älteren Literatur ftellenmeife 
vertretene Auffaffung, daß die Priſengerichte internationales Recht 
anzuwenden hätten, auch) dann, wenn e3 nicht Beftandteil ihres 
nationalen Rechtes geworben ei, ift aljo grundfäglich abzulehnen.” 
(gl. Grotius; Annuaire international pour l’annee 1917. Darin 
©. 6Off. „La jurisprudence des Prises et le droit des gens“ 
von J. 9. W. Verzijl). Und fofort fügt Verzijl, der Holländer ift, 


Friters, Nevolutionsgewalt und Rotftanbäredit. 3 
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hinzu (S. 53): Wlfo: Iudex servus legis, gleichgültig, ob Das 
nationale Recht dem Rechtsempfinden der Nation widerſpricht ...., 
gleichgültig, ob das nationale Recht dem Völkerrecht widerſpricht. 
In den alten preußifchen Beſtimmungen über das Verfahren in 
Priſenſachen (Gei.-Sammlung 1864, ©. 369ff. 381, 8 29) war noch 
zu leſen, daß in Anfehung ber rechtlichen Entſcheidungsnormen bie 
erlaffenen prijenrechtlihen Vorſchriften gelten follten, „in beren Er- 
mangelung die fonftigen völkerrechtlichen Grundſätze, unbefchadet ber 
Berüdfichtigung der mit neutralen Staaten abgeſchloſſenen Berträge 
und unbefchadet der Anmendung der Retorfion in den Dazu ge- 
eigneten Fällen." In dieſem Krieg galt materiell die Prifenorbnnung 
vom 30. September 1909 (RGBl. ©. 275) und die zu ihr er⸗ 
gangenen Verordnungen betr. Abänderung. beren typiihe Ein- 
leitung lautete: „In weiterer Vergeltung ber bon England und 
feinen Verbindeten abmeichenb von der Londoner Erflärung über 
da3 Seekriegsrecht vom 26. Februar 1909 erlaffenen Beſtimmungen 
genehmige Ich die nachftehenden Abänderungen zur Prijenordnnung 
dom 30. September 1909 uf. (vgl. RGBl. 1917 ©. 631).” Iudox 
servus legis. Im feidgerichtlihen Verfahren fand, wie mir vorhin 
fahen, das Gericht auf dem Gebiete be3 Kriegsgebrauchs frei da. 
Die Prifenrihter ſchwören, die Pflichten eines Priſenrichters ge: 
treufich zu erfüllen (vgl. Prijengerichtsorbnung vom 15. Nobember 
1911, RGBl. 1914 ©. 301). Und hinter dem Ganzen fteht dann 
in Wahrheit wieder das, was Kahl al3 die naturrechtlich zu er- 
gründende Duelle bezeichnete, nämlich die Kriegs notwendigkeit, 
da3 Kriegdimperium, die Kommandogemalt, oder wie man e3 nennen 
will. Und diefe „Duelle” fordert im Namen des Rechts immer eine 
zweite Sreiheit, nämlich die Freiheit der richterlihen Entjcheidung. 

Iudex servus legis! Wo eine naturrechtlide Duelle fließt, 
muß der Richter „der ihm übertragenen Richterpflicht eingedenk ber- 
geftalt Recht fprechen können, wie es nach feiner gewifjenhaften 
Überzeugung der Sache gemäß if”. Was nühte e3, wenn im 
Kaiſerlichen Oberprifengeriht zu Berlin große Juriſten mitſaßen 
wie u. a. Dr. Simond, Der Grundfa fand feſt, daß Die 
Prifenordnung mit ihren Ergänzungen „die dom Saifer als 
Inhaber der oberiten Kommandogewalt innerhalb feiner reich3recht- 
lien Zuſtändigkeit feitgeftellten Grundſätze für die zur Seekriegs— 
führung gehörende Ausübung des Prifenrecht3 enthalte und daher 
die in exjter Linie maßgebende Norm nicht nur für die Kriegsmarine 


bilde, fondern, foweit die Rechtmäßigleit prifenrechilicher Handlungen 
der Ceebefehlöhaber in Frage flehe, auch für hie hierüber ent- 
icheidenden inländiichen Behörden, ingbefondere die Priiengerichte” 
(Oberprifengericht 18. Mai 1915 in Sachen „Elida”, Leipziger Beit- 
fhrift, 1915, ©. 1166). 

Und al® dann menige Monate fpäter (Yuli 1915) in Sachen 
„Glitra“ dag Oberprijengericht die Intichädigungspflicht für das mit 
dem feindlihen Schiffe zerjtörte neutrale Gut verneinte, da mußte 
erft eine Äußerung des pofitiven Rechts (Nr. 114 der Priſenordnung) 
als für da3 Recht nicht anwendbar abgelehnt werden (Nr. 114 mar 
nur Befehl an bie Schiffskommandanten, in ihr fpricht „nur der 
oberfte Kriegsherr nicht ber .Gefebgeber‘“, fie wollte nicht 
„materielle8 Recht“ geben), und die gefundene Lüde wurde 
völferrechtlich gefüllt „durch Zurüdgehen auf die allgemeinften Recht3- 
arund übe in Verbindung mit den Normen des allgemeinen Krieg- 
rechts“, und wie heißt dieſer allgemeine Satz: „Was die Kriegslage 
fordert, muß geichehen dürfen ohne Rüdficht darauf, daß ſich neutrales 
Gut im Edhiff befindet” (Leipziger Beitichrift 1915, ©. 1389). Zu 
der Begründung des ius necessitatis mar es nötig, fo oft vom 
politiven Recht, vom ‚Geſetzgeber“, Rechtsgrundſätzen uſw. zu ſprechen. 
Dabei lag der Fehler lediglich in der Methode. Die Entjcheidung 
in Sachen Glitra war materiell richtig. Der Siult des Erlennbaren, 
der aus bem Poſitivismus erwachſen iſt, verhinderte das Oberpriſen⸗ 
gericht an ben völferrechtlichen Grundſatz ſofort heranzutreten. Da- 
gegen war e3 eine juriftiiche Großtat, als das Neich3militärgericht 
durch feinen Plenarbefchluß vom 9. Februar 1916 (Bd. 20, ©. 118 ff.) 
das Bölferrecht in das Hecht einfehte, indem es bezüglich des Begriffs 
„Kriegsgefangenſchaft“ ($ 158 MilStrGB. und $1 Ziff. 8 MilStrGO.) 
ausfprach, „e3 handele ſich nicht um einen vorwiegend frafrechtlichen, 
londern um einen auf den Grundfäßen des Kriegsrechts be- 
ruhenden, alfo völferrehtlihen Begriff, welcher der 
Wandlung und Fortbildung des Völkerrechts unterworfen ift und ſich 
heute nad) der Anlage zum Haager Ablommen, betr. die Geſetze 
und GEebräuche des Landkriege8 dom 19. Oktober 1917, der og. 
Landkriegsordnung, beitimmt”. Wenn ein Gerichtshof e3 abgelehnt 
bat, den Richter ala „iudex servus legis“ zu betrachten, fo ıft es 
dad Neichdmilitärgericht geweſen. Nicht zu beftreiten ift, daß auch 
die Teidgerihte aus der zunächſt jo roh auftretenden Kriegsgewalt 
heraus, vielleicht unter dem Einfluß der großen, aus Amerika 
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ſtammenden völferrechtlihen Bewegung Die Lege zur Idee Des 
Nechts in gerechter fachgemäßer Anwendung der Normen fanden. 

Am 29. und 30. September 1916 fand in Brüfjel ein Yuriftentag 
ftatt, bei dem in Form von Einzelvorträgen über die völkerrechtlichen 
Erfahrungen im Weneralgouvernement Belgien berichtet wurde, bor- 
nehmlich unter Bugrundelegung der Haager Landkriegsordnung 
(3. Abſchnitt). Über diefe Tagung fchrieb der Völkerre htslehrer 
Geheimer Zuftizrat Profeſſor Dr. von Liszt: 

„Sm ben befegten feindlichen Gebieten können wir den Kräften, bie 
das Völkerrecht bauen, bei ihrer fchöpferiihen Arbeit unmittelbar zufehen. 
Hier figen wir am faufenden Webftuhl der Zeit ... Daß auf alle. 
Fragen die Landkriegsordnung feine Antwort gibt, wird niemand mwunder- 
nehmen... Die... . Liden auszufüllen aus dem Geift der Landfriegs- 
ordnung heraus, die militärischen Intereſſen des Deutſchen Reichs überall 
zu wahren, dabei aber die Intereſſen des belgiſchen Bolfes nicht nur möglichſt 
zu ſchonen, fondern mit allen Mitteln einer guten Verwaltung zu fördern, 
das ift Die unendlich fch vierige Aufgabe, die unfere militäriihe Gewalt in 
Belgien zu löfen berufen ift.. . . Aber ein3 habe ich noch zu betonen. Alle 
Handlungen unferer Verwaltung entjpringen ber Überzeugung, daß fie dem 
zwifchen den Völkern geltenden Recht entſprechen. Es find Alte nicht der 
Billfür, fondern der Rechtsübung. Und darum jind fie Bauſteine für ben 
Ausbau des Völkerrechts . .. Niemals zutor ift mir die Lebenskraft des 
Völkerrechts fo greifbar entgegengetreten wie in Brüſſel; niemald Hat ſich 
eine folche überreiche Fülle von Iehrreihem Stoff vor mir ausgebreitet wie 
in jenen zu ſchnell rerftricejenen beiden Tagen; niemals habe ich aber aud 
eine fo meifterhafte Beherrſchung des Stoffes gefunden wie bei den Minnern 
de Verwaltung, die in Brüffel an unjeren Verhandlungen teilgenommen 
haben.” 

Wird in diefen Ausführungen auch nicht Har zwiſchen Stom- 
mandogemwalt und Okkupationsgewalt unterjchieden, jo zeigen bie 
Darlegungen von Liszts doch, als wie bedeutfam die unter der Kriegs⸗ 
gewalt ſich vollziehende NRechtsentwidelung empfunden wurde. Gewiß 
wurde es im Anfang des Krieged anders gehandhabt als im Jahre 
1916, aber da3 zeigt nur, daß eine Nechtsentmwidelung eingetreten 
war und bemeift nicht, daß es im Anfang fein Recht gab. Das 
Kriegsrecht des Jahres 1914 war Recht, wenn auch ein weniger 
richtige3 als das der Jahre 1916 ff. 

Unſere Feinde haben diefe Entwidelung nicht verftanden und 
jie jagen jet um ihr Nachebedürfnig zu verbergen, e3 ſei eine 
Forderung der Gerechtigkeit, nunmehr gelegentlich ihrer Beſetzung 
bei dem Standpunkt wieder anzufangen, den wir im Laufe ber 
vier Kriegsjahre längſt verlaſſen haben. 
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Hier mwirb mir ber Lefer einwerfen, baß ich bie Revolutions- 
gemalt entgültig aus dem Auge verloren babe und mid) in jurifti- 
ſchen Striegderinnerungen ergehe. Dem muß id tiderfprechen. 
Wir gingen von Jellinek aus, [der Krieg und Revolution 
gleichftellt, fie beide ala etwas rein zatjädhliches, dem 
Suriftiihen Entzogenes behandelt. Wir haben an Bei- 
fpielen zu zeigen berfudht, mie fich die Rechtsidee im 
Kriege äußert, mie die naturredhtlidhe Erfafjung der Duelle 
zur Erfenntnis ber reht3fhöpferifhen Evolution im Land- 
Iriege führt und wie wiederum bie pofitiviftiiche Bewertung 
der Quelle im Seekriegsrecht die Entwidelung verhindert. 
Dabei wurde immer zweierlei ins Uuge gefaßt, die Norm 
felbft und ihre Anwendung durh Richterſpruch. Wir 
mußten mit den in ber Spradhe der ſtaatsrechtlichen 
Doktrin nblihen Begriffen arbeiten und leınten Nelſons 
allgemeine Kritik fennen. Wir fahen immer von neuem 
naturrechtliche Fdeen auftauden und. find noch im Begriffe 
zu zeigen, daß dieſen naturredhtlihen Gedankengängen 
eine gröjere Bedeutung innewohnt als der in Verachtung 
des Naturreht3 erzogene Teutihe anzunehmen geneigt 
it. Wir haben alle diefe Momente, da wir mit den Be— 
griffen unferer flaatsredtlihen Doktrin Hinfihtlid der 
Norm wie Hinfichtlich der Duelle arbeiteten, gewiſſermaßen 
zufällig gefunden, aus bem Tatfachenmaterial heraus, und mollten 
nun dieſes Tatfachenmaterial nody durch etwas ergänzen, nämlich 
durch Betrachtung der englifchen Prifengerichtsbarfeit, die wir ber 
deutichen gegenüberziftellen beabſichtigten. Der große englifche 
Prifenrichter erjter Inſtanz mar der vor kurzem berjiorbene Gir 
Samuel Cvans, in zweiter Inſtanz wurde vor dem „JudicialCommittee 
of the Privy Council‘ verhandelt. (Publiziert find die Entſcheidungen 
ſowohl in Lloyd’s Reports of Prze Cases wie in The Law 
Times Reports. Außerdem finden ſich im Grotius Annuaire 1916 
und 1917 Enifcheidungen) Der Fall, dem wir die enaliichen 
Grundſätze entnehmen, führt den Namen „The Zamora‘ (The 
Law Times, 1916, Bd. 114, S. 627 ff). 

Da3 „Zamora““Urteil it im Frühling 1916 gefällt worden, 
es erjcheint alfo nicht ausgeſchloſſen, daß „Elida“ und „Glitra“ den 
Lords jchon befannt waren. Der „King in couneil‘‘, fo führt 
da3 Urteil aus, kann nie „Gejeßgeber” fein, nie materielled Recht 


ichaffen. Zur Entſcheidung des Prifengerichts jtänden Handlungen 
kraft Königlicher Kommandogemalt im Kriege (acts done by the 
sovereign power in right of war), Der König lei aljo materiell 
Partei, und das Gericht könne nicht Weifungen feitend einer Partei 
empfangen. Das Prifengericht habe nicht nationales Recht anzu- 
wenden, fondern Völkerrecht. Dieſes Völkerrecht fei nicht Yarıdes- 
recht, fondern entftehe durch tatfächliche Übung und Tangjährige Ge- 
wohnheit der zibilifierten Nationen in gegenfeitigen Beziehungen oder 
durch ausdrüdliche internationale Vorträge. Dementiprechend müſſe 
da3 Prifengericht den Außerungen der Königlichen Kommandogemalt 
gegenüber frei daftehen. Das Prifengericht müſſe ein Gericht fein, 
da3 dem Nechtöfchußbegehren des nichtfeindlihen Ausländers die⸗ 
felben Garantien biete wie internationale Gericht, und das Gericht 
könnte ſchon nicht mehr als Prifengericht fungieren, wenn ein Act 
of the Imperial Legislature, aljo ein formelles Gejeg den völfer- 
rechtlichen Normen widerſprechende Regelungen aufmwieje. (It would 
be in the field covered by such provisions be deprived of its 
proper function as a Prize Court.) Aber aus dem Umftand, 
daß ein formelles Geſetz den Priſengerichtshof binden könne, jet Dod) 
nicht zu fchließen, daß Dies auch auf Anordnungen des King in 
Couneil zutreffe. Was nun aber al3 Völkerrecht zu gelten hat, das 
wird im Zamora-Sall einer Außerung des Lord Manzfield aus dem 
Sabre 1744 entnommen. Es heißt dort „The law of nations, 
founded upon justice, equity, conscience and the reason of 
the thing and confirmed by long usage“. Hiernach ift das 
Bölferrecht gegründet auf Gerechtigkeit, Billigfeit, auf da3 Gewiſſen 
der Völker und die Natur der Sache und muß beftätigt fein Durch 
usus longaevus. Mit diefen Argumenten lehnt der Privy Council 
ben Sat ab, daß bei Ausübung der Kommandogewalt der König 
materielle Recht hinſichtlich der Priſen ſchaffen könne. Daß, wie 
der Holländer PVerzijl (a. a. O. ©. 57) dargetan Hat, der Engländer 
troß de3 pompöfen Bekenntniſſes zum Völkerrecht in Wahrheit als 
Bölferrecht fein common law angewandt hat und es überdies (val. 
„Hamborn” in Grotius, 1917, ©. 329 und PBerzijl, ©. 127) in 
recht brutaler Weife entwidelt hat, das fei nur erwähnt. Wichtig 
war e3 für und zu zeigen, mit welcher Freiheit der englische Richter 
lede pojitive Regelung ablehnt, wie er in naturredhtlicher Methode 
an die „gefeglih” nicht erfaßbare Duelle herantritt, und aus welcher 
Souveränität er bei einem Tatbeſtand, der von der Kriegsgewalt be- 
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herrfcht ift, Recht entnimmt. Dieje Methode hat die gefamte engliſche 
Krieggrechtiprechung beherricht. Der befannte Richterſpruch Des 
Lord Justice Phillimore in Sadyen Zine Corporation Ltd versus 
Aron Hirſch und Sohn (Law Times Reports, vol. 114, ©. 222 ff.), 
vergleicht englifchen Kriegszweck mit dem Zweck eines zwiſchen einer 
deutfchen und einer englifhen Firma gejchlofjenen, die Euspendierung 
des Vertrages im Talle höherer Gewalt vorfehenden Bertrages. Der 
Vertrag wird aufgehoben, weil der Vertrag ein Kaufmonopol ber 
deutichen Firma enthielt und dies als eine Schnächung ber Mittel 
(ressources) Englands angejehen wurde. Es handelt ſich nicht um 
die Kritik des Urteils, fondern um die Methobe der Urteilfindung. 
Es kann bei englifcher Methobe zu ungerechten und bei beutfcher 
Methode zu gerechten Urteilen kommen. 

Sp wird man wohl nachmweifen fünnen, daß die deutiche Prijen- 
gerichtöbarfeit, wenn fie auch in ihrer theoretiſchen Begründung 
fchlecht war, in ihrer praftijten Durchführung trog der Tegrünbung 
zu gerechten Urteilen gejührt hat. Was hier gezeigt werben jollte, 
war die Gefahr, die der deutjche Yurift läuft, wenn er bor ein 
naturrechtlicheg Problem geflellt ift. Er verrennt fi zunächſt im 
einige pofitive Eäße, die ihm als sedes materiae geiten, und Tann 
den Rüdzug aus dem Tofitiven nur mittels einiger Säge finden, 
die feine Stellung als Richter ſchwächen, was das Zamora-Ütteil 
Sich ſchon von einer das Völkerrecht neu beflarierenden Parlaments- 
afte verbitten will (vgl. Law Times, ©. 629 ‚The authority of 
the court as on interpreter of the law of nations would be 
thereby materially weakened). Das bdirelte Eingehen auf die 
Natur der Sache und da3 Suchen nach dem Erkenntnis aus der 
Natur der Sache Hält der deutſche Richter im allgemeinen für 
juriftiiche Anarchie, und fo kommt e3, taß er jedenfall in der Auf- 
faffung feiner richterliden Aufgaben einer naturrechtliden Duelle 
gegenüber Hinter dem englifchen Nichter zurüditebt. 

Anmerkung zum erften Kapitel. Ein Gebot der Ehrlichkeit ift e8, den Aus 
führungen über die Prijengerichtsbarleit noch folgendes hinzuzufügen: 

1. Dan darf für England nicht überfchen, daß es das Judicial Committee 
of the Privy Council ift, welches fi) in „Zamora“ über den „King in 
Couneil* unterhält und daß die Bezeichnung „King in Council“ nur ein 
Symbol ift (vgl. Bitat bei Hatſchek, Engliſches Staatsrecht, Bd. II, ©. 144 
a mere formality and that the whole responeibility rests with the 


Minister to whose Departement the Act belonge“). Ebenſowenig darf 
man überfehen, daß auch für Deutichland die Ausdrüde „Kommandogemwalt”, 
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„Dberbefehl” uſw. Symbole find und daß. von einen: eigentlihen Handeln bes 
früheren Trägers biefer Gemalten ebenjomwenig geſprochen werden kann wie beim 
King in Council. &3 handelt fi bier wie dba um Teierlichleitäformeln. 

2. Weiter darf für England nicht überfehen werden, baß wenn „their 
Lordships‘“ in „Zamora“ erllärten die Order XXIX, v. 1 (of the Prize 
Court Rules construed as an imperative direotion to the court is not 
binding) ſei al3 imperative Weifung für das engliſche Oberprifengericht nicht 
bindend, fie damit der biäherigen von dem Großen Brijenrichter Lord Stowell 
(„The Fox“, ‚The Maria‘) vertretenen, durch Sir Samuel Eoans aboptierten 
Lehre von den „legislativen Rechten” des „King in Couneil entgegentraten 
(vgl. au Verzijl a.a. O. ©. 59), alfo auch für England neues Recht jchufen. 
Möglicherweiſe wirkte im Unterbewußtſein der Law Lorda hier (wie aud 
fonft nicht felten) die Politif mit: ein Wunſch der Abwehr den Vereinigten 
Staaten gegenüber, wo Stimmen laut geworden, welche die diplomatiſche Inter⸗ 
vention der Prifengerichtäbarkeit vorzuziehen fchienen, und gleichzeitig der 
Wunſch des Angriffs Deutichland gegenüber durch Belenntnis zum internationalen 
Recht und Ausfchaltung der Order in oounoil al3 Emanation der Kommando 
gervalt. Die Zahl der Indizien für die Möglichkeit des Unterbewußtjeins 
{mehr wird über „Their Lordships‘ nicht behauptet) jind recht groß. Die 
Terminologie bezü li der Kommandogemwalt, das Zitat aus einem beutichen 
Schriftfteller (Albrecht, Zeitſchr. f. Völkerrecht, 6. Band, Breslau 1912), der Hin- 
wei3 auf die Prifengericht3prarid der Amerikaner und endlich die Formulierung 
de3 Lord Parker of Wuaddington, ber Neutrale habe fich an das Brifengericht 
des Kriegführenden vor Inanſpruchnahme diplomatiſcher ntervention zu wenden 
und („a case for such intervention arises only if the decisions of these 
eourts are such as to amount to a gross miscarriage of justice“) Inter- 
vention fei alſo nur zuläfjfig bei unmürdiger Priſengerichtsbarkeit. 

3. Endlich darf für Deutſchland nicht überjehen werden, daß die Prifen- 
ordnung in Wahrheit außer Befehlen an die Kommandanten da3 enthielt, mas 
bei ung al3 Geelriegsvölferrecht erfannt worden war und einheitlich als Bölfer- 
recht geübt werden follte. Sinn einer folhen Anordnung wie der Prifen- 
ordnung war e3, von der Idee des Iandesrechtlich rezipierten Völkerrechts aus- 
gehend, Völkerrechtsanwendung zu fihern und das auszufchließen, was die Haager 
Landfriegaordnung „appreciation arbitraire de oeux qui dirivent les 
armées“ nennt und mas mir mit „millfürlicher Beurteilung der milttärifchen 
Befehlshaber” tiberfegt haben (KGBl. 1910, ©. 107). Für den Landkrieg be- 
faßen wit „Iandesrechtlich rezipiertes Völkerrecht" in den anerfannten Normen 
der Haager Landkriegsordnung. &3 brauchte aljo (immer in dem Gedanfengang 
des Erforberniffes einer landesrechtlich anerkennbaren Quelle und war dad auch 
nur Alt der Kommandogemwalt, Anerfennung durch Veröffentlihung im Reich 
geſetzblatt) die Kommandogewalt fi nur „in den Lüden” zu betätigen. Die 
im Anfang des Kriege von einigen Juriſten fehr energijch vertretene Lehre, 
dag die Äußerungen der oberften Kommandogemalt für die Gerichte bindend 
feien, daß insbejondere dem Oberbefehl da3 Recht zuftefe, „den Kriegsgebrauch 
mit Wirkung für die fubordinierte Kommandogewalt zu erläutern oder durch bie 
von ihm ermächtigten Befehlshaber erläutern zu laſſen“, ift in der Entwicklung 
des Landkrieges dann durch eine andere Lehre befiegt worden, nämlich durch die 
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Lehre von der Freiheit des Gerichtes und feiner vollfommenen Unabhängigfeit. 
Diefe Entwidelung ſpiegelt ſich deutlich ab in den einzelnen Militärjuriften- 
tagen, bie man nur im Sinne der Rechtsentwidelung verftehen kann. Man 
fieht im deutſchen Landfrieg wie im englifhen Priſenrecht, wie wichtig bie 
Methode if, wie wichtig es iſt, naturrechtlihe Quellen al3 naturrechtliche hinzu— 
nehmen und ihren rechtlichen, d. b. der dee des Rechts werten Ausgleich in der 
tichterlihen Funktion, d. 5. im gerechten Urteil zu erbliden. Dieje Gedanken, 
melde die ganze vorliegende Echrift beherrfchen, follten durch das in dem erften 
Rapitel zufammengeftellte Tatſachenmaterial vorbereitet werden. 


Sapitel LI. 


Revolutionsgewalt und Rechtsſtaat. 


Ich habe einen Freund, den ich als ruhigen und klaren Kopf 
ſchätze, gebeten, mein erſtes Kapitel zu leſen. Den Plan der Arbeit 
babe ich ihm ganz allgemein ſkizziert. Mein Freund iſt unzufrieden. 
Er jagt mir, „daß die Dispofition nicht Har ift (\Ia 1aa‘), daß du 
in äußerer Anknüpfung bon einem Tatbeitand in den andern hinein— 
ſchleichſt, das mill ic) nur erwähnen. Die juriftifchen Kriegs— 
erinnerungen interefjieren vielleicht, und man erfennt aud) Zu- 
fammenhänge mit dem NRebolutionsproblem. Aber du trägit alles 
bor wie ein Nebel. Man hat das Gefühl, du millft Unruhe er- 
regen und an Pingen rütteln, die als feftitehend angejehen merden. 
Damit Tannft du mehr Unheil anrichten als du ahnt. Dein Ber- 
gleich mit dem in Kriegsgewalt geborenen Recht hinkt, weil die 
Kriegsgewalt, von der du ſprichſt, nie innerftaatlich gewirkt hat. 
Das Innerſtaatliche war auch im Kriege beherrſcht durch den Ge— 
danken des Nechtsftaates, der jede Willkür ausſchloß.“ Cr riet 
mir dann, mit weniger Gelchrjamfeit und etwas mehr Politik vor— 
zugehen, insbejondere warnte er mich vor dem Nelfonjchen Buch 
„Die Rechtswiſſenſchaft ohne Recht“. Ich widerſprach. Ich müſſe 
mich noch mit Sri Kaufmann, mit Binder und mit Jellinek ab— 
quälen, auch James Goldſchmidts „Materielies Juſtizrecht“ und 
„Materielles Zivi juftizrecht” Hielt ich für wichtig, ſodann ſprach ich 
{hm bon einer munderfamen, äußerft anregenden Berliner 2oftor- 
differtation „Zum Problem der Bevollmächtigung” von Walter Grau 
aus Berlin. Mein Freund eriwiderte mir, mit fo viel Gelehrjamteit 
würde ich meine Schrift ungeniejbar machen. „Begnüge dich mit 
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dem einfachen Satz ‚der Staat ſoll Rechtsſtaat fein, das iſt die 
Loſung‘. Ter Sa ftammt von Etahl und ift don DO. Bähr und 
Gneift adoptiert worden. Ron diefem Cab aus läßt ich jedem 
‚arbitrary power‘ gegenüber ein klarer Standpunkt geminnen." 
Ich erklärte, darauf eingehen zu wollen, er jolle mir noch etwas er- 
Hären; ic) glaubte, ven „Staat“ zu fennen, den er meine, aber er 
folle mir erflären, wa3 er unter dem „Recht“ in dieſem Staat ver- 
ftehe. Darauf gab er jede weitere Dielujfion auf und verließ mild). 

„Rechtsſtaat und Recht.“ Zunächſt fünf Einzelfälle. 

1. In Art. 5 der Bundesverfaſſung der ſchweizeriſchen Eidgenojjen- 
ſchaft (vom 12. Herbftmonat 1848, jet zu datieren vom 29. Mai 1874) 
„gerährleiftet ver Bund den Kantonen .. . die Freiheit, die Rechte des 
Volkes und verfaffungsmäßigen dıechte der Bürger gleich den Nechten 
und Befugniffen, welche das Volt den Bürgern übertragen hat”- 
Jedem Schweizerbürger (vgl. Blumer, Schweizeriſches Bundezftaat3- 
recht I) „Heht dad unſchätzbare Necht zu, die Intervention der 
Bunbesbehörben anzurufen, nicht bloß wenn Bundes- und Konfordats- 
vorjchriften, fondern auch, wenn ausdrüdlihe Beſtimmungen der 
Tantonalen Berfaffungen von den Behörden mifachtet worden find”, 
Diefes jedem einzelnen Schweizerbürger gewährleiftete Recht mird 
von Rüttimann al „Garantie des verfaſſungsmäß gen Recht 
zuftandes” (vgl. das Nordamerikaniſche Bundesſtaatsrecht verglichen 
mit den politifchen Einrichtungen der Schweiz, 2. Zeil, 1. Abt., 
Züri) 1872, ©. 65) bezeichnet. Nach Art. 113 der Bundes 
verfafjung urteilt das Bundesgericht (Nr. 3) „über Beſchwerden, betr. 
Berlegung verfaffungsmäßiger Rechte der Bürger, fowie über ſolche 
von Brivaten wegen Verlegung von Konlordaten und Staats- 
verträgen“. Bu diefem verfaffungsmäßigen Rechte der Bürger ge- 
hören nad) der Bundesverfaffung der fchmeizerischen Eidgenoſſenſchaft 
auch die in der Verfaffung aufgeführten Grundrechte. 

Eine ähnliche Regelung Hatten wir im Reiche nicht; der Um- 
ftand, daß mir neben dem Reichsbürgerrecht das Staatsbürgerrecht, 
daß wir keinen Einheitsftaat, fondern einen Bundesstaat bejaßen, 
legte der Reichöverfaffung Befchränfungen auf. Die einzelnen Bundes- 
ftaaten enthielten, in der Regel dem franzöjifchen Vorbild, der Charte 
von 1814 oder der Belgifchen Verfaſſung von 1831 folgend, eine 
Aufzäh'ung von Grundrechten, Menjchenrechten, Freiheitzrechten. 
Laband gedenkt ihrer in feinem Staatsrecht Band I „die Freiheits- 
rechte oder Grundrechte find Normen für die Staatögemwalt, welche 
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dieſelbe ſich ſelbſt gibt, ſie bilden Schranken für die Machtbefugniſſe 
der Behörden, fie ſichern dem Einzelnen feine natürliche Hanblungs- 
freiheit in beftimmtem Umfange, aber fie begründen nicht fubjeltive 
Nechte der Staatsbürger. Gie find feine Rechte, denn fie haben 
fein Objekt“. Labands Auffafiung ift in der Theorie nicht die allein- 
herrſchende geweſen, SYellinef 
(Allg. Staatslehre, 1914, ©. 417; Syſtem der ſubjektiven öffent- 
lihen Rechte, Tübingen 1905, vgl. insbeſondere dort ©. 98 und 
S. 98 Anm. 2, mo Sellinef bei der Kritik einer Entſcheidung 
des Schweizeriſchen Bundesgericht3 die Art. 5 und Art. 113 der 
Schweizer Verfaſſung überfieht) 
hat die individuelle Freiheitsſphäre durch Aufſtellung des Status 
libertatis anerkannt. Das iſt Die Theorie. Worin liegt oder lag 
bei uns der praftifhe Schuß der Treiheitärechte des Bürgers 
oder fagen wir des Volksgenoſſen dor der Staat3gewalt? Man wird 
eine Anzahl von Beftimmungen des Reichsſtrafgeſetzbuches anführen, 
in3befondere den 28. Abjchnitt des Reichsſtrafgeſetzbuches über „Ver— 
brechen und Vergehen im Amte” (88 331 jf.), das Militärſtrafgeſetzbuch 
über ven Mißbrauch der Dienftgewalt (6. Abſchnit 8 114 ff.), ferner 
den $ 143 Miztr®&B. (Duldung ftrafbarer Handlungen) und 
$ 145 MilStrGB. (Kflichtverlegung bei Verwaltungsgeſchäften). 
Dabei fei hervorgehoben, daß die Aufzählung nicht erjchöpfend 
jein ſoll. 

Terner wird auf die in dem $ 839 des Bürgerlichen Geſetz- 
buche3 bei Amtsdelikten normierte Schadenserjagpflicht des Beamten 
hingewieſen (auch die Enticheidung des Reichsgerichts in Zivilſachen, 
Bd. 91, ©. 185 zitiert), alfo auf die reichsrechtlich geordnete 
Bivilrehht3pflege und endlich auf die landesrechtlich geregelte 
Verwaltungsrechtspflege. Bevor wir auf dieje beiden Punkte 
eingeben, ftellen wir eine Trage: Wie ftand es bis zum Jahre 1916 
mit der Schußhaft?, d. h. mit der Anordnung der Haft oder einer 
Aufenthaltsbef:hränfung durch die vollziehende Gemalt im Recht3- 
ſtaat. Antwort: Dur) den Krieg waren Ausnahmeverhältniffe 
bedingt; der $ 5 de3 (nad) Art. 68 der NReichöverfafjung mit den 
dort erfichtlicden Ausnahmen) im Deutichen Reiche geltenden Preußi⸗ 
ſchen Gejetes vom 4. Juni 1851 [Gef Sammlung für 1851, ©. 451 ff] 
ſah nun einmal die Aufhebung der Freiheitsrechte vor, bie voll- 
ziehende Gemalt mar nad) $ 5 des Geſetzes vom 4. Juni 1851 auf 
den Militärbefehlshaber übergegangen, die Rechtzentwidelung hat 
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dann im Kriege zu dem Reichsgeſetz, betr. die Verhaftung und 
Aufenthaltsbefchränfung auf Grund des Fkriendzuftandes und des Be- 
lagerungszuftande®? vom 4. Dezember 1916 (RGEBl. ©. 1329) 
geführt; vgl. auch Neichögefegblatt 1916, ©. 1332 und 1918, ©. 1237. 
Da die Nevolutionsgewalt am 12. November 1918 (Deuticher Reichs⸗ 
anzeiger und Premifcher Staatsanzeiger vom 13. November 1918) 
in ihrem Aufruf an da3 deutjche Volk den Belagerungszuftand wieder 
aufgehoben hat, fo ift anzunehmen, daß jie die Schughaft für un- 
zuläffig hält. 


Begnügen wir und mit diefer Antwort, aud) mit dem, was mir 
don Laband hörten, tröften wir un? damit, daß es Freiheitsrechte 
gibt, auch einzelne Strafbeftimmungen, welche die Freiheit ſchützen 
und fagen mir und „Nihil est ab omni parte beatum“. Als 
id) während meiner Gtudienzeit auf der Ecole des sciences poli- 
tiques in Paris, mo Boutmy gelchtt hatte, Franzoſen die Anficht 
Labands über die Declaration des droits de l’homme et du 
eitoyen zu erklären berjuchte, da haben fie mich angeflaunt, als 
brächte id) etwas Ungeheuerliche3 vor. Die Geifter der „Bill of R’ghts‘‘ 
können nicht erfcheinen und Larayette ift tot. Wir haben einen 
Nechtzftaat, aber auf einem Gebiete, das fıch viele Kulturvölfer Durch 
heilige Symbole gemeiht Haben, ift unjer Rechtäftaat nur fähig, 
einige „Neflernormen” zu erzeugen, aljo wohl noch nicht ganz 
fomplett. 


2. Wir Sprachen von der Zivilrechtspflege. 8 13 de3 Gericht 
verfaſſungsgeſetzes, aljo eines Reichegeſetzes, jagt: „Vor die ordent- 
lichen Gerichte gehören alle bürgerlichen Necdhteftreitigfeiten..., 
für welche nicht entweder die Zufländigfeit von Vermwaltungebehörden 
oder Verwaltungsgerichten begründet ift, oder reichgrechtlich bejondere 
®erichte beftellt oder zugelaffen find.” Findet man fich mit dieſer 
Formulierung des Reichsgeſetzes ab, fo findet man doch, daß etwas in 
ihr vorausgefegt wird, nämlich der Begriff der „Bürgerlichen Rechts— 
ftreitigfeiten“. Welcke Nechtsftreitigfeiten find denn bürgerliche? 
Einig ift man nad) Hellwig (Lehrbuch des deutſchen Zivilprozeßrechts 
1903, ©. 59, Anm. 1) dariber, daß e3 ſich um Etreitigfeiten über 
die Rechtsverhältniſſe des bürgerlichen Rechts (Privatrecht3) und die 
aus ihnen entjpringenden Rechte und Pflichten Handelt. „Streitig" 
ift „nur, ob fich dies aus reichSredtlicher Satzung oder aus Landes 
recht (alfo eventuell aus irrevifibler Rechtsvorſchrift) ergibt 
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«fo die herrſchende Anſicht)“. So lernten wir denn auch ad vocom 
„Bürgerlihe Nechtäftreitigfeiten” zum Aijefforeramen in Preußen 
eine veraltete Formel aus der Allgemeinen Gerichtsordnung, teil 
der große Rechtsſtaat, das Reich, der Wächter des blirgerlichen Rechts, 
e3 unterlafjen Hatte, fich mit dem Begriffe der bürgerlichen Rechts 
ftreitigfeiten auseinanderzufegen. Frage: Iſt dag eine Lüde im 
Rechte des Rechtsſtaats? Antwort: Nein, denn e3 gibt ja eine 
„sedes materiae‘“. 

3. Nun etwas über Verwaltungsrechtäpflege. Es ift, was fich 
au dem eben Gejagten ergibt, möglich, daß die Landesgefetgebung 
beſtimmte Materien, die an fich zivilrechtlicher Natur find oder in 
die zibilrechtlihe ragen hineinſpielen, Berwaltungsinftanzen 
und zivar nicht allein Vermwaltungdgerichten zumeilt, und dann ent- 
icheidet das landesrechilich geordnete Verwaltungsverfahren, ob über- 
haupt ein Beichwerdeweg zuläjlig ijt, mie weit er führt und ob 
daneben auch noch ein Verwaltungsgerichtsverfahren zuläflig ill. 
Mit Recht erörterte der frühere Reichsiagspräfident Dr. Kaempf viele 
Stage gelegentlich beim Etat des Reichsjuſtizamts. Denn es ift Auf- 
gabe der Neichsjuftiggefeßgebung, hier einzugreifen, um zu verhüten, daß 
Volksgenoſſen, die in ihrem Rechte verlebt zu fein behaupten, feine 
Möglichkeit haben, dies von Gerichtsmegen, d. h. durch gerechtes 
Urteil nachprüfen zu laffen. So gibt es in Preußen in zahlreichen 
Fällen Minifterialentfcheidungen,d.b.Entfcheidungen von Miniftern 
al? legte Inſtanz, aber grundſätzlich fehlen die Rekurſe gegen diefe 
Minifterialentiheidungen. Das preußiihe Oberverwaltungsgericht 
erwähnt einen ſolchen all, Bd. 44, ©. 405ff. Er kommt zu dem 
betruüblichen Ergebnid, daß das preußiihe Landesverwaltungsgeſetz 
e3 unterlafjen hat, dem preußijchen Oberften Verwaltungsgerichtshof die 
Rekurſe gegen Minifterialentf‘heidungen zuzumeifen. Und da mir 
mein Freund die Lektüre von DO. Bähr und Gneift empfohlen hat, 
jo mödte id) ein Wort Bährs anführen, das Gneift in feinem 
Rechtsſtaat übernimmt: 

„Der Minfter ift ein einzelner, der noch dazu durch feine 
Entlaßbarkeit keine Gewähr für irgendwelche Dauer der von ihm 
vertretenen Grundſätze darbietet. Die ganze Anterpretation 
des öffentlihen Rechts ift auf zwei Augen geftellt. Wenn 
heute der Regent emes Landes feine Minifter mechjelt, jo nimmt 
ihon morgen vielleicht das geſamte öffentiihe Recht nun eine 
ganz andere Thyfiognomie an, eine Entſcheidung, die dem 
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Wefen des Rechts, wie andere dasſelbe richtig als Das 
ftabile Element des Staatslebens bezeichnen, wahrhaft 


Hohn ſpricht.“ 

Hier habe ich aljo Bähr und Gneiſt ſprechen lajjen. 

4. Und gerne ließe ich fie noch zu einem weiteren Punkte 
iprechen, zu einer „rechiftaatlihen” Erjeheinung, die nie geworden 
wäre, wenn Männer wie Bähr und Gneift im Jahre 1918 im 
Deutſchen Reichdtag gejeifen hätten. Das ift die Reihsfinanzhof— 
ordnung. Hierzu: 

a) $ 18 des Gejeges über die Errichtung eines Reichsfinanzhofs 
und die Reichgaufficht für Zölle und Steuern. Vom 26. Yuli 
1918 (RGEBl. ©. 959). 

„Borbehaltlih einer jpäteren gejegliden 

Regelung trifft der Bundesrat die Bejtimmungen tiber 

das Berfahren, einjcjließlich der Friſten und die Koften in 

den: Verfahren vor dem Reichsfinanzhof.“ 

Tazu aber im $ 15: „Der Reichskanzler und die Überften 
Zandesfinanzbehörden können ragen der Auslegung von Vor— 
Ichriften der Reichdabgabengejege dem Reichsfinanzhof zur 
Begutachtung borlegen.” 

b) Befanntmachung, betr. den Erlaß einer Reichsfinanzhofordnung 
vom 21. September 1918 (RGEBl. ©. 1119). 

Darin 8 7: Akteneinjicht betr. Voraften und Beiakten nur 
mit Zuftimmung der einjehenden Gtelle. 

$ 9. Sine mündliche Verhandlung findet nach Ermejjen 
des Senats ftatt. 

$ 22. „Der Senat Tann den erjorderlihen Beweis auch 
bon Amts wegen erheben. 

$ 51. Regelung der Gebühren nach $ 8 des Deutichen 
Gerichtskoſtengeſetzes; die Hälfte, wenn jich das Berfahren durch 
Zurüdnahme der Rechtsbeſchwerde, der Beſchwerde oder des 
Antrags erledigt, daS Doppelte, wenn eine mündliche Verhand— 
fung (!) oder eine Beweisaufnahme ftattiefunden hat (!). 

Armenrecht vacat. 

(Dazu ift dann noch die im Neichdanzeiger vom 24. Sep- 
tember 1918 veröffentlichte Begründung zur Reichsfinanzhofordnung 
zu vergleichen.) 

Der Stexerpflidtige wird nicht als Partei, jondern als Be- 
teiligter, Bejchtwerdeführer uſw. behandelt. „Es handelt fih um einen 
Raatlihen Anſpruch.“ Als ob das für das Strafprozeßverfahren nich 
gejagt werden fünne. Es ijt aber gerade das Prin ip der rechte- 
ſtaatlichen Entmwidluna, alles was durch Urteil zu erledigen ift, im 
Parteiprozeß zur Erledigung zu bringen. 


„Das Heichömilitärgeriht kann eine mündliche Verhandlung 
anordnen und muß dies tun, fall der Verhaftete es beantragt“, fo 
beißt e3 in dem ſchon erwähnten Reichsgeſetz vom 4. Dezember 1916. 
In der Neichgfinanzhofordnung gibt es nur ein „kann“ und fein 
„muß“. Dean übeıfchäge, fo meint die Begründung, die Bedeutung 
der mündlichen Verhandlung. 

Die Regelung über das Verfahren vor einem Oberſten Gericht 
des Neiche3 wird einer bundesrätlichen Bekanntmahung durch das 
Geſetz überlaffen. 

Die Trennung zwiſchen Juſtizorgan und Verwaltungsorgan 
wird überbrüdt durch Die gutachtliche Tätigkeit, die auf eine Feſt⸗ 
legung de3 Gerichts durch feine eigenen Gutachten hina'ızläuft. 

So geichehen im Rechtsſtaate anno 1918. Daß alles das 
möglich war, zwingt und zu einer anderen recht3jtaatlichen Forderung, 
nämlich zu der: den Steuerprozez auch in den unteren, landesrecht— 
lichen Inſtanzen auszugeftalten mit dem „Muß“ der mündlichen Ber- 
Bandlung auf Antrag einer Partei, der grund äglichen Barteiftellung, 
einer vernünftigen Kojienregelung und einer Armenrechtänormierung. 

Verteidigung: Lex ita scripta est. 

b. Und endli aß Fünfte eine Frage an den Rechtsſtaat: 
Wo blieb eigentlid) feit fo vielen Jahren, und insbefondere jeit 1906 
(Entwurf), 1908 (Vereinsgeſetz), dad Geſetz Über die Rechtsfähigkeit 
der gewerblichen Berufsvereine, der Gewerkichaften? Iſt der Ent- 
wurf fteden geblieben oder hat das rechtäftaatlich arbeitende Reichs⸗ 
amt den engliichen Trade Disputes Act von 1905, 6 Edw 7, 
Ch 47, nicht herunterwürgen können, weil dort die Nummer 4 Die 
Haftung der Trade Unions aus unerlaubter Handlung ausſchloß 
(An action against a trade union ..... shall not be entertained 
by any court). Einwand: Engliſches Ausnahmegeſetz, Privileg. 
Nein, ein ber Natur der Gewerkſchaft und des gewerblichen Streites 
gerecht werdendes richtiges Recht. Uber von Natur und Recht 
wollen wir hier noch nicht handeln. 

Mein Freund, dem ich meine fünf Punkte, denen id) leicht 
noch 9, um auf 14 zu fommen, um dann noch einige, um auf mehr 
zu lommen, Hinzufügen könnte, vorgelegt habe, meint: Man foll 
nicht Ankläger werden. Mit Schimpfen verwandelt man die ganze 
Welt in eine Galeere (dgl. Gracians Handorakel). Er zitiert den 
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Haſt du mir weiter nichts zu ſagen? 
Kommſt du nur immer anzuflagen? 
Iſt auf der Erde ewig dir nicht? recht? 

„Wir hatten eten Teinen idealen Rechtsſtaat. Das richtige Necht 
fann nur alımäh ich durch Entnidlung gefunden werden. Aber bie 
Grundſätze des Rechisſtaats, wie fie waren, müſſen bleiben.” 

„Was verſtehſt du unter den Grundſätzen wie fie waren?“ 

Und da trägt er mir die Lehren vor vom formellen Gefeß, 
von der Garantiefur.Hion der Rechisſätze, von der Bindung bes 
Staates an fein Recht, von der Uufiaugung der Rechisbildung durch 
den modernen Staat, im weſentlichen alfo das elfıe Kapitel von 
Jellineks „Allgemeiner Staatslehre“ vor. Und ich frage ihn wieder: 
„Wo ift in alledem dag Recht?" Und da wir uns in der Debatte 
wieder nicht ei igen können, fo brechen wir die Diskuſſion ab und 
id) veripreche ihm meine Idee über den Rechtöftaat und das Recht 
— unter Ausſchaltung der Frage nach dem richtigen Recht — 
vorzulegen. 

Und ehe ich mid) nun zu weiteren Angriffen rüfte, muß ich 
einem Gebot der Gerechtigfeit folgen. Seit dem 9. November 1918, 
vielleicht fchon feit Anfang Oktober 1918 und vielleicht auch ſchon 
eit 1917 oder feit 1916 oder noch früher haben jich bei vielen 
Menfchen die Grundanjchauungen verändert. „Beuge dein Haupt, 
ftolzer Sigamber, bete an, was du zeritört haft, zerſtöre, was bu 
angebetet." Es ijt jehr wohl möglich, daß dies auch auf die Rechts- 
gelehrten zutrifft, die mir jeßt ermähnen werden, daß fie heute 
anders denken als früher und daß man unrecht tut, wenn man 
wegen bes „‚Scripta manent‘“‘ das früher Gejchriebene ihnen heute 
porhält. 

Und deshalb muß ich noch eind Hinzufügen. Das Be- 
tonen der Allmadt ftaatlihen Wollen, die Be— 
gründung von Recht durch tatjählihe Macht geſtaltung, 
der Glaube an eine als geltend behauptete höhere 
Rechtswirklichkeit — alles dies iſt bei vielen nur Reflex 
des Unbewußten geweſen. Unbewußt war das Gefühl 
der Unluft, hervorgerufen durch Die empfundene Unzu— 
länglichkeit des „nur“ poſitiven, d. h. ſtaatlich geſetzten 
Rechts. Die Art der Außerung war nach Charakter— 
veranlagung verſchieden. Der unbewußte Wunſch, ſich 
vor dem Zweifel vor ſich ſelbſt zu befreien, führte den 
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einen zur überfpannten Berteidigung bes Poſitidis— 
mus, zur fanatifhen Begründung der ftaatlidhen 
Willensthbeorie, wobei durch die Stärke de3 unbe- 
wußten Wunſches die Energie der Berteidigung ge- 
regelt wurde. Der andere erblidte in der Madt ur- 
fprünglihe Quellen, „Die aus eigener Kraft in fteter 
Bemwegung Eigenes hervorbringen, bei’ denen Urfprüng- 
lichfeit und Gewalt aber dennoch Regelungen zulafjen“, 
denen gegenüber aber die Frage, was „im Geſetz“ ftehe, 
gleichgültig fei, weil fie nur zu Widerfprüden mit ben 
Seıenden und zu finnlofen Verneinungen des Geienden 
(Ungültigfeiten) führen würden. Eine dritte Gruppe hat 
geglaubt und eine bierte hat gedichtet, die Beften haben 
ſich das Pofitivde zu höherer Wirklichkeit umgewandelt 
und geglaubt, daß das ala Recht von ihnen Gewollte 
und fo innerlih Erfannte im PBofitiven wäre; andere 
Haben das Innerſtaatliche entrechtet und ſich felbit ge- 
waltiam „von Duft“ „zu den Gefilden” des Völkerrechts 
erhoben, wo fie in der Koordinationsrechtsordnung ein 
Gerechtigfeit3prinzip finden mollten. 

Im Grunde mwurzeln alle im deutichen Idealismus. Bielleicht 
wird die Anwendbarkeit diefer Erfahrungen, die eigenem Erlebnis 
entftammen, auf andere mir bon diejen anderen beftritten werben. 
Dann hate ich eben nicht fie, fondern andere entjchuldigt. Aber 
alles, was ich vortrage, trage ich dor mit einem Vorbehalt: ich Tpreche 
nur bon dem bor Herbit 1918 Gefchriebenen, nicht von den 
Perfonen, die es gejchrieben haben. 

Erſcheinungen, mie jie hier zumeift aus der Zeit dor dem Kriege 
fizziert worden find, auf einen Grund oder zwei Hauptgründe zurüd- 
zuführen, ift immer ebenfo fühn wie unrichtig. Aber das „rerum 
cognoscere causas‘“‘ muß fi) befiheiden und kann nicht allen Im⸗ 
ponderabilien Rechnung tragen. So will aud) ich mid) beicheiden 
und nur zmei der mächtigften Urfachen nennen: Es find dies: Der 
Erlaß des Bürgerlichen Geſetzbuchs und die Stellung der richterlichen 
Gewalt im Reicksrecht. 

Das Bürgerlihe Geſetzbuch ift und ein ſtolzes Symbol der in 
jabhrzehntelangem Ringen nad) der Grundung des Reiches erjirittenen 
Nechtseinheit.. Es enthält die wichtigſten Sätze unſeres deutſchen 
Privatrechts, und hätte wohl einer im Jahre 1898 angenommen, 

Freiters, Revolutionsgewalt und Notſtandsrecht. 4 
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daB es plötzlich als „Subordinationsrecht“ in einem Syſtem auf- 
tauchen würde? 

Der Schrift über „Das Weſen des Völkerrechts uſw.“ entnehmen 
wir (©. 171ff.): 

„Das Privatrecht ift im Gegenfag zum Völkerrecht feinem Weſen 
nad, wie die foeben hervorgehobene ihm weſentliche Hierarchie von eit- 
ander übergeoronetem Willen deutlicd mat, durchaus Subordinationsrecht, 
und nicht ebenjo wie da3 Völkerrecht Individualrecht. Das privatrechtliche 
Snftitut, in dem der individuelle Wille von ausjchlaggebendfter Bedeutung 
wird, das Nechtsgeichäft beruht ganz auf objektiven, von einem über- 
georbneten Willen erlaifenen Rechtsſätzen. Dieſe find es, die zunädft ben 
Geſchäſtsſubjekten „die Ermächtigung“ zu einem gültigen Geſchäftsabſchluß 
erteilen... Die „Fähigkeit“, Subjeft privater Rechte zu fein, ift jedem „rite 
perfecte’ natus“ erjt ala Abſchluß einer jahrhundertelangen Entmidiung 
vom ftaatlihen Gefeggeber „zugeiproden” worden . .. De von Staate zu 
entwerfende Privatrechtsgefepgebung kann jich aber nicht etwa auf dieſe 
„Ermächtigungs“ordnung beſchränken und den weiteren Erfolg der rechts- 
gefhäftlichen Tätigkeit der Individuen nunmehr einfach itberlaffen. Sondern 
der Staat muß weiter auch die Folgen des einmal geäußerten Gejchäft:- 
willens in oft ven Individuen fogar unerwünfchter Weife regeln, damit Das, 
nad) feiner Auffajjung von dem Gerechten, Richtige bei dieſen 
Geſchäften herauskommt: er muß in die Geftaltung der rechtsgeſchäftlich 
begründeten „Verhältnijfe” nur in deren Beendigung, die cr auch wieder 
nicht dem Belieben der Individuen allein überlaffen kann, normierend ein- 
greifen.” 

Und weiter ©. 177 wird ausgeführt, daß der „Privatanſpruch“ 
im Grunde der Verwirklichung des objektiven ftaatlic) gefekten und 
gemwollten Rechtes dienen fol. Das einen Privbatanſpruch geltend 
machende, um „fein” Recht kämpfende Individuum ift daher Organ 
ber objeftiven Rechtsordnung ... „Das Privatrecht ift aljo Aus 
fchnitt aus der objektiven ftaatlichen Subordinationsrecht3ordnung, 
bei dem die einzelnen Snftitute zu einem Komplex von Privat- 
anfprüchen geftaltet worden find, die Verwirflihung diefer Inſtitute 
daher dem privaten Gelbftbetrieb tiberlaffen worden iſt.“ Dazu 
dann noch folgende Ausführung: 

„Wegen diefer befonderen Eigenart können in den yormulierungen 
ber pricatrehtlihen Säge nie die lebendigen Rechtsinſtitute ſelbſt, 
nie ein Tonfretes Bild davon, mie da3 Recht da3 Leben mirflich geftaltet 
wilfen will, zum Ausdrud fommen. Wie die naturwiffenfchaftliche Begrifiz- 
bildung das bunte und lebendige Leben in farblofe und tote Atome zerfälli, 
um e3 auf feine jpezifiihe Art zu rationalifieren, jo „zerfällt” auch der 
Privatrecht3gefeßgeber die fonfrete Lebendigkeit der objektiven Inſtitute in 
ein fein durchdachtes und abgeivogenes Syſtem von farblofen Rechten und 
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Pflichten der beteiligten Subjekte, löſt er die organiſchen und ſozialen 
Lebensverhältniſſe auf in einen kunſtvollen Mechanismus individuagliſtiſcher 
Rechte und Gegentechte. So fällt auch das „Genießen“ meift in die Rechts⸗ 
formulierungen der Geſetze, während e3 trogdem natürlich ihren Haupt- 
inhalt, ja den Zweck des Privatrecht3 ausmacht. Dadurch entfteht ber 
Schein, als ob das Privatrecht felbft feinem Gehalte nach Individualrecht 
wäre, während es doch nur der für bie rihterlide Anwendung 
beftimmte Begriffsapparat ift, der dieſes Schemaß be- 
darf.” 

Soviel über das Privatrecht und die Verwendbarkeit der „zu 
beflimmten technijchen Zwecken formulierten Rechtsfäge”, wie es bei 
Erih Kaufmann (S. 178, Anm. 3) heißt. Der „Rader” Staat übt 
firenge3 Regiment im Privatrecht und, wenn er im Privatrecht Der 
Gerechtigkeit gedenkt, jo fügt er hinzu „mie ich fie auffaſſe“. 

Erich Kaufmann Hat feine Ausführungen noc) ergänzt und zwar 
in dem Artikel „Verwaltung, Verwaltungsrecht” in dem früher bon 
Stengel, jet von Mar Fleiſchmann herausgegebenen Wörterbuch) 
des deutfchen Staats- und Verwaltungsrechts (Tübingen 1914), 
Bd. 3, ©. 688ff. Hier wendet er fich gegen die übliche Tarftellung 
der Teilung der Gewalten und führt aus: „hr prinzipieller Fehler 
(S. 695) dürfte darin liegen, daß fie die drei Gemwalten al? „miaterielle 
Hoheitsrechte” behandelt, was Juſtiz und Verwaltung zur Zeit des 
Abſolutismus in der Tat ja auch waren, während der Tonititutionelle 
Geſetzesbegriff gerade hierin Wandel gejchaffen Hatte. Sie geht be- 
grifflich von piychologifhen, apriorifhen, materiellen Be- 
griffen, ſtatt von pofitipen Recht3begriffen aus: Der gleiche 
piychologifche . und materielle Tatbeitand aber kann in den ver- 
ſchiedenſten Rechtsnormen behandelt werden.” Und nun erjcheinen 
wieder bie und aus der „Clausula“ befannten Gebdanfengänge. Und 
materielle und pſychologiſche Begriffe nennt er das Rechtſetzen und 
Nechtiprechen. Unter Gejegen verfteht er nur die oberften Rechts- 
normen, während die unteren bloß ala Rechtsgeſchäfte erjcheinen, 
die auf „geſetzlicher Ermädtigung” ruhen. Diejen Gegenſatz von 
Rechtsgeſchäft und Rechtsſatz, von ſubjektivem und objeftivem Recht 
habe erſt der fonftitutionelle Geſetzesbegriff gefchaffen. Durch 
itgendivelche materiellen Merkmale jei er nicht zu erfaſſen. Es kann 
nach ihm feinen aprivrijchen materiellen Geſetzesbegriff, feine „an 
ih” der Geſetzgebung vorbehaltenen „Inhalte“ geben, fondern nur 
durch das positive Recht zugemiejene. Nicht anders fteht eg, 
wie er jagt, mit dem Begriff „Rechtſprechen“. Auch hier ift es 
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nach ihm wieder „Sache des poſitiven Rechts“, welche Ange— 
legenheiten der Juſtiz zugewieſen werden. Er verkennt nicht, daß 
beſtimmte Materien ſich beſonders für dieſes oder jenes formelle 
Hoheitsrecht eignen. Und ſo kommt er dazu, nach formalen Kriterien 
zu ſcheiden. Er ſagt: „J. (das supreme power) Zum Gejeß. 
Der Begriff des Geſetzes im FZonftitutionellen Staate erjchöpft fid) 
darin, daB das Geſetz die obeiften Rechtsſätze aufftellt, nad) denen 
ſich das gefamte Leben des Staates und da3 gefamte Leben im 
Staate richten foll. II. Zur Juſtiz: Juſtiz ift das, mas die orbent- 
lien Gerichte in Ausübung ihrer richterlihen Funktionen, bei denen 
fie feiner Autorität al3 der der Geſetze (aljo feinen Dienftanweifungen) 
unterworfen find, tun — Bermwaltung das, mas vie Verwaltungs 
behörden auf Grund gefeglicher Ermäcdhtigungen tun.” Und in der 
Berwaltungsgerichtbarfeit rühmt er, daß fie, ohne in den Organis- 
mu3 der Juſtiz eingegliedert zu fein und ohne den Normen des 
Gerichtsverfaffungsgefeges und der Verfaſſungsurkunden über die 
richterliche Gewalt unterworfen zu fein, auf Grund „einfacher Gejeb- 
gebung” die höchſten Garantien richterlicher Funktionen bejißt. 

So ſchrieb Kaufmann im Frieden, al3 er an den Krieg dachte, 
und fo gejchah es im Krieg: Wir fahen den Rechtsſtaat ohne 
Recht, wie ihn Kaufmann ver Fsriedensordnung entnehmen zu 
können glaubte. Der Staat dürfte nur dem einen Zweck dienen, 
feiner Selbfterhaltung, und fo fammelte er in der Tat alle Kräfte. 
Das Recht lag außerhalb des Snnerftaatlichen, e3 lag in dem Glauben 
an bie Gerechtigkeit der Sache, für die gefämpft wurde. Das Ion- 
ftitutionelle Gejfeh wurde durch $ 3 des Geſetzes vom 4. Auguft 1914 
(RGBl. ©. 327) denaturiert, indem der Bundesrat ermächtigt wurde, 
während der Zeit de3 Krieges diejenigen gefeßlichen Maßnahmen art- 
zuordnen, melde ich zur Abhilfe wirtſchaftlicher Schädigungen als 
notwendig ermweifen würden. Das Gejet über den Belagerungszuftand 
mit der Verordnungsgemwalt der Militärbefehlshaber ($ 96) und deren 
Übergang der volfziehenden Gewalt ($ 4) trat in Kraft, außerordent- 
liche Kriegsgerichte fungierten, der Reichstag fing an, außerhalb des 
Plenums mit Ausichüffen zu arbeiten, und aus alledem entitand das, 
was als heimatliche3 Kriegsrecht zu bezeichnen if. Normen über 
Normen, Delegationen über Delegationen, Strafandrohungen über 
Strafandrohungen. Es murde gearbeitet. Es wurde gefchrieben. 
Es wurde geſetzt. Es wurde veröffentlicht. Es murde gelejen. Im 
Anfang ging es. Die fünf Kriegsmonate des Jahres 1914 brachten 
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nur 16 Geſetze, 10 Kaiſerliche Verordnungen und 107 Bekannt— 
machungen des Bundesrates (auf Grund des Ermäcdhtigungsgefebes) ; 
das Jahr 1915: 5 Geſetze, 3 Verordnungen, 348 Bekanntmachungen; 
das Jahr 1916: 13 Geſetze, 46 Verordnungen, 536 Bekanntmachungen; 
da3 Jahr 1917: 18 Gejete, 89 Verordnungen, 397 Bekanntmachungen, 
und ob dieſe Zahlen genügen, vermögen wir nicht mit Gewißheit 
zu behaupten. Für da3 Yahr 1918 wäre die Bufammenftellung 
allzu zeitraubend. Und dann alle weiteren Belanntmachungen, die 
auf Grund der Unterermächtigung durch Unterermächtigte erlaſſen 
wurden. Bis zur Veröffentlichung der gleiche Vorgang. Aber c3 
wurde nicht mehr alles gelefen. Oder da3 Gelefene wurde ber- 
geſſen. Manche bemühten fich e3 zu vergeſſen. Manche vergaßen 
e3 nicht, aber beacdhteten e3 nicht, die einen aus Not, die anderen 
aus unentichuldbaren Motiven. Und eine gemaltige Juſtiz begann: 
auf dem Gebiete des Zivilrecht wie auf dem des Strafrechts. Auf 
dem Gebiete des Strafrecht3 erfchien etwas ganz Neues, weil Tena- 
turiertes: „Die Anpaſſung eine® vom Geſetzgeber angewandten Be- 
griff an mirtjchaftlihe Bedürfniffe, die zur Zeit des Erlaſſes des 
Geſetzes nicht befannt waren. Der Gejegesbegriff felbit, nicht nur 
die ihm adäquaten Wirtjchaftövorgänge, erfuhr fo eine Wandlung, 
und es trat das ein, was im Widerjpruch zu dem Grundfaß „nulla 
poena sine. lege‘ ſtand: die ftrafrechtliche Verfolgung von Hand» 
lungen, auf die zur Zeit ihrer Beitrafung Feine Strafoorfchrift ge- 
mäünzt war” (Alsberg, Yuriftiiche Wochenfchrift, 1918, ©. 714). An 
dem alten Sat „nulla poena sine lege“, der neben dem ‚„uulla 
poena sine iudicio‘“ al Grundpfeiler de3 Nechtöftaatlichen gegolten 
hatte, wurde gerüitelt. Jeder Hatte die Pflicht fo zu handeln, als 
fei er Staatsorgan, jeder konnte, gleichgültig ob er ftaatlich befchäftigt 
war oder nicht, durch eigenes Handeln das Wohl des Ganzen förbern, 
und e3 war Pfiichterfüllung, wenn er jo handelte. Aber prophetifcher 
Seit, Vorausſehung jpäterer Regelung war niemand zuzumuten. 
Die meiften Volksgenoſſen wurden vom Staate zur Organtätig- 
seit verwandt. Tas Aufflammen der Bollsbegcifterung im Jahre 
1914, die noch lange nachwirkte, die den Sıreit der Parteien ge- 
ihlichtet zu haben ſchien, fehuf ein Volksheer im edlen Einne des 
Wortes, gegründet auf freiwilliger oder gern gemollter Organitellung 
des Einzelnen. „Der Staat ijt uns Organijation des Deutſchtums“, 
ſo jchrieb Woltzendorff. Den einheitlichen Gemeinfchaftägeijt feierte 
Dtto von Gierke in feiner Schrijt „Der deutiche Volksgeiſt im Kriege”. 
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Nur machte ihm manches in der Stimmung des Heimatsvolkes 
Sorgen (S. 19). Ein neuer Impuls von oben: das Geſetz über 
die Vaterländiſche Hilfsdienſtpflicht, die Schaffung der Heimatsfront 
wurzelnd in Organſtellung der Daheimgebliebenen und Organſtellung 
der Unternehmen differenziert nach Kriegswichtigkeit, Organiſierung 
des Vertragswerks zwiſchen Staat und Unternehmertum. „Auch bie 
Daheimgebiebenen, Männer wie rauen”, fo heißt es in der Be- 
gründung des Geſetzes über den Baterländiichen Hilfsdienft vom 
5. Dezember 1916, „haben ſich durch ihre Arbeit im Dienſte der 
Kriegsmwirtfchaft in hohem Maße der Vollsgenofjen im Felde würdig 
gezeigt. Aber diefe Heimarmee kann nod) beträchtlich verftärkt werben, 
und der Kriegdarbeit fehlt bisher die ftraffe, einheitlic;e Zuſammen- 
faffung und Regelung, die allein die Leijiungen zum :. dd ftmaß zu 
fteigern vermag und erft den vollen Erfolg verbürgt. Zu dieſem 
Zweck die gefamte, nicht zum Heeresdienſte herangezogene Bevöllerung 
in der Heimat zu erfaflen und bie Vollkskraft für das große Ziel 
der Baterlandöverteidigung zweckdienlich zu verwerten, iſt die Auf- 
gabe des durch Allerhöchſte Kabinettäorder vom 1. November 1916 
ind Leben gerufenen Krieggamts. Die Vorlage bezmwedt, diefem 
Amte für die Erfüllung feiner Aufgaben auf viefem Gebiete und 
ebenfo den zur Mitwirkung dabei berufenen jonjtigen Behörden für 
ihre Betätigung die notwendige ftaatstechtliche Grundlage zu geben.” 
Alles erhielt Begründung durch Eonftitutione!les Gejeß: das fon- 
ftitutionelle Gejeß, das fich immer der Anerfennurg der Rechtsfähig— 
feit der Gewerkſchaften verjagt hatte, erwähnte in den 88 5 und 10 
die wirtichaftlihen Organilationen der Arbeitnejmer und ſah ftändige 
Arbeiterausjchüfje vor. Aber Eigentümliches kam bei der Be- 
tatung zur Sprache: die GStreiferlajie de3 Eifenbahnminiftcrd, und 
e3 wurde behauptet, daß mit dem Schützengraben gedroht worden 
fei. Sn den Berhandlungen des Neichdtaged im Dezember 1916 
trat deutüic) eine neue Stimmung herbor; an Stelle des großen 
Vertrauens, das fo lange geherrfcht hatte, das Gefühl, daß mit Ver- 
trauen in die Perfönlichkeiten und mit formaler (Tonftitutioneller) 
Begründung Gerechtigkeit nicht gejichert werden fünne. Das ging 
zunächſt gegen den Bundesrat. „Wenn der Bundesrat”, fo fagte 
der Abgeordnete von Bayer, „allein ohne den Reichstag wichtige 
Materien regeln joll, dann bleibt nichts übrig als der Weg, ein 
Erſatzorgan für den Reichstag zu fchaffen.” Keine Blankovollmacht, 
Schub der perjönlichen Freiheit vor Militärwillfür, Gemährung eines 


— SH — 


Rechtsſchutzes, Beachtung der Tarifverträge, Ausſchluß ſchikanöſen Ver⸗ 
haltens gegenüber den Arbeiterſekretariaten. Trotz des „konſtitu⸗ 
tionellen“ Geſctzes erhob plötzlich daS Recht, das ſich ſchon bei Den 
Schutzhaftdiskuſſionen lebhaft gemeldet Hatte, feine Stimme, und 
ttoß der formellen Bedenken Helfferichd, der auf vie Reichsverfaſſung 
verwies, in der ein Ausſchuß bon Reichstagsmitgliedern als Erelutid- 
beiltandsorgarn des Bundesrates Feine Grundlage habe, murbe ber 
$ 19 in das Geſetz aufgenommen und überdies auch im $ 20 be- 
ftimmt, mann das Gefeg außer Kraft zu treten habe. Wer die Be- 
deutung des materiellen „aprioriſchen“ Rechtsbegriffes dem Tonftitutio- 
nellen Geſetze gegenüber leugnet, dem fei die Lektüre dieſer Ver⸗ 
handlungen fowie der beim Thema „Schughaft” gepflogenen Di3- 
fujjionen empfohlen. Und der mag auch über folgendes nachdenken: 
die Organtätigkeit faft jedes einzelnen Vollsgenoſſen hatte ihre „gefeß- 
liche" Grundlage; Wehrpflicht und vaterländiihe Hi‘fsdienftpflicht 
hießen die kriegstypiſchen Nechtspfichten. Aber es gab Ausnahmen 
von der Durchführung der Wehrpflicht (Reklamationen), e3 gab be- 
deutjame Differenzierungen in der Erfüllung der Wehrpflicht (k. v.; 
g. v.; a. b., die beiden legten Gruppen wieder eine Zeitlang geteilt 
in geimat, Etappe und Feld). Für den Einzelnen waren biefe 
Differenzierungen mit ber Dauer de3 Krieges unendlich wichtig. 
Generalmufterungstommiffionen erjchienen, zufammengefcht aus 
Offizieren und GSanttätdoffizieren. Neue Formationen wurden auf- 
geftellt. Die Zahl der zu ftellenden k. v.-Mannfchaften ftand feft. 
Der Einzelne war nicht nur Organ, fondern aud) Menich; wie viele 
hatten das Empfinden, daß ihnen unrecht geichah, die einen meinten 
vom Oberftabsarzt, die andern vom Kommandeur, die andern Hagten 
das Geſchick an, weil anderen ein beſſeres Gefchid zuteil gewo den 
in bezug auf Verwendung, Vorwärtfommen, Urlaub. Und alle 
batten in diefen Dingen ein „NRecht3mittel”, da3 vielen mehr al 
Gefahr denn ala Behelf erfchien, die Beſchwerde. Das : ort „Une 
recht“ kam über viele Rippen, der B fchmwerdemweg aber erſ ien beſchwer— 
lich. Und half aud) der eigene Vorgeſetzte dem Untergebenen gern, 
die Organe blieben Menſchen und verglichen ſich mit anderen Menfchen: 
der Mann beim GSturmtrupp mit den andern beı den fämpfenden 
Truppen die fämpfenten Truppen mit den Stäben, mit den Etuppen- 
formationen mit den General- und Militärgouvernements, mit ten 
Soldaten der Hein:ategebiete, mit den Taheimgeblichenen, mit den 
Arbeitern in der Keimat, mit den Unternehmern, mit den eamten 
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in den Staatsbehörden und in den Kriegsgeſellſchaften. Und alle 
verglichen fich untereinander. Und die Formeln lauteten oft genug: 
„das ift recht”, das ift unrecht”, „das ift gerecht”, „Das ijt ungerecht”. 
Sn diefen Heinen Organen lebten Gedanken, die in das Sub— 
ordinationsrecht nicht hineinpaßten. Aber die meiften übermanden 
diefe Gedanken, nicht weil fie ſich ihrer obrigkeitlichgetwollten Drgan- 
ſtellung bewußt waren, fonsern weil fie nicht allein waren und 
ftärfere Gefühle in ihnen lebten. Das Gefühl der Kameradichaft 
und dieſes kameradſchaftliche Gefühl (und nicht etwa der $ 102 des 
Militärſtrafgeſetzbuchs) verbot ihnen, ſich felbjt mie den andern das 
Leben zu verbittern, das Gefühl des Volksgenoſſentums und dieſes 
genoffenfhhaftliche Gefühl hieß fie an da3 Wohl des gefamten Volfes 
und an eın glüdliches oder erträgliches Ende Des Krieges denken 
und machte ihnen treue Mitwirkung, „Durchhalten” zur Pflicht. 
Das hielten fie für recht. Hatten fie fich fo gemeifterı, dann er- 
ſchien ihnen der heimatliche Zwiſt unrecht, dann jebte wieder ber 
andere Gedanke ein, daß die Leute in der Heimat ed doch viel befjer 
hätten. Und für die Daheimgebliebenen hatte jich unter der Kriegs— 
notmwendigfeit das tägliche Leben gänzlid) gewandelt. die nächſten 
Angehörigen entweder im Felde, oder tot, kriegsbeſchädigt, ver⸗ 
wundet, berfchollen, gefangen oder wieder Daheim, aber viele unter 
dem Drud der „k. v.”-Auslefe, andere wieder unter dem Bang, 
ji) den Nachweis der Hilfsdienftpflicht zu bejchaffen, dazu bie 
Wirkungen der Blockade, das Stehen, oft vergebliche Stehen nad) 
Rakrungs- und Genußmitteln, die Wirtfhaft mit den Karten, Die 
ungeheuren Preisfteigerungen, die Abnutzung don Gebrauchögegen- 
ſtänden ohne Möglichleit des Erſatzes, Entbehrungen aller Art, und 
dann auch wieder ba3 Vergleichen mit denen, die es im Kricge gut, 
beffer, zu gut halten und das Erörtern der ragen, ob e3 recht jei, 
am Kriege zu verdienen, ob den andern, für die er nur Leiden 
brachte, dadurch Unrecht gejchehe. Aber das große Geſchehen draußen, 
im Felde wie in ber Weltpolitik, Friedensgefpräche, U-Bootkrieg und 
Konflit mit Amerika, Organifation de3 Annerionismus durch Reich?- 
behörben, Gelbitbeftimmungsreht der Völker, ruſſiſche Revolution, 
Sriedenzfchlüffe, Offenfiven wurden mıt merfwürdiger Ruhe, beinahe 
apathiich Hingenommen ohne „politischen Sinn”. „Vertrauen in die 
Oberſte Heeresleitung” hieß der Erfah des fehlenden politischen 
Sinned, und mährend unfere Feinde nie verfehlten, große Nechtd« 
ausführungen zur Begründung de3 „je nachdem” aus imperialiftiichen 
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Trieben Bezweckten vorzubringen, fprachen wir weiter die Sprache des 
Geduldizen, Friedensbereiten, erörterten das Taifächliche, die Kriegd- 
lage, die Kriegskarte. Zornesflammen, die ſich entzündeten, wenn 
von der Gegenfeite Friedensbedingungen jfizziert wurden, die dem 
Tatſächlichen nicht Nechnung trauen wollten und und demütigende 
Schuldzugeftändnifje zumuteten, brannten nur kurze Beit. Waren fie 
verlöfcht, fo war wieder nichts übrig als das Vertrauen in die Oberfte 
Heered:eitung und die Erwartung, daß allmählich aud) die Gegner 
Bernunft annehmen würden. Daß diefes Beharren ım Unpolitifchen 
Gejamterjcheinung war, zeigte am beutlichiten die Aufnahme oder 
Annahme der Tsriedenzfchlüffe des Jahres 1918. Auch unter den 
innerpolitiihen ragen waren Die, welche das ganze Volk zu inter- 
eifieren vermochten, vereinzelt: es war in der Hauptſache die Frage 
der Reform des preußiichen Wahlrecht? und auch hier mar das 
Bürgertum das gebuldfame Element, während aus der an Gelbft- 
organifation Durch Gemwerfichaft und Pariei gemöhnten Arbeiterfchaft 
bei dieſen ſchon aus der Zeit vor dem Kriege befannten Thema 
das Goetheiche Wort ertönte: 
„Aber fie treiben’3 toll, ich fürdht’, es breche. 
Nicht jeden Wochenſchluß macht Gott die Zeche”, 

und gerade hier festen die Erörterungen über das Nichtzumutbare, 
da3 ald Unrecht Erkannte und dennoch Gemwollte und auch gelegent- 
Ih Wiberftand gegen da3 Unrecht ein. Und vereinzelt ftanden in 
den Kriegsjahren diejenigen da, die das Volk aus dem Unpolitifchen 
zur Anteilnahme am politifchen Gefchehen aufzumeden unternahmen. 
Die Rede Rudolf Stammlers vom 29. März 1915 (Carl Heymanns 
Berlag, Berlin) über den Gedanken der Gerechtigkeit, als de3 richtig 
verbindenden Wollen, die Schrift von Hugo Preuß über „Das 
deutiche Volk und die PBolitif”, das Wort vom „Obrigfeizftaat” und 
der Sa „Wie munderfam entfaltet fich die kernhafte Tüchtigkeit 
unfere3 Volkes in diefem furchttarften Kriegel Und mie anders- 
müßte die Stellung dieſes Wolfe in der Welt fein, wenn feiner 
friedlichen und friegeriichen Züchtigfeit fein politifcher Einn auch nur 
annähernd entſpräche (S. 2)". Dazu die padende Beiprechung der 
Preußſchen Schrift von Gerhard Anſchütz, der die Worte tagte 
(Preuß. Sahrbücher, Mai 1916, Bd. 164, ©. 143): 

„Mangel an Zalent zur Revolution — aud) das ift ja 
ein Stüd unferes Andersſeins und ein jprechender Beleg für deſſen 
Eigenart. Nicht als ob mir eine Revolution niemal nötig, niemals 
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Grund gehabt Hätten, Fräftigft anders zu mollen als unfere hobe 
Obrigfeit —: es ift zu einer Umgeftaltung des Staatsmejend ‚bon 
ınten‘ deshalb nie gekommen, weil uns bon jeher die Fähigkeit zu 
der politiiden Betätigungsart abging, deren äußerjtes Mittel Die 
Revolution darftellt: die Fähigkeit zur Selbftorganifation”. Dann 
find eine Reihe von Zeitungsartifeln zu nennen, unter denen einer 
befonder3 herborragte: „Das Werden des Volksſtaates“ (Frankfurter 
Zeitung, Erſtes Morgenblatt, vom 1. Sanuar 1918). „Der Politi- 
fierung de3 Volkes folgt die Kolitifierung der Rolitif”, jo fchrieb A. F. 
und forderte: „Politifierung des Reichstags”, „Politifierung der Re— 
gierung”, „Politilierung des Bundesftaates”, „Bivilfurage”, „Ber- 
antwortung”, Gedanken, die in den Jahren 1917 bis zum Herbft 
1918 den Reichstag beichäftigten, die zu Halbheiten führten, weil die 
Löſung der Fragen nicht aug dem Imperativ der Gerechtigkeit „als 
des richtig verbindenden Wollens“ angeftrebt wurde, fondern unter 
dem Geſichtswinkelchen des Kompromiſſes, des Weiterregierenfönneng, 
des Teiljchens; Hatte Doc) der Bmedgedanfe den Rechtsgedanken 
betäubt. Und fo blieb e3 auch noch bis in den Oktober 1918 hinein, 
man handelte mit Wilfon, und ſprach nicht und konnte nicht |prechen 
bom „richtig verbindenden Wollen”, von der Gerechtigfeit, von der 
richtigen Ctaatsform, ſondern man meldete die neuen Konzeffionen, 
den ftaatlich anerfannten Volksſtaat. 

Sm Commer 1918 eine völferrechtliche Epifode. Urt ber 
Handlung: Berlin W 8, Unter den Linden 7, Ruſſiſches Botſchafts- 
hotel. Soffe bewohnt es mit feinem Stabe. ine fnallrote Fahne 
weht auf dem Dache des Botſchaftshotels. Die Berliner ſehen fich 
die Sache an. Sie finden es ullig. In einem eleganten Schau- 
fenfter ebenfall3 unter den Linden liegt eine gedrudte „Speifenfolge" 
aus. Irgendein Feft in der rufjiichen Botjchaft. Nach ver „Speijen- 
folge” zu fchliefen, muß dort jehr gut gegejien werden. Abend für 
Abend bis fpät in die Nacht ift das Botfchaftshotel hell beleuchtet. 
Es wird behaupiet. E3 wird beitritten. Es wird bewiefen. Anfang 
November 1918 wird die völferreihtliche Entiyeidung gefunden. Die 
in der Wilhelmftraße fonft fo wichtige Trage, welche Behörde zu- 
ftändig fei, war mohl leichter lösbar als früher. Der Erſte General- 
quartiermeifter war nicht mehr im Dienſt. „Unpolitiicher Sinn.” 

Exkurs. 


Wer war während dieſer furchtbaren Kriegsjahre der Handelnde? Weſſen 
Wille mar maßgebend? Wer war ſchuldig? Der Kaiſer, die Kanzler, der Reichs⸗ 
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tag, der Bundesrat, der Generalftab, der Admiralftab, die Generale, das Aus- 
wärtige Amt, das Reichsamt des Innern, die fonftigen Reich&behörden, das Groß. 
fapital, die Schwerinduftriellen, die Parlamentarier, die Parteiführer, das Volt? 
Ale handelten und feiner war ſchuldig. Der Geift des Unpolitiſchen wirkte und 
alle handelten. Mehr als Hundert Jahre find es her, da der größte Dichter 
Deutſchlands umnpolitifcheg Handeln in einer Epoche größten Gefchehens als 
Bürger des fchon Damal3 unpolitiſchſten Volkes miterlebte. Da ſchrieb er in feinen 
Urmorten: 


„Da ift’5 denn wieder wie die Sterne wollten, 
Bedingung und Geſetz; und aller Wille 

Iſt nur ein Wollen, weil wir eben follten, 
Und vor dein Willen ſchweigt die Willkür ſtill.“ 


Und in „Dichtung ind Wahrheit” findet fich die deutlichfte Erflärung, auf 
die er auch oft in den Geſprächen mit Edermann anſpielt. Goethe [pricht von 
jich mit den Worten (4. Zeil, 20. Budy): „Er glaubte in der Natur, der belebten 
und unbelebten, ber bejeelten und unbefeelten, etma3 zu entdeden, das ſich nur 
in Widerjprüden manifeftierte und deshalb unter feinen Begriff, noch viel 
meniger unter ein Wort gefaßt werben könnte. Es war nicht göttlich, denn es 
ſchien unverniünftig; nicht menſchlich, denn e3 hatte feinen Verſtand; nicht teuf- 
lich, denn es war twohltätig; nicht engliich, denn e3 ließ oft Schadenfreude 
merken. Es alih dem Zufall, dem e3 bewies leine Folge; es ähnelte der Vor— 
jehung, Denn es deutete auf Zuſammenhang. Alles war nur begrenzt, jdhien 
für dasfelbe undurcpdringbar, e3 jchien mit den notwendigen Elementen unjeres 
Daſeins willfürlic) zu fchalten; e3 z0g die Beit zufammen und dehnte den Raum 
aus, Nur im Unmöglichen ſchien es jich zu gefallen und das Mögliche mit Ver- 
ahtung von ſich zu ftoßen. Dieſes Wefen, das zwijchen alle übrigen Hinein- 
zutreten, fie zu fondern, fie zu verbinden fchien, nannte ih dämoniſch, nad) 
dem Beijpiel der Alten und derer, die etwas Ähnliches gewahrt hatten. Sch 
juchte mich vor diefem furdtbaren Weren zu retten, indem ich nad) meiner Ge— 
mohnheit hinter ein Bild flüchtete.” Go entjtand der Egmont, in dem da3 Dä- 
monifhe (nit etwa Egmont oder Alba) das eigentlih Handelnde if. Und 
jedem, der die „Schuldfrage“ Heite erörtert, insbejondere Herrn Lloyd George, 
mödte ich empfehlen, den Egmont ınd die wunderrolle Gtelle aus „Dichtung 
und Wahrheit” zu lejen, in der Gocthe vom Egmont ſpricht: „Durch Feinde, Die 
und umzingein, ſchlagen wir uns allenfalls durch; die Nee der Staatsklugheit 
ind ſchwerer zu durchbrechen. Das Dämoniſche, mas von beiden Geiten im 
Spiel ift, in welchem Konflikt das Liebenswürdige untergeht und das Gehaßte 
triumphiert, [odann die Ausjicht, daß hieraus ein Drittes her- 
vorgehe, das dem Wunſch aller Menjhen entjprehen werde, 
dies ift e8 wohl, was dem Stüde ... die Gunſt verfchajft Hat.” Und wenn 
Egmont und Alba ſich gegenfeitig für fchridig erflären und jeder glaubt, im Rechte 
zu fein, dann erinnert die auch bezüglich der Verfchiedenheit in der Mentalität 
der Gtreitenden an die großen. politiichen Erörterungen zwiſchen un? und den 
Feinden jowie an das gegenfeitige Schuldbewerfen daheim. Egmont [pricht von 
der Freiheit, die ihm mit den Bügen feines Klärchens erjcheint, jagt: „Mit blut- 
bededten Sohlen trat fie vor mir auf, die wehenden Falten des Saumes mit 
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Blut bedeckt. Es mar mein Blut und vieler Edlen Blut. Nein, e3 war nicht 
umfonft vergoffen. Schreite durch! Braves Bolt! Die Siegesgöttin führt dich 
en.” Auf die fpanifche Wache, die gefommen ift, um an ihm das Urteil bes 
„Gericht? der Zwölfe“ zu vollftteden, zeigt er und ſpricht: „Und dieſe treibt ein 
hohles Wort de3 Herrfchers, nicht ihr Gemüt!" Alba erſcheint ſtärker als Egmont 
und doc mwird Egmont zum Sieger. „Daß hieraus ein Drittes her- 
vorgehe, das dem Wunſch aller Menſchen entiprehen werde." 
Egmont ftirbt und mit einer Siegesfymphonie ſchließt dad Gtüd. 

Geh in cin Theater, Lloyb George, oder laß dir ven Egmont 
erflären. 


Aber Ta ich weiß, daß mein Freund Erfurje mißbilligt, komme 
ich wieder zum Obrigfeitzftaat zurüd. 

Während der ganzen Zeit bis Anfang November 1918 mirb 
fleißig daheim gearbeitet. Auf der Paragraphenmaſchine wird tüchrig 
geſchafft. Es wird entworfen. Es wird verordnet. Cinzelnes wird 
von Einzelnen gelefen. Tüchtige Nechtögelehrte (die Staatsanmälte 
fönnen gar nicht mehr anders arbeiten) jchaffen fid) drei Regifter 
an für die drei Geſichtspunkte der Rechtsordnung: Zeit, Materie, 
Alphabet. Nicht nur an das Recht wird gedacht, auch an das 
Seriht. In Form einer Belanntmahung des Bundesrates 
(18. Sanuar 1917, Reichsgefegblatt ©. 58) wird ber „unverjchuldete 
Irrtum“ bei Zumiderhandlungen gegen Vorjchriften über mirtichaft: 
fihe Maßnahmen als prozejjualer Einwand eingeführt. Die Be— 
gründung jagt: „Der Bundesrat Hat in jeiner Sikung dom 
18. Sanuar 1917 unter Ablehnung des bon dem Neichstage be- 
ſchloſſenen Gejegentwurfs eine Verordnung bejchloffen, die Abhilfe 
auf anderem Wege fchaffen mil. Eine mirffame, dem Rechts— 
empfinden entiprechende Abhilfe läßt ſich nur erreihen, wenn 
in Anlehnung an den Einzelfall unter beftimmten den 
Mißbrauch ausjchliegenden Vorausjegungen der Ein- 
wand des ftrafredtlihen Irrtums im Strafverfahren 
zugelafjen mird.” Der Einwand iſt im Einzelfall begründet, 
wenn der Beichuldigte in underjchuldetem Irrtum über das Beftehen 
oder die Anwendbarkeit der übertretenen Vorſchrift die Tat für er- 
(aubt gehalten hat. Wiederholt fpricht Die Begründung vom „Einzel- 
jall" und ferner davon, daß der Richter „frei” würdigen fol. Auch 
auf zivilrechtlihem Gebiete erjchien die Stellung des Richters reform 
bedürftig. Dr. d. d. Trend berichtete hierüber im September 1918 
(Suriftiihe Wocenjchrift 1918, S. 531): „Nach BZeitungsnachrichten 
beſchäftigt jich das preußiihe Yuftizminifterium mit Vorarbeiten für 
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gejeßgeberifche Maßnahmen in der Richtung auf den Ausbau der im 
Kriege jo über alles Erwarten bewährten richterlihen Rechts— 
geftaltungSmadt, d. h. genauer, der Macht zur Geftaltung Der 
jubjeltiven NRechtsverhältniffe, im Gegenjab zum Richterrecht 
im früheren Sinne, der Rechtsſätze, aljo objektives, abitraftes Recht 
ſchuf. Es verdient hervorgehoben zu werden, daß jich Hinter biejer 
unſcheinbaren Notiz einer der größten grundfäglichen recht3gejhicht- 
lichen Fortſchritte verbirgt, die nicht nur jemals ftattgefunden haben, 
jondern überhaupt denkbar find“, und er verweift auf die Vorläufer 
der Bewegung, auf die Freirechtler wie auf das im Kriege hervor— 
getretene Zatjachenmaterial (Ermächtigung des Richters zur Be— 
mwilligung von Bahlungsfriften bei Geldforderungen, Hrpothefen, 
Grund- und Rentenihulden in und außerhalb eines Rechtsſtreites, 
um Bmang3bollftredungsverfahren, ferner auf die Ermächtigung, die 
Rechtsfolgen de3 Verzuges, dev Durch nicht rechtzeitige Zahlung ein- 
getreten iſt, zu bejeitigen, bei Zivangsperfteigerung don beweglichen 
Sadyen und Grundftüden den Zuſchlag bei unzureichenden Geboten 
zu derjegen, ſowie Zwangsverſteigerungen bei Grundftüden bis zu 
ſechs Monaten einzuftelien). Die Notwendigkeit einer neuen Gejtaltung 
wurde gefühlt. Dazu hätte das Ermächtigungsgefeb vielleicht Doch 
nicht gelangt. Das ganz korrekte „Konftitutionelle Geſetz“ war ſchwer 
durchzuſetzen, weil dem Reichstag für die großen Rechtsprobleme Zeit 
wie Stimmung fehlten. Auch dieſes bifchen „Recht“ Tonnte in den 
„Rechtsſtaat“ der Kriegäzeit nicht mehr eingeführt werben. Es 
famen die Creigniffe, die eine Verwirklichung unmöglich machten. 
Meuterei der Seeleute, der Soldaten, der Arbeiter, daS Ver— 
trauen in die Oberfte Heeresleitung ist geſchwunden, nur Verehrung 
für den greifen Seerführer, deſſen Geftalt Symbol der Weisheit und 
der unerſchütterlichen Zupverläfligkeit if, und Bewunderung Der 
heldenhaften Truppen find geblieben. Uralte Dynaſtien merden mit 
einer nie gejehenen Plötzlichkeit geſtützt. Dann ein Schrei „Heer 
ohne Kaifer, Kaifer ohne Heer”. Maſſen marſchieren geordnet zum 
Seneralftreif auf. Die Soldaten treten über. Won Arbeiter- und 
Soldatenräten ift fchon feit der Kieler Meuterei gefprochen worden. 
Die obrigkeitlih gemollte DOrganftellung des Einzelnen fällt zu- 
jammen. Der Grundfaß der Gelbitorganijation auf ge- 
noffenfhaftlider Grundlage ſetzt fich urplöglich durch: im 
Soldatenheer ift er vorbereitet dur) die Kameradichaft, im Heimat- 
heere, in der Induſtrie und den fonftigen Betrieben teil Durch das 
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alte gemwerfjchaftliche Vorbild, teiß durch die Arbeiterausſchüſſe, die 
das Hilfsdienſtgeſetz anerkannt hat. Die Republik wird ausgerufen. 
Laſtkraftwagen rafen durch bie Hauptitraßen Berlins, angefüllt mit 
Soldaten, mit Männern, mit Frauen. Überall erjcheinen rote 
Fahnen. Uber etwas Unfichtbares gefchieht gleichzeitig. Die alten 
Gewalten merden bon der Revolutionsgewalt erobert. Sonntag 
nachmittag im Zirkus Buſch und dann in der Nacht vom 10. zum 
11. November wird die Gelbitorganijation auf genoffenjchaftlicher 
Grundlage weiter durchgeführt. Am 9. November 1918 gab es 
noch „einen Reichskanzler“, Ebert, der in feinem Aufruf (Reichs 
anzeiger vom 12. November 1918) vom 9. November mitteilte, daß 
„die neue Regierung die Führung der Geſchäfte übernommen habe“. 
Am 12. November 1918 (Reichsanzeiger vom 13. November 1918) 
wendet fich der in der Nacht vom 10. zum 11. November im Ber- 
gleichswege gewordene „Rat der Vollsbeauftiragten” an das deutſche 
Volk mit den Worten: „Die aus der Revolution herborgegangene 
Regierung, deren politifche Leitung rein ſozialiſtiſch ift, fegt fich Die 
Aufgabe, das fozialiftiiche Programm zu verwirklichen. Sie der- 
fündet jchon jet mit Gejeßestraft folgendes”, und es 
folgt eine Aufzählung. Einige der Bertrauendmänner der neuen 
Regierung, die in irgendwelche Stellungen in die alten Nieichsämie: 
und Minifterien gefandt werden, berfünden dort, daß man neue Ge— 
jege jofort machen, „Pfähle einrammen wolle”, um dem Volk die 
Früchte der Revolution zu jihern. Das joll der Bolfsitaat jein. 
Wieder heißt es „Regiment und Negicrte”. Preuß fchreibt von: 
„umgekehrten Obrigfeitzitaat”, Erich Kaufmann ruft nad) dem 
Referendum, außerhalb Berlins macht ji) Widerfpruch im Deutjchen 
Reiche bemerkbar, auch in Berlin ſelbſt. „Schuß des Rechtsſtaates“ 
heißt die Parole, und das Petitum: wieder der alte Gedankengang, 
obwohl das Unrecht und die Schugbedürftigfeit des Rechts empfunden 
wird, obwohl e3 fich um das Recht Handelt, immer wieder nur 
der eine formale Ausdrud; das Recht ift im Rechtsſtaat vergejien, 
nur an das formelle Geſetz denft man, nicht der Anagftichrei wegen 
de3 gefährdeten Volksgutes ertönt, fondern der Ruf nad) dem for- 
mellen Gejeg. So rächte fid) die Denaturierung des Rechtes im 
Rechtsſtaate. Warum trat niemand vor den Rat der Volfsbeauf- 
tragten und ſprach zu ihm: 
„Als heiliges Volksgut verehrten wir das Recht, das Landes: 
recht jedes Stammes wie unfer in jahrzehntelangem Ringen er- 
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worbenes Reichsrecht. Nechisgfter find Gejamtgut der Volks- 
genoffen, fie find dem Geſamtwillen des Volfes unterworfen und 
doch Treiheitsgüter, weil niemandes Willfür über fie jchalten 
darf. So war es und jo muß; e3 bleiben, denn nie wird unfer 
Volk anderes wollen oder dulden. So ſprechen wir im Namen 
des Volkes und feiner Freiheit, und Widerſtand werden wir 
leiften wie das gejamte Volk, wenn bei Ausjchaltung des Gefamt- 
willens ohne Not Rechtsgüter unter dem Drud von Tages: 
forderungen angetaftet, gejchändet oder geraubt wurden. Dein 
Gemeinjchaftswillen des Volkes find wir unterworfen. Willkür 
fann uns weder Recht fchaffen noch rauben. Go fprechen mir. 
So werden wir handeln.” 

„Regiment und Regierte.“ Es ſaß alles noch zu feft in dei 
Köpfen. Nur einer unter Deutſchlands Yuriften Hätte nach feiner 
Bergangenheit das Recht gehabt, jo zu ſprechen und alles dies viel 
befier zu fagen: das ift Dtto von Vierte. Dieſes großen Nechts- 
Iehrer3 ganze Lehre murzelt in dieſem materiellen Rechte. Das 
Miterleben der großen Zeit, die Deutichlands Einigung herbeiführie, 
da3 perfünlide Mitlämpfen für dieſes Biel im Kriege 1870/71, die 
Vertiefung in das deutſche Privatrecht und der Kampf für die 
germanizijche Rechtsidee bei der Entftehung des Bürgerlihen Gejeb- 
buches, die hiſtoriſche Erfafjung des deutſchen Genofienfchaftsrechts 
und die Entwicklung der Rechtslehren über den Staat und die 
menſchlichen Verbände, an alles dies muß gedacht werden, wenn 
Gierkes Name genannt wird. Und daran muß gerade heute jeder 
Juriſt denken, denn ohne Gierkes Werk wären wir heute nicht fähig, 
dem Volksſtaate gegenüber Stellung zu nehmen; dabei iſt es weniger 
wichtig, ob man der von ihm entwickelten organiſchen Staatstheorie 
folgt; das Weſentliche bei Gierke iſt immer die Lehre von der Eben— 
bürtigkeit, von der Gleichwertigkeit des Rechtes und des Staates und 
ferner die Erfaſſung des genoſſenſchaftlichen Rechtsgedankens. Und 
vielleicht wird ſich auch bei Gierkes Lebenswerk etwas zeigen, was 
das Werk aller Genies kennzeichnet: die Geſtaltung der höheren 
Wirklichkeit im Werke durch den Meiſter. Wir hatten nicht den 
Volksſtaat, deſſen Rechtsgrundlage uns Gierke ſchuf, Gierke aber hatte 
ihn durch Intuition unter dem Eindruck perſönlichen gewaltigen Er— 
lebens, in den Sahren der Gründung des Deutichen Reiches erkannt 
und ſchuf das Werk der Höheren Wirklichkeit. Daß er in jeinen 
großen Schriften (Das deutliche Privatrecht, Das deutſche Genoſſen— 
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ſchaftsrecht, Johannes Althufius, der Entwurf eine3 bürgerlichen 
Geſetzbuchs) zumeift in dem nicht mehr geltenden Rechte oder tn 
großen rechtshiftoriichen Gedankengängen wirkt, hat ihn nicht ber 
Wirklichkeit entfremdet, aber in der fpäteren Entwidlung hat jich die 
Isirkichleit Dem Nechte entfrenidet, daS Gierfe ihrem Werden ent- 
nommen hatte. Und wenn Gierfe heute fagt: „Wir Hatten fchon 
vor der Revolution in Deutjchland einen Volksſtaat,“ fo ift darauf 
zu erwidern, mir hatten ihn in Gierkes Erlebnis und Werk, und 
hätten ihn rechtmäßig haben können, wenn der genofjenfchaftliche 
Sedanfe im Bolt in Wahrheit gelebt und gewirkt hätte. Dann 
hätte dieſer Gedanke auch das Herijchaftsverhältnis, die Organ— 
gejtaltung beherrſcht. „Wir müſſen,“ fo fchrieb Friedrich Naumann 
Ende September 1917, „Die Lebensweisheit finden, wie gerade bei 
uns, im deutſchen Stil und nad) deuticher Art die Bielheit und bie 
Einheit fich begegnen. Dazu bedarf e3 nit nur ſtaatsrecht 
licher Beftimmungen, fondern noch mehr einer volksſtaat— 
lihen Gefinnung, aus der herau3 neue Rechte und Ge— 
wohnheiten quellen” (vgl. au J. 5. Nuedorffer, „Grundzüge 
der Weltpolitif in der Gegenwart”, 1914). Daß ivir den volks— 
ftaatlihen Gedanken nicht hatten, das beweiſt anı beiten die theoretische 
Erdrüdung des Rechts durch Den Staat, die Vorherrichaft ver ftaat- 
lihen Willensiheorie, auf die jic Diejenigen, die dem Nat der Volks— 
beauftragten „die aejeßgebende Gewalt” zuſprechen wollen, ftüßen 
werden. Und Deshalb mußten wir mit Erih Kaufmann, 
der die ftaatliche Willenstheorie bis zu ihren privatredt- 
lichen Konſequenzen dDurhdadt hat, beginnen, dann auf 
der einen Geite die Äußere Normenentwidlung zeigen, 
pie der nur noch formell erfaßten Normenjehung ent- 
ſpricht, auf der anderen Geite aber aud) das materielle, 
„aprioriiche” Recht, das die Idee der Gerechtigkeit in fid) 
trägt, ſprechen laſſen; da3 führte uns, da wir der ge- 
ſchichtlichen Entwidlung folgten, dor den Rat der Volks— 
beauftragten, dem die Idee de? Volksſtaats in den erften 
Novembertagen aud noch nicht aufgegangen war, da er 
in dem Rechte eben nichts anderes erblidte als Normen, 
die Das Regiment den Regierten jeßt, und der fich ala „neue 
Regierung” fühlte Nun Stehen wir vor dem Rate der 
Gollsbeauftragten und berufen ung auf Gierfe, Deutſch— 
Yand3 größten Rechtslehrer dafür, daß Recht doch etwas 
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andere ift als das, was Imperative heifchen, als 
Das, mas die jeweils defrctierten Normen fagen, unb 
dab das Nedt, von dem hier die Rede zu fein hat, 
feine Willkür Duldet, da es die Idee der Gerechtigkeit in 
ſich trägt. 

So kommen wir alio wieder zu Erich Kaufmann zurüd. Da 
wir ihm nicht unrecht tun wollen, fo müfjen wir zunädft darauf 
aufmerfjam machen, daß vielleicht Feiner unter den jüngeren deutfchen 
yuriften die Lehre vom „Recht“ für das innerftaatliche Recht fo aut 
begründen könnte wie Erich Kaufmann, fall er das von feinem 
Koordinationsrecht Gefagte auf das „Subordinationgrecht” übertragen 
wollte. Es iſt fein Zufall, daß er feine Schrift Otto von Gierfe 
gewidmet Hat, denn aud) er geht (Clauſula ©. 128) wie Gierfe 
(Privatreht I, S. 26) von den Unterſchied zwischen Individual— 
reht und Sozialrecht aus. ber während Gierfe ſagt, daß 
„Privatrecht alles Sndividualredht fei und außerdem dasjenige 
Sozialrecht, das nicht Durch einen ftaatsrechtlihen Cab dem 
öffentlichen Recht einverleibt tft”, findet Kaufmann den Pla des 
Privatrecht3 nur im Gozialredit. Für Kaufmann hat der Begriff 
des Individuums nur Sinn int Gegenſatz zu und im Hinblid auf 
den Begriff „eines Ülberindividurellen, das das Individuum, will es 
wirkliches, d. h. weiter volle Individuum fein, zu entwideln be- 
rufen ift“. Dieſes Überindividuelle ift bei ihm nicht da3 Soziale, die 
©ejellfchaft, jondern „der Rader” Staat. Wir fagten weiter oben, 
daß dieſe Art, privatrechtliche Verhältniffe aufzufafien nur möglich ift 
wegen der einen Zatjache, daß fast alle unſere privatrechtlichen Normen 
in Kodifilationen enthalten find, daß alfo der typiſche Gef: Besbefehl 
(„verordnnen in Namen des Reichces“) den Gefekestert einleitet. Der 
Umstand, daß die Geltung äußerlich auf ftaatlidem Willensafte 
beruht (die Form des Geſetzes), hat feit Inkrafttreten des Bürger- 
Iichen Geſetzbuches unfere zivilrechtliche Wiſſenſchaft auf das Erheb- 
lichfte beeinftußt. Dies fei durch ein Beifpiel Flargeftellt: v. Tuhr 
definiert das Nechtägefchäft mit den Worten: „Rechtsgeſchäft ift die 
gemwollte und ſtaatlich anerkannte Gründung, Anderung oder 
Aufhebung von ſubjekliven Rechten (Allg. Zeil, II, $ 50, ©. 143 ff., 
161).” Da haben wir den Begriff des „ſtaatlich Anerfannten”, den 
wir befämpfen. Nun vergleicten wir damit die Motive zum BGB.: 
„Rechtsgeſchäft im Cinne des Entwurfs ift eine Privatwillen?- 
erflärung, gerichtet auf die Herporbringung eines rechtlihen Er— 

Friters, Revolutionsgewalt und Notſtandsrecht. 6 
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folges, der nach der Rechtsordnung deswegen eintritt, weil er 
gewollt iſt“ (I, ©.126). „Staatlich anerkannt“ heißt es bei dv. Tuhr, 
„Rechtsordnung“ in den Motiven. In Rechtsordnung liegt wieder 
der materielle, aprioriſche Rechtsbegriff, im „ſtaatlich Anerkannten“ 
der Gedanke an den ſtaatlichen Willensakt, an den Geſetzesbefehl. 
Von dieſen beiden Sätzen geht Walter Grau in ſeiner Diſſertation 
(Zum Problem der Vevollmächtigurg. Cmil Ebering, Berlin) aus. 
Ihn packt aber nicht der Satz der Motive, der von der Rechts— 
ordnung ſpricht, ſondern der Gedanke an den ſtaatlichen Willens— 
akt, und ſo fährt er fort: 

„Eine Verteidigung und Begründung der Definitionsbeſtimmung, daß 
zum Rechtsgeſchäft die Schaffung ſubjektiver Rechte gehört, liegt außerhalb 
des Rahmens dieſer Arbeit. Innerhalb liegt die Bemerkung, daß ohne 
dies keine materielle Unterſcheidung möglich wäre 
zwiſchen der Schaffung sobjektiven und ſubjektiven 
Rechtes, daß eine Leugnung dahin führen muß, daß alle 
Willenserklärungen des Staates, ſoweit ſie nicht von 
jedem anderen auch vorgenommen werden könnten, fo 
weit fie alfo in feiner Herrſchaft begründet find, als ob— 
jeftive3 Recht, als Geſetz im materiellen Einne zu betradhten jind. Wen 
aber Recht dann gleich den Regeln von der Entfaltung der ftaat- 
lichen Macht ift, fo fcheint es mir auch Feine privaten Necht!gefchäfte 
und fubjeftiven Nechte geben zu fönnen, feine NRechisverhältniffe als 
Spannungszuftände zweier Perjonen, al3 Befriedigungdzuftand der einen 
gegen die anderen, fondern nur Eintreten der Regel, daf die ftaat- 
lihe Macht dem einen etwas verſchafft. Nicht nur das Prozef- 
verhältni3 muß dann nach Hellwig A erjcheinen, fondern e3 gibt dann 
feine . — .Nechts:erhältuifje, fondern nur ein A-Haftungsverhältnis. Es 
wird hier von der Definition ausgegangen, nit al3 ob fie 
unanfehtbar wäre, fondern um zu fehen, ob diefe Definition aud) genügt, 
um die Erfcheinung der Vollmacht zu erfaffen: damit, wenn das hier vorweg— 
genommere Refultat der Arbeit, daß eine VBevollmächtigung eine Anderung 
objektiven Nechts enthält, wirklich in der Konfequenz liegt, man entweder komme 
zu einer Scheidung von formellem und materiellem Nechtsgefchäft, d. h. des 
Scheidung der privaten maßgeblichen Willenzerflärung und der Anderung 
(Gründung, Aufhebung) in der Zuftändigfeit und dem Beſtand fubjektiver 
Rechte, oder dieſe Arbeit bei einer Neuunterfuchung des Begriffes Rechts— 
geichäft (Nechtshandlung) mitrerwandt wird, au der diejen igen Publi- 
ziften verpflichtet fein dürften, die den Unterſchied zwiſchen Gejeß 
im formellen Sinn und Rechtsordnung (Gejeß im materiellen Sinne = 
Rechtsſatz) leugnen.“ 


Hätte Walter Grau gleih den Sat aus den Motiven ge— 
nommen, in denen das Wort „NRechtsordnung” enthalten ift und 
zwar in dem Sinn feines Schlußſatzes, jo würde er fich einen gan;en 
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Zeil Mühe erjpart haben. Aber da3 konnte er nicht; das zeigen die 
Hinweiſe auf die bedeutenden Suriften, die er inı Text und in den 
Anmerkungen namhaft macht und bie er nicht übergehen durfte: das 
find Hellwig, J Goldſchmidt (Mtaterielles Juſtizrecht, in der Feſtgabe 
für Hübler, ©. 85) und wieder Eridy Kaufmanns „Clauſula“. 

Cr hätte noch Binder (Rechtsnorm und Rechtspflicht, Leipzig 1912) und 
von der Trend (Urteile mit vechtichöpferifcher Kraft, Berlin 1912) hinzufügen 
Lönnen. Gerade von der Trend quält fich mit der „ftaatlichen Verfügung über 
Privatrecht“ (©. 10) und der „Itaatlihen Privatrechtsgeftaltung” (©. 12) ab, er 
prüft den Primat zwiſchen der Staatsperfönlichkeit, ihren Hilfsperfonen und der 
einzelnen, matlirlihen, mit dem normalen Rechtskreis des Individuums fich 
dedenden juriftiichen Perfon” ımd er gelangt (©. 139) unter Belämpfung einez 
generelfen Herrichaftsrechtes „zu einzelnen, aber elaſtiſchen Verfügungsrechten“, 
verlangt aber, was für die ſpätere Darftellung wichtig ift, den Verzicht des 
Geſetzgebers auf diefe Funktion, die er für die Fonjtitutiven Juſtizakte poftu- 
tiert (vgl. im übrigen die bei Grau zitierten). Inneren Zujammenhang hiermit 
weifen aud) die ſtormannſchen Schriften „Shitem der rechtsgefchäftlichen Staats— 
alte 1910”, ferner im Fleiſchmannſchen Wörterbuch, III, ©. 276 (vgl. auch die 
dort angegebene Literatur) auf. Die Formel „Monismis“ kann für die Auf 
hebung des Dialismus zwiſchen privatredhtlichen und öffentlich-rechtlichen Be- 
griffen ganz gut gebraucht werden. 

Walter Gran muß aljo, um zivilrechtlich arbeiten zu können, 
zunächſt „unteritellen”, daß e3 troß Der Entfaltung Der ftaatlichen 
Macht bei der Entſtehung des Nechtsjakes fubjeftive Rechte und 
private Rechtsverhältniſſe geben kann. 

Dieje Lehre von der Bedeutung der ftaatlihen Macht 
bei der Entjtehung des privatrehtlihen Rechtsſatzes ift 
falſch. Sie denaturiert das Privatrecht. 

Dabei ift zu betonen, daß es ſich hier zunädjft um die Ent- 
ftehung des Rechtsſatzes, nicht um die Verwirklichung ber ſich 
aus dem Rechtsſatze ergebenden Anjprüche Handelt. Wir haben ſchon 
weiter oben darauf Hingemwiefen, daß die Motive zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch (und zwar nicht nur an der oben erwähnten Stelle) bon 
der Rechtsordnung Sprechen. Und fo ungern wir mit „Mo.iven“ 
arbeiten, in dieſem Falle wird uns die Entſtehungsgeſchichte des Ge- 
ſetzes boch einiges zeigen. Im erjten Entwurf des Bürgerlichen 
Geſetzbuches begann der Allgemeine Teil mit der Überjchrift „Recht3- 
normen” und es lauteten: 

81. 
Auf Verhältniffe, für melde das Gefe feine Vorſchriften enthält, 
finden die für rechtsähnliche Verhältnijje gegebenen Vorſchriften entſprechende 
5* 
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Anwendung. In Crmangelung folder Vorſchriften find bie auß dem 
Geiſte der Rechtsordnung fich ergebenden Grundjäße maßgebend. 
| $ 2. 
Gewohnheitsrechtliche Rechtsnormen gelten nur inſoweit, als das Geſetz 
auf das Gewohnheitsrecht verweiſt. 

DieMotive erläuterten dieſen erſten Abſchnitt, Rechtsnormen“, gaben 
zunächſt eine Definition des „bürgerlichen Rechts“ als den „Inbegriff 
derjenigen Normen, welche die den Perſonen als Privatperſonen 
zukommende rechtliche Stellung und die Verhältniſſe, in welchen die 
Perſonen als Privatperjunen untereinander ſtehen, zu regeln 
beitimmt find.” Bann jagen fie, daß die zum Buftande- 
fommen eines privatrechtliden Geſetzes maßgebenden Grund: 
fäbe dem Staatsrechte angehören, erilären hiervon ausgehend den 
in $ 1 gebrauchten Begriff „Geſetz“ und befprechen dann eingehend 
das Für und Wider in der Trage des Gewohnheitsrechts. In den 
Protofollen der zweiten Kommiſſion (vgl. Mugdan, I, ©. 568) ift 
dann weiter zu lejen, warum die $$ 1 und 2 geftrichen wurden (und 
e3 ift nicht unintereffant von Dem dort gegen das Naturrecht ge- 
führten Hieb Kenntnis zu nehmen). 

Da diejes Material für das Berftändnis des Entwurfes ver- 
weitet werden darf, fo it für den Entwurf zunächſt einmal feſt— 
zuftellen, daß der Entwurf 

1. zwiſchen der Rechtsordnung, d. h. dem Materiellen, und der 

Form des Zuſtandekommens unterjcheidet, was einem jeven- 

fall3 „für den Entwurf“ verbietet au8 der Form für den In— 

halt Schlüffe zu ziehen; 
2. daß der Entwurf bürgerliche Recht entftehen laſſen wollte. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch ift der große Vergleich, der die Ber- 
Ihiedenheiten auf dem ®ebiete de3 bürgerlichen Rechtes in 
ben einzelnen Zeilen des Teutichen Reiches und die ſich aus ihnen 
ergebenden Rechtöungemißheiten bifeitigen follte. So ift das Bilrger- 
liche Geſetzbuch gedacht, und müſſen wir num wirklich) noch mehr 
jagen, vom gemeinen Recht, vom usus modernus, vom deutſchen 
Privatrecht, vom Allgemeinen Landrecht, vom Code civil, ven 
Bentham, von Savigny und bon Thibaut fprechen? Ich meine, 
wir können bier ſchon abbrechen. Aber nicht unerwähnt wollen mir 
einen Ausſpruch lajjen, weil er zeigt, daß größere Juriſten als der 
Verfaſſer dieſer Schrift in die Notwendigkeit verfegt worden find, 
dartun zu müſſen, daß da3 Bürgerliche Geſetzbuch die privatredt- 
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liche Rechtsordnung enthält. Theodor Kippfagt in’ der Feſtſchrift 
für 3. don Marti, 1911, ©. 213ff.: „Das ganze Bürgerlidhe 
Geſetzbuch ift privatrechtlich gefchrieben”. Mit diefem ebenfo 
ſchlichten wie klaren Sat wollen wir ung bejcheiden, und nur hinzu- 
fügen, daß mir damit nicht? verlangen, als die Auslegung des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs aus der Natur de3 bürgerlichen Rechts. 
Difficile est ... 

Wir unterjchieden ſchon meiter oben zwiſchen der Bedeutung 
der Staatlichen Macht bei der Entftehung und bei der Ber- 
wirklichung der fid) aus der privaten Rechtsordnung ergebenden 
Rechte und Anſprüche. Diefe Vermwirklihung kann durch privates 
Handeln gefhehen (private Geftaltung, anfpruchsgemäßes Tun oder 
Unterlaffen, forderungsgemäße Leiſtung de3 Schuldner, zuläffige Rechts— 
ausübung ufw.), in manchen Fällen muß, zum Zeil weil die Ver— 
wirflihung durch privates Handeln vom Gegner nicht gewährt wird, 
zum Teil weil der Staat die Verwirklihung im ganzen oder zum 
Teil jid) vorbehält, ein Staatsakt Hinzutreten (vgl. Sedel, Geftaltungs- 
rechte, ©. 239): mir faſſen den Hauptfall der ftaatlichen Verwirklichung 
ins Auge: e3 ijt das Urteil. Wir wollen uns hier unter Hinmeis 
auf H. Goldſchmidts bedeutfame Arbeiten (Maierielles Juſtizrecht“, 
Feftgabe für Hübler, 1905 und „zwei Beiträge zum ‚materiellen Zivil⸗ 
juftizrecht“, Feſtſchrift für Heinrich Brunner, 1914, ©. 110) ebenfalls 
mit einem Worte Theodor Kipps beicheiden; Goldſchmidt fagt felbft, 
dab Kipp das Wefen des materiellen Juſtizrechts fo trefferid und an- 
ſchaulich charakterifiert hat, daß er (Goldſchmidt) nichts Beſſeres tun zu 
fönnen glaube, als Kipps Ausführungen mwortgetreu zu wiederholen. 
Und fo folgen wir Goldſchmidts Beiſpiel. Kipp (a..a. DO.) jagt von 
den Sätzen de3 materiellen Juſtizrechts: 

„Sie folgen dem Inhalt des Privatredts . . Cohritt für Schritt. 

Überall, wo das Privatrecht dem einzelnen eine Aintspfficht auferlegt, geht 

dem unausgeſprochen zur Seite da3 Gebot am den Richter, auf Anruf in 

dem Sinne zu urteilen, tie e3 der privatrechtlichen Verpflichtung entſpricht. 

Iſt der Beſitzer der fremden Sache verpflichtet, fie dem Eigentümer heraus- 

zugeben, jo ift der Richter verpflichtet, den Befiger als Bellagten zur Heraus— 

gabe zu verurteilen... Es iſt gleichgültig, ob die Vorfchrift eines Geſetzes 
in ihrer Faffung al3 Gebot an den Necht3untertanen oder als Gebot an 
das Staatsorgan erfcheint. Den Geboten der einen Art find ohne weiteres 
die entſprechenden Gebote der anderen Kategorie zur" entnehmen, ohne daß 
e3 eine3 befonderen Ausſpruchs bedarf. Das ganze Bürgerliche Geſetzbuch 
iſt priratrechtlich geſchrieben; fein ungeſchriebenes Spiegelbild ſind die ent- 
ſprechenden juftizrechtlichen Vorschriften. Als Yuftizteht iſt es weder Privat- 
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recht noch Prozeßrecht. Das Prozeßrecht ergibt, twie das Urteil zu finden 

ift, nicht welcher Inhalt ihm zu geben if. Das Privatrecht beftimmt, was 

ber Prirate feinem Nebenmann ſchuldig ift; das Juſtizrecht beftimmt al3 

eine Begleiterfcheinung des Privatrecht3 den Inhalt des richterlichen Urteils.” 

Auch die Privatrechisperwirkfichung ift nicht „Macht”-Ausübung 
durh den Staat, fondern Rechtſprechung durch den Nichte. Wer 
etwas Liebe für Spracdjliches hat, dem fei die Lektüre von Grimms 
deutihem Wörterbuch zu ten orten „Recht“, „Gerecht“, „Richten“ 
und „Richter“ ujw. empfohlen. Das wird ihm die Gedanken an 
die ſtaatliße Macht bei der Rechtiprechung etwas vertreiben und ihn 
der Lehre von der Ebenbürtigfeit des Nechtes und des Staates ge- 
neigter machen. Es wird ihn Dies auch weiter dazu führen, die 
Auffaffung des Richters als „Subfumtionsmafcine“ unnatürlid) zu 
finden. Indes fei in diefem Zujammenhange fchon bemerkt, daß 
die große Bedeutung de3 „materieilen Juſtiztechts“, das Goldſchmidt 
formuliert Hat, darin Tiegt, daß e3 Recht und Richter, die zufammen- 
gehören, auch in der Theorie wieder zufammenführt. (Arm. 1 md 2.) 


Anmerfung 1. Das fei aud) Relfon gegenüber hervorgehoben. Nelſons 
Schrei nad) dem „Recht“ in der Rechtswiſſenſchaft wäre vielleicht weniger ſchrill 
erklungen, wenn er fi) in bie freirechtliche und freirichterliche Literatur vertieft 
hätte. Weiß denn Nelfon nicht, warum der Rechtsbeiſtand bei ung Rechts— 
anwalt heißt und hat er ſich nod) nie die tage des Zuſammenhangs zwiſchen 
Recht und Gericht, zwiſchen Gericht und Gerechtigkeit vorgelegt? Auch Kann bie 
Methode, die Nelfon benußt, nicht als der Idee der Gerechtigkeit bienlich er- 
fcheinen. Daß er Radbruch bitter Unrecht tut, hebt v. Liszts Kritik ſchon ber- 
vor, ebenfo daß er fich bei v. Liszt jelbft aus einem Zeil der v. Lisztſchen 
Lehren herausgeſucht hat: Der Richter hat den vollen Tatbeftand zu benußen. 
In Gierkes Privatrecht hat er feine Souveränitätslehre vermutet, die Gierkeſche 
Lehre kennt er wohl nicht. Stammler ift ihm u. a. entgangen. So antegend Nelſons 
Ausführungen find, die Schrift ald Ganzes fteht einem ungeredhten Urteil gleich. 
Wenn ich ihın einen Rat geben darf, fo wäre e3 biefer: er foll fich einmal Die 
Juriſten herausſuchen, die das gejfamte Privatreht auf den Bollftredungs- 
titel hin durchdenfen und die bei Leiftungsurteilen nur an den Gerichts— 
vollzieher denken. Wenn cr gegen dieſe Suriften angeht, dann hat er recht. 
"Denn bei diefen Zuriften geht die Idee der Gerechtigkeit verloren, und es wird 
der Richter zum Gehilfen des Gerichtsvollziehers. 

Anmerkung 2. Auch der Begriff der „Subfumtionsmafchine* 
verdankt feine Einführung in die Rechtswiſſenſchaft der Überfchägung des formellen 
Geſetzbegriffs. Der Richter „ift dem Gefeh unterworfen”, lautet die übliche 
Formulierung der richterlichen Gewalt und daraus wird dann gefolgert, wie es 
in dem oben Laband entnommenen Zitat ausgedrüdt ift, daß die rechtlihe Ent- 
ſcheidung nichts ift al3 ein logifcher, vom Willen unabhängiger Schluß. In der 
ebenfalls fi) bei Laband findenden Formulierung, die „rechtliche Entſcheidung 
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Was haben wir nun mit dieſen Ergebniſſen für unſer 
Auftreten vor dem Rat der Volksbeauftragten gewonnen? 

Wir haben zunächſt einen Teil des innerſtaatlichen 
Rechts, das Privatrecht, der Subordinationsordnung ent— 
zogen, die uns Kaufmann geſchildert. Das Privatrecht 
hat mit Kommandogewalt nichts zu ſchaffen. Dieſer Satz 
hat ſchon im Polizeiſtaat gegolten. 

Wir dürfen aber beim Privatrecht nicht ſtehen bleiben. Wir 
haben bisher von „Recht“ und „Rechtsordnung“ gefprochen und 
müfjen zu diefen Begriffen Stellung nehmen. Wie fchon oben an- 
gedeutet, gehen wir von der Gierfefchen Rechtslehre (vgl. Deutfches 
Privatrecht I, ©. 112; „Tas Recht und der Krieg“, Gruchot 1915, 
Bd. 59, ©. 1ff.) aus und entnehmen ihr folgende Sätze: 


„Rechtsſätze ſind Normen, die nad) der erflärten Überzeugung einer 
Gemeinfchaft, da3 freie menſchliche Wollen äußerlicd in unbedingter Weife 
beſtimmen ſollen“. Dazu ferner al3 Einzelheiten: „Das Recht ift an ſich 
jelbjt eine Macht, aber nur eine innere, nicht eine äußere Macht, darum 
bedarf c3 zu feiner Vollendung einer organifierten Macht, die ſich in feinen 
Dienft ftellt. Diefen Dienft leiftet ihm vor allen Dingen der Staat, indem 
er die Befolgung des Necht3 befiehlt und foweit fein ftarfer Arm reicht, 
diefem Befehl Gehorfam verfchafft. Dafür dient dem Staat wiederun das 
Recht, indem es alle feine Ordnungen durchdringt und durch die Erhebung 
bon Machtverhältniffen zu Rechtöverhältniffen feftigt. Hieraus erwächſt zu⸗ 
gleich Herrfchaft des Staates über da3 Necht und Herrfchaft des Rechts über 
ben Staat, wobei fehr ungleicdhartige Gebietsabtrennungen möglich find. 
Smmer aber bleiben Recht und Staat zwei felbfländige 
Lebensmädte..... Recht und Stant find einander eben- 
bürtig und miteinander gereift. Gie find auf gegenjeitige Er- 
gänzung hingemwiejen, aber fie deden fid) nicht, fondern haben ihre eigenen 
Reiche. Darum können aud) das Recht und die organifierte Madıt, 
jo erwünſcht ihre Harmonie ift, einander feindlich gegenübertreten. Macht 
ift nicht Recht: es gibt rechtlofe Macht. Es gibt auch machtlofes Recht. 
Allein auf die Länge erträgt das menfhlihe Bewußtſein folden Zwieſpalt 
nit. Indem die Macht, die Sid) behauptet, zulegt als Recht empfunden 
wird und das Recht, das ſich nicht durchſetzt, allmählich abftirbt, ftellt fich 
die Einheit wieder her.“ 


beftehe in der Subſumtion eine3 gegebenen Tatbeftandes unter das geltende 
Recht", läßt der Begriff „Recht“ die Möglichkeit einer richterlichen Freiheit offen. 
Freilich ift die Auslegung nidyt im Sinne Labands, der das objektive Mecht 
— logiſcher Oberfaß febt, wohl liegt fie im Sinne des Necht3, von dem wir 
jogleich fprechen werden. Die Überwertung der Yorm des Geſetzes zuungunften 
de3 materiellen Rechts, das ift die große Mauer, durch die der Obrigkeitsſtaat 
(namentlich im Kriege) das Volt vom Recht abgejperrt hat. 
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„Das Recht if erklärte Überzeugung einer Gemein— 
Ihaft... Der Born ded Rechts ift der Gemeingeift. Bur 
Rechtzerzeugung befähigt ift jede organiiche Gemeinschaft. Zur Rechts— 
erzeugung befähigt ift im erhöhten Maße die organijierte 
Gemeinfhaft: vor allem der Staat als organijierte Volks— 
gemeinschaft, aber aud) die Kirche, die Gemeinde, jede Genoſſenſchaft.“ 

„Das Recht ift eine ſpezifiſche Funktion des Gemein- 
ſchaftslebens. Es läßt fich aus feiner anderen Funktion ableiten und 
in feine andere auflöfen, ſondern fteht ihm allein al3 ein eigenartiges 
Geiftesgebilde jelbftändig gegenüber. Sein Urfprung fällt mit dem Urfprung 
des Menfchen ſelbſt zuſammen. Der Menfch Fonnte nicht Menfch fein, ohne 
dag fich in ihm felbft der Recht strieb regte. Der Nechtstrieb zielt 
auf die Verwirklichung einer einfachen und nicht weiter zerlegbaren bee 
des Menfchengeiftes: der Jdee des Gerechten. Cie ift wie die Idee 
des Wahren, Guten oder Schönen nur mit fich felbjt vergleichbar und trägt 
in fi felbft ihren Werte Darum ift Der oberfte Zwed aller 
einzelnen NRedht3normen die VBerwirllidung der Ge- 
rechtigkeiſt, das Recht im ganzen ijt al3 verwirklichte Gerechtigfeit zu— 
nächſt ſich ſelbſt Zweck . .. Wird e3 zum bloßen Mittel herabgefcht, wird 
die Idee des Gerechten in den Begriff des Nützlichen aufgelöſt und die 
äußere Nützlichkeit als einziger Maßſtab der Rechtsſätze anerkannt, ſo wird 
ein ſo entwertetes Recht bald auch als Mittel ſich untauglich erweiſen und 
ſeine Kulturaufgabe nicht mehr löſen.“ 

„Das Recht iſt .Funktion eines einheitlichen Gemeinlebens 
und ſteht daher mit den übrigen Funktionen dieſes Gemein— 
lebens im Verhältnis gegenſeitiger Wechſelwirkung.“ 


Nur in einem Punkte weichen wir von Gierke ab. Von dem 
oberſten Zwecke aller einzelnen Rechtsnormen, der Verwirklichung 
der Gerechtigkeit ausgehend, beſtreiten wir zwar nicht, daß das „Recht 
im ganzen als verwirklichte Gerechtigkeit zunächſt ſich ſelbſt Zweck 
iſt“, wir halten es aber weiter, damit das Recht ein Ganzes ſei, 
für erforderlich, daß jede Rechtsordnung die äußere Rechts— 
dermwirflihung und damit die Verwirklichung der Ge— 
rechtigfeit fichert. Und wenn wir bon der Ebenbürtigfeit zivifchen 
Recht und Staat ausgehen, fo jehen wir in einen (unabhängigen) 
Richtertum (den Begriff im weiteften Sinne genomnten) ein 
Doppeltez: ein notwendiges Organ des Nechtes zwecks Verwirklichung 
des Nechtögedanfen3 im Sinne der Gerechtigkeit, und auf der anderen 
Seite ein Organ, das die Gemeinſchaft ſchafft, um dem Rechte die 
Verwirflihung des Rechts in Gerechtigkeit zu ermöglichen. 

Kur der Staat iſt Volks- und Rechtsſtaat zugleich, in 
demNormen beftehen, die nach der erflärten Überzeugung 
der Volksgenoſſenſchaft das freie menſchliche Wollen äußer- 
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lich beftimmen und in dem die geredhte VBerwirflichung 
dDiefer Rechtsſätze durch unabhängiges Richtertum ge— 
ſichert iſt. 

Das Richtertum iſt bei Gierle enthalten in dem Begriffe des „Rechts als 
Ganzem“. Geht man aber ton den Rechtsſätzen als der Summe der einzelnen 
Normen aus, fo muß ſich da3 Richtertum aus diefen Normen herausheben, da e3 
in Anwendung der Rechtsſätze der Verwirklichung der Gerechtigkeit zu dienen 
beftimint ift und feine andere Funktion hat al3 gerade dieſe. In unbedingter 
Weile ſoll das Necht wirken und da3 Tann es nur im Richtertum. uch bei der 
Geftaltung des Contrat social im meiteften Sinne (Rechtſetzung) wie bei dem 
Handeln de3 Einzelnen, des rechtlich Denkenden, des Rechtſchaffenſten wirkt der 
Ymperativ der Nechtspflit im Sinne des Rechtsſinns oder Rechtstriebes, aber 
die Erfahrung lehrt ung, daß der Jmperativ hier ein hypothetiſcher ift (oder fein 
farın und darf), verbunden mit dem „Wenn“ der Klugheit oder Glüchſeligkeit, das 
den einzelnen zur Überzeugung führt. Nur beim Richter gibt es dem Rechte 
gegenüber fein „Wenn“, die Verwirklichung des Rechts im Einne der Gerechtig— 
feit beftimmt fein Wollen unbedingt, Tategoriih. Das ift der Zinn des Nichter- 
eide3 und das Mefen der Richterpflicht, für die der Richter mit feinem Eide ein— 
auftehen hat. Das Recht wird „pofitiv” durch die (abtrafte) erllätte Überzeugung 
der Vollsgenoſſen, der Richter hat dieſes Recht für den einzelnen Zall zu ver 
wirklichen. 

Welche Bedeutung hat der Geſetzbefehl? 

1. Die NRechtsüberzeugung der Volksgenoſſen äußert fich in der Form des 
Befehls: die Überzeugung, die einem „Wenn“ entfprungen fein mag, duldet als 
Überzeugung der Gemeinfhaft ein „Wenn“ des einzelnen Genoffen nicht. Die 
MWillensbildung innerhalb der Genoffenfchaft (die jeder Fonftitutionelle Staat dar- 
Rellt), vollzieht fich in der Negel in der Weife, daß der Willenserklärung einer 
Mehrheit der Wille einer bei der Normierung mitwirfenden Minderheit gegen- 
überfteht, und e3 pflegt Gemeinſchaftsnorm zu fein, daß (bi3 auf Ausnahmefälle) 
der Wille der Mehrheit den Inhalt der Erflärung beftimmt. Dadurch, daß alfe, 
die an der Willenzbildung beteiligt find, eine Gemeinſchaft bilden, ergibt 
ih für die Minderheit aß Norm die Unterwerfung unter den Mehrheitswilfen, 
wie für die Yälle, in denen Ginftimmigfeit erfordert wird, das gleiche Geſetz 
der Unterwerfung für die Mehrheit gilt. Fehlen Normen über die Unterwerfung 
in den hier erwähnten und ihnen ähnlichen Fällen, fo ift die Gemeinschaft ur- 
organifiert. Und gilt diefe Unterwerfung:pflicht für die einzelnen, welche die 
Normen ſetzen, fo bat fie um fo mehr für die übrigen Volksgenoſſen zu gelten, 
denn diefen ift der Gefchgeber (im weitelten Sinne) Organ des Gcmeinjchaft3- 
willen, und fie würden ihre eigene Gemeinſchaft desorganifieren, mern fie ibm 
da3 Wollendürfen beftritten. 

2. Dies ift die Bedeutung des Geſetzesbefehles für den Volksgenoſſen. Für 
den Richter gilt folgendes: Der Gemeinſchaftswille regelt gemöhnlic „eine Viel- 
heit gleichartiger Tatbeftände durch identiihe Norm in Geftalt der Rechtsregel“. 
„Die Rechtsſätze find nad) der Natur des Rechtes zunächſt abſtrakte Sätze. 
In dem abftralten Sa ſchlummern konkrete Normen für die einzelnen von 
ihnen umfpannten Alle. Die Aufforderung der konkreten Norm für 
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einen gegebenen Fall ift Sahe der Rechtsanwendung . .. Die kon— 
frete Norm ift nicht bloß logiſches Ergebnis, ſondern lebendige Entwicklung 
des Rechtsſatzes“ (Gierle a. a. D. ©. 123). Für den Richter bedeutet der Geſetzes— 
befehl die Piliht bei der Rechtfindung in dem Ginne des Rechtsſatzes zu 
urteilen, wobei für die richterliche Rechtsanwendung (im Gegenfab zur privaten 
Rechtsanwendung im Sinne der Rechtsbefolgung) immer hervorzuheben ift, daß 
fie eine Verwirllichung der Gerechtigkeit zu fein hat. 

Welche Teile diejes innerjtaatlihden Rechtes find dem 
Willen des Rates der Bollsbeauftragten unterworfen? 

Darauf kann e3 nur eine Antwort geben: Kein einziger. Alles 
Recht mwurzelt in der Gemeinschafisordnung. Es mag Befehle geben, 
Zwang, Kommandogewalt, aber alles das Kat mit Rechtjekung und 
mit Rechtsanwendung nichts zu tun. Und zum Rat der Volks⸗ 
beauftragten fprechen wir: 

„Das Volk joll kämpfen um fein Recht wie um jeine 
Mauer”, jagt Heraflit, der Lehrer Eures Lehrers Laflalle. 

„Beide find tot.” 

„Aber da3 Recht lebt.” 

„Auch das unrichtige Recht?” 

„Wer den Inhalt eines beftinnmten Rechtes für unrichtia 
erklärt, fagt damit nicht, daß dieſes Necht nicht gelte; und 
fall3 jemand einem mangelhaften Rechtsguftand das gegenüber 
ftellt, was in dieſer beſonderen Lage grundſätzlich richtig fein 
würde, jo ijt noch keineswegs behauptet, daß dieſes als richtig 
Singejehene bereit in rechtlicher Geltung ftände” (Stammiler). 

„Und die gefeßgebende Gewalt?“ 

„sm alten Staat ift durch Betonung des formellen Geſetzes 
die Idee des Rechts betäubt worden. Der Schrei Gurer Re- 
bolutton Hat auch dieſen Schläfer geweckt. Geſetzgebende Gewalt 
ijt immer rechisjekende Gewalt. Im Bolfsftaate kann man nur 
vom Bolk zum Träger des organifierten Volkswillen, niemals 
bom Willen Einzelner zum Volksrecht ohne Volkswillens ge- 
langen. Sonſt ift der Vollsſtaat ohne Volk. Eure geſetzgebende 
Gewakt ijt juxtajuriftifch.“ 

„Beſſere Juriſten al Du haben gejagt, daß wir die gejeb- 
gebende Gemalt beiten.“ 

„Auch don der Idee einer Mafchine, die nicht mehr cxiftiert, 
kann man bejejien jein. Man kann aber folche Idee nicht im 
Rechtsſinne beſitzen. Das gehört in die Lehre des ‚Als ob‘, 
der Fiktion.“ 
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„Wir müfjen handeln, wenn da3 Volk in Not ift. 
Das ift unfere Pflicht und deshalb Recht. Willft Du dieſes 
unſer Recht machtlos machen, fo ift das Recht, von dem Du 
ſprichſt, rechtlofe Macht.“ 

„Jetzt ſprecht Ihr nicht mehr in Filtionen und da fangen 
wir an, uns zu beritehen.“ 


&3 bleibt noch eine Möglichkeit übrig: nämlich die, 
vom Billen der Träger der NRepolutiondgewalt durch 
den Volkswillen zum Rechte zu gelangen. Die Frage, von 
der mir ausgingen: „Können die Träger der Revolutionsgewalt die 
gejekgebende Gewalt ausüben?“ ftammte aus dem Gedankengange 
der überwundenen romaniſtiſchen ftaatlichen Korporationstheorie. Die 
Idee der Über Boll und Wolken fchmebenden „gefebgebenden 
Gewalt” gehört nicht ins Nechtsleben. Die Frage mußte in Ddiefer 
Form aufgemworjen werden, weil fie Hunderte von Malen in dieſer 
Weile formuliert worden if. Wir wollen dieſe Frage, da fie ver- 
neint werden muß, ftreihen und nunmehr fragen: In welcher 
Weiſe Tan fi im deutſchen Volksſtaat unter der Revo— 
Iutionsgewalt Mecht entwideln? 


Kapitel III. 
Bon der Regierungsgewalt des Rates 
der Vollsbeauftragten. 


Anı 9. November 1918 wurde unmittelbar nad) der Ber- 
fündung der Republif folgende Ertraausgabe des „Vorwärts“ unter 
die Vollsmenge verteilt: 


„Arbeiter, Soldaten, Mitbürger! 

Der freie Volksſtaat ift da! 

Kaifer und Kronprinz haben abgedantt! 

Fritz Ebert, der Vorfipende der jozialdemofratifchen Partei, ift Reich 
fanzler geworden und bildet im Reihe und in Preußen eine neue Re— 
gierung aus Männern, die das Vertrauen des werktätigen Volfed in Stadt 
und Land, der Arbeiter und Soldaten haben. Damit ift die öffentliche 
Gewalt in die Hände des Volfes übergegangen. Eine verfaſſunggebende 
Nationalverfammiung tritt fchnellftend zufammen. 


Arbeiter, Soldaten, Bürger! Der Sieg des Volles ift errungen, er 
darf nicht durch Unbefonnenheiten entehrt und gefährdet werden. Witt 
ſchaftsleben und Verkehr müffen unbedingt aufrecht erhalten werden, damit 
die Bolfsregierung unter allen Umſtänden gefichert wird. 

Folgt allen Weifungen der neuen Bollöregierung und ihren 
Beauftragten. Sie handelt im engiten Einvernehmen mit den Ur- 
beitern und Soldaten. 

Hoch die deutſche Republik! 


Der Vorſtand der Sozialdemokratie Deutſchlands. 
Der Arbeiter- und Soldatenrat. 


Der Hinweis auf Die „Arbeiter und Soldaten“ vom 9. No- 
vember 1918 fand in der Mitunterfchrift des „Arbeiter- und 
Soldatenrate3” feine Erklärung. Es fcheint, daß der fpäter (in der 
Naht vom 12. zum 13. November) verſchwundene Aftionsausfchuß 
zunächit gemeint war, der in ber zweiten Extraausgabe de3 „Vor—⸗ 
wärts“ vom 9. November („Der Sailer hat abgedankt“) al3 „Der 
fozialdemofratifhe Arbeiter- und Soldatenrat“ bezeichnet worden 
war. Am Sonnabend den 9, abends, beichlojien Die „landes— 
gewählten“ W.- und S.Räte, daß fämtliche Arbeiter (einschließlich der 
Angeftellten) am nächſten Tage, den 10. November, desgleichen 
fämtliche Soldaten MWrbeiter- bzw. Soldatenräte zu wählen hätten 
und daß Sonntag, nachmittags 5 Uhr, die fo gewählten W.- und 
S.Räte ihrerjeit3 im Zirfus Bufch „die proviforiihe Negierung” zu 
wählen hätten. So entitand am 10. November nachmittag „Der 
Vollzugsrat” (26 Gewählte). An demfelben Eonntag kam nachts 
die Einigung zwiſchen den „Mehrheitsſozialdemokraten“ und den 
„Unabhängigen” zuftande und aus dieſer Cinigung entitand Die 
„Reichsregierung“ und der Rat der Bollsbeauftragten. 
Nah dem Reichsanzeiger (mir zitieren immer aus dem Reichs— 
anzeiger = RL.) vom 12. November unterjchreibt Ebert noch am 
9. November wie am 10. November als „NReichsfanzler”. Am 
9. November jpricht er (mie in der dritten Extraausgabe de3 „Vor⸗ 
wärts“) in feinem „Aufruf” von der Übernahme der Gejchäfte durch 
die „neue Regierung”; am 10. November warnt er al Neid)» 
fanzler die Wrbeiter- und Goldatenräte dor Störung der Bahn- 
transporte; am 11. November heißt e8 nicht mehr „Der Neichd- 
fanzler“, jondern „Die Reichsregierung”. Am RA. vom 13. No- 
dember tritt in dem Aufruf an die deutfche Landbevölferung zur 
Selbitorganijation zum erften Male „Der Rat der Volfsbeauftragten“ 
mit den ſechs Namen hervor, während bei der Bezeichnung „Reichs— 
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regierung“ regelmäßig nur die Unterfchriften der beiden Führer der 
vereinigten Gozialdemofraten (Ebert, Haaſe) herbortreten. Es ging 
offenjichtlich die Einigung dahin, die Reichskanzlergeſchäfte Ebert-Haafe 
zu übertragen, während die anderen Bolfsbeauftragten ihren be- 
fonderen Geſchäftskreis erhielten. Profeſſor Waldeder mißverſteht 
den Aufbau, wenn er (Juriſtiſche Wochenschrift, 1918, Dezember) 
bon einem doppelten Ausbau der Republif und von zwei Nebo- 
Iutionen ſpricht. Die Führer der Revolution waren gejchulte De- 
mofraten und mußten jehr wohl, daß ihre demokratische Ver— 
gangenheit ihnen nicht erlaubte, „bon oben nad) unten“ zu benfen, 
jondern dab fi) das Ganze bon „unten nach oben“ aufzubauen 
hatte. Deshalb erblidten fie in den A.- und ©.-Räten die Selbft- 
organifation des Volkes, der Arbeiter wie der Soldaten, und beshalb 
betrachteten jie die A.- und S.-Räte als DOrgangeftaltung. Das geht 
ganz Har aus dem im RN. vom 12. November veröffentlichten Erlaß, 
betreffend Schu der Kohlenmirtfchaft vom 11. November, hervor, 
in dem Ebert-Haaſe fagen: „Die Arbeiter- und Coldatenräte, über- 
haupt alle durd) den Übergang der Retierungsgewalt in die 
Hände des Volles entftandenen politifhen Organe werden 
aujgejordert, in die bejtehende Organifation der Kohlenwirtichaft 
nicht einzugreifen, fondern deren etwa erforderliche Umgeftaltung der 
zentralen Volksregierung zu überlaſſen“ (vgl. auch die Flug— 
Schrift des „Vorwärts“: A.- und ©.-NRäte, „Was fie fünnen und 
was fie nicht können“. Wenn eine Tendenz der neuen Regierung 
deutlih geworden iſt — Ebert hat fie bei dem ZTruppenempfang 
Har ausgeſprochen —, fo war es die der genofjenichaftlihen Selbſt— 
organifation. Der Rat der Bollsbeauftragten wollte jeine eigene 
organische Entwidelung aus dem Volke heraus, und gerade Died Be— 
jtreben mar es, was einmal den Gegenjaß zu dem „Berliner In— 
jtitut*, dem Vollzugsrat, jhuf und fodann zum Kongreß vom 
16. Dezember 1918 führte. Das Kabinett „Ebert-Haafe“ als 
Diktatur zu bezeichnen, wie Waldeder es tut, ift unrichtig. Diktatur 
war fie weder dem Willen noch dem Wefen nach, aber fie erhielt 
den Schein der Diktatur dur) ein Moment, das weder aus der 
Natur des Rates der Vollsbeauftragten noch aus dem des Bollzug3- 
rates folgte. Am 10. November mar in der Einigung der beiden 
fozialdemofratifchen Richtungen beichloffen worden, die Refjortminijter 
al3 technifche Bearbeiter beizubehalten, fie aber grundfäßlich nicht in 
die proviſoriſche Regierung Hineinzunehmen. Der erfte Erlaß, den 
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die Regierung Ebert-Haaſe als „Neichsregierung” veröffentlichte 
(RN. vom 12. November), lautete: „Die Staatsfelretäre und Die 
Chefs der Reichsbehörden find von der Neichäregierung mit der vor 
läufigen Weiterführung der Gejchäfte beauftragt.“ Dadurch, daß 
Bertrauensmänner der NeichZregierung gleichzeitig in Die Reichs— 
ämter uſw. als Unterftaatsjefretäre geſchickt wurden, jollte wohl die 
innere Verbindung mit der neuen Regierung hergejtellt werden. 
Vielleicht war das Ganze organiſch gedacht im Sinne des Spencer- 
ichen Geſetzes der phyſiologiſchen Integration, welches bejagt, daß 
„entjprechend dem Grad ihrer Differenzierung die einzelne Zelle zu 
einem unjelbftändigen und abhängigen Zeil einer übergeordneten 
Lebenseinheit wird“ (dgl. Hertwig, Allgemeine Biologie, ©. 481). 
Aber dann Hatte man jich geirrt und war zu einer Fiktion gelangt, 
nämlich zu der, jich ein der Buufteintheorie angehöriges Aggregat 
als eine biologiihe Verbindung von Zellen, die zu Teilen eines 
Organismus geworden fein follten, umdenfen zu wollen (vgl. Hertwig 
©. 436). Das Körperlihe war hier das Wichtige. Tas Gegen— 
ftändliche, die Gebäude, die Regiftraturen, die Akten, die Journale, der 
in den Dingen veıktörperte Gefchäftsgang, alles dieſes war dem 
Volksſtaat weſensfremd, dein e3 war dinglich organilierte Obrigkeit» 
ftaatlichfeit, Obrigkitiftaailichfeit erhöhter Erſcheinungsform, wie jie 
der Krieg eben gefteigert hatte. Nicht nur die Menſchen, auch die Dinge 
fönnen ihr Eigenes haben, und mo Akten bejtehen und Sournale, 
da wird der Menjch, wenn er fi) in ihre Drganifation einlebt, ver— 
dingliht. Es iſt charakteriftifch, daß bei ven militärischen Dienſt- und 
Befehlsſtellen die Befugniſſe an der Stelle haften und nicht am 
Dienitgrade, und e3 ijt ferner bezeichnend, daß beim Militär zueıft 
„die Divijion”, „das Generalfommando“, „das Gouvernement“ auf 
gejtellt oder errichtet wird („nad anlivgendem Gtärfeveizeichnis: 
1. ‚Ein‘ Gouverneur . . .“) und dab in die Stelle der Menſch 
eingejegt wird. Und wenn Gemeinpläße befagen, daß jeder Beamte 
zu erjegen fei, oder daß der Herr, wem er ein Amt gibt, auch den 
Verſtand gibt, jo liegt dahinter immer derfelbe Gedanke. Am aller- 
feinjten drüdt e3 die Epracdje aus — die nun einmal viel klüger ijt 
als der Menſch —, wenn jie jagt, daß der Menfch ein Amt „be 
Heidet“. Die Vertrauensmänner der Volfsbeauftragten hätten, wenn 
jie auf die Beamten (das Wort „ver Beamte” iſt die alte, gefürzte 
Form des participium praeteriti — munere fungens — vgl. Grimm, 
I, ©. 1206) ſchimpfen mwollten, unrccht; die Herren würden fich im 
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Rechtsgebiet irren und ſie müßten vom Perſonenrecht ins Sachen⸗ 
recht verwieſen werden. Jedes Gebäude beſteht aus Bauſteinen, 
aber die Bauſteine hören, wenn einmal ein Gebäude errichtet iſt, 
auf, Fungibilien zu ſein, ſie bilden alle zuſammen ein Ganzes, und 
dieſem Ganzen find Linie wie Stil zu entnehmen. Und die Staats⸗ 
gebäude zwiſchen Leipziger Straße und Unter den Linden meilen 
noch ganz andere Bejonderheiten auf als die eben erwähnten: Sie 
ind aile miteinander verbunden und in diefem Verbande herrſcht 
AÜrbeisteilung, und fie ſind nicht nur untereinander verbunden, fie 
find ihrerfeitS wiederum verbunden mit vielen anderen Staats— 
gebäuden auch insbejondere außerhalb Berlin in München, Dre3- 
den, Leipzig, Etuttgart, Karlsruhe, Samburg uſw. Und taujend- 
fach jind die Verbindungen zwifchen dieſen Gegenftänden, und e3 
fann fein, baß dieſe vielen Gebäude untereinander zum Aggregat 
werden und ein neues Ganzes, ein größeres Gebäude bilden. Und 
wer das Reidysgebäude mit feinen Grundfteinen, Grundmauern, Ed- 
pfeilern uſw. nur al3 einen Vergleich empfindet, der mag, damit er“ 
das Neichögebäude körperlich begreife und das Wefen de3 fo be- 
griffenen Ganzen empfinde, an ein anderes Gebäude bdenfen, bei 
dem die Sprade da3 Architektoniſche ftet3 beibehalten hat: das ift 
„die Kirche”. 

Daß die Revolutionsgewait, als fie ſich zum eriten Male 
„Reichsregierung“ nannte, die von ihr vollzogene Dffupation ber 
Reichsämter meldete (RU. vom 12. November 1918), kann Zufall, 
fann aber auch Inſtinkt gemwefen fein. Denn nur durd) diefe In— 
bejignahme fonnte fie Reich3regierung werden. Aber wenn jie 
die& fein und bleiben wollte, dann mußte fie den im Neiche ver- 
haßten Berliner Impetus dem Geifte des Neiches anpafjen. Ind 
wenn Ferdinand LTaffalle noch den Sieg feiner Genoffen erlebt hätte, 
dann hätte er ihnen vielleicht aus feinem Werke, der „Bhilofophie 
Herafleitos des Dunklen von Epheſos“ (E. Echirmer, Leipzig) einiges 
erzählt: bom „zavra der“ und davon, daß fich dieſe ewige Melt- 
bewegung bei Heraflit im ro, im Feuer, darftellt. Das hätte ve- 
volutionär geflungen. Dann hätte er ihnen aud; vom heraflitifchen 
Logos fprehen müſſen und davon, day bei „Heraklit da3 Teuer 
unter dem Logos ftehe, daß ed xara zo» Aoyov, nach dem Logos 
wirke, oder wie wir jagen würden, „vernunftgemäß” (Friedrich Mar 
Müller). Und das „zo rip xara row Aoyov“ hätte mie eine 
Warnung geflungen, wie eine Mahnung an die Reichgeinheit, an 
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den Logos des Deutſchtums. Wer dieſer Weiſung folgen wollte, der 
mußte immer den Weg zu den Reichsämtern wandern. An deren 
Eigenart durften die einzelnen nichts ändern, weil dies bie deutjche 
Vollsgenoſſenſchaft als Berliner Dreiftigfeit empfunden hätte. Co 
kam es benn, daß die Berliner Revolutionsgewalt, als jie Reicht 
regierung wurde, die offupierten Reichsämter in ihrer Eigenart intakt 
zu laffen hatte. Dieſe Eigenart war aber die Linie und der Etil 
des Obrigfeitäftaates. Es ergab ſich ein merkwürdige Bild. Oben: 
der Rat der Voltsbeauftragten als Dad), darunter einmal die alte 
obrigkeitsſtaatliche Faſſade und weiter unter demjelben Dad) ber 
werdende Volksſtaat in jelbftgewollter Organijation mit noch Iinfiichen, 
täppifchen Organen, den N.- und S. Räten und dem Berliner Voll- 
zugsrat. Das Ganze aber in feiner ardhiteftonijchen Bujammenfaffung 
von Gebäude und Gerüft hieß und mußte heißen: „die: provi— 
foriihe Regierung”. 

Daß fie proviſoriſche Negierung fei, hatte fie ſelbſt erkannt. 
Daß fie nur proviforifch und gar nicht Regierung fei, fagte ihr ber 
Bollzugsrat. Der Berliner Vollzugsrat wollte das eigentliche höchſte 
Drgan der A.- und S.Räte fein, und mur die A.- und ©.-Näte 
follten die eigentliche Organbildung im Reiche darftellen; große, für 
die Volkskultur bedeutſame Teile de3 Volle follten alfo ausgeſchaltet 
werden. Dem Vollzugsrat wurde entgegengehalten: Der Gedanke 
an die deutſche Einheit verlangt eine gleichmäßige Beteiligung alıer 
Deutfchen an der Organbildung, ein Willensorgan der Volksgemein⸗ 
ichaft, die Nationalverfammlung. Ferner: Der Gedanke an die 
Nevolution verlangt, daB die Einberufung der Nationalvderfammlung 
jelbft als Wille derin revolutionärem Handeln zuſammengeſchloſſenen, aber 
über ganz Deutfchland verteilten Volksgenoſſen in die Erſcheinung 
tritt. Der Vollzugsrat ift „Berlin“ und nicht Deutſchland. Co 
ging es zwifchen Vollzugsrat und dem Rat der Vollsbrauftragten 
hin und her. Der Bollzugdrat war das Reichsamt für. die A.- und 
S.⸗Räte, und die A.- und S.Räte waren die Träger der revo— 
lutionären Bewegung, jedenfalß in Berlin und aud an einigen 
Drten außerhalb Berlins: Und Ddiefe im früheren SHerrenhaufe 
wirkende „Neichsfeueramt” erließ Verordnungen tie Die anderen 
Neichaämter, unterfchrieben von Moltenbuhr und Richard Müller 
(„Nur über meine Leiche”): 


1. Um 15. November 1918 (RA. vom 16. November) über die Neu- 
ordnung der Kommandoverhältniſſe, „das Kriegsminifterium fowie alle 
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Reichsbehörden unterſtehen der Kontrolle des Vollzugsrates des Arbeiter⸗ 
und Soldatenrates“. 

2. Am 16. November 1918 (RU. vom 18. November 1918) über das 
Recht der Arbeiterräte bzw. -Ausſchüſſe. „Dieſen Ausjchüjfen fteht das 
Kontroll- und Mitbeftimmungsrecht Über alle aus dem Produktionsprozeſſe 
entjtehenden Fragen zu.“ 

3. Die Berordnung vom 18. November 1918 (RA. vom 19. November 
1918) über die Entlaffung von Munnfchaften bzw. die Löhnung von weitere 
beichäjtigten Mannſchaften ift vom Plenum des Rats der Boll3beauftragten 
und dem „Vollzugsrat des Ausfchufjed des A.- und S.⸗Rates“ gezeichnet. 
Dieſelbe Nummer des Neichdanzeigers enthält die Bekanntmachung betr. Die 
Beltattung der Revolutiongkämpfer, gezeichnet vom „Vollzugsrat des Arbeiter- 
und Soldatenrates”. 

4. Unter dem 19. Norember 1918 (RU. vom 21. November 1918) 
wendet ſich der Berliner Vollzugsrat mit einem Danferlaß an alle: „Der 
Bollzugsrat des Berliner W.- und S.Rates ift außerftande, auf die brübder- 
lichen Grüße, die ihm aus allen Teilen Deutfchlands und der Welt zu- 
famen, einzeln zu danfen. Er tut dies auf dieiem Wege, inden er tief 
bewegt diefe Grüße erwidert.“ 

5. Diefelbe Nummer bringt die feierlide Vollmacht des Oberleutnant 
Walz „zur Übernahme der verantwortlichen Zeichnungen des Kriegsminiſters“, 
ausgeftellt durch den Vollzugsrat, und den „Crlaß des Mitgliedes des BVoll- 
zugstates des A.- und S.-⸗Rates Walz bei Übernalme feiner Gefchäfte”. 

6. Am 22. November 1918 wird eine Mahnung zur geordneten Ab- 
widlung der Demobilifation veröffentlicht (RU. 23. November 1918). 


Am 23. November 1918 (veröffentlicht im Neichdanzeiger vom 
25. November), wendet fic) der „Bollzugsrat des Wrbeiter- und 
Eoldatenrate® Groß Berlin” an die NWrbeiter- und Goldatenräte 
Deutſchlands. Es Heißt Hier: „Der Vollzuggrat der Groß Berliner 
Arbeirer- und Eoldatenräte maßt ſich ... feine Diktatur über die 
AÜrbeiter- und Eoldatenräte Deutfchlands an.” Dann folgt der 
Vorſchlag der Delegiertenverfammlung zum 16. De- 
zember 1918 in Berlin. Mit unterzeichner wird „für Die Oſt— 
front“. (Diefelbe Nummer bringt die Richtlinien über die Betriebsräte 
bom 23. November 1918, die Unterfchrift mweift den Zufag „Groß 
Berlin” auf.) 

Von demfelben Tage (23. November 1918) iſt der einen Tag 
fpäter veröffentlichte „Aufruf des Vollzugsrates des A.- und S.-Rates 
Groß Berlin und don Delegierten Baden? und Bayern3 an Die 
Arbeiter- und Goldatenräte Deutſchlands“ (RU. vom 26. November). 
Der Aufruf beginnt mit den Worten: „Der Vollzugsrat de3 Groß 
Berliner Arbeiter» und Soldatenrate® Hat nach Berftändigung mit 
den Bollsbeauftragten des NReich3 und Preußen Diejen 
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die erefutive Regierungdgemwalt übertragen. Er hat fi 
aber das weiteftgehende Kontrollteht über die Regierung 
vorbehalten“. Es wird dann den lokalen U.- und ©.:Räten ge- 
gefagt: „Cie haben fid) im allgemeinen jebe3 direften Eingriffes in 
die Verwaltung zu enthalten.“ Es folgen Richtlinien im Intereſſe 
der Gefamtheit für alle örtlichen A.- und ©.-Räte des Reiches auf- 
peftellt. Darunter über „Verhaftungen“ (1), fie „dürfen nur in 
dringenden Fällen unter Verftändigung mit den dafür maßgebenden 
Stellen erfolgen, ſoweit es fi nicht un Feſtnahmen im gemöhn- 
lihen Ordnungs- und Gicherheitsdienft handelt“. Aber Die all- 
gemeine Tendenz des Erlaſſes geht nicht auf das Berbieten und 
niht auf das Erlauben. Diefer „Aufruf” ift von 27 Mitgliedern 
des Berliner Vollzugsrates, zwei Delegierten Badens und einem 
Selegierten Bayerns unterzeichnet. Das Wichtige ift, daß es nicht 
mehr „Der Vollzugsrat“, jondern „Der Vollzugsrat des U.- und ©.- 
Rates Groß Berlins“ heißt. Zwiſchen dem Erlaß dieſes Aufrufs 
(23. November 1918) und ſeiner Veröffentlichung (26. November 
1918) liegt die Tagung der „Vertreter der deutſchen Bundesſtaaten“ 
(Erſte Beilage z. d. Reichdanzeiger vom 26. November 1918), vom 
25. November, der Ebert präfidiert, in der es fih um das Wahl- 
gejeg zur Nationalvderfammlung und um die Nationalver- 
fammlung handelt, vorerft aber, wie Ebert fagt, „um ein Provi- 
forium zwifhen Cinzeljtaaten und Reich“. An dirjer Ber- 
handlung, die im Kongreßſaale des Reichskanzlerpalais ftattfindet, 
nehmen 70 Bertreter der Freiſtaaten ſowie die Staatsſekretäre uſw. 
teil. Als Ergebnis der Verhandlungen wird folgende Zufammen- 
fafjung angenommen: 

1. Die Aufredhterhaltung der Einheit Deutſchlands ift ein dringended 
Gebot. Alle deutſchen Stämme ftehen geichloffen zur deutfhen Republik. 
Sie verpjlichten fich entichieden im Sinne der Neichdeinheit zu wirken und 
jeparatiftiiche Beſtrebungen zu befämpfen. 

2. Der Berufung einer Eonftituierenden Nationalderfammlung wird 
allgemein zugeitimmt, ebenjo der Abjicht der Reichgleitung, die Vorarbeiten 
zur Nationalverfammlung möglichft bald durchzuführen. 

3. Bis zum Bufammentritt der Nationalverfammlung find die U.- und 
©..Räte die Repräfentanten des Volkswillens. 

4. Die Reichsleitung wird erjucht, auf die fchleunige Herbeiführung 
eines Präliminarfriedeng hinzuarbeiten. 


Und Ebert fagt in feinem Schlußwort (am 25. November 1918): 
„Die Beichlüffe der heutigen Sitzung machen e3 allen zur 


Pflicht, für die neue Republif die ftaatsrechtliche Feſtigung 

in der Nationalverfammlung zu fchaffen.” 

Der Cab der Nefolution über die W.- und ©.-Räte als Re— 
präfentanten des Volkswillens ift im deutfchen Sinne gedacht. 

Der Reichsanzeiger vom 2. Dezember 1918 veröffentlicht in 
ſeiner Beilage: „Die Verordnung über die Wahlen zur verfaffung- 
gebenden deutſchen Nationalverfammlung (Reichswahlgeſetz) und ber 
Wahlordnung über die Wahlen zur verfaffunggebenden deutſchen 
Nationalverſammlung“, datiert vom 30. November. Der 20903 
Iheint gefiegt zu haben. Und der Vollzugsrat unter dem 3. De- 
zember (RU. bom 4. Dezember), die Anordnung zur Serbeiführung 
einer geordneten Wahl von Goldatendelegierten für Groß Berlin 
zu der am 16. d. Mts. zufammentretenden Delegiertenverfammlung 
(gez. Vollzugsrat de3 A.- und S.Rates Groß Berlin). 

Neues Feuer entfteht: Der blutige Zufammenftoß vom 6. De- 
zember. Am 8. Dezember findet im Reichstage wieder eine Voll» 
berjammlung der Eoldatenräte Groß Berlins ftatt. Die Wahl. 
ordnung für den Zentralrat der Arbeiter- und CS oldatenräte wurde 
angenommen. Daß gegenrevolutionäre Elemente an dem Blut« 
bergieken bom 6. Dezember jchuld geweſen, wird von Cohen-Reuf 
ausgeiprohen. Die Volksbeauftragten veröffentlichen unter dem 
7. Dezember (RA. vom 9. Dezember mit allen Unterfchriften außer 
ber des Voll3beauftragten Barth; es wird in der Veröffentlichung 
hinzugefügt: „Der Volf3beauftragte Barth war verhindert, an ber 
Sigung teilzunehmen, deshalb fehlt feine Unterfchrift”) durch Eäulen- 
anjchlag, daß der Auftrag zur Feſtnahme de3 Vollzugsrates 
(6. Dezember) von Leuten gegeben worden fei, die verantmwortlich 
gemacht werden würden (gegen die beiden belajteten Mitglieder des 
Ausmärtigen Amtes fei, jo meldet der Neichdanzeiger, das Unter 
ſuchungsverfahren eingeleitet). Es heißt in dem Säulenanſchlag des 
Rats der Volksbeauftragten: 

„Der Rat der Volksbeauftragten, der fofort alles getan hat, um die 
Mitglieder des Vollz gsrates zu befreien, die Antaftung ihrer Freiheit fo- 
wie das entjeglihe Blutrergießen in der Chauffeeftraße zu fühnen, ijt ent- 
Ihloffen, gegen jede Androkung und Verübung ton Gemwalttätigfeiten vor— 
zugehen, von welder Geite fie au fommt.“ 

Am 9. Dezember wird in einer gemeinfamen Gikung des Vollzugs⸗ 
rates der U- und ©.-Räte und des Rates der Volfsbeauftragten 
eine Einigung erzielt. Die Vereinbarung lauter (RA. vom 10. De- 
zember 1918): 
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Belanntmadhung. 

Beide, geſchaffen durch die Nerolution, ftreben demſelben politifchen 
giele zu, dem deutfchen Bolt die fozialiftiiche Nepublif zu fihern. Der 
Rat der Volfsbeauftragten hält unbedingt an der durch die Retolution ge- 
gebenen Verſaſſung feft, die ohne Zuſtimmung des Vollzugsrat3 der A.- und 
©.-Räte nicht abgeändert werden kann. Aus der Stellung des Vollzugsratd 
ergibt fich das Recht ber Kontrolle, dem Rat ber Bollzbeauftragten liegt 
die ihm übertragene Exekutire ob. Beide find überzeugt, daß ihre Tätigkeit 
nur durch vertrauensvolle Zufammenarbeiten erfprieklich ausgeübt werden 
kann. Wir geben der Buverficht Ausdruck, daß unjer Bolt in Anerkennung 
der ſchwierigen inneren und äußeren Lage uns babei tatkräftig unter- 


ftügen wird. 
Der Rat der Volfebeauftragten. 


Der Vollzugsrat der Arbeiter und Golbaten. 

Gleichzeitig veröffentlicht der „Vollzugsrat des Arbeiter- und 
Soldatenrates Groß Berlin” die vorläufige Tagesordnung der Tele- 
giertenverfammlung vom 16. Dezember für die Arbeiter- und Soldaten- 
täte der Republik: 

1. Bericht de3 Vollzugsrats. 2. Nationalverfammlung oder Räte- 
ſyſtem. 3. Sozialiſierung des Wirtſchaftslebens. 4. Tie Friedens— 
regelung und deren Einfluß auf den Ausbau der deutjchen ſozialiſti⸗ 
ſchen Republik. 5. Wahl des Vollzugsrates der Republik. 

Einen Tag fpäter, 10. Dezember, wird vom Nat der Volks— 
beauftragten (RU. vom 14. Dezember), die Belanntmachung betr. 
Einjegung einer Kommiſſion zur Unterjuhung der Vorgänge am 
Freitag den 6. Tezember eilaſſen; der Rat der Vollsbeauftragten 
verleiht drei Perfonen Vollmachten „ſowohl hinſichtlich von Bivil- 
al auch Militärperjonen, die nach der Reichsitrafprozeßordnung der 
Unterfuchungsrichter hat. Soweit die Strafprozekordnung eine Mit- 
wirkung der Staatsanwaltſchaft vorfieht, wird vorliegend davon Ab- 
ftand genommen. Vielmehr haben die drei genannten Herren in- 
ſoweit jelbjt zu entjcheiden”. Am 11. Dezember erläßt der Nat der 
Bolfsbeauftragten die Befanntmadjung betr. völlige Aufrechterhaltung 
ber Prepfreiheit und tritt den Eingriffen von W.- und ©.-Näten in die 
Prefjefreiheit aufs entjchiedenfte entgegen. Am 12. Dezember (RN. 
bom 14. Dezember) mweilt Die Reich3regierung das Eingreifen 
bon A.- und ©.-Näten in die Zivil- und Strafrechtspflege zurüd; 
der „Vollzug3rat de3 Arbeiter- und Soldatenrat3“ wendet 
ji) am 13. Dezmber gegen reaftionäres antiſemitiſches Treiben, 
„das er hiermit öffentlich und vor aller Welt brandmarkt“ (Bekannt- 
machung betr. Flugblätter, die zur Judenhetze auffordern, RA. vom 
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14. Dezember), der Geiſt der Ordnung und Ruhe ſcheint zu wirken. 
Der Rat der Volksbeauftragten wendet ſich (mit allen Unterſchriften) 
am 14. Dezember an die deutſchen Arbeiter mit dem Aufruf: „Der 
Sozialismus verlangt Arbeit, kann nur beſtehen auf Grundlage der 
Arbeit.“ „Arbeiter ſchützt Eure Revolution vor den Angriffen 
jeglicher Reaktion. Rettet ſie auch vor dem Ruin durch Hunger und 
wirtichaftlihe Auflöfung.” In demielben Reichsanzeiger wird „das 
Geſetz zur Bildung einer freimilligen Volkswehr vom 12. Dezember 
1918” vom Rat der Bolfsbeauftragten (Ebert-Haafe) veröffentlicht. 
Es beginnt: 1. Zur Aufredhterhaltung der öffenılihen Ordnung und 
Sicherheit iſt eine freimillige Volkswehr zu bilden. In 5. heißt e3: 
„Die Freimilligen wählen ihre Führer felbjt.” Werner veröffentlicht 
immer bderjelbe Neichsanzeiger vom 16. Dezember 1918 eine „Ber: 
ordnung liber die Zurüdjührung von Waffen und Heeresgut in den 
Beſitz des Reiches” (unterzeichnet von allen Volksbeauftragten) mit 
folgender Einleitung: 

„Trotz aller ergangenen Aufforderungen und Kontrollmaßnahmen be» 
finden fi) nocd) immer zahlreiche au3 den Beftänden der Hceresterwaltung 
ftamntende Waffen jomwie bedeutende Mengen an Heeresgut und Heeresgerät 
unbejugterweife im Bei von entlaffenen Soldaten und von Zivilperſonen. 
Diefe Zuftände können nicht länger geduldet werden. Die Reichsregierung 
fieht fid daher genötigt, ihnen entgegenzutreten. Wir verordnen mit fo» 
fortiger Geſetzeskraft:“ 

Und Hinter diefen drei Beröffentlichungen de3 Reichs— 
anzeiger3 vom 16. Dezember Sieht man Teuergeifter, 
weldhe die Vernunft bezwingen, wollen: den Geiſt de? 
Streif3 in den Fabriken, die Arbeitsunluft und dann die 
Nufer nad) Feuer um des Feuers willen, Spartafuz3 und 
Gefolge. 

Und gleichzeitig beginnen die Tage, die über die Regierungs— 
gewalt entſcheiden ſollen nach dem Willen der Delegiertenverſammlung 
vom 25. November. Das revolutionäre Reich hat das Wort. 
Der Kongreß der Delegierten der Arbeiter- und Soldatenräte Deutich- 
lands tritt am 16. Tezember 1918 im großen Sitzungsſaale des 
preußiichen Abgeordnnetenhaufes zufammen; der Reichsanzeiger fchreibt: 

„Da Präſidium und die Rednertribüne find rot drapiert. Der Saal 
iſt bi3 auf den legten Plab mit den Delegierten befegt. Um Regierungd«- 
tiich Haben fich die Mitglieder des Kabinett3 der deutfchen Reichsregierung 


und die Mitglieder des PVollzugsrates der Groß Berliner U.- und ©.-Näte 
nebft dem Chef der Reichskanzlei, Unterftaatsfefretär Baake vollzählig ein- 
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gefunden. Nach 101/, Uhr eröffnet der Vorſitzende des Vollzugsrats Richarb 
Müller die Sigung mit Gruß und Willkommen.“ 

Bom 16. Dezember bis zum 21. Dezember dauert der Kongreß. 
Für jeden Punkt der Tagesordnung ſind je zwei Berichterftatter 
ernannt, immer nach dem Prinzip 16 rnüg — 0 Aoyos, Teuer und 
Logos. Das euer firitt gegen den Logo. Es murde fogar von 
draußen ber neues Feuer in den Kongreßſaal gebracht, als am erften 
Zage die Deputation der Arbeiter mit ihren Forderungen auftrat; 
Richard Müllerd gemaltiged Temperament loderte auf und wurde 
aur bon dem Ledebours übertroffen. Am zweiten Tage erjchien 
die Abordnung der Garnifon Berlin mit ihren Nefolutionen. Auch 
die Unträge betr. Roſa Luremburg und Liebfnecht, die Trage 
der Zulaffung der Delegierten der ruſſiſchen Räterepublik entfachten 
die Leidenichaften, ebenfo da3 Pathos Däumigs, die Angriffe 
Barth gegen Ebert, und das Schlußduell zwiſchen Scheidemann 
und Ledebour. 

Täglich gab es reichlichft von diefem Feuer im Wort, im Willen 
und in der Tat. Und manche bürgerlihe Seele erſchrak ob be3 
vielen Feuers und bedauerte, daß dagegen noch Fein Antipyrm er- 
funden fei. Dem alten Herafleito3 aber hätte es troß feines Haljes 
gegen die Maſſe und ihre Willkür Freude gemacht, fein Gejeß wieder⸗ 
zuerfennen. Denn die Männer im Kongreßſaale waren alle durch 
bie Schule des Feuers gegangen und kannten da3 zwijchen Logos und 
euer wirkende Naturgefeb, und dieſes Geſetz des „ro Up xara Tor 
Aro»" feste fich durch troß allen Rufen? nad „Mehr Teuer” und 
nad „Weltfeuer“, „Wir werden“, fo jagte Cohen-Reuß am 19. De- 
zember, „nur dann produltionzfähig fein können, 

wenn eine ftarfe Bentralgemwalt die auseinanderftrebenden Teile des Reiches 
zufammenhält. Dieſe Zentralgewalt kann die notwendige Autorität nur haben, 
wenn fie aufgebaut ift auf dem feften Fundament des allgemeinen Volks— 
willeng. Der Volkswille kann nur feftgeftellt werden durch die National- 
verfammlung, zu der jeder Deutjhe mit gleihem Rechte wählen 
kann. Die U- und ©.-Räte drüden nur einen Zeilmwillen aus, 
niemal3 den Willen des ganzen Volkes. Die fehr ernit zu nehmende 
Gefahr, der Zerfall muß kommen, wenn es und nicht gelingt, der Dilziplin- 
Iofigfeit Herr zu werden, die leider aud) ein großer Zeil der deutjchen Arbeiter- 
ſchaft zeigt; jener Teil, ber die ganze glorreiche deutſche Revolution zu 
einer bloßen Lohnbewegung herabmwürdigt.... Sehr ernft zu nehmen 
find aud die feparatiftifihen Beftrebungen im Süden und Weiten 
... Dabei darf ich wohl ausſprechen, wie jehr wir den Zufammenhang der 
Deutſchen in Ofterreich mit ung übrigen Deutfchen wünſchen und dag wir uns 
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das gefamte Deutſche Reich ohne die Deutſchen in Ofterreich überhaupt 
aicht mehr vorftellen fönnen. Aber nur die deutſche Nationalverfammlung 
wird die moraliihe Autorität haben, die auseinanderftrebenden Zeile zu- 
fammenzuhalten und nur die Jentralgewalt mit der nötigen Autorität 
dat die Kraft zu verhindern, dag Deutfchland augeinanderfällt."*) 


Die mwichtigften Bejchlüffe des Kongrefies wurden am 20. De- 
zember gefaßt: Der Wahltermin der Nationalvderfammlung am 
19. Januar 1919 und die Bildung eines Bentralrates aus 
dem Kongreß heraus. Diefer Zentralrat follte aß Willendorgan der 
Träger der Revolution dem Nat der Bollsbeauftragten gegenüber 
„Die parlamentarifhe Uberwachung“ (Refolution Lüdemann) 
haben, darüber war man ji einig. E3 tauchte aber plößlich ala 
Ergebni3 bon Sonderbeſprechungen zwiſchen der „unabhängigen“ 
und „rebolutionären” Fraktion am 19. Dezember folgender Antrag 
auf: „Ter Kongreß bejchließt, zur Erläuterung des Ausdruds 
„parlamentarische Überwachung“ dem Antrag Lüdemann folgende 
Auslegung zu geben: „Der Zentralrat Hat da3 volle Necht der 
Buftimmung oder Xblehnung von Gejegen vor ihrer Verfündung.” 
Tiefen Antrag befämpfte Ebert (der nicht mehr Reichskanzler oder 
Halbreichtanzler, fondern Volksbeauftragter hieß) mit folgenden Aus- 
führungen: 

„Es handelt fich hier um eine Trage von überaus großer Bedeutung. 

Bei der grundftürzenden Ummälzung unſeres politifhen und wirtfchaftlichen 

Lebens ift unfer Land vor Schwierigkeiten geftellt, wie jie in der Welt— 

geichichte noch nicht dagemefen find. Wenn wir unfere revolutionären Er- 

folge fihern wollen, dann müffen wir alles tun, um diefer Schwierigfeiten 

Herr zu merden und den Zuſammenbruch zu vermeiden. Um das zu 

fönnen, muß der Regierung ded Landes cin gewiſſes Maß ton Bemwegungge 

freiheit gegeben werden. Es muß ein einheitliher Wille durch das 
ganze Land geben und e8 muß der Bentralinftanz möglich fein, mit 
Snitiative, Energie und entfchlojfener Tatkraft vorzugehen. Bor allem aber 
gehört dazu die Möglichkeit fchnellen Handelnd. Stündlich treten an bie 

Megierung Fragen heran, deren raſche Entjcheidung notwendig if, wenn 

unfer Wirtſchaftsleben aufrecht erkalten werden foll. Alle die Entfcheidungen, 

die früher die einzelnen Reih3ämter oder der Bundesrat felb- 
ftändig treffen fonnten, müffen mir jegt in die Form don Geſetzen 

Heiden. Damit feine Willfür von der Regierung gegenüber den revolutionären 

Trägern des Volkswillens getrieben werden kann, ift in ber Refolution 

Lüdemann Har zum Ausdrud gebracht, daß der Zentralrat das Recht 








*) Bol. den Aufruf der Volksbeauftragten an das deutſche Volt tom 
11. Dezember 1918 (RU. vom 11. Dezember) betr. Abtrennung von Teilen bes 
Reiches, mitunterzeichnet vom Staatsſekretär Dr. Preuß. 
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hat, die Volksbeauftragten abzuberufen, wenn ſie nicht mehr 
ſein Vertrauen beſitzen. Eine weitergehende Möglichkeit des Einfluſſes 
kann gar nicht geſchaffen werden. Damit ſollen Sie ſich begnügen, nachdem 
wir und rüuckhaltslos auf dieſen Boden geſtellt Haben. Wenn wir zu allen 
dieſen Verorednungen in Form von Geſeten erſt die Zuſtimmung des 
aus dem ganzen Reiche zuſammengeſetzten Ausſchuſſes zuſammenholen ſollen 
— und das gilt ja auch für die preußiſche Regierung —, fo find wir ein- 
fach lahmgelegt. In diefer Auffaffung ftimmen auch die Volksbeauftragten 
von der U. ©. R. mit mir überein und alle Staat3jefretäre und Minifter 
haben mir erklärt, daß fie bei der Durchführung einer folden Forderung 
unmöglich die Verantwortung weiter tragen und ihr Amt meiter führen 
fönnten. Es find ſonach ſachliche Gründe, die ung zwingen, mit allem 
Nachdruck den Kongreß zu bitten, den Antrag Geyer abzulehnen. Der mit 
großer Mehrheit durch Beichluß feftgelegte Grundſatz geht auch dahin: Die 
Erefutive und Legißlative liegt in den Händen der Volks— 
beauftragten. Es ift unzuläffig, auf dem Wege der Deklaration diefen 
Beihluß einfah in das Gegenteil terfehren zu wollen. Wir find bei 
Annahme diejes Antrage3 nicht in der Lage und nicht willen, 
die Verantwortung weiter zu übernehmen. Da3 ift feine Drohung, 
fondern wit fagen damit ofjen, was fi und Bolt3beauftragten von beiden 
Parteien durch die Erfahrung als Überzeugung auögeprägt hat. Deshalb 
bitte ich Sie, lehnen Sie den Antrag ab.“ 


Troß des Widerfpruchd der Unabhängigen, insbeſondere des 
Bollsbeauftragten Barth, ſetzte Ebert, unterftüßt vom VolfSbeauftragten 
Landsberg und gededt durch frühere gleichlautende Erflärungen de3 
Bollsbeauftragten Haafe, feine Anficht durch. Zu Beginn der Schluß— 
figung dom 20. Dezember wurde das Ergebnis der namentlichen 
Abftimmung über den Antrag Lüdemann, e3 Hinfihtlih „ver 
parlamentarifhen Überwachung” bei den Erklärungen Haaſes 
bewenden zu laſſen, befannt gegeben. Die Auslegung Geyers mar 
verworfen worden; mit 290 gegen 115 Stimmen mar der Antrag 
Lüdemann im Sinne Ebert3 angenommen worden. 

Weiter jeien noch die Beichlüffe zur Sozialifierung (unver- 
zügliher Beginn mit allen dazu geeigneten Induſtrien, insbeſondere 
mit dem Bergbau) und zur Kommandogemwalt genannt (Aus- 
Übung in ftändigem Einvernehmen zwiſchen der Oberften Kommando- 
gewalt und den örtlichen U.- und ©.-Räten, bei militärifchen An- 
gelegenheiten, die allen Garnifonen gemeinfam find, Erledigung 
bon dem Träger der Kommandogewalt mit einem Delegierten der 
Sarnifon). 


So hatte die Reichsregierung durch den Kongreß vom 16. De- 
zember die Negierungsgewalt auf den Teil des Volkes, der ben 
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Willen zur Revolution hatte, gegründet. Am 21. Dezember 1918 
(RU. vom 22. Dezember) meldeten der „Zentralrat der deutfchen fozia- 
liſtiſchen Nepublif“ und der „Bollzugsrat der A.- und ©.-Räte Groß 
Berlins“ in einer gemeinfchaftlihen Bekanntmachung: „Der Zentral- 
rat der deutichen fozialiftiichen Republik hat jich Eonftituiert und die 
Geſchäfte für das NReih und Preußen übernommen. Der 
Bollzugsrat der Arbeiter- und Goldatenräte Groß Berlins führt die 
Geſchäfte für Groß Berliner Angelegenheiten ... weiter.“ 

So fah nad) dem Ende des Kongreſſes die „Reichsregierung“ 
aus. Was fie im Unfarg geweſen, wollte fie bi3 zur Rational. 
berfammlung bleiben: proviſoriſche Regierung. 

Aber wenige Tage nad) dem Kongreß jdien es, al follte aus 
dem Proviſorium ein Definitivum werden, nämlih ein Rullum. 
Richt alle waren mit dem Up xara ro» Aoyov zufrieden. Viele 
riefen weiter nah „Nur Teuer“ und andere nad) „Welifeuer”. 
Wieder tauchte die Lehre des Heraflit auf: Die Lehre vom euer 
und vom Waſſer (vgl. Ferdinand Laffalle, Bd. 8). Tas rue, das 
Teuer, und rö vVöwe, das Waffer, unterliegen bei Heraflit dem Wechſel 
der Berwandlungen, im Toppelwege des „Hinauf“ und des „Hinab“, 
des 0dos xarw und des Odos avw. Die Eeele ift ja bei Heraflit 
„als das Lebensprinzip, das Teuer, und findet fi in dem aus 
Raffer und Erde gefügten Leib gefangen” (Windelband). Und mie 
e3 im Anfang die Männer vom Waſſer gemejen waren, die zum 
Feuer gelangten — die einen mögen an die Seeherrſchaft denken, 
die anderen an die Kieler Matrofen — im 0dos avo, jo waren fie 
e3 wieder, die auftauchten beim odos xarw, als das Feuer ſich zum 
Logos wandte. Am 23. Dezember brad) ein Streit mit den Ma— 
trofen aus, die als „Volksmarinediviſion“ das Schloß und auch das 
Neichäfanzlerhaus zu bemahen hatten. Der Zmift entfland wegen 
einer Yöhnungsfrage, die mit der Räumung des Schloffes zuſammen⸗ 
hing. Die Matroſenwache unternahm einen Überfall auf die Reid) 
regierung, zweimal bejegte fie während des Nachmittags am 23. De- 
zember das Neichslanzlerhaus, fie verließen e3 nad) einer Anſprache 
Eberts; e3 folgten die traurigen Geſchehniſſe des 24. Dezember, der 
Bürgerkrieg am Vortage des Weihnachtsfeſtes und der Triedenz- 
vertrag vom jelben Tage. Am 29. fand die Riejendemonftralion 
ftatt, das Plebilzit für das Geſetz 70 nvp xara v0» Aoyov. „Die 
Regierung hat ung zugerufen: „Ihr müßt und Macht jchaffen.“ Nun 
wohl, fchaffen wir der Regierung Macht. Eine Kundgebung bon 
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beifpiellofer Wucht erfolgte „für Ordnung und Treiheit". Hell hatte 
im „proviſoriſchen“ Regierungsgebäude das Feuer aufgelobert, es 
hatte Gerüſt wie Dach bedroht. Bei den Männern auf dem Dache 
ſaßen drei, deren Freunden das Feuer lieber war als der Logos. 
Die Unabhängigen wandten ſich an das Reichsorgan des revolutionären 
Volkswillens, an den neu geſchaffenen Zentralrat. Fragen der Un- 
abhängigen, Antwort des Bentraltates, aber Gegenfrage des Bentral- 
rates an die Unabhängigen, die Aufforderung an die Unabhängigen 
fih zum Logos zu befennen: 

„Sind die Volfsbeaujtragten bereit, die öffentlihe Ruhe und Sicher— 
heit, insbeſondere auch das private und öffentliche Eigentum gegen gewalt- 
fame Eingriffe zu ſchützen? 

Sind fie mit den ihnen zu Gebote ftehenden Mitteln auch bereit, ihre 
eigene Arbeitsmöglichleit und die ihrer Organe gegen Gewalttätigkeiten, 
ganz glei) von welcher Eeite fie erfolgen follten, zu gewährleiſten?“ 

Antwort der Unabhängigen: 

„Da wir hiermit aus der Regierung ausfcheiden, haben wit die an und 
al3 Volfgbeauftragte geftellten Fragen nicht mehr zu beantworten.“ 

A das geſchah am Tage des Referendum, und an dem gleichen 
Tage wandte fid) die „Reichsregierung“ (Ebert, Sceidemann, 
Landsberg, Nosfe, Wiffell) an das deutiche Volk mit dem Aufruf 
„Arbeiter! Soldaten! Bürger! Bürgerinnen!”, aljo zum erften Male 
jeit der Srtraausgabe des Vorwärts, die den freien Volksſtaat ver- 
fündet hatte, an alle. Und in gleicher Weije tat dies der „Zentral: 
tat der deutichen ſozialiſtiſchen Republik”. 

Der Zentralrat hatte die Volfabeauftragten Ebert, Scheidemann 
und Landsberg neu beftätigt, und durch zwei andere Mitglieder der 
alten ſozialdemokratiſchen Partei die Regierung verbollitändigt. Die 
Neichsregierung bejtand nun aus fünf Mitgliedern, es beftand bie 
Hoffnung, meitere Beauftragte aus anderen Bundesſtaaten heran- 
zuziehen, ein Dejtreben, das wiederum int Sinne der deutfchen 
Reichseinheit lag. Die Hauptfache war erreicht, die Regierung hatte 
ſich durchgeſetzt. Im Aufruf des Zentralrats heißt es: 

„Wie man auch zu den politiſchen Fragen der Gegenwart ſtehen mag, 
es kann jetzt nur eine einzige Aufgabe geben, das iſt die Schaffung 
einer arbeitsfähigen Regierung. Vom Vertrauen des Volkes 
getragen, muß die Regierung dem deutſchen Volke vor allem Frieden und 


Brot bringen, die Errungenschaften der Revolution fihern und die Ein- 
heit des deutſchen Volkes aufrechterhalten.“ 


Und im Aufruf der Reichsregierung an das deutſche Volk heißt es: 
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„Und nun an die Arbeit. Im Innern gilt es, die National⸗ 
verfammlung vorzubereiten und ihre ungeftörte Tagung ficherzuftellen; für 
die Ernährung ernſtlich Sorge zu tragen, die Gozialifierung im Sinne 
des Nätelongrefjes in die Hand zu nehmen, Kriegsgewinne in der jchärfften 
Form zu erfaffen, Arbeit zu fchaffen und Wrbeitslofe zu unterftühen, die 
Hinterbliebenenfürforge auszubauen, die Volkswehr mit allen Mitteln zu 
fördern, die Entwaffnung Unbefugter durchzuſezen. Nach außen: den 
Frieden fo fchnell und jo günftig wie möglich berbeizuführen und die Ver 
tretungen der deutſchen Republik im Ausland mit neuen, von neuem Geif 
erfüllten Männern zu beſetzen.“ 


Un alle richtet die „NReichöregierung” die Trage, Die der 
Bentraltat als Gegenfrage den Unabhängigen vorgelegt hatte, Die 
Trage nad) dem Bekenntnis zum Logos, zum Geſetze des zo rue 
xara zov A0yo». 

„Ihr müßt dieſe Frage mit einem Gel beantworten. Die Neichd- 
regierung befennt fi) ohne Einfchränfung zu biefem Sa. Ohne dies Yal 
bleibt jedes Programm Papier und Worte! Wir aber tollen über den Auf⸗ 


ruf zum Aufbau! Wir gehen ans Werf. Wir glauben an Euch und an 
ung! Wir fommen durch! 


Und hier machen wir in der Darjtellung der Entwidlung balt. 
Denn wir find am Jahresende 1918 angelangt und am. Silvefter- 
tage beendigen mir unfere Arbeit. — Trotz des ravsa (er, Der 
ftetigen Beweglichkeit, glauben wir von diefem Zeitpunfte aus rüd- 
wärts blidend das Geſchehene rechtlich bewerten zu Zönnen. Und 
nun kommen meine Kollegen mit Vorwürfen auf mid) zu. Mein 
Freund fragt mich, warum ich das alles erzählen mußte. Ich 
antworte ihm: „Weil man bei einer jchöpferijchen Evolution die 
Entwillung zeigen muß” und füge noch Hinzu: „Sch habe jogar noch 
einiges hierzu vergeffen.“ Sch muß nod) erwähnen, daß von Anfang 
an ſich aud) die nicht zu den Trägern der Revolution gehörenden 
Teile des Volkes der neuen Negierung zur Verfügung geitellt, daß 
auch die Oberfte Heeregleitung, Hindenburg jelbft, unzählige mili- 
täriiche Formationen, große Teile der Beamtenfchaft teil ausdrüdlich, 
teils ſtillſchweigend (durch Verbleiben im Dienſte) gleiche3 getan 
haben und daß es in der Abdankungsurkunde Wilhelms II. heipt: 


„Zugleich entbinde Ich alle Beamten des Deutſchen Reiches und 
Preußens, ſowie alle Dffiziere, Unteroffiziere und Mannfchaften ber 
Marine, des preußifchen Heeres und der Truppen der Bundestontingente 
des Treueides, den fie Mir als ihrem Kaifer, König und Oberften Befehls 
haber geleiftet Haben. Ich erwarte von ihnen, daß fie bis zur Neu— 
ordnung des Deutfhen Reiches den Inhabern der tatjäd- 
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lichen Gewalt in Deutfhland helfen, das deutfhe Boll gegen 
die drohenden Gefahren der Anardie, ber Hungersnot und ber 


Fremdherrſchaft zu ſchützen.“ 

Das alles gehört noch zum Rechtlichen, lieber Freund. „Und 
was bedeutet da3 Rechtliche?“, werde ich meiter gefragt. „Das be- 
deutet erſtens das Problem der Regierungsgemwalt, die ohne 
Macht feine Gemalt if. Zweitens das Problem des Volks— 
willens, weil ohne Anerkennung durd die Volksgenoſſen 
die Regierungsgewalt unrecht ift, und endlich bedeutet Die 
Evolution nad) dem Geſetze de3 To nvo xzara roy Auyoy 
Rechtsentwicklung im Sinne der Idee der Rechtsordnung. 

Nicht die normative Kraft des Faktiſchen, nicht das Wirken der 
Gehorſam heifhenden Macht, die Einftellung auf den Logos, auf die 
Gemeinſchaftsordnung (vgl. Windelband a. a. D. ©. 38) in ord⸗ 
nender Ausgeftaltung macht au3 der Summe des Tatſächlichen Recht» 
entwidelung. Die Evolution ift die Duelle, zu der den Menfchen 
der Rechtzfinn treibt. Aus ihre jchöpfte er (im Sinne des hrur::c) 
Erſcheinungen und Vorftellungen und dieſe geftaltet er zu Nomten, 
indem er die als billig empfundene Willendregelung auf die Gefellichaft3- 
ordnung einftellt. So fchöpfte er Normen im Sinne des creare, er 
Ichafit fie durd) Geftaltung. Sie werden (gewolltes) Recht nur kraft 
des Gemeinſchaftswillens der Volksgenoſſen, fie werden erfennbar 
durch verfündetes Geſetz (durch Sabung im Verbande), durch Übung 
aus Necht3überzeugung, durch Aufnahme in den Bolföwillen, 
durch Rechisſprüche im Urteil, fie werden verwirklichtes Recht 
durch rechte Handeln und durch gerechtes Urteil (dad was v. Liszt 
rad) der Brüffeler Tagung der Militärjuriften 1916 jchrieb, mird 
dem Gedanken „der Nechtäfchöpfung aus der Evolution” gerecht). 

Wir gehen für die weitere Darftellung von folgendem aus: 


1. Was Ebert, Haafe und Landsberg auf dem Kongreß über 
„Die gejeggebende Gewalt" des Rates der Bolfsbeauftragten gejagt 
haben, ift, wie fon im Kapitel II angedeutet wurde, unrichtig. 
Das Recht gehört den Volksgenoſſen und ift nur bon den- 
jenigen Organen des Volksverbandes zu geftalten, die der 
Gemeinſchaftswille des Volkes hierzu beftimmt hat. Der 
neue contrat social iſt noch nicht geſchloſſen. Nur die 
Rationalverfammlung kann ihn feftfegen. So hat man zu 
denken, wenn man bolf3ftaatlich denken will. Und anders 
dürfen im Bolf3ftaate die Volfsgenoffen im Rate der Volks— 


beauftragten nicht denken. Sie denken auch nicht anders, fie wollen 
nicht einen neuen Obrigkeitsſtaat fchaffen, fie haben aber dieſen 
Begriff der „gefebgebenden Gewalten“ übernommen, ber dem alten, 
bon ihnen umgeftürzten contrat social entftammte und nur in ihm 
Sinn hatte, denn fie haben fich fuggerieren lajjen. 

Und da3 geihah aus den im Eingang dieſes Kapite!3 dar- 
geftellten Gründen. Die Bolköbeauftragten fanden in den Reichs— 
ämtern einen Teil der alten Gejehgebungdmaldine vor; e3 mar 
doch alles „im Bundesrat“ Tonzentriert, in feinen Bureaus, Regiſtra⸗ 
turen, Journalen, Alten. Es fehlte „nur“ die Präſidialmacht, das 
war aber der Nat der Volklsbeauftragten felbft, und dann „der 
Neichstag“. Der Reichdtag war ein ſchwer zu erjeßender Zeil der 
Mafchine. Uber da „behalf” man fi; man blieb „oben“ und er- 
fette den Reichstag durch den Nat der Volfsbeauftragten, aber nur 
„behelfmäßig”, mie e3 jebt heißt, und mie e3 früher hieß „probi- 
ſoriſch“. Man vergaß, da man fi) in der Wilhelmftraße befand, 
„das Boll“, das Organ des Volksverbandes. „Volksſtaat ohne Volk“! 
Für „das deutſche Boll“ war die Simſonſtraße zuftändig. Der 
„Reichstag“ war aber offupiert und der „Geichäftsgang” mit ihm 
funktionierte nit. Der alte verdinglidhte „contrat social“ 
wurde ftärler al3 Die Revolutionsgewalt. 

Nie kann der Nat der Bollsbeauftragten, der ſelbſt proviforifche 
Regierung fein will, gleichzeitig die Befugniffe der Präjidialmadht, 
be3 Bundesrates und des Reichstages augüben. Über die beiden 
eriten Faktoren Hat er fich mit den Tsreiftaaten zu einigen, feine Re⸗ 
gierungsgewalt einzufegen und fie wird Negierungdgewalt, wenn der 
Bolfsverband fie aufnimmt. 

Dagegen fann der Rat der Voll3beauftragten nie- 
mal3 den Reichstag erjegen außer durch ein aus dem 
Gefamtwillen der Volksgenoſſen herporgehende3 
Organ. Weder der Kongreß dom 16. Dezember 1918 noch der 
Zentralrat waren Organe de3 Geſamtwillens. Sie vertraten und 
bertreten einen bedeutenden Teil, vielleicht den zahlenmäßig 
bedeutendften Teil des Volkswillens. Ihre Entjchliegungen find 
in Verbindung mit dem Verhalten der übrigen Volksgenoſſen Beweiſe 
für die Aufnahme der Regierung3gemalt in den Volkswillen. 
Nechtfegende Gemalt Yag aber auch bei ihnen nicht, denn fie waren 
feine Organe de3 Geſamtwillens. Nicht? beweiſt dies beifer ala die 
Worte, die Ebert jelbft auf dem Kongreß geiprochen hat. 


— 94 — 


Wir kennen die Auseinanderſetzungen zwiſchen Fehrenbach 
und dem Rat der Volksbeauftragten. Wer hatte recht und 
wer hatte unrecht? Beide hatten recht und beide hatten unrecht. 
Fehrenbach hatte recht, inſoweit er ein Organ für den Geſamtwillen 
der Volksgenoſſen verlangte, unrecht aber mit der Behauptung, daß 
der Reichstag noch exiſtiere. Die Revolution iſt ihrer Natur nad 
Rechtsbruch, ſie will das Recht brechen und hat es gebrochen, wenn 
ſich ihre Gewalt durchſetzt. Damit zertrümmert fie den verfaſſungs— 
mäßigen Gewaltenaufbau. Zerbrochenes kann geleimt und geflickt 
werden, aber nie als Einheit neu erſſehen. Der Reichstag gehörte 
zum alten Gemwaltenaufbau, den die Nebolulion am Y. November 
umgeftürzt hatte. Da gibt e3 feine Rechtsfontinuität, und wer nad) 
ihe ruft, ficht nur das Formale und macht aus dem Relativen 
etwas Abjolutes. Als Gebäude bejtand der Reichstag meiter, aber 
nicht als verjaffungsmäßige Inſtitution. Der Nat der Bolld- 
beauftragten hatte recht, wenn er den Neichdtag al3 durch Die 
Revolutionsgewalt bejeitigt anjah, unrecht aber, wenn er die „gejeb- 
gebende Gemwalt” einer anderen Stelle zuſprach als dem Bolfe in 
feiner Gefamtheit. Pie Revolution befeitigte die „alten Gemalten”, 
d. h. den alten contrat social, fie befeitigte aber nicht das Recht. 
Denn das Recht ift dem Staate, aud; dem Volksſtaate, auch der 
Nebolutionsgewalt ebenbürtig. Nur war der Rechtöbegriff im alten 
Rechte Durch obrigfeitftaatlihe Gewöhnung, durdy die furchtbare 
Tätigfeit der Paragraphenmafchine im Kriege dem allgemeinen Be— 
wußtiein verloren gegangen. Jetzt ift er mit der Verfündung des 
Volksſtaates am 9. November wieder erwacht, und, wo er nod 
ihlafen follte, da muß man ihn unſanft aufmeden. Den zimperlichen 
Einwand, man könne mit diefen Außerungen Unheil anrichten, die 
Rechtsjicherheit gefährden ujm., mweifen wir zurüd, Ebert hat beim 
Einzug der Truppen das rechtsftaatliche Prinzip betont, und wie er, fo 
denken auch die anderen im Rate der Volfsbeauftragten. Jeder Volks— 
genoſſe Hat das Necht, da3 als Wahrheit Erfannte auszusprechen und 
die Pflicht, e3 zu tun, wenn Volksgüter gefährdet werden. Hat Sich 
denn nicht ſchon gezeigt, wie gerährlich dieſes obrigfeitftaatliche 
Darauflosfommanbdierenmwollen jür die Reichseinheit werden kann? 
Herrn Hoffmanns Programm über die Trennung von Staat und 
Kicche war die größte Verhöhnung des genoffenfchaftlicyen und volf3- 
ftaatlihen Gedankens, und bei diefer Gelegenheit konnte man ein 
längit als tot angefehenes Recht twiedererwachen fehen: das alte 
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Widerſtandsrecht, das ius resistendi. Wer ſich über dieſes Recht 
informieren will, dem ſei die ausgezeichnete Schrift von Kurt 
Woltzendorff empfohlen: „Staatsrecht und Naturrecht in der Lehre 
vom Widerſtandsrecht des Volkes gegen rechtswidrige 
Ausübung der Staatsgewalt.“ Und er mag auch weiter 
über die modernen Formen dieſes Widerſtandsrechts nachdenken. 
Es Handelt fid) nicht um die Gegenrevolution, inSbejondere nicht um 
das Ergreifen der Waffen — denn e3 pflegt ja gerade der nicht» 
rebolutionäre Teil der Bevölkerung zu fein, der bon der Necht- 
widrigfeit betroffen wird —, fondern einmal um die Form des 
Proteſtes, eine Form, die Herr Hoffmann im Kultusminifterium 
felbit feinen gelernt haben wird, wenn ihm die Kundgebungen aus 
Weſtdeutſchland und aus Schlejien nichts gejagt haben follten, und 
ſodann um die zweite „moderne” Form des Widerftandsrecht3, den 
Streit, insbefondere um den Streif der Beamten, der mohl ein- 
treten könnte, wenn jie das ihnen Yugemutete al3 offenbare Rechts— 
widrigfeit dem Volke gegenüber empfinden. 


Dagegen müfjen mir einen anderen Einwand gelten laſſen. 
Der Rat der Bolfsbeauftragten hat fich felbft ftet3 als proviforifche 
Regierung betrachtet und deshalb von der „gejebgebenden Gemalt” 
einen von der Mehrheit des Volles gebilligten Gebrauch gemadtt. 
Das iſt zwar nicht ad rem, fondern ad hominem argumentiert, iR 
aber injofern wichtig, als es ein Indiz Dafür enthält, daß die von 
dem Nat der Vollsbeauftragten gejeßten Normen in ven Volkswillen 
aufgenommen worden find. 


2. Wir jprechen nicht bon der gejeßgebenden oder vollziehenden 
Gemalt oder von ihrer „Fuſion“ — alles das ift falſch —, ſondern 
bon der Negierungsgemwalt des Rates der Bolksbeauftragten. 
Diefer Ausdruck erweckt nicht nur Erinnerungen an lange zurüd- 
liegende Zeiten (vgl. Otto Mayer, Verwaltungsrecht, Bd. I ©. 2 
und die dort Bitierten, ingbejondere Stahl, Philofophie des Rechts, 
II, ©. 43, fowie Stahl, „Staat3lehre” bei Hobbing 1910 ©. 68ff.), 
jondern er läßt ung aud) an die Tätigfeit denfen, die mir bis bor 
furzem in den beſetzten Gebieten ausgeübt haben. Art. 43 der 
Haager Landkriegsordnung fei hier noch einmal angeführt: 

„Nachdem die gefegmäßige Gewalt tatjähhlih in die Hände des Be- 
jegenden übergegangen ijt, hat dieſer alle von ihm abhängenden Bor- 
fehrungen zu treffen, um nach Möglichkeit die öffentlihe Ordnung 
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und das öffentlide Leben mwiederherzuftellen und aufredt- 
zuerkalten und zwar, fomweit fein zwingendes Hindernis befteht, unter ber 
Beachtung der Landesgeſetze.“ 


Man wird uns vielleicht ſagen, daß es unklug iſt, gerade dieſe 
Beſtimmung anzuführen, denn ihr hat man die „geſetzgebende Ge— 
walt” des Offupanten entnommen. Darauf ift zu ermwidern: 


1. Bergleichbar ift für ung 

a) der Übergang der gefegmäßigen, d. h. der durch die geltenden 
Geſetze begründeten und in ihren vorausgeſetzten Staatsgewalt, 
dort auf den Offupanten, hier auf die Träger der Nevolutiong- 
gervalt; 

b) die Aufgabe der Normenfegung bier wie dort, MWiederherftellung 
der öffentlichen Ordnung und des öffentlichen Lebens; 

c) die Pflicht der Beachtung der Landesgeſetze, des Reſpekts vor 
dem geltenden Recht, worüber wir ſchon ausführlich gehanbelt 
haben. 


2. Nicht zu vergleichen ift die Stellung der Okkupationsgewalt, 
inſoweit als die Bemohner de3 beſetzten Gebiete3 für die Offupations- 
gewalt Ausländer find und bleiben, während für die Träger der 
Revolutionsgewalt die „der Gtaatögewalt Unterworfenen” Volks— 
genofjen find und zu bleiben haben*). Der Grundfag des genojjen- 
ſchaftlichen Verbandes fehlt im Okkupationsrecht, ebenfo wie ver 
Geſichtspunkt der Friedensgemeinſchaft zwiſchen den Volksgenoſſen. 


*) Erwähnt ſei, daß der belgiſche Kaſſationsgerichtshof in feinem Urteil 
vom 22. Mai 1916 (bezüglich der Rechtögültigfeit der vom Generalgouverneur 
erlajjenen Mietrerordnung) ſich auf den Standpunft des „landesrechtlich rezi- 
pierten Völkerrechts“ geftellt hat. Er fah den Grund für die Rechtsgültigkeit 
darin, daß die Haager Konvention von 1907 dur das Gef. tom 25. Mai und 
8. Auguft tatfählih ton den belgifhen Kammern angenommen wurde. Die 
Verordnung als folhe hielt der Kaffationshof für einen „militärifchen Befehl“ 
und nicht für einen Akt der Gefepgebung. Die grundfägliche Unterfcheidung 
zwiſchen Dffupationsgerralt und Kommandogewalt, die nur bei Trennung beider 
Gewalten und ihrer Zumeifung an grundfäglid) verfchiedene Organe erfennbar 
wird, Tennt auch der Kaſſationshof noch nicht. Nichts kat das Okkupationsrecht 
mehr entwickelt als dieſe Trennung, die im öſtlichen Kriegsgebiet ſeit 1915 be— 
ſtand und erſt Anfang 1918 in Belgien eingeführt werden mußte (wegen des 
„Widerſtandes“ ber belgiſchen Sı ftigbehörben). Nichts entwidelt in Deutſch— 
land das öffentliche Recht mehr, als der Zuſtändigkeitsſtreit 
zwiſchen den verſchiedenen deutſchen Behörden! 
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Es find alſo zunächſt die beiden oben herborgehobenen Zeile 
ber Regierungsgewalt zu betradjten. 

a) Der Übergang der „gefegmäßigen“ Gemalt auf 
die NRevolutionsgemwalt. Daraus folgt, daß die nad) Ver 
faſſung oder Geſetz dem „Deutſchen Kaifer“, dem „Bundestat” oder 
dem „Reichskanzler“ vorbehaltenen bzw. zugewieſenen Angelegen— 
heiten vom Rate der Volksbeauftragten zu erledigen ſind. Das 
Verhältnis des Rats der Volksbeauftragten zum früheren Vollzugs— 
rat und dem nunmehr eingeſetzten Zentralrat hat hier nur interne 
Bedeutung. Nur interne Bedeutung hat zurzeit ebenfalls das Der- 
hältni3 de3 Rats ter Volksbeauftragten zu den Reid;sämtern. Der 
Hat der Vollsbeauftragten ift das große Verwaltungsorgan ber 
Nepublif. Der Nat der Volksbeauftragten iſt heute Reichskanzler, 
Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes und des Reichsamtes des 
Innern. Ihm liegt die Verteiligung des Reiches, insbeſondere der 
Sd;uß der Oftgrenze ob. Er läßt die Reicygämter weiter tä:ig fein, 
er hat feine eigene Dezernatverteilung und begnügt fich mit einer 
Generalinſpektion, die er praktisch Durch Konjerenzen mit den Reffort- 
chefs und überdies durch Entfendung von ihm nahejtehenden Per- 
fönlichkeiten in die ReichZämter ausübt. Ein Gebiet, da3 man heute 
nur in Einzelheiten erwähnen, aber nicht erörtern fann, ift dag der 
Reichsaufſicht (vgl. TZriepel, Die Reichsaufſicht. Unterſuchungen 
zum Otaatsrecht des Deutfchen Neiches), welches durd) Die Steuer- 
gejeßgebung des Jahres 1918 auf dem Gebiete der Finanzhoheit 
eine bejondere Erweiterung erfahren hat. Nur eines fei Hinzug: fügt: 
Die Organijation des Aufficytsdienftes Spielt fi, wie im Eingang 
dieſes Kapitel3 angedeutet wurde, zwiſchen beftehenden Behörden ab. 
Es beiteht alfo, folange an der Vehördenorganifation nichts geändert 
wird, die Möglid;keit, die Reichsaufjicht weiter auszuüben und jo 
— ınit dem Takt, den die bejonderen Entmwidlungen in den Einzel- 
Staaten erfordern —, die Snterefjen des Reiches in den verſchiedenen 
Formen der Aufficht weiter zu mahren. 

Eine Ausübung des Reihsaujlichtsrechts ſeitens der Revolution? 
zegierung finden wir im Neichsanzeiger bei zwei Gelegenheiten: 

1. im Neichean;eiger vom 11. Dezember 1918 in dem von allen 
Voltsbeauftragten unterzeichneten Aufruf an das deutſche Volt, 
der einen Proteft negen die Kölner Beftrebung (Proklamierung 
einer dem Peutfchen Reiche angehörigen, jelbjtändigen 
theinifch-weftfäliichen Republif) enthält. Dringend wird hier 
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für die Einheitlichkeit des Reiches eingetreten und dor Zer⸗ 

iplitterungen gewarnt. 

2. im Reichsanzeiger vom 14. Dezember 1918 über da3 Ein- 
greifen von U.- und S.Räten in die BZivil- und Strafrechts⸗ 
pflege (datiert vom 12. Dezember 1918 „Die Neichdregierung”). 
Es heißt bier u. a.: 

„Unzuläffig ift die Einrichtung befonderer Vollsgerichte, Kriegdgerichte und 
Stanbgerichte, die Einfülrung abgelürzter Gerichtöverfahren, die Ubänderung 
des Reichsſtrafgeſetzbuches, die Übertragung der Strafgerichtöbarkeit auf andere 
Behörden.” 

Wie aus Zeitungsnachrichten befannt wurde, hatte der Nat ber 
Bollsbeauftragten es abgelehnt, ein bejonderes Nevolutionäftandrecht 
feftzufegen. Um fo mehr hatten ſich einzelne W.- und ©.-Räte biefes 
Gedankens angenommen, wohl zumeift zmed3 Aufrechterhaltung des 
öffentlichen Ordnung und zum Schuße der Bevölkerung. So löblich 
dieſe Abſichten geweſen fein mochten, fo unmöglich waren auf Der 
anderen Seite die fich für die Necht3einheit im Reiche ergebenden 
Folgerungen. Da einzelne Freiſtaaten in ähnlicher Weiſe verfuhren 
und eigene Bollögerichte einrichteten, fo mußte die NeichZregierung 
zwed3 Eicherung der Recht3einheit eingreifen. Die zum Zeil grotesfen 
Eingriffe der A.- und ©.-Näte in die Bivilrechtöpflege find noch in 
aller Erinnerung. Auch auf fie bezog fich die Warnung der Regierung. 

Für die Fortfeßung der im früheren Reiche ausgeübten Ber- 
mwaltungstätigfeit mußte fi) bald nach Ausbruch der Revolution 
eine große Schwierigfeit ergeben. Mit der Eroberung der alten Ge- 
walten durch die Revolution hatte der Bundesrat feine durch die 
Reichsverfaſſung (und ihre weitere gejchriebene mie ungejchriebene 
Entwidluna) normierte Organftellung verloren. Er war an jich ohne 
Bundespräfidium und Neichdtag nicht vorftellbar. Er eriftierte aber 
als Behörde, und es mar dringend erforderlich, eine Behörde mit 
den Berwaltungsfunftionen des früheren Bundesrates mwieder zu be- 
fiten. Man behalf ſich folgendermaßen: Der Neichdanzeiger vom 
16. November veröffentlichte: 


Berordnung Über die Ermächtigung bes Bundesrates zur Aus— 
übung von VBerwaltungsbefugnijjen. 


Bom 14. November 1918. 
8 1. 


Der Bundesrat wird ermädtigt, die ihm nad ben Gefegen und Ver⸗ 
ordnnungen zuftehenden Vermwaltung2befugnijfe auch fernerhin auszuüben. 
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2. 

Dieſe Verordnung hat — und tritt mit ihrer Verlündung 
in Kraft. 

Berlin, den 14. November 1918. 

Der Rat der Volt3beauftragten: 

Ebert. Haafe. 
Der Staatsſekretär des Innern: 
% 8. Dr. Lewald. 

Man muß dabei zunähft an die Metamorphoien des Ovid 
denken (Ex aliis alias reddit natura figuras ufw.). In Wahrheit 
handelte e3 ſich um eine Berwaltungsdelegation des Nates der 
Volksbeauftragten an die „a's Bundesrat“ neu umgeformte Dienftitelle. 
Daß gerade dieſer Gedanfengang mißverftanden werben konnte, 
leuchtet ein, und, wie die jpäteren Erörterungen über dag „Noch— 
borhandenfjein” des Reichſstages zeigen, der ja am 13. November 
zulammentreten follte, aber infolge der Aufhebung diefer Eitung 
nicht zufammentrat, Lat man diefe Verordnung gründlichit miß- 
berftanden. Es handelte ſich wohl im wmwefentlihen darum, im ge- 
wöhnlihen Geſchäftsgange die früteren Bundcsrat3-Terwaltungs- 
angelegenheiten zur Erledigung zu bringen, a'ſo 3. B. die Ernen— 
nungen von gewiſſen Neidjsbeamten in der bisher üblichen Weife 
durchzuführen (man denfe an da3 Vorfchlagsrecht des Bundesrates 
binfichtli der Mitglicder des Nechnungshofes, des Reichsgerichts, 
der Mitg’ieder des Berjicherungsbeirat3 und ähnliches, vgl. Laband, 
Staatäredht I, ©. 263 1f.). Daß die Ernennung felbft vom Rate 
der Volfgbeauftragten zu erfolgen Hat, ift mohl nicht bezmeifelt 
worden. Bei ber Beurteilung derartiger Regelungen muß man jich 
bergegenmärtigen, daß wir uns in einer Übergangszeit befinden, und 
daß da3 Unheil, welches der Goetheſche Zauberlehrling durchmachte, 
gar nicht mit dem wüſten Durcheinander vergleichbar wäre, das bei 
einer plötzlichen Edyießung einer eingearbeiteten „Reichsbehörde“ 
(mehr ift der Bundesrat zurzeit nicht) eintreten müßte. Daß mir 
zurzeit noch eine „Reichskanzlei“ beſitzen, daß aber der „Reichs— 
kanzler“ jetzt als „Reichsregierung“ firmiert, alles das find allenfalls 
etatsmäßig nicht unwichtige, an ſich aber einem praftiichen Be— 
dürfnis der Übergangszeit Rechnung tragende Regelungen, die aud) 
die allgemeine Billigung erfahren baten. Ebenfo ift die Errichtung 
berichiedener neuer Neichgämter beurteilt worden (Dem obilmachungs⸗ 
amt, Reichsluftamt, Reichsverwertungsamt), wie ülerhaupt alles 
Organifatorıfche als Zeichen der orönungsmäßigen Erledigung und 
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Arbeitsteilung angeſehen worden iſt. Man kann bei dieſen Rege— 
lungen die Notwendigkeit der „Verordnung mit Geſetzeskrafi“ nicht 
einſehen. Der Nat der Vollsbeauftragten hätte dieſe Verwaltungs— 
befugniſſe aus der von ihm innegehabten Geſamtverwaltung dele⸗ 
gieren können. 

2. Als weiteren Inhalt der Regierungsgewalt bezeichnen 
wir die „Wiederherſtellung der öffentlichen Ordnung und 
des öffentlichen Lebens“. Während auf dem eben bezeichneten 
Gebiete eine Normenſetzung nur im Sinne von Verwaltungs⸗ 
regrlungen erforderlich war, beginnt hier das Gebiet der Normen- 
ſetzung zwecks Nechtsregelung, und gleichzeitig im Gebiet, um dag 
alle Grundfragen des Staatsrechtes al3 Geifter, die durch die Re— 
bolution gemedt find, umberflattern. Zunächſt erblidt man die Frage 
der Staatsgewalt, de3 Herrichaft3verhältniffes, der Autorität, und 
welche Stellung man auch einnehmen mag, jedem im Tatjächlichen 
begründeten Ergebnis ftellt ſich zunächſt der rechtäftaatliche Gedanke 
entgegen. Der Amerikaner Carter (Law 1907) unterjcheidet zwiſchen 
Conduct of Life, Willen3regulierung, und der Category of publio 
machinery, womit er das in der Staatsmaſchine Verdinglichte, die 
Drganifation nicht in ihrer verfaffungsmäßigen gemollten, fondern in 
ihrer realen Ausgeftaltung meint, wie wir fie in diefem Kapitel zu 
beichreiben verfudht haben (vgl. Preuß, Gemeinde, Staat, Reich ald 
Gebietslörperſchaften, ©. 215, über die Pofitivierung des NRecht3- 
ftaates im Verfaſſungsgeſetzſ. Biel von dem Gedanken der ftaat- 
lien Allmacht auf der einen Geite, aber auch auf der anderen 
Seite von ber ausichließlihen Betonung des Gemeinſchaftswillens 
fällt hinweg, wenn man gerade bei der Frage der flaatlihen Macht 
an die phyſiſche Ausgeftaltung, an die Mafchinerie denkt und ermägt, 
wie gerade die ragen der Berfaffungsmwandiungen und des „uns. 
geſchriebenen Verfaſſungsrechts“ (Smendg mit der Urt des Funl- 
tionieren3 der Mafchinen zujammenhängen. Der Begriff „Organi⸗ 
ſation“ it Phraſe ohne das Tatjächliche, ohne die Mafchinerie, die 
bem organifatorifchen Gedanken dient. So bedeutet z.B. im Gefell- 
ſchaftsrecht die „Fuſion“ im Leben der Altiengefellichaften nicht nur 
das Auriftiiche, fondern die Umgeftaltung der Büros, der Berein- 
fachung des Betriebes, die Anderung in der Geichäftzleitung, in der 
Beſetzung der Aufjichtsratzftellen ufm. Gerade für das ſtaatsrecht⸗ 
lihe Problem Hat und der Krieg Eigenartiges gezeigt. So wurde 
am 5. November 1916 „ein Königreich” Polen errichtet. Das war 


— 101. — 


zunächſt Organifationg-Programm. Tann trat aber Stonfretes 
binzu, der „Negentfchaftsrat”, der al Armee gedachte Haufe, dann 
die. Gerichte uſw., alfo das Organiſierte. Ebenſo ift im Staatsrecht 
das Snftitutionelle 3. 8. der Grundfag üter die Teilung der Ge- 
walten jo lange Programm, big die organilierte Verfelbftändigung 
in der „public machinery‘‘ berbvortritt, in dem was „Behörden- 
apparat” genannt zu werden pflegt, wobei man aber nidht nur an 
Behörden im engeren Sinne, fondern auch an die Truppen, an das 
Heer, an die Polizeimannjchaften uſw. zu denken hat. Die Organi- 
fationierung ftaatlicher Macht befteht in der Schaffung des Phyſiſchen. 
Dabei mwird nicht nur um der Macht willen gejchafft, nicht nur zur 
Durchjegung des ftaatlihen Imperius ſelbſt, ſondern zum Schub und 
zur Durchſetzung anderer al3 rein ftaatlidder Machtziele, 3. B. zur 
Sicherung des Rechts wird die Gerichtäbarfeit eingeſetzt, mie auch 
zum Schuß der religiöfen Freiheiten der Volksgenoſſen von Staatd- 
wegen Reales gejchafjt wird. Daß die weitere Durchbildung des 
phyſiſch Geichaffenen vom Gedanklichen abhängt, haben wir ſchon 
erörtert, wir haben aber auch ſchon angedeutet, daß die verdinglichte 
Staatsmacht ebenfo wie alles Organijierte als etwas Abſolutes 
benugt werden kann. Ebenſo wie ein Bankgebäude im beſetzten 
Gebiete als „Kommandantur”, wie jere Beitungsdruderei für jede 
Zeitung benugt werden Tann, fo kann die Reichskanzlei und das 
Reichskanzlerpalais bon der neuen Neichöregierung benubt werden 
und ebenjo kann diefe, um ihr Imperium zu fichern, eine Dwiſion 
oder ein Armeekorps der alten Heercsgliederung entnehmen. Der 
Begriff der Staatägewalt und Hier der Regierungsgemwalt ift inımer 
ein tatjächlicher und Das, was zu unrecht von der „geießgebenden 
Gemalı” gejagt worden ift, gilt für die Staatsgemalt: von ihr 
kann Befit ergriffen werden. Dabei ift Staatsgewalt immer 
a3 Imperium zu denken. Denn ohne „Autorität” ift der Etaat 
fein Seiendes. Das gilt au für den Volksſtaat. Hier ift 
der Staat das Rolf in felbjtgemwollter und felbftorgani- 
lierter Gefamtgebundenheit, das ftaatlie Imperium iſt 
alfo zunächſt als Organifation gewollt und tritt nach Maßgabe der 
phyſiſchen Wusgeftaltung in bie Erfheinung. „Der Staat ift, fo 
lagen mir meiter mit Gierke, zwar Allgemeinheit, aber er ift feines- 
wegs, wie eine verbreitete Auffafjung lehrt, die menſchliche All⸗ 
gemeinheit jchledyihin (Die Grundbegriffe des Staatsrechts, 1915, 
©. 99).” Und gerade dieje hier niedergelegte Auffalfung des ſtaat⸗ 
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lihen Imperiums entfpriht dem Gedanken der felbftändigen 
Macht des Rechtes. „Staalsleben und Nechiäleben find zwei 
felbftändige und ſpezifiſch verſchiedene Seiten des Gemeinlebeng“ 
(Gierfe a. a. DO. ©. 106). Ver Staat it auf das Recht und das 
Recht ift auf den Staat „angewiefen und könne erſt durcheinander 
ihre wirkliche Lebenserfüllung finden” (Gierle a. a. D.). Die „Tat- 
Sache der Herrſchaftsordnung“ wird unter das Recht geftellt, 
aber nicht zu vergeſſen ift, daß die Herrschaft als ſolche Tatſache ift. 
Staatsgewalt iſt, was zurzeit für das Gtrafrecht praktiſch merden 
kann, auch die tatſächliche Regierungsgewalt de3 Nates der Volls— 
beauftragten; fie ift al3 provijoriiche Staatsgewalt vom Volkswillen 
aufgenommen und inſoweit ift mit der Beſchränkung auf das Provi⸗ 
forifche ihr Wirken auch gebilligt. 

Und gerade hier beginnt die don Ebert auf dem Kongreß er 
mähnte Schwierigkeit. Unſer Recht einſchließlich des Staatsrechts ift 
rech:sſtaatlich durch dacht, und mitten in den Rechtsſtaat hat die Ne 
volution eine Staaisgewalt eingejegt, Die nicht rech:sjtaatlich if. 
Denn die allgemeine Billigung ift etwas zu Allgemeines, und wenn 
fie auch einen Rechtsgedanken enthält, jo widerfjpricht dieſer Gedanke 
wegen feiner Allgemeinheit dent rechtöftaatlichen Prinzip, das nicht 
allgemein Ermädjtigung zu ftaatlihem Handeln, fondern Normierung, 
da3 heißt Auflöfung de3 allgemeinen in einzelne das „gemein- 
heitlihe Willensgebiet“ regelnde Nechtsfäße, gebietet. Die in dem 
Rechtsſtaat durch die Revolution eingeſetzte Staatsgewalt kann 
„rechtöftaatlich”, wie wir dies eben gejchen haben, handeln als 
„geſetzmäßige Gewalt”. Auf diefem Gebiete liegen Normen vor, 
bie fie zu beadjten vermag. Es ıreten aber neue Aufgaben auf. 
Einmal will fie ſich als Staatsgewalt ſelbſt behaupten. Sie will 
daher die Revolution zur Ordnung umleiten. Cie hat für dag Staatd- 
wohl zu forgen. Gie hat genau, mie dies im bejeßten Gebiet 
Aufgabe der Regierungögemwalt war, „für die Wiederherftellung 
ber öffentlihen Ordnung und des öffentlichen Lebens zu 
forgen. Den Rechtsſtaat will ſie rejpeltieren und polizei- 
ftaatlihe Aufgaben Hat jie zu erfüllen. Cie kann diefen Auf 
gaben häufig nur durch Normenjegung gerecht werben. Drohen 
Putſche, jo muß fie in der Volksgenoſſen Intereſſe und zur Selbſt⸗ 
behauptung eine Wehrmacht bejigen, wird die öffentliche Sicherheit 
durch Waffenbefig der Spartafiden, wird dad Neichdgebiet durch den 
Einfall polnifcher oder boljchemiltiicher Horden gefährdet, jo muß fie 
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handeln, und kann nur handeln durch Rormen, die fie der All- 
gemeinheit ſetzt. Welches Necht gilt dann aber für fie felbit; find 
bei der Neuheit der Aufgaben Hare Grenzen zwiſchen dem ber- 
waltungsmäßig Crlaubten und der Normenjegung zwecks NRecht3- 
regelung zu ziehen? Was iſt hier Verwaltungsſtrafrecht, mas 
Kriminalftrafteht? Die neue Neichdregierung Hat plöglih reich3- 
polizeilihe Aufgaben, aber wo ift die redtlihe Grund- 
lage der Neich3polizeigemwalt? 

Keine biejer Fragen kann Har beantwortet werben, feſt ſteht 
nur, daß die reichspolizeiliche Aufgabe da ift und zu Löfen ift und 
nur durch Handeln der Regierung gelöjt werben kann. Auch für 
den Quriften follte Hierbei etwas feftftehen: daß er nicht bie 
ſchlechte naturrechtliche Methode benuten dar. Weber das 
„Videant consules‘“‘, noch (vgl. Hatichef, Uriprung der Not« 
verordnung, Grünhart 1900, ©. 1.ff.; Engliſches Staatsrecht, I, 
©. 614 ff. „and yet sometimes when the state is in real 
danger, even this may be a necessary measure‘‘) die englijche 
Lehre vom Staatönotftande bei Bladjtone, noch die Übertragung 
8:3 von Lode für die „Prärogative“ aufgeftellten Satzes: „Prero- 
gative is nothing but the power of doing public good without 
a rule‘ (vgl. Alfred Friedmann, „Gejchichte und Struktur der Not⸗ 
ftand3verordnungen, Ente 1903), noch ba3 alte ‚‚ius supereminens“ 
(ogl. Spiegel), nod) all dag, was im Staatsrecht über Notſtandsverord⸗ 
nungen gejchrieben worden ift — darf der Juriſt hierfür die neue Reichs 
regierung „analog“ anwenden. Eine allgemeine von Zeit und Ort un 
abhängige Rechtsordnung gibt es nicht. Der Juriſt kann das, was ſich 
nu3 der Entwickelung heraus neu bildet, mit alledem vergleichen, muß 
Aber die neue Geftaltung in die eigene Rechtsordnunz einftellen. 

Die neue Geftaltung war eine ehrliche, w.il nicht verſucht 
wurde, Normen anzumenden, die nicht mehr beftanden. Was als 
Normenfegung gebrauchte wurde, wurde auch geſetzt, e3 wurden 
ünftlihe Unterfcheidungen vermieden. Man mußte Anordnungen 
treffen, deshalb fprahd man von „Berordnungen”, die An— 
ordnungen follten befolgt werden, deshalb Sprach man von „Ge- 
ſetzeskraft“. 

So wurde die Verordnung mit Geſetzeslraft in das Revo— 
Iutionzrecht eingeführt. Sn dem Aufruf des Na’e der Volls— 
beauftragten an dag deutiche Volt vom 12. November 1918 hieß 
es „von der au der Revolution hervorgegangenen Wegierung”: 


— 14 — 


„Sie verfündet ſchon jegt mit Geſetzeskraft“. Bon demfelbern Zuge 
datiert eine andere Verordnung (RA. vom 15. November) über 
Arbei erſchutz, in der es Heißt „Die V roidnung hat Geſetzeskraft“. 
Dieſe „Verordnung mit Geſetzeskraft“ iſt in der Sprache der zur 
Reichsregierung oder zu Reichsbehörden gehörenden Perſonen als 
„Notverordnung“ bezeichnet worden. Während der Drucklegung 
die er Arbeit erſchien in der Voſſiſchen Zeitung vom 4. Januar 1919 
(Abendblatt) ein Arıikel De3 Oberverwaltungsgerichtsrat3 Dr. Damme 
über die Frage „Wer erläßt jetzt Reichsgeſetze?“ Diefer Aufſatz, 
deffen Inhalt noch keriidfichtigt werden kann, beſchäftigt ſich mit 
einer Anzahl formeller Tragen. Damme fpricht über den Artikel 2 
der Reichöverfaffung und über Die hiernach gebotene „Form der 
Beröffentlihung von Reichsgeſetzen“. Er rügt, Daß es heißt „Dieje 
Verordnung hat Geſetzeskraft“. Er fagt weiter: 

„Wenn daher die gegenmärtigen Machthaber fich weiter des Reichsgeſehz- 
blattes für Berfündigungen bedienen, jo muß man im Grundfag davon aus— 
gehen, daß die von ihnen in ihrer Gefamtheit ausgehenden und bort er- 
fcheinenden Erlaſſe Geſetzeskraft haben. Daher ift die Bemerkung, weldje jeit 
dem 12. November 1918 den Erlaſſen de3 Rates der Bollsbeauftragten an— 
gehängt wird: „Dieſe Verordnung hat Geſetzeskraft“ zum mindelten über. 
flüffig ..... Sener Bufag ift aber nicht nur überflüffig, fondern auch be- 
dentlich, da er den Zweifel ind Volt trägt, ob die Erlaffe der Volksbeauftragten 
Gefeß:3frajt haben, wenn fie nicht von jener Bemerkung begleitet find.“ 

Dann folgen Ausführungen über die Art der Vollziehung. 
Damme rügt die Inkonſequenz; manchmal haben alle gezeichnet, 
mandmal einzelne ufm. Die „gejebgebende Gemalt” ſetzt er voraus, 
ohne jie zu begründen. 

ir halten Damme Ausführungen für abwegig. Es ift 
praktiſch, daß fi der Nat der Volfsbeauftragten de3 Reichs— 
gejeßblatte3 bedient. Es ift die übliche Art der Verlündung ge- 
mwejen, und der Rat der Bolfabeauftragten kann ſich felbit in der 
Weiſe befchränfen, daß er die Normen, deren Geſetzesgeltung 
er wünſcht, ausſchließlich im Reichsgeſetzblatt veröffentlicht. Gr 
könnte ſich aber ebenſogut des Maueranſchlages bedienen und der 
öffentlichen Verkundung und des Anklebens an Säulen uſw. Es 
kann gar feine Rede davon ſein, daß der Art. 2 der 
Reichsvorfaſſung, der mit zu den Grundfigen über den Weg 
der dieichsgeſetzgebung gehört, während der Revolutionszeit gilt. 
Man Tann die Beſtimmungen der Reichsverfajjung nicht aus ihrem 
Bufammenhange reißen. Es erſcheint auch gar nicht bedenklich, daß 
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Unflarheit „ind Boll" getragen wird. Das Voll ift eben ber 
dominus legis. In formelter Hinfiht ift wichtig, daß eine klare 
Norm geſetzt wird, daß fie unterjchrieben ift, und daß der Zuſatz 
„Neichgregierung” oder „Rat der Vollsbeauftragten“ vorhanden ift. 
Alles andere ift gleichgültig.‘ Denn die Beftimmungen über die Art 
der Verlündung haben jich die VBollsbeauftragten jelbft. zu ſetzen. 
Um formelte Reichsgeſetze handelt es ſich nicht. Es ift auch gleich. 
gültig, ob die Norm, als „Verordnung mit Geſetzeskraft“, „ala Ge- 
je" oder „als Verkündung mit Geſetzeskraft“ auftritt. Das tritt 
alles al3 unerheblich zurüd gegenüber der einzig 
wichtigen Trage, ob die Norm don dem Volkswillen 
tezipiert mwird. Pie proviſoriſche Regierung war fich über 
ihre „probiforifche” Natur klar. Sie ſah aber, daß die Demobil- 
machung, Das Verkehrsweſen, die Finanzlage des Reiches, die 
Dfkupation beutichen Gebietes, die Arbeiterfragen, die Trage des 
Schutzes der SKriegsteilnehmer, der Einberufung der National 
verſammlung, der Grenzſchutz uſw. dringende, unauffchiebbare Maß— 
nahmen erforderten. Sie ſah noch andere Notwendigkeiten: 
jede Revolution tritt mit der Behauptung auf, ein ver— 
altetes Gefje oder eine unhaltbar gewordene Gejell- 
Ihaftsordnung erfegen, den alten Nomos befeitigen zu 
müſſen. Es fei nur an eine einzige von den vielen NRevolutionen 
erinnert, an die römische Revolution zur Zeit der Gracchen 
(Mommfen, Römifche Geichichte, IL, ©. 93if.), weil fie eine foziale 
Revolution unter Erhebung des Proletariat3 war, weil bei ihr 
Landaufteilung, Verfaffungsänderungen, Getreideverteilungen, Ande⸗ 
rung der Wahlordnung, Reform der Gtrafgefeße ufm. verlangt 
wurden”). 

An diefe Forderung der jebigen Nevolution denkt der Aufruf 
bom 12. November, wenn er mit den orten beginnt: 

„Die au3 der Revolution herborgegangene Regierung, deren 
politifche Leitung rein ſozialiſtiſch ift, ſetzt ſich zur Aufgabe, da3 
jozialiftiihe Programm zu verwirklichen. Sie verfündet fchon 
jegt mit Geſctzeskraft folgendes uſw.“ 

Auch diefer innere Notftand iſt nicht ohne Bedeutung. Es 





*) Eine Bufammenftellung der Revolutionstendenzen findet ſich in einer 
biftorifch nicht auf vollfter Höhe ftehenden, aber recht brauchbaren Schrift von 
Paul Liman, Berlin 1906; ferner vgl. Mar Norbau, „Die Tonventionellen Lügen 
der Kulturmenfchheit”, Leipzig 1884. 
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Handelt fi) hier für die Revolutionsgewalt um die „Logik ber 
Revolution“, um etwas al Notwendigkeit Empfundenes, dem, 
wie alle Regelungen der Revolutionsgewalt die rechts⸗ und volfs- 
Staatlichen Erwägungen entgegentraten. Dazu fam gerade auf diejen 
Gebieten die mwirtjchaftlicde Erwägung, welche „jofortige” Maßnahmen 
Dann unfer durch den furchtibaren Krieg jo geſchwächter Nirtichafts- 
förper vertragen kann, und endlic) Erwägungen, die mit ben Friedeng- 
berhandlungen und der auswärtigen Politik zufammendingen. Alle 
dieſe Gedanfengänge jollen ur angedeutet werden; denn fie find 
wichtig für die rechtliche Qualifizierung der „Verordnung mit Geſetzes⸗ 
kraft“ ſowie für die Frage der Aufnahme der getroffenen Regelung 
in den Bolfämillen. 

Der Rat der Bolksbeauftragten mollte da, wo die 
Notwendigkeit der Regelung fih ihm als Muß für bie 
Ordnung, für den Frieden unter den Volksgenoſſen, für 
die Wiederherftellung des öffentlichen Lebens ergab, 
handeln und zwar fomohl auf dem Gebiete des Staats- 
notftande3 felbft wie auf dem Gebiete des inneren 
Notſtands, der Logik der Revolution. 

Das faßte er al3 Anhalt der „Regierungsgemwalt” auf; ſowohl 
al3 „probijoriihe Regierung” wie als die „aus der Revolution 
herborgegangene Regierung” wollte er ſich auf die Regelung 
au dem Notftand und auf die Regelung des Not- 
wendigen bejhränten. Das ift das Geſetz, welches der 
Rat der Volksbeauftragten ſich ſelbſt gab, und dieſes 
Geſetz hat er auch bisher befolgt. 

Nicht alle Regelungen find glüdlich formuliert, manches Bedenfen 
ift zu äußern und ift auch geäußert worden. Aber im allge» 
meinen ift die Beredhtigung der Negelung des Not- 
wendigen aus dem Notitande ſowohl aufdem Gebiete des 
Staatsnotſtandes wie auf dem Gebiete de3 inneren Not- 
ftande3, der Logik der Revolution anerfannt worden und 
diefe Anerlennung hat die Aufnahme der gefegten 
Normen in den Boll3willen vermittelt. Woran erfennt man 
nun „diefe Aufnahme” in ben Bolfswillen, die Rezeption der ge- 
fegten Notjtandsregelung? 

Dabei iſt zu berüdlichtigen: 

1. Der Umftand, daß Hinter dem Rate der Bollsbeauftragten ber 
in ihm organifierte revolutionäre Zeil des Volkes fteht. 
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2. Sodann ift Die Trage zu prüfen. ob die Regelungen in der 
nichtrevolutionären Preffe, in der Übung, fowie im Gerichtd- 
gebraud) angenommen wurden. 

3. Terner ift zu fragen, ob ein Widerftandsrecht eingefebt hat 
und ob es bedeutfam mar. , 


Tiefe „Aufnahme in den Bollsmwillen” mögen manche als 
„Fiktion“ anfehen. Richtig ift an diefer Kritik folgendes: Unfer Volt 
ft an Gehorfam gewöhnt, an Verehrung der Obrigfeit und nimmt, 
obwohl e3 der dominus legis ift, eine Regelung leicht an. Auch 
dieſes pſychologiſche Moment ift nicht unerheblih. Stammler fpricht 
in Wirtfhaft und Net, ©. 494 u. 670, von der „einfeitig 
originären Rechtsbildung“, al deren Vorausſetzung er „Gewalt—⸗ 
befehle” anfieht. Er fagt (S. 494): „Es kommt allemal darauf an, 
daß durch Macht und Gewalt neue Rechtsnormen begründet 
werden fünnen, ohne daß dieſes fich auf die vom geltenden Rechte 
gegebenen Borfchriften tiber Nechtserzeugung fügt.“ Dem würden 
wir auch für den propiforiihen „Volls und Rechtsſtaat“ nicht bei- 
ftimmen können. Stammler jchränft dies aber in einer Anmerkung 
©. 670 ein. „Freilich,“ fagt er, „ist hierzu nötig, dab aud) auf 
der Eeite de3 verbündeten Willend das dertrauende Hingeben an 
die als underlegbar aufgeftellte Bindung befteht“. Diefes Vertraueng- 
moment, dad in dem Vertrauen zur brigfeit liegt, vermittelt in 
der Tat die Aufnahme des Gefegten und gehört mit zu den „Wert- 
Ihägungsmomenten“, die auch bei der größten in der Rechts⸗ 
geſchichte des deutichen Volkes fich findenden Rezeption eine Rolle 
geipielt haben. Verſtärkt wird dieſes Vertrauensmoment durch den 
Gerichtsgebrauch, d. H. durdy die Trage der Anıvendung des neuen 
Rechtes durch die Gerichte. Endlich erjcheint folgende während der 
Drucklegung dieſer Arbeit veröffentlichte Kundgebung deuticher Yu- 
riſten wichtig: 

Der Präfident des Kammergerichts, der Delan ber juriftiichen Fakultät ber 
Univerfität Berlin, der Vorſitzende des Vorſtands der Anwaltsfammer in Berlin 
und ber Borfigende des Groß-Berliner Auriftenbundes haben mit Zuftimmung 
und zugleid) im Namen der Präfidenten des Reichsgerichts und des Bayeriſchen 
Dberften Landgerichts, ſowie der Präfidenten faft ſämtlicher Oberlandesgerichte 
and Oberverwaltungsgerichte, der juriftifchen Fakultäten faft jämtlicher deutſchet 
Univerfitäten und der Vorſtände faft fämtlicher deutſcher Anwaltskammern dem 
Rate der Volksbeauftragten nachſtehende Kundgebung zugeken laſſen: 

„Das Vertrauen des deutichen Volles zur Nechtsficherbeit darf nur durch 
die eingetretene politiihe Ummälzung nicht erfhüttert werden. Wir deutichen 
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Yuriften, die der Mechtöpflege und Rechtslehre dienen, müffen fordern, daß über 
alle Erjchütterungen ber Gegenwart hinaus das heilige Bolldgut des Nechtes 
unverlegt bleibt. Darum erheben wir aus Gewiſſenspflicht warnend die Stimme, 
daß nicht Geſetzgebung, Richtergewalt und Rechtseinheit millfürlichen Eingriffen 
irgendwelcher Urt preisgegeben tverben. 

Wir erlennen an, daß, wo immer öffentlicher Rotftand eine un. 
auffhiebbare Anderung des Necdtes im wohlverftandenen Anter- 
effe des Ganzen’ er heiſcht, auch einer nur tatfächlich beftehenden Staats⸗ 
gemalt die Befugnis zum gejeglihen Einfchreiten nicht verwehrt werden Tann, 
Wir beftreiten aber eine folde Berechtigung überall da, wo ohne eine wirt—⸗ 
Thaftlide oder fonftige Notlage nur zur Sicherung parteipolitiicher Ziele die 
gegenwärtige Gefchgebungegerralt in Zätigfeit tritt und bamit in die Rechte der 
zukünftigen deutſchen Nationalverfammiung oder ber von ihr au ſchaffenden 
ordentlichen Organe der Geſetzgebung übergreift.” 


Hier wird ein Bekenntnis zum „materiellen Rechte” ausgeſprochen, 
daneben mird das Notſtandsrecht der Revolutionsgewalt an— 
erkannt, wenn auch unter Beſchränkung auf den äußeren Notſtand. 
Bemerkt ſei aber, daß auch Erlaſſe, die aus dem inneren Notſtand 
hervorgegangen ſind, insbeſondere die Amneſtieerlaſſe, die Einführung 
des Achtſtundenarbeitstages in der Praxis angewandt worden find. 

Im übrigen ſcheint der Irrtum, der bei den Vollsbeauftragten 
bezüglich „der Allmacht der geſetzgebenden Gewalt“ beſtand, ſich in 
der letzten Zeit ſchon etwas gellärt zu haben. 

Am 30. Dezember 1918 veröffentlichte die Reichsregierung 
(Ebert, Scheidemann) „Die Steuerpläne der Reichsregierung“. 
Es wurden die allgemeinen Grundlinien dargelegt, die Veröjfent- 
lihung wid) aber von dem bisher Geübten darin ab, daß die Ent- 
würfe der öffentlihen Kritik unterbreitet wurden. Aufmerkſamen 
Leſern des Reichsanzeigers wird es nicht entgangen fein, daß hier 
zum erften Mal die Unterchrift des Herrn Schiffer mit den Unter⸗ 
Ihriften der Reichsregierung zufammen erjcheint. Weder mit der 
Berordnung mit GefiB-3kraft betreffend die Sicherung der Kriegs⸗ 
jteuer vom 15. November 1918 (RA. vom 16. November 1918), 
noch bei der Verordnung über die Kapitalabwanderung vom 21. No- 
bember 1918) (RA. vom 26. November 1918) findet ſich die Unter- 
ſchrift Schiffers. Gerade bei einer fo einjchneidenden Maßnahme, 
wie fie die Steuerpläne ber Regierung vorfehen, Tann ein Bro- 
diforium nicht genügen. Im eigenen Intereſſe des „Reichsfiskus“, 
ben e3 nicht mehr gibt, meil er ſich mit dem Volksintereſſe dedt, 
muß ein Gejeh gefordert werden. Anders darf e3 im Rechtsſtaat 
nidjt gehandhabt werden. Darüber, was die Republik vom Einzelnen 
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an Steuern zu fordern hat, muß eine unzmeifelhafte Grundlage ger 
ſchaffen werden. 

Folgende Frage iſt noch aufzuwerfen: 

Wieſteht der Richter dieſen Verordnungen gegenüber? 
Die Unantaftbarleit ber richterlihen Unathängigfeit ift bis zum 
Ende des Jahres 1918 nicht angezmeifelt worden. Da unfere Ge- 
tihte Landesgerichte find, ift der Grundſatz der Unabhängigkeit der 
Kerichte nicht für das Reich, fondern für‘ Preußen während der 
evolution von der Preußifhen Negierung neu erklärt worden (RA. 
vom 18. November 1918), was wohl in Übereinftimmung mit dem 
Hate der Bo ksbeauftragten gefchah. 

Iſt der Richter servus logis, „Subſumtionsmaſchine“, den „Ber- 
oronungen mit Geſetzeskraft“ gegenüber? Woher hat man die „Eub- 
ſumtionsmaſchine“ geholt? Aus dem $ 1 des Gerichtsverfaſſungs— 
gejeged vom 27. Januar 1877. Da fteht „nur dem Gefeß unter- 
worfen“. Dann muß man aber weiter nach der Bedeutung des 
Wortes „Geſetz“ fragen. Das Wort „Geſetz“ im $ 1 de3 Ge- 
richtsverfaſſungsgeſetzes jet die Öemaltenteilung des kon— 
fitutionellen Staates voraus, Mit der Befeitigung diejer Ge- 
mwaitenteilung durch die Mebolutionsgewalt ſchwindet auch jede Mög- 
lidjfeit, den Nichter zur „Subjumtionsmafchine* zu machen. Er 
hat eine freiefter Evolution angehörende Norm anzumenden 
und einer folden Norm fteht er frei gegenüber, fo frei wie Das 
deutſche FTeldgericht dem Kriegsgebrauch gegenüber daftand, und fo 
frei wie der englifche Richter immer dafteht. Auch die Bedenken 
gegen bieje oder jene Regelung durch den Rat der Bolksbeauftragten 
wird man zurüditellen können, wenn man ſich darüber Mar ift, daß 
unrichtiges Notſtandsrecht Feine Verwirklichung durch 
Richterſpruch finden wird. 

Insbeſondere hat der Richter zu berüdjichtigen, daß jede „Ver- 
ordnung mit Geſetzeskraft“ aus dem Notjtand hervorgegangen ift, 
und „ein Kotftand”, fo jagen wir mit Tike, „liegt dann vor, wenn 
eine drohende Gefahr ung vor die Alternative ftellt, entweder das 
Übel, da3 fie mit fi) bringt, auf und zu nehmen, oder — wir 
wollen jebt al'gemein fein — zu irgendeiner beitimmten Handlung 
zu greifen.” Ferner ift davon auszugehen, daß jede Notjtands- 
regelung materiell auf das Notmwendigfte bejchränft und in dieſem 
Einne auszulegen ift. Auch die Außerung eines Widerſtandsrechts 
bat der Richter zu beachten. 
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> Die große ÜHnlichkeit des hier behandelten Notſtandsrechts mit: 
den Notjtandsverorbnungen, mie wir jie im Staatsrecht, 
in3befondere in dem Artikel 63 der preußischen Verfaſſungsurkunde, 
Batten, ift fo auffallend, daB aus dem Gedankfengange der ftaats- 
rechtlichen Notitandsverordnung dem Notitandsrecht der Bolt3beauf- 
tragten gegenüber eine Anzahl von Fragen erhoben werben. 

Praktiſch wichtig ift hier die Frage: Sind die Notjtand3- 
erlafje der zufünftigen Nationalvderfammlung zur Ge- 
nehmigung vorzulegen? Eriftiert alſo eine Garantie de3 Inhalts, 
daß eine Rechtfertigungspflicht des Rats der Vollsbeauftragten jür 
dieſe Erlafje der Nationalverfammlung gegenüber befteht. Wir wollen 
die Trage der allgemeinen Verantwortung des Nat3 der Volks⸗ 
beauftragten vor der Nationalverfammlung bier ausfchalten, müffen- 
und aber darüber Hur fein, daß wir nicht ohne weiteres nach ber 
Aufhebung de3 Berfafjunggrecht3, des alten contrat social, durch 
die Revolution alte verfaffungsrechtliche Grundſätze als pojitiv ge- 
fettes Recht in die Nevolutionzzeit und aus ihr heraus in die Zeit 
ber Nationalverfammlung übertragen dürfen. 

Unterftellt man die Aufnahme der Notitandgerlaffe in den 
Volkswillen, fo ift zunächft davon auszugehen, daß der Notſtands⸗ 
erlaß in der Regel mit feiner Beſchränkung auf das Notwendige als 
Proviforium gewollt iſt. Soll die Regelung von diefer Befchränfung 
befreit werden, jo bedarf e3 eines Ausſpruches desjenigen Organes, 
dad den Geſamtvollswillen darſtellt. Hierzu fommt noch folgende: 
praftifche Erwägung. Auch bezüglich der Aufnahme in. den Volkswillen 
beiteht eine nicht zu verkennende Schwierigkeit. Dieſe liegt in ber 
Befegung großer Teile deutichen Gebietes durch den Feind. Ebenso: 
wenig wie wir während der Offupation die belgifchen, franzöfiichen, 
rufjiihen ufmw. Staatsorgane als berechtigt angejehen haben, im okku— 
pierten Gebiete Regelungen zu treffen, ebenjo wenig werben wir wohl 
erwarten können, daß die Entente auch „die vom Volkswillen aufge- 
nommenen Notftand3erlafje“ der jebigen Neichöregierung als Recht für 
bie bon ihr bejegten Gebiete anerkennt. Eine Ausnahme hiervon be- 
fteht dank der Fugen Rolitik, die in einem ganz gleichliegenden Falle 
während des Deutjch-Franzöfiichen Krieges 1870/71 von Bismard 
in den damals offupierten Zeilen Frankreich, in3befondere in dem 
damaligen Generalgouvernement in Elfaß (vgl. hierüber Löning, 
Straßburg 1874, ©. 192 ff. und ferner ©. 179 ff.) befolgt worden 
ift Hinfichtlich des Wahlgeſetzes. Es fei daran erinnert, daß noch 1871 
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In der Beit zwiſchen der Verfailler Konvention dom 28. Januar 1871 
und dem WPräliminarfriedensvertrag vom 26. Februar 1871 die 
Wahlen für die Berfammlung in Bordeaur in Frankreich. 
ftattfanden. Obwohl gar Fein Zweifel daran beftand, daß Eljaß- 
Lothringen abgetreten werden würde, erfannte die damalige Deutiche 
Regierung den E.faß Loth ingern das Recht zu, für die Verſamm⸗ 
lung in Bordeaur zu mählen. Es murte der richtige Standpunkt 
eingenommen, daß zunädjft einmal &.jaß Lothringen noch zu Frank— 
reich gehöre und daß die Bevölkerung dieſer Landesteile das Recht 
habe, in der Verfammlung zu Bordeaux verireten zu fein. Weit 
diefer Klugheit, die einen Staatdmann wie Bismard auszeichnete, 
wollen bie Herren Ciémenceau und feine Freunde fich nicht be— 
laften. Tür Eifaß-Tothringen werden jie irgendeine geheimnisvolle 
der franzöfifhen Natur und dem „galigen“ Geifte entnommene 
Ausnahme entdeden. Und doch ift zu fagen, mie töricht es von 
ihnen ift, fo zu handeln, denn fie haben e3 fo leicht, gerecht zu fein 
und der „beau gesto“, den jie immer von den anderen berlangen, 
ift wirklich in dieſem Falle für fie fo billig, denn er wird den Friedens— 
vertrag leider in Feiner Weife beeinjluffen. Aber wir müffen uns 
damit begnügen, daß in den anderen beſetzten Teilen das Recht 
der Bevölferung an den Wahlen zur Nationalverfammlung 
teilgunehmen, anerfannt werden wird. Mit der Aus- 
Übung des Wahlrechts durch die einzelnen Volksgenoſſen fteht 
dann fift, daß die Nationalvderfammlung, mie fie zuftande 
kommt, Organ des gefamten Volkswillen wird. Gerade wegen 
der Verhätniffe im offupierten Gebiete, erjcheint es richtig, Die 
Notftandzerliffe durch die Nationa'verfammlung beftätigen zu 
laffen. Erfolgt die Sanktion des Nolſtandserlaſſes durch Die 
Nationalderfammlung, die fich) wohl felbft als hierfür zujtändig 
erklären wird, fo follte der genehmigte Notftandserlaß in der Form 
des Geſetzes nochmal3 veröffentlicht werden. Wird der Notjtands- 
erlaß nicht genehmigt, fo hat feine Aufhebung zu erfolgen, die 
ebenfall3 zu veröffentlichen ift. Die Aufhebung wird im allgemeinen 
feine rückwirkende Kraft haben (vgl. Friedmann a.a.D. ©. 148ff.). 

Obwohl das Reichswahlgeſetz als Aufgabe der National 
verfammlung nur die Feitfegung der neuen Verfaflung bezeichnet, 
werden fi) für die Verſammlung eine Anzahl legislatorijche 
Aufgaben ergeben. €3 muß milhn die Nationalderfammlung 
jelbjt die „Form“ des Gejeges bejtimmen. Endlich jei noch zum 
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„Reichswahlgefeg“ felbft folgendes bemerkt: Daß gerade Dieje 
Unordnung dem drängendften Notitand entjprungen ift, wird mohl 
von fat allen Vollsgenoſſen anerlannt werden. Dieſe Verordnung 
konnte ihrer Natur nach nicht „probiforifch” gewollt fein und wurde 
wohl deshalb Geſetz“ genannt. Manche Bedenken find geäußert 
worden, aber was Erich Kaufmann (Deutiche Yuriftenzeitung, 1919, 
©. 25 ff.) fagt, dürfte zutreffen: „Trotzdem ift der Erlaß des Ge⸗ 
ſetzes in der breiteften Offentlichkeit mit einem Gefühl der Er. 
leichterung aufgenommen worden: die Tatjache, daß überhaupt eine 
Nationalvderfammlung in Ausficht gejtellt wurde, Hat fo beruhigt, daß 
man an eine Fritiiche Erörterung nicht gedacht hat." Mitbin kann 
bei dem Reichswahlgeſetz von einer definitiven Aufnahme in den 
Volkswillen gefprochen werden. .. 

Dagegen kann nicht eingefehen werden, weshalb der Notftands- 
erlag vom 12. Dezember 1918, betr. Bildung einer freimilligen 
Vollswehr als „Geſetz“ bezeichnet wurde, wenngleich die Bezeichnung 
an ſich gleichgültig ift. 


Wir haben verfucht, die Regierungsgemwalt des Rats der Volks⸗ 
beauftragten darzuftellen, haben aber noch etwas nicht erwähnt: 
Zroß beiten Willens und ehrlidjften Strebens nad) gerechtem Ber- 
walten bei der Regierung, troß Anerkennung und „Rezeption” burch 
die „Regierten“ — die Atmofphäre der Schwäche, die das Ganze 
oben umgibt und Die noch deutlicher erfennbar würde — wenn eine 
ſtarke Regierungstruppe“ eriftierte, weil aud dann die Gtärfe 
immer nur bei der Truppe und nicht bei der Regierung liegt. Gie, 
die Volksbeauſtragten, üben Polizeiregiment aus, fühlen aber nicht3 
Davon, daß Preußens größter König, der auch einmul ganz dicht bet 
Berlin feine Staaten „polizeiftaatlich” regierte, in Die Memoiren, 
die der Geichichte des Haufe Brandenburg „dienen follten*, deu 
Satz vom ‚„piemier serviteur‘‘ und ‚premier magistrat de 
V’etat“ eintrug, von feinen „Reſkripta“ aber nicht wollte, daß fie 
a8 Anderung des geltenden „Rechtes“ aufzufalfen feien. Gie, bie 
Volksbeauftragten, fiten in Bismards Haus, und feiner von ihnen 
wagt e3, jich Reichdlanzler zu nennen. Mit ihnen jpielen „Wolfen 
und Winde”: fiber Plato, Erfurt und Trogfi wird diskutiert. 

Gebiet, Bevölkerung, Verwaltungsapparat, Machtmafchinerie, 
Rechtsorganiſation — das mag für die „Dogmatik“ genligen: es 
fehlt aber etwas, „nur” etwas und gerade biejes „nur eiwas“ macht 
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aus ben einzelnen Teilen famt Dem tönenden Erz eıft das machtvolle 
Ganze. Es ift die Vollsſeele, das in der Gedichte wurzelnde Ge— 
fühlsleben des Volkes. 

An den Wurzeln de3 Weltbaumes, fo erzählt und Der deutfche 
Mythus, fließen drei Duellen: das Waſſer des Lebens, der Weis— 
heit und des Todes. Tas Wafjer des Lebens führt den Namen 
„Urda“ nad) der älteften der drei Nornen, die den Welttaum be- 
gießen und grün erhalten. Das Wort „Urd“ bedeutet Vergangen- 
heit; e3 liegt aljo im Strome der Bergangenheit, der Überlieferung, 
der aus der Vorzeit flieht, Die Kraft der ewigen Jugend und des 
ewigen Lebens. Aus ihm fchöpft die Vollsphantafie heute noch 
wie zu allen Zeiten, entnimmt ihm alles, was da3 Wort Yarracla 
enthält, Vorftellung, Wunder und Traumbild, fehnt fich nad 
Handlung und Geftaltung gerade heute, nach den Qualen der 
Kriegsjahre, nach dem Shmerz über den Kriegsausgang und über 
alles, was mit dem Kriege verloren ging. Und wen trijit die 
Vollsphantafie bei ihrem Suchen? „Die alte Schwiegermutter 
Weisheit", Die Kritik de3 Vergangenen, die retroſpektive Betrachtung. 
Die alte Schwiegermutter ıft eine böfe Frau, fie lügt, fie tifcht 
Legenden auf: „Quelle alles UÜbels“, fo erzählt fie, „mar das 
Militär, das Heer, die Generale, die Soldaten, die ihr früher fo 
gerne zur Wache begleitet, auf den Paraden bewundert habt. 
Hätte der General Hoffmann nicht in Breſt Litowsk jo aujgetrumpft, 
danı wäre es ander3 gekommen.“ Nichts als Legenden: Hat man 
Ion je einen General gejehen, der das, was feine Truppen er- 
obert, gern herausgeben würde? Foch möchte auch möglichft viel 
behalten. Es muß an anderem gelegen haben, und nicht, um 
Gerichtztag zu halten, fondern um der Vollsphantaſie, Die auch die 
Züchtigleit feines Heeres wie feiner Heerführer ſich nicht rauben 
lajjen will, zu „begegnen“, jollte man doch einmal die Frage auf- 
werfen: Wer Hat denn den Annexionismus dor Breſt⸗-Litowsk 
organtliert, wer war denn die Inspectio generalis der (mit der 
Kommandogcwalt ftet3 kämpfenden) Offupationsgemalt, und wer 
fpriht denn immer jo Taufmännifd) von dem „Erlenne dic) jeltft”, 
weil e3 gilt, den anderen, da3 Militär, zu „belaften”? Und de, 
findet man bald ein Gebäude in der Wilhelmftraße; e3 ift nicht die 
Neichfanzlei und nicht das Ausmärtige Amt; in der Beit, wo alles 
„gemwendet” wurde, wurde auch die auswärtige Gemalt de3 Reiches 
gewendet und daher das „Innere“ gezeigt. — Aber das wurde jehr 

Briters, Revolutiondgewalt und Notſtandserecht. 8 
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diskret vorgenommen, fehr wenige wiſſen etwas bon ber Wolle, die 
das Reichgamt des Innern gefpielt hat; hier wird fie nun erwähnt, 
um bdiejer das Heer, die Heerführer und das ganze Volk herab- 
fegenden ungerechten Kritik wie einem Teilchen der Legende ent 
gegenzutreten ). 

Ein zweites Gebiet, auf dem etwas mehr Reſpekt vor der Ge- 
fhichte und vor der Volksſeele am Plage wäre: das ift der Sturz 
der Fürftengefchledhter. Was foll dad Gehöhne und Geſchimpfe da, 
mo fich gewaltige Tragif offenbart. Nach dem alten Mythos find 
es nicht die Götter, die die Welt erfchufen, dad Geſetz der Ent 
widelung ließ fie entitehen, und ließ fie untergeh'n. Auch bei ber 
Götterbämmerung der Fürftengefchledhter wollen wir an dieſes Geſetz 
glauben. Sind Habsburg und Hohenzollern, Wittelsbach und Wettin 
und mit ihnen alle übrigen deutſchen Dynaſtien geſchwunden, fo 
kann die immer nur einen Sinn haben: e8 mußte geicheh:n; das 
gewaltige Werk der Einheit des Deutſchtums follte vollendet werden, 
wie e3 mit den Sürften nie möglich geweſen wäre: im Sinne einer 
verftärften Bentralgewalt, einer Gelbftorganifation ſelbſtbewußter 
Stämme in felbjtgewollter Gebundenheit, mit dem Rechte der Selbft- 
beftimmung auch für die bis vor Furzem von Halsburg regierten 
deutihen Stämme. Bon Friedrich des Großen wie von Wilhelms 
de3 Erſten „Staaten” wird mander Staat als jeltftorganifierter 
Stamm dem großdeutjchen Reichsgedanken beijer dienen, als wenn 
er preußifcher Staatsteil bliebe. Der Schmerz um Preußens Ver 
änderung wird die Volksſeele ebenjo ergreifen wie die Tragif, deren 
wir eben gedachten. Aber auch er muß überwunden werden im 
Gedanken an die Zotalität, an das höhere Gut, an Die Deutiche 
Einheit, und an Emigfeitöwerte, an den Logos des Deutjchtums. 

Line gewaltige Aufgabe ift e3, nach den vielen Jahren „un- 
politiihen Sinnes“, nach dem unglüdlichen Kriegsende, die Phantajie 
und Die Hoffnung des beutichen Volkes neu zu mweden und zu 
ſtärken — nicht durch Verjprechen von Gütern, die feiner von ung 
mehr befitt, auch nicht nach der „Hoffmannſchen Meihode”, Tann 


*) Eine Bitte wird noch beigefügt. Müffen denn nun gerade wieder die— 
felben Herren, welche die Inspectio generalis auf dem Gebiete des Dffupationd- 
weſens jo herrlich augübten, aı ch bei der Verfaſſung, „weil e3 fi um Staats. 
rechte Fandelt”, mitwirfen? Das muß ja Unglüd bringen. Sowohl „der ewig 
Wechſelnde“ als „ber ewig Sächſelnde“ follten doch endlich einmal andere Arbeit 
verrichten. 
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dies geichehen, fondern e3 müfjen jene Werte, Die der Nation eigen 
find, wieder dem Strome der Vergangenheit entnommen, von dem 
Grunde wieder heraufgeholt werden: der Stolz auf die gejchichtliche 
Bergangenheit troß des Unglüds und wegen des Unglüds, die Freude 
an Der jchönen Spracde, an ihrem Ausdruck im Lied, in Der Sage, 
“in der Tichtung, in der Nede, das Verſtändnis für das Recht, für 
die Kunft, für die Wiſſenſchaſt, die Verehrung großer Männer, die 
Kenntnis der politifchen Ziele im Innern wie Außern, die Ehrfurcht 
dor dem, was al3 Symbol allem Menjchentum gemeinjfam iſt. Dieje 
Rulturaufgabe muß dem Reiche zufallen. Für ihre Ber- 
wirflihung mweıden alte Wege wieder zu wandern fein, Wege, Die 
una Herder, Goethe und der Weimarer Kreis tie die Gebrüder 
Grimm gewieſen haben, wie fie bei der Entwidelung unferes Schul- 
weſens fortgefeßt werden. Tas mind aber nicht genügen. Neues 
muß Dazutreten unter Zuſammenfaſſung aller geiftigen Kräfte der 
Nation: Die Ausbildung der Bolfshochfchule und der Volks— 
hochſchulkurſe. Die Kulturwerte dürfen nicht Arkana einzelner 
Klafjen bleiben, fie gehören dem gefamten deutjchen Wolfe, und 
nichts mid das Volksbewußtſein mehr ftärfen, nichts die neuen 
Organe des &: famtmillend mächtiger mit dem gejamten Volke ver- 
binden, nichts den Obrigkeitsſtaat beſſer befeitigen und den Volksſtaat 
fräftiger begründen als das Gefühl der Gemeinjamfeit der Kultur- 
werte. An diefem Gefühle fehlt e3 bei uns; ſtark werden mir erft, 
wenn e3 vorkanden ift. Hier liegt Drängendfter Notjtand vor, 
und hier heißt cs bald handeln auch für Die Zräger der Re— 
bolutiondgemalt. 


Anhang zu Kapitel II. 


Die wichtigften Notftandserlajfe der Reichsregierung 
bis zum 31. Dezember 1918. 


J. Erlaffe, bedingt durch den Notitand der Republit (Videant), 
A. Innerpolitiſche Angelegenheiten. 
a) Drganijatoriihe Erlajje, insbeſondere: 
1. Verordnung über die Wahlen zur terfalfunggebenden deutſchen Nationale 
verfammlung (Reichgwatlgefeg) tom 30. Norember 1918 (RA. 2. De- 


zember 1918). 
Ergänzungen vom 6. Dezember 1918 (RU. 9. Dezember 1918), vom 
19. Dezember 1918 (RA. 21. Dezember 1918). 
g® 
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Wahlordnung für bie Wahlen zur verfaffunggebenden beutjchen National. 
verfammlung vom 30. November 1918 (RA. 2. Dezember 1918). 


. Verordnung über die Ermächtigung des Bundesrats zur Ausübung don 


Berwaltungsbefugniffen vom 14. November 1918 (MA. 16. November 
1918). 

Hierzu dgl. als Beiſpiel: 

Bekanntmachung, betreffend bie Wahl neuer Mitglieder des Reichs⸗ 
geſundheitsamts (durch den Bundesrat) vom 23. Dezember 1918 (RA. 
30. Dezember 1918). 


. Errichtung verſchiedener Reichsämter: 


Demobilmahungsamt vom 12. November 1918 (RA. 13. November 1918). 

Reichsluftamt vom 4. Dezember 1918 (RA. 6. Dezember 1918). 

Reichsserwertungsamt vom 17. Dezember 1918 (RA. 23. Dezember 1918). 
Nicht unbedenklich wegen der „Delegation” der „Strafbefugniffe*: 

Verordnung über den Erlaß von Strajbeftimmungen durch das Reichsamt 
für die wirtichaftlihe Demobilmahung tom 27. November 1918 (RA, 
29, November 1918). (Nemo plus iuris in alium transferre potest 
quam ipse habet). 


b) Erlafie zur Wieberherftellung ber Friedenſsgemeinſchaft unter ben 


80 
ã 


Voltogenoſſen. 
a) Landfrieden. GReichspolizeigewalt.) 


. Belanntmadhung, betreffend Einſetzung einer Kommiſſion zur Unter- 


fuhung der Vorgänge am Freitag den 6. Dezember 1918, vom 10. De- 
zember 1918 (MU. 14. Dezember 1918). 


. Ge’eh zur Bildung einer freiwilligen Vollswehr vom 12. Dezember 1918 


(KU. 16. Dezember 1918). 


Verordnung über die Burüdführung von Waffen und Heereögut in ben 
Beſitz des Neiches vom 14. Dezember 1918 (RA. 16. Dezember 1918). 


ß) Gewerblicher Frieden. 


. Bereinbarung der großen Arbeitgeberverbände mit den Gewerkſchaften 


der Arbeitnehmer. Dieſer Vertrag wird vom Hat der Vollsbeauftragten 
mit dem Erfuhen an die Leiter der Meichäbetriebe uſw. veröffentlicht, 
feine Beftimmungen in den von ihnen geleitenden Betrieben zu beachten 
(Anerlennung der Gewerfichaften als berufene Bertreter der Arbeiter- 
ſchaft, Unzuläfjigfeit ber Beſchränkung der Koalitionsfreiheit, Kolleftir- 
vereinbarungen, gemeinfame Regelung und paritätifche Verwaltung des 
Arbeitsnachweifes uf.) vom 15. November 1918 (MU. 18. November 
1918). 


. Berordnung über Tarifverträge, Arbeiter- und Angeitelltenausfhüffe und 


Schlichtung von Xrbeitäftreitigfeiten vom 23. Dezember 1918 (MU. 28. De« 
zember 1918). 


— (Ergebnis jahrelanger Entmwidelung vgl. Reichsarbeitsblatt feit 1904). — 
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6) Rotftände deß Sozialrechts. 
a) Arbeiterſchutz. 


. Berordnung vom 12. November 1918 (RA. 13. Norember 1918): 


Die bei Beginn des Krieges aufgehobenen Arbeiterſchutzbeſtimmungen 
werben wieder in Kraft gelegt. Verordnung über den Arbeiterfhug vom 
12. Norember 1918 (RA. 15. November 1918) (Uufhebung des Geſetzes, 
betreffend Ausnahmen von Beſchäſtigungsbeſchränlungen gewerblicher 
Arbeiter tom 4. Auguft 1914. Die zugelaffenen Ausnahmen gelten 
höchſtens 14 Tage). 


8) Soziales Verſicherungsrecht. 
Hierzu find zahlreiche Verordnungen ergangen, bie hier nicht im einzelnen 
aufgeführt werden follen. Sie Iaffen ſich ebenfo gut unter IB wie 
unter II Tatalogilieren. 


y) Sonftige3 Sozialrecht. Beifpiele: 


. Anordnung über Arbeitsnachweiſe tom 9. Dezember 1918 (RU. 16. Des 


zember 1918). 
Verordnung, betreffend Wrbeitsrerdienft bei Verlürzung der Arbeitszeit 
in der Groß-Berliner Metallinduftrie tom 7. Dezember 1918 (RU. 9. Der 
zember 1918). 


. Verordnung Über die Arbeitzeit in den Beckereien und Konditoreien vom 


23. Rorember 1918 (RU. 26. Norember 1918). 


. Verordnung über die Wochenhilſfe aus Mitteln des Reid vom 21. De- 


zember 1918 (RA. 31. Dezember 1918). 


| d) Echutz ber Bolfögefunbheit . 
(zum Teil vom Demobilmahungsamt erlafjen). 


. Verordnung über die Verhütung non Seuchen vom 20. November 1918 


(NA. 22. November 1918). 


. Berorbnung zur Belämpfung von Geſchlechtskrankheiten vom 11. Dezember 


1918 (MA. 19. Dezember 1918). 


. Verordnung über Fürforge: für geſchlechtskranke Heeredangehörige vom 


17. Dezember 1918 (RU. 20. Dezember 1918). 


e) Wirtihaftlihe Demobilmachung und Übergangszeit 
(meift vom Demobilmahungsamt erlaffen): 


Ermwerb3lofenfürforge vom 13. November 1918 (RA. 15. November 1918) mit 


1: 


2. 


3. 


Abänderungen vom 3. Dezember 1918 (MA. 7. Dezember 1918) und vom 
21. Dezember 1918 (RA. 24. Dezember 1918). 


Ferner folgende 3 Verordnungen: 


Verordnung, betreffend Umftellung der Betriebe auf Friedensmaterial vom 
21. November 1918 (NA. 22. Rovember 1918). 

Berordnung über die Feſtſetzung neuer Preife für die Weiterarbeit in 
K:iegsmaterial vom 21. November 1918 (RA. 25. November 1918). 
Verordnung Über das Anfraftbleiben des bürgerlichen Rechts vom 17. De- 
zember 1918 (MA. 18. Dezember 1918) (sic!) 
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Dazu ift zu bemerfen, daß aud der Volksſtaat Rechtsſtaat zu 
Bleiben hat und daß die Überfchrift „Snfraftbleiben des bürger- 
Tihen Rechtz“ gut gemeint fein mag, wenngleich ſich hinter dem 
Ganzen der Gedanke verbirgt, daß das Privatrecht der Kommando- 
gemwalt unterliegt. Selbſt der Polizeiſtaat rejpeltierte das bürger- 
1iche Recht. Mit folden Verordnungen ſchafft man fein Recht, fondern 
Prozeſſe. 
Bon wirtſchaftlichen Verordnungen der Übergangszeit (Papiernot): 
1. Verordnung über Drudpapier vom 30. November 1918 (NA. 6. Der 
zember 1918). 

2. Verordnung über die Verlängerung der VBerjährunggfrift des 5 109 des 
Neichäftempelgefepe3 vom 21. Dezember 1918 (RA. 28. Dezember 1918). 

3. Verordnung über die Benrtzung von Grundſtücken und Gebäuden, Schiffen 
und Wajjerfahrzeugen zu militärifchen Zwecken nach Eintritt des Frieden 
zujtandes vom 28. November 1918 (RU. 30. November 1918). 

4. Anordnung, betreffend ein reteinfachtes Enteignungdterfahren vom 17. No— 
vember 1918 (RU. 22. Rovember 1918). 


f) Unaufichiebbare Angelegenheiten des Heeresweſend. 


1. Aufruf betr. Entlaffung au dem Heere in die Heimat vom 15. November 
1918 (RA. 16. Norember 1918 nebjt Bekanntmachung ebenda). 

2. Rerordnung über die Entlaffung von Mannjchaften bzw. die Löhnung 
bon toeiterbejchäftigten Munnjchaften vom 18. November 1918 (RU 
19. November 1918). Hierzu Verordnung vom 22. Rovember 1918 (RA. 
22. November 1918). 

3. Demobilmahung und Landfturmauflöfungsbefehl vom 31. Dezember 1918 
(RU. 6. Januar 1919). 

4. Verordnung, betreffend Maßnahmen zur Beiferung der Lage der vew 
jorgungsberedhtigten Militärperfonen der Unterflaffen vom 31. Dezember 
1918 (AN. 6. Januar 1919). 


g) Shut ber finanziellen Leiftungsfähinteit der Republik, 

1. Berordnung über die Sicherung der Kriegäfteuer vom 15. November 1918: 
(RA. 16. November 1918). 

2. Verordnung über Maßnahmen gegen die Kapitalabwanderung in das Aus—⸗ 
land vom 21. November 1918 (RA. 25. November 1918). 

3. Steuerpläne der Neichsregierung vom 30. Dezember 1918. 

(Diefe Entwürfe werben hoffentlich wegen ihrer Bedeutung der 

Nationalvderfammlung vorgelegt.) 

4. Belanntmachung, betreffend den unrechtmäßigen Verkauf von Heeresgerät, 
Waffen, Belleidung und Pferden vom 8. Dezember 1918 (RU. 9. De 
zember 1918). 


h) Schutz ber Kriegsteilnehmer. 


Berorbnung zum Schuß der Kriegsteilnehmer gegen Zwangsvollſtreckungen vom 
14. Dezember 1913 (RA. 18. Dezember 1918). 
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Bon biefer Verorbnung kann man nur hoffen, daß fie Durch Richterſpruch 
vernünftig eingefchräntt wird. Über die Gefahren, melde fie für das Kreditweſen 
in fich birgt, über die Ungerechtigkeit, die in der Umfehrung der Antrags und Be- 
gründungspflicht nicht nur dem Strieger, der aus dem Felde zurüdfommt, fondern 
auch dem „Kriegsteilnehmer” gegenüber, der jeit Jahren wieder in der Heimat 
figt und ähnliche Mängel der grundjäglichen Regelung vgl. die mittlerweile wohl 
Zuriftifhe Wochenschrift 1919, Januar) veröffentlichten Ausführungen von Hans 
Fri Abraham „Zwangsvollſtreckung gegen Heeredangehörige vor und nad) 
ihrer Entlaffung”. — Schutzbedürftig wären übtigend weit mehr ala nicht Tricg3- 
deichädigte Kriegdteilnehmer die Volldgenofjen in den jet vom Feinde beſetzten 
Gebieten. 


B. Außere dringende Ungelegenheiten der Nepublit. 
a) „Heimatſchutz Oſt“ vom 15. November 1918 (MG. 16. November). 


b) 1. Zerordnung über bie Poſt- und Telegrammüberwahung mit dem 
Ausland vom 15. November 1918 (RA. 25. November 1918). 
2. Anordnung der Neichsregierung über Grenzübermahung vom 27. Ror 
vember 1918 (RA. 3. Dezember 1918). 

c) Zerordnung über Zujammenjegung und Gefchäftsgang der Kommiffion zur 
Unterfuchung der Anklagen wegen völkerrechtswidriger Behandlung der 
Kriegsgefangenen in Deutſchland vom 30. November 1918 (RA. 3. De- 
zember 1918.) 


Bu diefem heiflen Thema fei bemerkt: wir werden mohl doch allmählid) 
fernen, Völkerrecht unmittelbar und nicht als „landesrechtlich Tezipiertes" Recht 
anzuwenden. Das erfordert freies Richtertum. Daß hier nur das Reichsmilitär⸗ 
gericht zum Gerichtsſitz der Kommiſſion gemacht wurde, iſt ſehr erfreulich. 
Denn fein Gericht Hat ſich völlerrechtlich ſo bewährt wie das Reichsmilitärgericht. 
Bu wünſchen iſt auch folgendes: Während des Krieges war es möglich, daß drei 
„höchſte“ deutſche Gerichte (Reichägericht, Reichsmilitärgericht, Oberprifengericht) 
in den ragen ber Kommanbogewalt wie bes Völferrecht3 ganz felbftändig und 
unabhängig voneinander Recht ſprachen. Es ift zu hoffen, dab in Zukunft völfer- 
zehtlihe Fragen nur von einem höchſten Gericht entſchieden werben können. 
Und dazu eignet ſich das Reichgmilitärgericht — das dann natürlich dem Reichs— 
juffizamt genau mie das Reichsgericht anzugliedern wäre. Auch der Reichs— 
finanzhof gehört unter die Aufſicht des Neichsjuftizamts, wenn man auf 
Trennung von Juſtiz und Verwaltung Wert legt. 


II. Erlaſſe, bedingt durch die Logik der Revolution. 


A, Neue Freiheiten bzw. Beſeitignug bon Beichräntungen. 
Verordnung vom 12. November 1918 (RA. 13. November). Aufhebung des Be 
lagerungszuftandes, Fortfall jeder Beſchränkung des Vereins⸗ und Ber- 
ſammlungsrechts auch für Beamte und Gtaatsarbeiter, Aufhebung ber 
Benfur, auch der Theaterzenfur, freie Meinungsäußerung in Wort und 
Schrift, Freiheit der Neligionsausübung. Ausſchluß jedes Zwanges zu 
teligiöjen Handlungen. | 
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Verordnung vom 12. November 1918 (RA. 13. November). Außerfraftfegung 
der Gefindeordnungen, ebenjo der Ausnahmegefeße gegen die Randarbeiter. 


B. Goziale Nebolution. 


Verordnung vom 12. November 1918 (MA. 13. November). Späteftens am 
1. Januar 1919 wird der adjtftündige Marimal-Arbeitätag in Kraft treten. 
Bol. aud) oben bie I Ao verzeichneten Notftände bed Sozialrechts. 

An den erften Wochen fchlug ein Profejfor erft im „Bormwärts”, dann in 
der „Freiheit“ ein „Notgefeg" betr. Soyzialifierung vor. Die Beſchlüſſe des De- 
zemberfongrefje3 find oben toicdergegeben. Man follte bei der Durchführung 
der Sozialifierungapläne, die fih für Notgefehe wegen ihrer Bedeutung für das 
geſamte Volk nicht eignen, e3 nicht unterlaffen, bei der juriftiihen $ormulierung 
die alten Gedanfengänge des deutſchen Rechtes, insbeſondere des Genofjenfchafts- 
rechtes, zu berüdjichtigen. Man follte nicht den „Staat” al3 „Kınkuraverwalter” 
betrachten. Ebenfo follte man bei der Aufhebung der Fideikommiſſe in 
Preußen und in den fonftigen Sreiftaaten an das Obereigentum der Familie 
denfen und dementiprechend die Ansprüche der Anwärter (Ugnatenaniprud) 
zwecks Schaffung neuer bäuerlicher (nit junkerlicher) Höfe berüdjichtigen. 
Das maht zwar mehr Wrbeit, ift aber gerecht und fördert den Ausbau des 
ſozialen Rechts. 


C. Aufhebung der ftaatlicdh auferlegten DOrganftellung des Einzelnen 
und Umwandlung in Selbftorgantjation. 
Hierzu insbefondere die Tätigfeit der U.- und S.Räte, Bollzugsrat uſw. 
Hier intereffieren und die ton der Neichsregiernng ergriffenen Rotftandsmaß- 
nahmen (immer Notjtand). 


1. Berordnung vom 12. Norember 1918 (MA. 13. Norember). Aufhebung 
bes Geſetzes über den vaterländiichen Hilisdienft mit Ausnahme der ſich 
auf die Schlichtung von Gtreitigfeiten beziehenden Beftimmungen. 

2. Verordnung betreffend die einftweilige Anderung der Militärftrafgerichtz- 
ordnung, des Einführungsgefched dazu und des Militärftrafgejebuches 
vom 5. Dezember 1918 (MA. 16. Dezember 1918). | 
Bu 2 fcheint mir die Logik nicht ausreichend zu fein. Was foll eigentlich 

der Gerichtsterr noch in der Militärftrafgeriht3ordnung? Er mag das Recht 
haben, Rechtsmittel einzulegen. Aber feine grundjägliche Stellung (Vertreter 
der Kımmandogemwalt, der mit gemiffen richterlihen Befugnijfen ausgeſtattet, 
den Spruch de3 ihn „beratenden” Berichtes in die Kommandogemalt durch Be- 
ftätigung aufnimmt) ift Doch wirklich veraltet. Die Militärgerichte haben felb- 
ſtaͤndige, unabhängige Gerichte zu fein, bei denen dag Acht ſich aus dem Richter- 
ſpruch und nit aus Urteil + Beftätigungäorder ergibt. Uber der Erlaß if 
als provijorijcher gedacht, die endgültige Megelung des Verhältniſſes zwifchen 
Kommandogemwalt und Gerichtögewalt wird fpäter erfolgen. Flachköpfe halten, 
wie hier bemerkt fei, alled8, mad mit der Kommandogewalt ober Heeresdi3;iplin 
zufammenhängt, für „Militarismus3”. Daß ſich das H:er auf rein ge 
noſſenſchaftlicher Grundlage aus Eelbftorganifation aufbauen Tann, ift au 
geſchloſſen. Die jegigen Goldatenräte können nur eine Erfcheinung ber Über- 
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gangszeit fein. Sie find eine Reaktion gegenüber dem 4 Jahre lang durch⸗ 
geführten Grundſätze ber Organftellung jedes Bollögenoffen. Die volfäftaatliche 
Selbfterhaltung bedingt mie alles Staatliche, um ein Seiendes zu bleiben, ge» 
wife Machtorganiſationen, zu denen die Heeredorganifation zählt. Kein H:er 
in der ganzen Welt, auch feine Polizeitruppe, kann den Grundfag der Sub- 
ordination milfen. Andernfall3 ift jede bewaffnete Drganijation eine Ge⸗ 
fährdung der anderen Vollsgenoſſen. Diele im Heeresweſen Hat ſich als ver- 
altete Form gezeigt, namentlich eine gerechte Verwirklichung des Beſchwerderechts 
if nötig, ferner die Buziehung von Soldatenausſchüſſen in Bermwaltungsftagen. 
„Militariemus“ bedeutet die Einftellung des „Rader3” Staat und feiner ganzen 
Sriedensmacht auf Kriegszwecke. Diefe dee ift überwunden. Andere Flach⸗ 
töpfe fehen im Prinzip der Subordination im Heere ein „obrigleits- 
ſtaatliches“ Element. „Über- und Unterordnung” (vgl. Simmel, So;iologie, 
©. 134 ff.) find ſoziologiſche Tatſachen. Auch im Bolfsftaat bedingt die Organi⸗ 
jation des Bolldwillend ein Herrfchaftsverhältnis; ebenjo wie jedes Parteileben, 
Semwerlichaftsieben, alles Verbandsleben mit der Organifation die Schaffung 
einer „Einheit” in dem Sinne anftrebt, „Daß die Einheit de3 Ganzen 
Aber den Antagonismug der Überzeugungen und Intereffen unter 
allen Umftänden Herr bleiben ſoll“ (vgl. Simmel a. a. O. ©. 187). 
Überall taucht bier der Begriff der GSubordination und der Difziplin auf 
(Barteidifziplin!.. Am MHarften ift das Wejen des Obrigfeitsftaates von Anſchütz 
(Preußifhe Sahrbücher 1916, ©. 342) geſchildert, unter Hervorhebung des Ge- 
noffenfhaft3verbanbdes, in dem Gtaat und Boll eins und die Obrigfeit 
dienende8® Organ der Volksgenoſſen if, und im Gegenfah dazu des An- 
ftalt3verbande3, in bem die Obrigkeit Subjekt der Staatsgewalt und das 
Boll als Objekt erfcheint, die einzelnen ald „Deftinatäre ihres Staates", 
das Volk als „Menfhenmaffe, an der die Obrigkeit ihre von irgend einem 
Oben“ berftammende Miffion vollzieht." Auch dad Heer hat Organ des Volkes 
und nicht Machtmittel der Obrigfeit zu fein. Das Heer ift eines der Mittel, um 
der Volkseinheit ihre Herrſchaftsrecht zu Jichern und gehört deshalb zur organi- 
fierten Staatemacht im Volksſtaat. Gerade aber, um biefen Bmwed erfüllen zu 
fönnen, muß aud) das Heer felbft eine Einheit bilden, und das kann es nur 
durch die „ſoziologiſche Struktur” der Über- und Unterordnung, d. h. in Durd)- 
führung des Prinzipes der GSubordination. Ein Notſtandserlaß gegen 
verfegte Schlagwörter ift in der Revolutionszeit leider nit er- 
gangen, obwohl hier ein Bedurfnis vorliegt. 


D. Amneftien. 

1. Verordnung vom 12. November 1918 (RA. 13. Rovember). Nr. 6: Am⸗ 
neftie für alle politifchen Straftaten, Niederfhlagung der wegen jolcher 
Straftaten anhängigen Verfahren. (Programm.) 

2. Berordnung über die Gewährung von GStraffreiheit und Strafmilderung 
vom 3. Dezember 1918 (RA. 6. Dezember 1918). 

(Ergänzung am 21. Dezember 1918 (RA. 27. Dezember 1918). 

3. Verordnung über eine militärifhe Amneſtie vom 27. Dezember 1918 

(AU. 13. Dezember 1918). 
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Es ift mohl befannt, daß der deutſche Kaiſer niemals ein Gnadenrecht 
diefes Umfanges gehabt hat. Es fteht aber feit, daß diefe Amncefieerlaffe dem 
Willen aller Bolfsgenoffen entiprehen. Infolgedeſſen ift auf „Einftellung“ zu 
etkennen. Ernſte Bedenken gegen einzelue Regelungen äußert Kroneder, Deutiche 
Auriftenzeitung 1919, Sp. 83 ff. in ſehr beadhtlihen Ausführungen. Es handelt 
fi für und um die Trage der Billigung des Megierungsaftes als ſolchen. Die 
fücdhterlide Produktion an SKriegsitrafrecht hat den Wunfch nad) einer großen 
allgemeinen Amneftie gefördert. Diefe fommt nun leider auch Eriftenzen zugute, 
die Feinerlei Gnade verdienen. In der Militärjuftiz ift bei unzähligen Strafen 
die Bollftredung aus militärdienftlihen Gründen ausgefeßt worden. Hier mußte 
eine Amneftie den endgültigen Abſchluß des Verfahrens ermöglichen. 


E. Programmatisches. 

(Bgl. Anfhüg, Juriſtiſche Wochenſchrift, Dezember 1918). Insbeſondere 
aus der 
Berordnung vom 12. November 1918 (RU. 13. November 1918). „Alle Wahlen 

zu Öffentliden Körperfchaften find fortan nach dem gleichen, geheimen, 
direlten, allgemeinen Wahlrecht auf Grund des proportionalen Wahliyftems 
für alle mindeftend 20 Jahre alten männlichen und meiblichen Berfonen 
zu vollziehen.” 

Das bedeutet nicht etwa, daß Wahlen zu öffentlichen (öffentlicherechtlichen?) 
Körperfchaften, die ander vorgenommen werden, nichtig find. Es mwird ein Ge- 
techtigfeitprinzip ausgeſprochen, das die Prari3 des Öffentlichen Lebens be- 
herrſchen ſoll und wohl bald beherrfchen mwirb. 


Die „Gefepgebungsmafchine” arbeitet auch ohne „aefeßgebende Gewalt“ 
recht fleißig, vielleicht zu fleißig Man muß aufpafjen, daß nit gewiſſe alte 
Entwürfe, von denen ſich mancher Geheimtat befreien möchte, ald innerer Rot 
Rand der Meichäbehörde unter I auftreten. 
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&pilog. 

Vom Logos und Nomos, von den 
Rechtsquellen, von der richterlichen 
Gewalt. 

Unjuriftifches und Zuriftifches, 
darin 


einige Wünfche für die neue Verfaſſung. 


„Es foll ſich regen, fchaffend Handeln, 
Erſt ſich geftalten, dann rerwandeln, 
Und ſcheinbar ſteht's Momente ſtill. 
Das Ew'ge regt ſich fort in allen, 
Denn alles muß in nichts zerfallen, 
Wenn es im Sein beharren will.“ 


Aus Goethe („Gott und die Welt”) „Eins und alles“. 


Brief an meinen Freund. 


Berlin, den 5. Yanuar 1919. 
Lieber Freund! 

Du kaſt mir bei dem Werden meiner Heinen Schrift viel durch 
Hat und Trage geholfen. Aber auf mande Frage. die Du an 
mid) gerichtet haft, blieb ih Dir noch Antwort ſchuldig. 

Zunädft der „Deckname“. Dazu Habe ich mich entichloffen, 
nicht, meil die Echrift „unjuriftiich” ift, jondern wegen einer Zu— 
fälligfeit. Nad) dem Erſcheinen meiner „Noiſtandsverordnungen“ 
(Stuttgart 1903) ergaben ſich Vermwechflungen zmwijchen einem Herrn, 
der genau fo heißt wie ich, und mir — und es bejieht feit langem 
Einigleit darüber, daß er nicht für meine Schriften und ich nicht 
für feine Gedichte und Novelien einftehen will. 

Dann eine wichtigere Trage: Ob e3 richtig ift, jegt mitten in 
der Revolutiondentwidlung eine ſolche Schrift zu veröffentlichen? 
Darauf habe ich nur zu erwidern: fo lange der Volksſtaat, wenn 
auh nur mit probiforiiher Reichsregierung, gilt, iſt es richtig; 
kommt aber die Despotie und der Brudermord, jo ift das Voll 
ohne Staat. Denn der Staat ift da3 Bolf in felbftgemwollter 
und jelbitorganifierter Gefamtgebundenheit. Die Einſetzung 
de3 Bentralrate bedeutet den Abjchluß einer Epoche der deutichen 
Revolution. Was fommen wird, weiß feiner. Der Bürgerfiieg hat 
heute neu begonnen, böfe Tage ftehen bevor, aber — ich glaube 
weiter an die Geltung des Geſetzes vom rue xasa zo» Aoyor. 
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Und damit verlajje ich das Verneinende und gebe Dir Nechen- 
ichaft über ven Logos. Ich Habe in der Echrift mitunter von der 
„Ratur der Sache”, mitunter „von der Vernunft“ und nicht jelten 
bom „Logos“ gejprochen. Dagegen habe ich von manden Schriften, 
deren Erwähnung nahe lag, nicht3 oder zu wenig gejagt; das find ins⸗ 
bejondere: Gierkes Johannes Alttufiug, fein „Naturrecht und Deutsches 
Mecht”, feine Nede über die „Hiftoriiche Rechtsſchule und die Germa- 
niften”, Bergbohms Werf über die „Jurisprudenz und Nechtsphilo- 
fophie”, Stammlers „Richtiges Recht” ſowie „Wirtichaft und Recht”, 
Joſef Kohlers „Lehrbuh der Rechtsphiloſophie“, Joſehh Mau3- 
bachs „Naturrecht und Bölferredht”, der Codex iuris canonici 
bon 1917 und Stutz „Der Geilt des Codex iuris canonici“ 
©. 181. Dazu kommen dann noch die Gedanfengänge der Philo— 
ſophen Roufjeau, Sant, Fichte, Hegel, Schelling und der Rechts- 
lehrer Sapigny, Thibaut, Gans, Stahl, Bluntjchli, Beder, R. Trand, 
und dieſer unvollftändigen Aufzählung, der noch u. a. Roeder, 
Boigt, Michelet, Trendelenburg ſowie das ganze bei Gierfe, Kohler, 
Woltendorff und Redslob enthaltene hiſtoriſche Material fehlen, 
hätte ich weiter 3. B. Hatjchef (Engliiches Staatsrecht I, ©. 110, 
154) und da3 Bud; des WUmerilaner3 Games Coolidge Carter 
(Lıww: Its Origin Growth and Function, New York 1907) 
Binzufügen müjfen. 

Gerade das hiſtoriſche Material Hätte mich weg bon ber 
Evolution auf einen Weg geführt, den ich nicht geten durfte. 
Denn das, mas bald „Raturiedyt”, bald „göttliche Recht“, bald 
„Vernunftrecht“ genannt murde, ijt ein Rechtsſyſtem, da3 auftrat 
und biömweilen noch auftritt mit dem Anfpruch de3 „alleinigen 
Geltenfollen3”, da3 gegründet wird auf die „Natur”, die „Ver—⸗ 
nunft“ oder „Sottesoffenbarung”. Es ift ein Nomos, der den Logos 
ewig in fi zu tragen behauptet, der aber doch nur fo lange gilt, 
bi3 der Logos den alten Nomo3 durch einen neuen Nomos erſetzt, 
dem gleiches Werden und Vergehen beftimmt if. Wenn uns die 
Natur etwas ofjenbart, fo iſt das „Werdende, das ewig wirft und 
lebt", die Evolution, die alles, was als poſitiv angejchen mirb, 
wandelt und durch Neues erſetzt. 

Dieſer Entmwidelung unterworfen ift auch der Menſch jelbft, mit 
allem was er fchafit, und allem was ihn umgibt, die foziale Organi« 
fation, in der er lebt, mit ihren Lebensbedingungen und Lebens— 
dorgängen. mit ihren religiöfen, politiichen, wirtſchaftlichen und häus- 
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lichen Einrichtungen, mit ihrer Kultur, die aljo immer nur Kultur 
ftufe iſ. Wer uns den Entwidelungdgedanten befjer gelehrt 
hat, ob Hegel oder Spencer, Wundt und Bergfon, darüber will ich 
nicht ſtreiten; ich will nur erwähnen, dab zwiſchen Hegel und den 
anderen die gewaltige Entmwidelung der Naturwifjenichaften liegt, 
die Hegel fremd, den anderen vertraut war. Da ich Kohler mehr 
bewundere als Kohlers Bewunderung für Hegel, fo will ich das 
Wort eines bedeutenden Wiener Phyſikers und Philofophen, bes 
Prof. Dr. E. Mach (Populärmwifjenichaftlihe Borlefungen „Die 
öfonomische Natur der phyſikaliſchen Forſchung“, Leipzig 1896, 
©. 206) mitteilen: „Per Glaube an geheime Zaubermädte in der 
Natur ift allmählich geſchwunden; dafür hat fi) ein neuer Glaube 
verbreitet, jener an die Yaubergemalt der Wiſſenſchaft“. Cebt man 
an die Stelle des Wortes „Wiſſenſchaft“ das Wort „Vernunft“, fo 
befindet man fid) in der Werfitatt des DVerfafjers, der „Phänomeno- 
logie de3 Geiftes”, und von dort zu Spencer und den anderen führt 
der befchwerliche Weg über die Ethik, die Soziologie und die Pſycho— 
logie. Iſt man diefen Weg gegangen, jo weiß man eins, daß alle 
die Erſcheinungen und Vorjtellungen, die wir bei diefer Wanderung 
fehen, auch ihrerjeitS der Entwidelung unterworfen find, Daß dies 
alfo für alle Kultur gilt, da die Kultur Ddiefe Elemente umfaßt. 
Sede Kultur ift foziale Erjcheinung, gehört dem Gejellichaftsleben 
an. Ihr ift der Gedanke „des Fortfchritt3 und der Annäherung an 
ein Ideal weſentlich“ (Mar Ernſt Mayer) — Kultur ift „Wert 
urteil”, ift aber weiter als Werdendes die Annäherung an ein Ideal, 
Antrieb des Gemeinfchaftslebens. Die Zergliederung der „Kultur“ 
nad). einzelnen Kulturzielen bringt die Vorteile und die Nachteile 
jeder Analyje mit fich: einzelne® wird geflärt, verloren geht aber 
leicht die Erfaffung des Ganzen und gerade dieſe ftrebt nicht nad) 
einzelnen Zielen, fondern nad Totalität in Emigleits- 
werten (reliniöfer, ethiicher und fozialer Art. Da fich dies 
Streben in allen Zeitepodhen im Gemeinfchafteleben ze gt, Tpricht 
man im Sınne de3 empirischen Evolutionismug von der den jozialen 
Bildbungen des geichichtlichen Lebens immanenten allgemeinen Ber- 
nunft“, im Gegenfaß zu der „Vernunft“ de3 Individuums, das an 
der allgemeinen Vernunft, der Kultur des fozialen Ganzen teil- 
nimmt (vgl. Pauljen, Ethik). Tabei muß man ſich darüber Har 
fein, daß es fih um Vernunftmotide handelt und daß Darunter 
„alle Beweggründe fallen, die aus der Vorftellung der idealen Be— 
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fimmung des Menſchen entfpringen” (vgl. Wundt, Ethil, Bd. 3, 
©. 103, Ente 1912), und das gilt in gleicher Weife von der „alle 
gemeinen Vernunft” innerhalb de Gemeinſchaftslebens. 

Logos bedeutet die Borftellung von der idealen 
Beftimmung des Menfhen und damit weiter das ideali- 
jierte Menſchtum. 

Da wirſt Du mich zunächſt fragen, was denn diefer Logos — 
bei Unterftellung der philologijchen Zuläſſigkeit der Überfegung — 
mit der \urifterei zu tun haben fol. Die Antwort iſt nicht ſchwer: 
Ich habe de3 öfteren in meiner Schrift vom „Nechtötrieb” — und vom 
„Rechtsſinn“ — geſprochen. Gleichgültig ift es, ob Du an den einzelnen 
denfjt oder an die foziale Drganifation. Denn diefer Trieb Tann 
fi) beim einzelnen nur innerhalb der Geſellſchaft entwid.In und, 
da wir feine Menſchen außerhalb des gefellichaftlichen Zufammen- 
lebens kennen und da ferner ohne diefen Sinn ein Gemeinſchafts- 
leben, da3 immer da3 veusıy (zuteilen, daher vöuos) bedingt, un- 
denkbar ift, fo brauchen wir uns über die Frage, ob es Menſchen 
ohne diejen Sinn geben kann, nicht zu unterhalten. Tie Ent- 
twidelung dieſes Rechtsſinns vom Trieb bis zur Feftiegung des »opog 
ai3 der Gejellichaft3- oder Rechtsordnung, alfo bis zur Loslöfung 
bon der „Sitte (und der dadurch erreichten Berfelbfländigung des 
Rechtes gegenüber der Gemeinfhaft) ift Teil jeder Kultur. Die 
Nechtentwidelung erſt fichert die Kulturentwickelung. Ohne dus 
Soziale fein Recht, und ohne Recht nicht? Soziales; hiermit wieder⸗ 
hole id) nur dad, was fchon tauſendmal gefagt worden ift (vgl. ins- 
befondere Etammler und von Liszt). Dabei mill ich noch erwähnen, 
dab, mährend Wundt vom Recht im Sinne unferer Rehtsordnung 
jpriht, wir bei Spencer von der „©erechtigfeit" als von einer 
öffentlichen Angelegenheit und von der Wohltätigkeit = Xohltun 
als von dem Handeln de3 einzeinen lefen (vgl. auch J. J. N. de 
Groot, Universismus, Berlin 1918, 1. Kapitel: Das Tao, die 
Ordnung des Weltalß; 2. Kapitel: Das Tao des Menichen). 
Weiter muß id) daran erinnern, daß wir im Anſchluß an Gierfe 
vom Rechte gejprocdhen Haben, das vie Idee der Gerechtigkeit in 
fi trägt. Aber wenn ich von alledem jpreche, muß ich mich zu 
einem Vorwurf äußern, den Du neulich gegen mid) erhoben haft, 
daß dieſer Gierkeſche Rechtöbegrifi von mir als etwas „Apriorijches” 
benußt worden fei, oder, um in der Sprache Vaihingers (Die 
Philoſophie des Als⸗Ob, Berlin 1913) zu fpreden, daß ich es 
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unternommen habe, mit bewußt oder unbemwuht falfchen oder 
kritiklos bingenommenen Begriffen auf den Nachweis des von mir 
als richtig Gebilligten Hinzuarbriten. Ich gebe Veranlaſſung zu 
diefem Vorwurf, weil ich beftteite, daß der Gierkeſche Bolkftant 
unser Volksſtaat geweſen fei, auf der anderen Eeite aber von dem 
Gierkeſchen Nechtzbegriffe ausgehe. Damıt komme ich bei Dir 
unter bie, fi) die Filtionen ausjuchenden Ellektiker. Xegründet if 
biefer Vorwurf in einer Hinficht: wer nad) dem Prinzip „ex fumo 
dare lucem‘‘ arbeitet, muß immer „Begriife” zunächſt unkritiſch 
hinnehmen. Tag ift ein Problem, das namentli in der Mathe— 
matif erörtert zu werben pflegt und bezüglich deſſen allgemeiner 
Beveutung ic) Ti auf ‚La Science et l’Hypothese“ von Henti 
Poincars vermeife. Dieje Verweiſung erfolgt nitt, um Gelehrſam⸗ 
feit darzutun, fondern fie zeigı die Gemeinjamfeit der Wiſſenſchaften 
und erinnert gleichzeitig an Gierled Werk, nämlid an feinen Aufſatz 
über „Labands Staatsrecht und die deutſche Rechtswiſſenſchaft“ 
(Schmollers Jahrbuch, 7. Jahtgang, ©. 1ff.), mo Gierfe gegen 
„Die Überfchägung des Leiftungsvermögend der formalen Logik“ 
proteftiert und jeinerfeit3 die Forderung aufftellt, daß ba3, mas 
wiſſenſchaftlich begriffen werben foll, vor allem genetiſch erklärt 
werden muß*). 


*) Dabei findet Gicrfe die Erflärung für den Wert des Labandfchen 
Werkes in den Worten: „Im bedeutenden Umfange ift e8 die außerhalb ber 
Methode ſtehende Intuition (©. 25), welcher die Gedanfengebilde dieſes 
Buchs ihren pofitiven Wert verbanten.” Und damit fpricht Gierfe etwas aus, 
was fich gerade bei Vaihinger und insbefondere auch bei Mad) (Umbildung und 
Anpaffung im naturwiſſenſchaftlichen Denlen, ©. 249) fo oft findet, bie Er⸗ 
Härung dafür, dag bei Anwendung apriorifcher Begriffe To oft das Richtige 
erreiht wird. „Ein gemohnte® Urteil ohne borauögegangene Prüfung auf 
einen neuen Fall angewandt, nennen wir Borurteil. Wer kennt nicht deſſen 
furhtbare Gemwalti Seltener denfen wir batan, wie wichtig und nützlich das 
Vorurteil ſein kann“ (Mach). Mit einem „Vorurteil“, deſſen fürchterliche Ge⸗ 
malt wir heute ſpuren, habe ich mich zur Genüge beichäftigt, mit dem Begriff 
der „gefehgebenden Gewalt”. Bgl. au ferner Mah (Die ökonomiſche Natur 
der phyſikaliſchen Forſchung, ©. 217): „Diefelbe Sparjamleit, die und beranlaßt, 
eine Gruppe aufzulöfen und für beten auch in anderen Gruppen enthaltene 
Beftandteile befondere Eymbole zu fegen, kann und auch treiben, Dutch ein 
Symbol die ganze Gruppe zu bezeichnen.” Ferner Francis Munge6: „Le 
Rationalisme comme Hypothöse Methologique.“ (Paris 1909, ©. 601): 
„Construire revient à combiner, suivant un ordre imagin6 a priori, des 
&l6ments intuitifs supposss identiques & ceux que döterminent les 
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Zie Methode, die in der kritiflofen Übernahme von Begriffen 
befieht, ift immer angreiffar. Ich müßte mir aber auch in der Sache 
ſelbſt Angriffe gefallen laſſen, wenn ich den Nechtäbegriff z. B. 
Stammler entnommen hätte. Der Unterfchied ıft folgender: Gierke 
it Rectshiftorifer. Er fieht zwar nur ım pofitiven Necht „Die un— 
verrüdbare Baſis aller juriftiicher Konftruftion“, auf der anderen 
Eeite aber fagt er: „Aud darf man gegenüber dem Fluß 
der Geſchichte und dem Reichtum des Lebens den Wert 
juriftifs;er Begriffsabgrenzungen nicht überſchätzen.“ 
Und gerade er hat den Rehhtsbegriff nicht a priori feitgejeßt, ſondern 
dat ihn aus „dem Fluß der Geſchichte und dem Neichtum des 
Lebens” geſchöpft, Hat ung in dem gewaltigen Werte „Das deurfche 
Senofjenfchaftsrecht“ fein Tatſachenmaterial mitgeteilt, deſſen ge- 
dankliche Beherrſchung er zum Zeil in das „Deutiche Privatrecht* 
übernommen hat. Ter NRechtsbeariff, den er dort formuliert, ent— 
ſtammt dem Tatfachenmaterial, und interefiant ift es heute, Die 
Warnung zu lefen, die er 1883 an Laband richtete, nicht das 
„ſpezifiſch ftaatlihe Moment auf den durd) Zwangsandrohung ge- 
fiherten Befehl zu reduzieren, meil die Konfequenzen des auch 
hier eingreifenden Formalismus in leßter Inſtanz das Necht 
mit dem Verlufte allen wirklich wertbolten Inhalts be- 
drohten.* Go gilt für Gierkes Rechtsbegtiff das, mas für alle 
Wiſſenſchaft gilt — und hier wollen wir wieder den Phyſiker und 
Philoſophen Mad) (die ökonomiſche Natur der phyſikaliſchen Forſchung, 
©. 227) fprechen laffen: „Wird einmal die Erfahrung dieſer Tat- 
jachen Flargelegt und die Wiſſenſchaft fie ökonomiſch überfichtlich ge- 
ordnet haben, dann ift nicht zu zweifeln, daß wir fie auch verftehen 
werben. Denn ein anderes Lerftehen als Beherrihung 
des Zatfählihen in Gedanken hat es nie gegeben. Die 
Wiſſenſchaft jchafft nicht eine Tatſache aus der andern, 
fie ordnet aber die befannten.“ Mit zu dem im Gierkefchen 


principes.* Ins Juriſtiſche überfept erinnert da3 an den juriftifchen Begriffs. 
Himmel bei Ihering. Leder Evolutionift befämpft Hypothetiſches mit der Be- 
Hauptung, alte Grundbegriffe feien durch Tatjahenjorihung zu „Vorurteilen“ 
geworden. Bgl. 3. B. Gustave Le Bon: „L’evolution de la matiäre.“ 
(Paris 1905): „Les faits mis en 6vidence par nos recherches aussi 
bien que par celles qui en furent la suite, montrent que, contraire- 
ment a ces croyances, la matiöre n’est pas eternelle et peut 
8tcvanouir sans retour.“ 


Friters, Revolutionsgewalt und Rotflandärect. 9 
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Werke geordneten Tatfachenmaterial gehören die Tatfachen bes Rechts- 
triebe3 und der Rechisordnung, als Ausſage des Rechtsbewußt⸗ 
ſeins. Das Tatſachenmaterial Gierkes, die von ihm geübte rechts⸗ 
hiſtoriſche Betrachtungsweiſe, wird ergänzt durch die rechtsvergleichende 
Methode, die ihr Tatſachenmaterial ebenfalls „dem Fluſſe der Ge- 
Ihichte und dem Reichtum des Lebens“ entnimmt, die fih aber nicht 
auf das Nechtöleben eine Volkes befchräntt und die Dann halt 
macht, um bie bei den einzelnen Bölfern gefundenen Tatfachen unter 
Oinzufügung der allgemeinen, die Kultur der einzelnen beſtimmenden 
Lebensbedingungen nebeneinanderftelt, um Gleiches und Ungleiches 
zu fondern und fo zu ordnen. Gerade auf diefem Gebiete ift Kohlers 
und v. Liszts Wirken fo bedeutfam geweſen. Die prafiifche Be- 
deutung diefer Methode, neben ber die erſte nie fehlen darf, liegt 
nicht felten in d:r Anregung für legiälatoriiche Zätigfeit. Darüber 
hinaus hat fie aber den großen Wert, ein Gemeinjamfeitsgefühl der 
einzelnen Böller in der Idee des Rechts aufzudeden und in den 
einzelnen Rechtsordnungen die Berichieden- oder Gleichartigfeit der 
Geftaltung aus dem im konkreten Falle gleichen Rechtsmotive zu zeigen. 
Gerade dieje Tatſachen ermöglidjen e3, bei Gleichwertigfeit der Kultur- 
ftufen von Kulturvölkern zu fprechen. Der Nachweis, daß Recht im 
Sinne der Gerechtigkeit Kulturgut aller Völker ftet3 war und noch 
it, wenn fi aud der Ausdrud nad) den verichiedenen Lebens— 
bedingungen der Völker verſchieden geftaltet, ift wilfenjchaftlich, d. h. 
durch Tatfachen zu führen. Vom apriorifhen Rechtsbegriffe 
brauchen wir nicht zu ſprechen; denn die Geſchichte, Eoziologie und 
Ethik lehren und, daß Rechtsſinn und Nechtsgeftaltung in der Idee 
der Gerechtigkeit immer zu den Grundelementen des Eoziallebens 
gehört haben und daß die Entmwidlung der Rechtsgedanken 
mit au3 der Borftellung don der idealen Beflimmung de3 
Menſchen ftet3 hervorgegangen ift und immer noch hervor— 
geht. Der Saß des Ulpian: „Justitia est constans et per- 
petua voluntas, ius suum unicuique tribuendi‘“, wie bie 
Zormel „Suum cuique“ — fie galten ftet3 und gelten noch als 
Fundament de3 Goziallebend. (Val. hiſtoriſches Material bei Maus— 
bach, Naturreht und Völkerrecht, ©. 52; Carter: Law, Its origin, 
Growth and Function, ©. 27ff.). 

Und damit fomme id) mit dem Recht zum Logos zurüd, don 
dem ich fagte, er bedeute die Vorftellung von der idealen Beftimmung 
bed Menſchen und damit weiter das idealilierte Menſchentum. 
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Tom Logos des „Herakleito3 des Dunklen bon Epheſos“ habe 
ich de3 öfteren gejprochen. Erwähnen will ich nur noch, meil id) 
vorhin Hegel erwähnte, ein Wort Hegel3 über Heraklit: „Bei Heraklit 
ift alfo zuerst die philofophifche Idee in ihrer jpelulativen Form an 
zutreffen — hier jehen wir Land; e3 ift fein Cab des Heraflit, den 
ich nicht in meine Logik aufgenommen”, und diefen Ca Hegels hat 
dann wieder Lajjalle dor feine Philoſophie des Herafleitos gejeht. 
Da Du aber von dem alten Heiden aus Epheſos und feinem rue 
genug haben wirft, jo gehen wir jet zu dem Logos des vierten 
Evangeliften, und erfcheint Dir das als zu religiös, jo verfete Dich in 
da3 Studierzimmer des Dr. Fauſt, .meinetwegen in die Rolle des 
Pudel. Alſo laß Fauft, nachdem er geiagt hat: „Wir fehnen uns 
nach Offenbarung, die nirgends mürdiger und fd;öner brennt als 
in dem Neuen Teftament”, dag „Volum“ aufichlagen und das „heilige 
Driginal in fein geliebte Deutjch Übertragen”: "Ev apyı, /v 0 Aoyos: 
Das heißt im Fauſt: 

„Geſchrieben fteht: Im Anfang war da3 Wort‘, 

Hier ftod’ ich Schon! Wer Lilft mir meiter fort ?* 
Da wirft Tu mir funttun, daß der Logos, don dem ich ſprach, 
im Evangelium St. Johannis nicht ſteht. Denn, ob Wort, Sinn, 
Kraft, Tat, willſt Du „dahingeſtellt ſein laſſen“. Feſtſtehe aber, 
daß Logos nicht die Vorſtellung von der idealen Beſtimmung des 
Menſchen im Ev. Johannis ſein könne. Nun höre, daß der Dr. Fauſt 
zweimal hätte fioden müſſen, das eiſtemal „im Anfang“ Hinter 
dem zweiten Wort und dann am Ende hinter dem vierten Worte, 
weil er ganz falſch überfegte — „Tudel, jo laß das heulen” — dag 
Evangelium St. Sohannı3 war Dir zu religiös, aber Fauſt ein 
ſchlechter Philologe, das ift Dir zu irreligiöss. Um Did) zu verföhnen, 
muß ic) Dir mitteilen, daß die Weisheit nicht von mir flammt: die 
Überfegung des Wortes deyj habe ich von Windelband, bei 
dem ich in Straßburg gehört Habe, die Überfegung des Wortes 
16705 von Friedrich Mar Müller, dem großen Orforder Eprad)- 
forfcher. Sch nehme an, daß Du zunächſt das Lexikon aufſchlagen 
mwillft. Nimm alfo Dein „Griechiſch deutſches Schulmörterbud) von 
Dr. Benfeler“, da findeft Du bei aexy vier Bedeutungen: 

1. Unfana, 2. Anfangspunkt, Prinzip, Clement, 3. Regierung, 
Herrſchaft, 4. Gebiet der Herrſchaft. Die erfte Bedeutung iſt Dir ver- 
traut, die dritte wird don Ariftophanes in feinen Wejpen verhöhnt, 
die zweite erfcheint jchtwierig, fie erinnert an daS pr.mum mobile, 

9* 
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Dann zum Worte Aoyos, ba ftodit Du fchon ebenfo wie bei Adye., 
Eelbit in urferem anſpruchsloſen Benfeler feitenlange Ausführungen. 
Beide Begriffe, die dpxn wie der Aoyog waren philojophifche termini 
technici. Will man die aeyn übeıfegen, jo muß man Yıäumliches 
wie Beitliches einfegen, jo daß 'Evr aexg „Im All von Ewigkeit her 
bedeutet, wobei Du da3 Wort „All“ in feiner vollen Bedeutung, als 
Univerfum, zu nehmen und an das finetifche Prinzip zu denken haft. 
Mit dem Nachweis der Zuläfjigfeit diefer Überjegung will ich den 
Zert meines Briefe nicht beschweren. Ich verweile Dich alfo auf 
eine Anmerkung, die ich beifüge, und erzähle Dir weiter don Friedrich 
Dar Müller und dem Logos *). | 


*) Bei dem Wort apyn darf man nicht etwa an eine Verwandtſchaft weit 
der „Arche“ denken, dem Kaſten von arca (vgl. Grimm). Gerade für den Wechſel 
der Dinge, für die Evolution, ſuchten die griechiſchen Philofopgen eine Ber- 
anſchaulichung. Diefes Streben nad wiſſenſchaftlicher Erkenntnis tritt 600 v. Chr. 
in ber mileſiſchen Naturwiſſenſchaft hervor. Windelband (Geihichte der alten 
Bhilofophie, 2. Aufl. 1894) fagt (5. 25) über die Geihichte bed Tinetiichen 
Brinzips in der griechiſchen Bhilofophie: 

„Dieſer Wechſel jelbit, der Prozeß des Geſchehens wird als ein Gelbftrer- 
Ränbliches Bingenommen, er foll zunächſt nicht ‚erklärt‘ oder auf Urſachen zurüd- 
geführt, er foll rielmehr befchrieben, veranſchaulicht, ‚vorgeftellt‘ werden. Dies 
tut nun der Mythos in Form einer Erzählung: . . . Das Intereſſe für bag 
Vergangene weicht bei den Männern der Wijjenihaft demjenigen für das 
Bleibende. Sie fragen nit nach dem Zeitlichen, ſondern nad) dem mejenhaften 
Prius des wahrgenommenen Geind. Angeſichts des fortwährenden Wechſels der 
Einzeldinge bringen fie den Gedanken der Welteinheit in dem Broblem zum 
Ausdrud, daß fie fragen, was da3 Bleibende in dem Wechfel fei, und damit 
bilden fie al8 da3 Ziel ihrer Forſchung den Begriff des Weltftoffs, der ſich ig 
alle Dinge verwandelt und in ben fich alle Dinge zurüd.eriwandeln, wenn fie 
der Wahrnehmung entihwinden. Der Vorftellung des zeitigen Urſprungs ſchiebt 
fich diejenige de3 ewigen Urſeins unter: fo entjtcht ber erſte Begrifj der griechie 
fen Philoſophie: — die aoyn. Die erſte Trage der griehiihen Wiſſenſchaft 
lautet: ‚Wa3 ift der Weltjtojf und mie vermandelt er ſich in die einzelnen 
Dinge? So erwuchs aus Koamogonien und Theogonien bie Wiſſenſchaft. Der 
Übergang vom Mythos zur Wiſſenſchaft befteht alfo in dem Abftreifen des 
Hiftorifchen, in der Abmeifung der zeitlihen Erzählung, in der Reflerion 
auf das Unveränderliche“. 

Dann Schildert und Windelband den Wandel der apyn, wie fie bei Anaximander 
aus dem Anſchaulichen in ba3 Begriffliche übertragen wird durch das Merfmal 
der räumlichen und zeitlichen Unendlichkeit. „Die apyy ift daB ansıpor" (daS 
Unendliche, das All) und von dieſem Unendlichen, diefer apyıf gelangt Anari- 
manbder zu „einem” Yeiov. Es folgt dann die monotheiftifde Periode des Zeno- 
phanes: „Eis Beo's Ev re Heim", „ev xai rar". Die apzy wird aus dem 


Einfügen will ich aber noch, trog „Evolution“, „Soziologie“, 
„Pſychologie“ uſw. follten wir und eines bewahren, den Reipeft 
vor der philologifch arbeitenden Wiſſenſchaft. Ich kann ins⸗ 


Verwandelbaren das Unmanbelbare, und es tritt nun die Schwierigkeit auf, dem 
Gegenſatz zwiſchen ber Tatſache der Evolution mit dem Gedanlen des im Sein 
Berharrenden zu überbrüden. Und hier fegt Herallit3 navıa dei ein. Aus „der 
Tatſache, daß alle Bewegung und Verwandlung mit Temperaturveränderungen 
verburden ift” und ferner auß ber Tatjache der „Raftlofigfeit“ der Bewegung 
gelangt Heraflit zu einem Urftoff, zu feiner aeyrf, dem Feuer (wöp). „Das 
Seuer“, jo fagt Windelband, „ift für ihn die aeyr, aber nicht als em mit ſich 
felbft in Verwandlungen identiſcher Stoff, fondern vielmehr als der immer ſich 
gleichbleibende Brozeß, in dem alle Dinge entfliehen und mieder vergehen, hie 
Belt jelbft fomit in ihrer ungermordenen und wmveränderlichen Beränderlichleit.* 
Über gleichzeitig fucht er nad) dem „Naturgejepe“ und findet e8 unter dem Namen 
der die Welt beherrſchenden Vernunft, ald den „Logos“. Das Suchen nad ber 
soyn hört nie auf, die griechiſche Philofophie zu beichäftigen. Wenn wir 
Bemofrit und Plato überjpringen, jo finden wir bei Ariftoteles, dem Vermittler 
„zwilhen der Ideenlehre und der empiriihen Weltanſchauung“ (Windelband, 
6. 155) die coyz als Urgrund wieder, die er in vier Teile zerlegt (cpyai), als 
Erflärungen für die Bewegung (vgl. die Bitate bei Windelband, ©. 25 und 
©. 259). Das fpielt zwiſchen 384—322 dv. Chr. Die Stoiker kommen wicher 
auf die aeyy des Herallit zurüd und fuchen fie im Feuer. „Daß Feuer ift des 
Yalb einerfeit3 der Urförper (aeyyj im Sinne der Milefier), andrerfeits auch ber 
Urgeiſt, Die Weltjeele, die alle bervegende und geitaltende Vernunft, melde bie 
ganze Welt der au8 ige hervorgegangenen Einzeldinge als göttliher Hauch 
(aveuua) durchdringt und beherricht: es ift die zeugende Weltvernunft — Adyor 
ersouarıxos." So ſchreibt Windelband und fügt Hinzu: „der pantheiftiiche 
Charakter diefer Raturauffaffung führte die Stoiter zu einer Naturreligion, 
Yie zugleich Vernunftreligion if.” Nach der Idee der Stoiker ift die Pros 
Matur) mit dem Logos (al3 Vernunft) identiih. Die Epikuräer geben auf 
Demoftrit zurüd, in deſſen Atomiemus dag Feuer dad mwidhtigfte Element tar, 
„das Prinzip der Bernegung in den Organismen und damit der Geelenftoif 
ſelbſt,“ was wieder auf die «ey des Heraflit zurüdjührt. Damit find mir [dom 
hei den „vier großen Schulen dir Philojophie angelangt, die zu Athen in der 
Atademie, im Lyzeum, in der Stoa und in den Gärten nebeneinander beftanden* 
und die ſich bis in dag 1. Jahrhundert v. Chr. ftritten. Go lange kannte man 
die «pr zweifellos. Auch die weitere Entwidlung, der Myſtizismus, „in dem 
fih das gefnidte Bewußtſein der alten Welt in der Sehnſucht nad einer über- 
Ardifchen Hilfe aufrichtete“, geht in jeinem Dualismuß immer auf die alten &e- 
dankengänge zurüd, indbejondere auf die Stoa (in der Lehre vom nverue). 
Philon von Alexandrien, der Träger der fog. Alerandriniichen Religionsphiloſophie, 
lebt bis etwa 50 nad Chriſti Geburt. Und dasſelbe gilt für die jpäteren Lehren, 
die Batriftif mie für den Neuplatoniemus. Mit beiden befinden wit un? ſchon 
in der Seit, da fih dem „zur ficberhaften Erregung geftceigerten 
religiöjen Bedürfnis entſprechend“, die griechiſche Philojophie in den 
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befondere bei ung das Geſchimpfe auf die. Nomaniften, da3 Du bes 
öfteren bei Ernit Fuchs vernehmen fannft, nit mitmachen. Was 
Pernice, Lenel und Seckel rein philologifch geleifter haben und 
wa3 auch heute in den romaniftiichen wie germaniftiichen und 
kanoniſtiſchen Seminarien gejchafft wird, das gehört gerade zur 
wiſſenſchaftli hen Sammlung de3 Tatfachenmaterialg, deifen Ordnung 
und Einftellung in die Evolution weitere Aufgabe der Wilfenichaft. 


Dienst der neuen Religion ftellt. Daß die «ey im techniſchen Sinne fi im 
Er. Johannis findet, ift auh aus dem Text nachzuweiſen. Man vergleiche das 
navre di’ avrov EyEvero. xct zwpis aurou £ylvero oude Ev 6 yeyorer" mit 
dem Ariftotclifhen Gage von ber apyy: „yap Earır ünavra ra övıa zai LE 
oV yiyveraı nowrov ... . xal rauınv dpyijv gdow zlvau rwr örımr". Bei 
Johannes ift die aoyf als All vom Logos erfüllt, in dem alles Leben ent- 
halten ift. Bei Johannes ift der Logos das Finetijche Prinzip. 

Texte mit Überfegung bei Hermann Diels „Die Fragmente der Ber- 
fofratifer”, 3. Auflage, 1912, dort Heraflit, Bd. I, ©. 67ff. Bezüglich der 
Überfegung des Logos bei Diels (Fr. 1, 2, 30, 31, 39, 50, 87, 115, 124, 
Weltſeele, Weltordnung, Weltsernunft), Sr. 50 überfeßt er Ao'yos mit „Geſetz“ (2), 
Dagegen fteht »duos Fr. 33. „Geſet heißt auch dem Willen eine einzigen folgen“, 
mas aud) im Sinne de3 Heraflit für den Nomos nicht fchmeichelhaft if. Wegen 
der Überfepung des Logos vgl. Sriebrih Mar Mülter. Wegen aeyy tgl. auch 
Dield, Bd. II, (Wortinder, verfaßt von Walter Kraut. Berlin 1910) ad vocem 
coyn, ferner yeyvsogaıi und navra (472). 

J. Pfleiderer (Die Philofophie des Heraflit von Epheſus im Lichte ber 
Müfterienlehre. Berlin 1896) hat die herakfitiihen Einflüffe und Anregungen 
bei den erſten chriftlihen Schriftſtellern nachgewieſen. „Die unbefangen ge- 
würdigte Hiftorifhe Tatſächlichkeit terleiht dieſen apriorifhen Vermutungen 
vollkommene Beftätigung.” Pileiberer gibt dann eine eingehende vergleichende 
Bufammenftellung der Terminologie des Skoteinos und des vierten Evangeliften. 
Er mweift au auf die Tradition Ein, daß fpeziell Epheſus als Entſtehungsort 
anzunehmen fei. Es folgen ausgezeichnete, die wiſſenſchaftliche Methode be- 
treffende Arseinanderfegungen (©. 373), die fich insbefondere (©. 373) gegen 
Harnad richten. — Intereſſant ift die Wandlung des mug des Heraflit in dad pwe 
des Johannes. Intereſſant ift ferner, daß dies auch im Fauſt liegt, und zwar 
gerade in ber Pudeljzene, aljo unter der Einwirkung der LXeltüre des 4. Evan⸗ 
geliums. 

Zunächſt ſpricht Fauſt vom „dreimal glühenden Licht“, denn als Mephiſto⸗ 
pheles ſich als des Pudels Kern enthüllt hat, ſagt Mephiſtopheles: 

„Ich bin ein Teil des Teils, der anfangs alles war, 
Ein Teil der Finſternis, die ſich das Licht gebar, 

Das ſtolze Licht, das nun der Mutter Nacht, 

Den alten Rang, den Raum ihr ſtreitig macht. 


Das iſt im erſten Zeil das pws des Jobannes und feine oxoria. Dabei 
wird bie apyz von Mephiitopheles weit tichtiger gedeutet ala vorher vom Fauft: 
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iſt. Bon allen Freuden, die man erleben kann, ift’ die philologifche 
die teinfte, 3. B. die freude, welche man empfindet, wenn einem 
ber Beweis der „Interpolation“ geglüdt ijt oder wenn man „ent: 
dedt“ Hat, daß bei der Übernahme einer Stelle aus den Novellen 
in das Corpus Juris canon:ci ein „cum causale“ fi in ein 
„cum concessivum“ verwandelt ufm. Daß die Seminare und 
Übungen auch andere als philologifche Uufgaben haben (weit praf- 
tiſchere), weiß ich fehr wohl. Das eine barf das andere nicht aus 
ſchließen. — Im Augenblid handelt es fih um eine Exegeſe; ich 
will Dir erzählen, was uns ein großer Philologe wie Friedrich 
Mar Müller zu fagen bat, und de war biefe Bemerkung am Plage. 

‚Aus Friedrih Mar Müller teile ich Dir einige Stellen mit, 
Eie finden jich in einem Buch, welches „Das Pferbebürla” heißt und 
1899 in Berlin bei Gebrüder Paetel erſchien. Weshalb Friedrich 
Mar Müller dem Buch diefen Namen gegeben hat, verrate ich Dir 
auf keinen Fall. ch will Deine Neugierde mweden und Dich auf 
dieſe Weife dazu bringen, das prachtvolle Buch zu lejen. Friedrich 
Mar Müller fagt: 

„Bei uns in Deutfchland ſcheint es faft, als ob Goethe in feinem Fauft 
daran ſchuld fei, daß die Logosidee In den weiteſten Kreifen als etwas Dunkles, 
Unbegreifliches, Moftifches betrachtet wird. Viele, wenn fie den Anfang bes 
vierten Srangelium3 Im Anfang war dad Wort‘ lefen, fagen fi, das verfteht 
fein Menſch, und lefen weiter... Es ift keine Entſchuldigung zu fagen: Hat 
nicht der gelehrte Dr. Fauſtus ſich abnequält, um herauszufinden, was ba3 
Wort hier bedeutet und Hat e8 doch nicht gefunden! Er fagt bei Goethe: 
„+ Ich kann das Wort fo hoch unmöglich fchägen, ich muß es anders über- 
fegen.* Das mußte er aber eben nidt. Er mußte gar nicht überjegen, 
fondbern Logos ald einen Kanſtausdruck der griehiihen Philofophie afzep- 
tieren (©. 25) ... Die richtige Überfegung im Deutſchen wäre natürlich: ‚Ym 
Anfang war der Logos.‘ Denn das Wort ift bier nit das gewöhnliche 
ort logos, ſondern ein terminus echnious...” (©. 27). 

Hinter die Worte „im Anfang“ fehte ich fchon meine Frage⸗ 
zeihen und verweiſe Dich auf die Anmerkung. Daß Friedrich Mar 
Müller bezüglich des Logos recht hat, kann gar nicht bezmeifelt 
werden. Gtreiten kann man vielleicht Darüber, ob Johannes an den 
Logos des Plato oder des Herallit oder eines fonftigen Griechen 
gedacht. Aber nimm einmal an, wie ich es tue, daß er alle Logoi 
gekannt hat, daß er nicht mehr an einen bejtimmten Logos gedacht, 
fondern an den Logos, mie er in der Gefchichte des Geiftesiebens 
immer wieder aufgetaucht war, zu allen Zeiten der griedjiichen 
Bhilofophie und mie er neben den Tragen nad) der «px; und mit 
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diefer Trage zufammen die beiden Grundpfeiler der Entmwidiung der 
griechiichen Philofophie gebildet hat und daß er in dem Logos 
dad primum mobile, ba3 finetifhe Prinzip erblidte 
Dann Heißt Logos bald Wort, bald Sim, bald Geift, Idee, Bernunft, 
Ordnung, Weltgeſetz, Weltvernunſt unb noch etwas mehr, wovon 
ich nur behutſam ſprechen kann. Zuerſt ergibt ſich aus dem bisher 
Beigebrachten negativ: Logos Heißt nicht nur Vernunft, im Sinne 
der „alten Schmiegermütter Weisheit“, oder im Sinne bes ‚Temple 
de la Raison‘‘ aus dem Brumaire an II (dgl. Aulard, Histoire: 
politique de la Revolution Frargrise, ©. 471, auch Thiers, 
Histo.re de la Revolution frargıise, Bd. 2, ©. 63 ff., wo dad 
„F&e à 1'E re supıöme vom 20. prairial bejchrieben mwirb). Das 
kannſt Du fon an Heraflit3 „Weltſeele“ fehen. 

Tu Tannft es weiter an einer großen Anzahl von Momenten 
fehen, die alle mit der Logoslehre (mit dem äuferen wie mit dem 
inneren Logos im Sinne Friedrid) Mar Müllerd) zufammenhängen und 
die dartun, daß im Logo3 immer die Idee des allen Menjchen Ge- 
meinfaınen, de3 Emwigleitswertes des Menſchentums liegt*). Die Idee 


*) Gerade bie Wiffenfhaft hat ben allereinfadhften Logos, den „Außeren 
Logos”, wie Friedrich Mar Müller ihn nennt, ald Gcmeingut der Menſchheit 
gervürdigt, die Tatjahe, „daß mir feinen Begriff ohne Wort haben, und daß bie 
Sprachwiſſenſchaft ung zeigt, mie jedes Wort, auch das konkreteſte, auf einen 
Begriff bafiert if”. So hat es der Sprachforſcher Friedrich Mar Müller 
formuliert. Bei Mauthner (Kritik der Sprade, 1, ©. 28) finden wir bie Wenbung, 
daß die Sprade, mie alle Vollspfychologie, ald etwas zu betrachten fei, „mas 
nit in meinem und nit in Deinem Kopf vorgeht, fondern wa zivifchen 
den Menſchen, ſchwebt wie der Ather” Euro» Zorı nacı To Yporliw. „Gemein- 
fam ift allen das Denten”, heißt e3 bei Heraflit (Dield a. a. O. I, ©. 99). „Be 
danle und Wort”, „Snrerer und äußerer Logos”, jagt Friedtich Mar Müller. 
Zum inneren Logos nehme ich einen Ca aus Henri Poincare, „Der Wert 
der Wiſſenſchaft“ (Teubner 1910, ©. 204): „Die einzige objeltive Wirllichleit find 
die Beziehungen der Dinge, aus benen die Harmonie der Welt hervorgeht, 
Allerdings könnten die Beziehungen nit außerhalb eines Geiftes, der fie 
Begreift oder fie fühlt, begriffen erden. Aber fie find nichtsdeftomeniger ob» 
jettiv, weil fie allen dentenden Weſen gemein find und bleiben 
werden” (paragraphiert Poincaré hier den vierten Evangeliften?), Un einer 
andern Gtelle (©. 175): „Alles, was der Gelehrte an einer Tatfade 
erichafft, ift Die Sprade, in ber er fie ausdrückt“ (das ift der Außere 
20903). Weiter (6. 208): „Alles, mas nicht Gedanke ift, ift ba3 reine Nichts, 
weil wir nur ben Gedanken benfen lönnen, und weil alle Worte, über bie 
mir berfügen, um von den Dingen zu ſprechen, nur Gebanlen ausdrüden lönnen; 
zu fagen, baß es etwas anderes gibt als den Gedanken, if alfo 
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des fozialen Handelnd und der fozialen Gerethtigleit wie die dee 
jeder Gerechtigkeit. Deshalb tritt der Logos bei Johannes bem 
Nomos entgegen (1. Kapitel ®. 17; 8. Kapitel B. 5; 19. Kapitel 
8.7 u.a. m.), demjenigen Gejete, da3 dem Logos gegenüber ver- 
altet it; beshalb gehen die Schriftgelehtten, als der Logos 
im Falle der Ehebrecherin dem Nomos gegenübertritt, Hinaus. 

Das ift die Idee des idealijierten Menfchentums im Logos (n» 


ine Behauptung, die gar feinen Sinn haben Tann” (damit wird vom 
Verhältnis des äußeren zum inneren Logos gehandelt), Und endlich gehört in 
diefen Zufammenhang zwiſchen innerem und äußerem Logos die Lehre von der 
„univerfellen Inrariante“, die Poincare (6. 183) im Anſchluß au Le Roy ent- 
widelt. Das geiftig Gemeinfame als Tatſache, die unabhängig vom Überein- 
Tommen und univerfell unter allen Menfchen immer wirkt, fie wird erkennbar 
durch die Überfeßbarkeit jeder menſchlichen Eprade. „Ihre Sprache“, fo ver 
jchieden fie au von der unfern fein mag, wird immer überjepbar fein. Die 
Höglichleit der Überfegung fließt aber das Vorhandenfein einer Invariante 
ein. Überfepen beißt gerade diefe Invariante freimaden ... Was ift nun bie 
Ratur diefer Invariante? Es iſt leicht, ſich Rechenſchaft darüber zu geben, und 
ein Wort wird genügen. Pie invarianten Geſetze find die Beziehungen zwiſchen 
den toben Tatſachen, während die Veziehungen zwiſchen den wiſſenſchaftlichen 
Tatfachen immer von gewiſſen Übereinlommen abhängen.” Daß ich von Boincare 
in einer unjuriftifch-juriftifchen Arbeit fpreche, erfcheint Dir nit richtig. Da 
Du das Franzöſiſche fehr gut ſprichſt, ftört dich vielleicht die Überfegung. Daß 
man da3 in der Wiſſenſchaft Gemeinſchaftliche hervorheben foll und daß jeder 
andere Standpunft Tulturwidrig ift, gibft Du zu. Aber das Yuriftifche? Wegen 
dieſes „Aber“ möchte ih Dich ‚auf etwas aufmerffam machen. Dan hat gefagt? 
„Dieltives Recht ift die erfannte Gemeinſamkeit ber oder beflimmter 
menschlicher Bemwußtjeine, eine Gemeinjamleit, bie übrigens nicht davon ab- 
Bängt, ob und wie ber einzelne fie erfennt.” Auch ich gehe immer vom „Ge- 
meinſchaftswillen“ für da3 Recht aus, erfenne damit aljo die „Semeinjun“ 
teit" an. Ich kann alfo bezüglid der „Gemeinjamleit“ die Trage, mer die 
Gemeinfamteit zu erfennen bat, ausjchalten, und mich weiter dem jurifii- 
Ihen Gedankengange zuwenden, der bie eben roiedergegebene Erllärung bes 
objeftiven Nechtes weiter ausbaut. „Eriftieren”, fo wird gefragt, „foldde Ge- 
meinfamfeiten, die menſchliches Verhalten befimmen; ift folde Gemeinſamleit 
Bewußtſeinsſache?“ Es wird alfo nicht Fonftruiert, fondern nah Tat. 
ſachen gefragt. Und in diefem Zuſammenhange wird dann das Tatſachen⸗ 
material Henri Poincarés verwertet. Dabei handelt es ſich nit um eine phifo- 
ſophiſche oder naturmwiffenfchaftlicge Arbeit, fondern um eine von der Juriſtiſchen 
Sakultät der Sriedrih-Wilhelms-Unirerfität zu Berlin genehmigte Differtation. 
Es ift die in meiner Schrift erwähnte Arbeit des Dr. Walter Grau, der biefe 
Anregung entftammt. Schon meil diefe Dijjertation den Gedanken einer andern 
®emeinjamfeit rerſtärkt, nämlih den Gedanfen an die Gemeinſamkeit 
giwifhen der Rechtswiſſenſchaft und den andern Wiſſenſchaften, 
muß fie gerühmt merben. 
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co gas so AAndıydv, ö garllaı navıa avdgwrov, Zgxöusvov el; or 
x0ouov...., Ärons xapızog xal AAndelas). Und wenn Du Deinen 
Temple de la Rison auch noch fo ſehr liebt, das Goetheſche Gedicht 
„Edel fei der Menſch uf.” wirft Du gelien laffen; auch die Fort⸗ 
fegung „Denn das allein unterjcheidet ihn bon allen Wejen, die mir 
kennen“ und die weitere Darftellung der Ewigfeitäwerte des Menjchen 
im Goetheſchen Gediht. Wenn Du das alle hinnimmft, dann fieh 
dir auch die Überfchrift an, fie heißt „Tas Göitliche“. Und ein 
andered Gedicht Goethes „Eins und alles”, da3 von der „Weltfeele" 
und dem „Weltgeift” ſpricht (aljo genau die Ausdrüde gebraudit, 
mit denen Profeſſor Hermann Diels den Logos des Heraklit über- 
jeßt), gerade das Gedicht, welches in den Verſen, die ich dor diefen 
Brief geſetzt habe, die Evolution fchildert, fteht bei Goethe in dem 
Abſchnitt „Bott und die Welt“. 

Und dann möchte ih Dir noch eine ehr ſchöne Paraphrafe 
des „Ev dexn nv 0 Aoyos” mitteilen. Sie lautet: „Über der 
ganzen Menichheit mwaltet die Einheit des Geiſtes und aus dem 
Allweſen ringt ſich die Entwidlung hervor.” Das ſteht in der 
Vorrede von Joſef Kohlers Lehrbuch der Rechtsphiloſophie. Gerade 
da3 ift da3 Schöne an dem Logod des Johannis. ie in 
allen Borftellungen, die an die «exn anknüpfen, liegt im Logos 
die Idee der Entmwidlung (navsa dl avrov £ykvero) und 
des Leben? (dv avım ton 9»), und neben den Gedanken ber 
Evolution des Weltitoffes Logos, alles Geiftigen, Iritt der Ge 
danfe der Einftellung alles Menjchentums auf Ewigkeitswerte und 
Sotalität. So bedeutet der innere Logos, wie ich vorhin fagte, Die 
Borftellung von der idealen Beftimmung des Menſchen und damit 
das idealilierte Menjchentum. Damit find wir wieder zur Evolution 
zurüdgefehrt. Nirgends ift die Lehre von der Evolution des Geiſtes 
fhöner zu finden aß in der Echrift XATA IQANHN. „Mag die 
geiftige Kultur nur immer fortjchreiten, der menſchliche Geift jich er» 
weitern, wie er will; über die Hoheit und ſittliche Kultur, wie jie 
Hier fchimmert und leuchtet, wird er nicht herausfommen”. Wuch das 
itt Goethe entnommen, 

Nun wünſcheſt Tu aber, daß ich anfange, praftifch zu werden 
und fragjt mid: 

1. Warum heißt e3 Naturredht? 
Bon Naturrecht [preche ich, weil e3 Die Natur ift, Die ung, 
da3 Entwidlungs,gejeb” zeigt und meil das Gejeh der Ent—⸗ 
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widlung auch jeder Rechtsordnung gegenüber gilt. Das ift 

das „Naturgeſetz“, von dem ich ausgehe, und deshalb tritt dag 

Naturrecht im Rechte da ein, wo Logos und Nomos aneinander 

toben, jei e3 daß der Nomos Lüden zeigt, fei es daß er ver- 

altet ift und der Idee der Gerechtigkeit nicht mehr zu dienen 
bermag. Jede poſitivrechtliche Beitimmung trägt die „clausula 

. rebus sic stantıbus” in fid). 

2. Warum hat die Evolution denn mehr Rech: als der Nomos? 
Nur die Evolution, die den Logos in ſich trägt, die xara 

voy Aoyov wirkt, Hat mehr Recht ald der Nomos. Das Leben 
zeigt nicht nur Tortfchreiten, fondern auch Rückgang. Nicht 
jeder, der mit der Behauptung auftritt, einen neuen Logos 

zu verkünden, bat Recht. Den befferen Logos nimmt im 

politiihen Leben jede Partei für fih in Anſpruch. Dann 

heißt e3 eben das richtige Necht ſuchen und für dieſes al 
richtig erfannte Recht fämpfen. 
3. Berüdfichtigt unfer Recht den Evolutionsgedanken denn gar nicht? 
Im materiellen Rechte an vielen Stellen. Im Brivat« 
recht 3.8. in Beftimmungen, die von der „Berkehrafitte“ 
ſprechen, von den „guten Sitten”, im Gewohnheitsrecht, das 
als Rechtöquelle anerkannt wird, ferner insbefondere im Handels⸗ 
recht bezw. im Handelsverkehr geltende Gewohnheiten und 
Gebräude. Im öffentlihen Recht 3. V. bei den Tragen 
der Standesfitten in der Chrengerichtöbarkeit, bei den „militär- 
dienftlihen Grundfägen” (im materiellen Militärftrafjuftizrecht), 
bei den Berfaffungsmandlungen ufm. So hebt Georg Sellinef 
hervor, daß im Staate zwei Momente die NRechtzentwidelung 
beherrfchen und durch ihre Zuſammenwirken die Kontinuität 
jener jihern: ein konſervatives und ein evolutioniſtiſches Ele— 
ment (dgl. auch Molgendorjf, Der Gedanke des Volksheeres im 

beutfhen Staatsrecht. Zübingen 1914). 

Ich will auch zwei Beifpiele geben von den Kämpfen zwiſchen 
Evolution und Rechtsordnung, bei denen die Evolution Unrichtiges 
hervorgebracht hat. Der eine Kampf fpielte ſich im Steuerrecht ab. 
&3 handelte fih um den „Schuß der Steuerzahler gegen jede fteuer- 
liche Inanſpruchnahme außerhalb des fteuerlihen Tatbeſtandes“ und 
um das Recht der Steuerpflichtigen, bei Verwendung des Urkunden- 
ftempel3 „diejenige rechtögeichäftliche Yorm zu mählen, bei welcher 
möglihft geringe Stempelkoſten eniſtehen“. Un diefen einfachen 
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Kechtsſätzen rüttelte die Judikatur des Reichsgerichts und es murbe 
gegen die durch das Reichsgericht herbeigeführte Rechtsdverneinung 
angekämpft, insbeſondere von Ernſt Heinitz (Deutſche Juriſten⸗ 
zeitung 1914 S. 785). Auch das Preußiſche Oberverwaltungsgericht 
hat hier den Standpunkt des Rechts mitvertreten (vgl. Juriſtiſche 
Wochenſchrift dom 20. 2. 18, Seite 151). 

Der zweite Fall ſpielt auch heute noch im Aktienrecht. Hier 
hat die Entwicklung den genoſſenſchaftlichen Gedanken, der die 
Grundlage der Beziehungen zwiſchen den Altionären bilden ſollte, 
zurückgedrängt. Es gibt eigentlich nur noch Aktienpakete, die ſich in 
der Regel in den Händen der Verwaltung (Auffichtsrat, Vorſtand) 
befinden, weil die ganz großen Großbanken fie dorthin leiten, und 
dann gibt es — einzelne Aktionäre. Der Aktionär kämpft um die 
Natur des Aktienrechts, auf der Gegenjeite wird auf die Natur des 
Großbetriebes verwiefen. Der Kampf ift noch immer in vollem 
Gange; das Nähere ift Sontag „Die Aktiengefellfchaften im Kampfe 
zwiihen Macht und Recht“ (Berlin 1918, Bahlen) zu entnehmen. 
Auf der einen Seite Tämpfen u. a. Raıhenau und Flechtheim, auf 
der anderen Ceite u. a. NRojenborff, Sontag, und in einzelnen 
Fragen Albert Pinner. Die Revolution hat der Altionärpartet 
einen neuen Programmpunkt gegeben: die Forderung de3 Proporzes 
als Sicherung gegen den Mißbrauch des Mehrheitsprinzips (Sontag). 
Endlich einige Beijpiele, in denen die Entwidlung ſelbſt neues 
Recht geichaifen Hat: die pofitive Vertragsverletzung (Staub), ber 
Unterlaffungsanfpruch aus $ 826 BGB. mit feinen Wandlungen und 
die große Kriegsrechtſprechung, welche u.a. die 88 323 ff. des BGB. 
and die „elausula rebus sic stantibus“ betrifft. 

Nun wirst Du mich weiter fragen, welche Ziele ich denn bet 
fo viel Logos und Nomos mit diefen Ausführungen über die 
Evolution anftrebe. Denn außer der „reinen“ Freude am 
Arbeiten, insbejondere am „philologiſchen Arbeiten”, vermagft Da 
vielen Zielen die „praftiiche Pointe“ nicht zu entnehmen. 

Alſo zum Pofitiven. Dreierlei wird angeftrebt: 

1. ein anderer Aufbau in der Lehre don den Redt#- 
quellen, 
2. eine andere Auffafjung der rihterlihen Gemalt, 


8. die Anerfennung des Grundfahes don der Verwirt- 
lihung jeden Rechtes durch Richterſpruch. 
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Ich muß Dich bitten, meine Schrift, die der Materialienfamm- 
fung dient, zu lejen, denn ich müßte zu vieles wiederholen, und 
will Dir hier nur noch Ergänzende fchreiben. 

1. Zur Rechtsquellenlehre. Schlage das Grimmſche Lexikon 
bei dem Worte „Schöpfen“ auf, da findeſt Du zwei Bedeutungen 
„FHaurire“ und ‚Creare“. Das Schöpfen im Sinne des Waſſer⸗ 
ſchöpfens und das Schöpfen im Sinne des Geſtaltens. Denke — 
nicht an einen Quell als Punkt — ſondern an eine Quelle, wie 
ſie ſprudelt und rieſelt. Aus der ſchöpfſt Du Waſſer in einen Krug, 
dann haſt Du etwas Neues, ein Seiendes geſtaltet, und ſchöpfſt Tu 
wieder aus dem Krug in ein Glas, dann haſt Du wieder geſdöpft 
und geſtaltet. Nun ſtelle Dir vor, daB Du einen Vertrag zu ent— 
werfen haft — ich erlaube Dir gern die Benutzung de3 Formular- 
buchs für die freimillige GerichtSbarfeit — oder das Statut einer 
Mitiengefellihaft — auch hier wirft Du wohl Formularbuch wie 
Gimilia benugen — und endlidy will idy Tir eine größere Aufgabe 
geben: Nimm an, Du follfi für die neue Verfaſſung die Beftimmung 
über die „richterliche Gewalt” formulieren. Dann wirſt Du Hiftorifches, 
rechtövergleichendes, politiſches Material zufammentragen. Da Du 
nicht nur Über das Gericht, ſondern aud) über die Nechtsfindung nad)- 
zudenken haft, wirft Du die „Literatur” zufammenftellen. Gange mit 
ber Spezialiiteratur an; 3. B. Adides, Bergbohm, O. Bähr, Ber« 
natzik, Bierling, Bülow, Danz, Düringer, Ernſt Fuchs, Hed, Helltvig, 
Walter Sellinel, SKantorowicz, Kit, Mendelsjohn-Bartholdy, Nuß- 
baum, Radbruch, Reichel, Sinzheimer, Stammler, Stampe, Tibe, 
von der Trend, Vierhaus, Wildhagen, Zitelmann. Für Frankreich 
ift der „bon juge Magnaux‘“ zu erwähnen. Da3 find nur einige 
Namen für den Status controvers’ae, die heftigiten Gegner habe 
ig hier alphabetijch geordnet, Ernſt Fuchs und Bergbohm in eine 
Meihe gebradt. Ta Du auch an das Völkerrecht zu denken Haft, 
jo mußt Du 3.3. Fei Fleiſchmann, von Liszt, Niemeyer, v. Martik, 
Meurer, Chüding, Triepel, Zorn nachfchlagen und dann wieder aus 
Triepel3 „Bölferreht und Landesrecht“ das dort Enthaltene zu: 
fammenitellen, ferner die Trifengerichtsbarfeit und die Völkerbundsidee 
berüdfichtigen. So kommſt Du in die ausländiiche Literatur hinein. 
Da befindet Du Dich, momit wir theoretiſch hätten anfangen follen, 
bei den Quellen von der Lehre der Nechtöquellen und dann [chöpfit 
Du wieder aus der Gejdichte, aus der Lehre vom Prätor, aus dent 
deutfchen Privatrecht, auS dem Common Law und Equity Law, 
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aus bem Code civil, aus allem möglichen hiſtoriſchen Material, 
aus Nechtsphilofophien, Soziologien, Pandeltenlehrbüchern, Dar- 
ftellungen des BGB., Kommentaren ufw. Und, wenn Du Di 
dann bollgefaugt haft, dann ordneft Du Dein Material, nimmft Dir 
friiches Papier und Deinen Yederhalter und fängft an zu fchöpfen 
im Sinne des Creare. Das, wa3 Du bisher getan haft, mar 
Scöpfen im Sinne de3 Haurire. Dabei bift Du, um nicht „bon 
Tag zu Tage“ zu leben, der Evolution nachgegangen und haft Dir 
Rechenſchaft von breitaufend Jahren gegeben. Du wollteft nicht im 
Dunkeln unerfahren bleiben. 

Nun bit Du beim Creare und fuhft — das Richtige. 
Negativ jchwebt Tir zweierlei vor, Du millft den Richter weder 
zum servus legis noch zum Kadi maden. Poſſtiv weißt Du, daß 
Du auf der einen Seite dem in der Evolution begründeten Wandel 
aller Rechtsordnungen, auf der anderen Ceite der Bedeutung 
unfere3 geichriebenen Rechts Rechnung zu tragen haft, da; für dag 
Strafrecht der Eat ‚‚nulla poena sine lege‘ zu gelten bat, daß 
ähnliche3 auch für das Steuerrecht gilt. Denn das Eingehen auf das 
wirtſchaftlich Gewollte (Scheingeichäft, Schleichweg oder, wie der 
Engländer, vgl. „Hamborn” bei Grotius an dem in meiner Schrift 
©. 38 a. D. fagt, „die Maske abnehmen“) gehört in das materielle 
Steuer- und in da3 materielle Steuerjuftizreht (im Sinne von 
J. Goldſchmidt). Im jebt geltenden materiellen Rechte Haft Du 
eine folche Beſtimmung mohl nur im Zuwachsſteuergeſetz, das als 
Spezialgejep anzujehen ift. — Tann haft Du an bie ödffentlid) 
rechtlihen Anſprüche, an die Verwaltungsgerichtäbarfeit, an das 
Verhältnis von Reichs⸗ und Landesrecht zu denken und endlich beim 
Bölferrecht an alles, was Du Triepel, dem „Zamora”falle und der 
Völkerbundsidee fchon entnommen hattet. — Dann fchreibft Du 
und ftreichft Du und fchreibjt und ftreid;ft, bis Du das „Richtige 
gefunden Haft, genau wie Du e3 beim Bertrage oder bei dem 
Statute machteſt. Nur wuft Du eine Differenzierung in der Ber- 
antmwortlichleit fühlen. Du magft der gewiſſenhafteſte Menjch der 
Welt fein, e8 wird auch für Dein Gewiſſen und daher für die An- 
fpannung Deiner Energie einen Unterjchied machen, ob Tu für das 
deutiche Volk und die Welt, oder ob Du für die Verwaltung einer 
Aktiengejellichaft, oder ob Du für Deinen Mandanten arbeitelt. 
Seien wir nidyt zu ideal, jonft kommen mir wieder zu der Lehre 
de3 „Als 0b” und zu Fiktionen. Da ich nur „komplitere”, fo ver- 
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weiſe ich Dich auf Simmel Cchrift „Über foziale Differenzierung”, 
bie Dir die Anderung des Charakter einer Handlung durch bloße 
Vergrößerung des K.eiles, in dem fie gefchieht, Harlegt. 

Du ſuchſt noch immer da3 „Richtige“. Sept wirft Tu mir 
mit Ihering und dem „Zweck im Recht” kommen. Damit verivandeift 
Du die Tatfache der Differenzierung des Verantwortlichkeitsgefühls, 
welche in die Soziologie und in bie Pfychologie gehört, in einen 
Nomos menſchlichen Handelnd, Zei jeder gemillenhaften Geflal- 
tung tritt noch etwas anderes herbor. Für den Vertrag wirft Du 
trotz des Formularbuches das Geſetz aufichlagen und die Rechtfprechung 
nachſehen, bei dem Statut die Machtverteilung zwiſchen den einzelnen 
Organen der Aktiengejellichaften berüdfichtigen und wirft 3. B. wenn 
die Verwaltung Sonderbefliimmungen bezüglich der Feſtſetzung ber 
Abfchreibungen und Rüdlagen durch die Verwaltung münfcht, warnen 
und mit Pinner an die Magna Charta de3 Aftionärs, das Aufech- 
tungsrecht au3 $ 271 Abſ. 3 ©. 2 des H58., erinnern, und bei der 
„Richterlihen Gewalt” haben wir ja fihon Negatives und Pofitives 
erörtert. Gemeinſam ift den beiden erften Fällen, daß Du Dich 
auf den Geift der Rechtsordnung einftellft, wie e8 im $ 1 bes Erften 
Entwurfes de3 Bürgerlichen Gejetbuchd hieß, bei dem Statut der 
Aktiengeſellſchaft wirft Du aber außerdem an den Negifterrichter und an 
die Generalverfammlung denken, aljo an ein Mehr als bei dem Ber- 
trage, mweil bei dem Vertrage da3 Moment der Unterwerfung unter 
die öffentliche Kritit in der Regel fehlen wird. Bei „ver richterlichen 
Gewalt” geftalteft Du neues Recht. Du mußt an den Neuaufbau 
de3 deutſchen Volkes, an den Geift ber Berfaffung des Vollsſtaates, 
an die Sulturgemeinfchaft zwifchen dem deutichen Volt und den 
anderen Kulturvölkern denken. Hier im Gebiet der „Recht3- 
Ihöpfung Fraft Freiheit”, um einen Ausdrud Walter Sellinels 
zu gebraudhen (Geſetz, Geſetzesanwendung und Bmedmäßigfeits- 
erwägung, Tübingen 1913, .©. 26), haft Tu Deine Freiheit immer 
allgemeinen gefchriebenen wie ungejchriebenen Sätzen, wie fie Deiner 
Gemiffenhaftigfeit entjprechen, unterworfen. Ob Du hier von der 
praftiichen Vernunft oder vom Logos reden milft, überlaffe ich Bir; 
bezüglich de3 „Hypothetiſchen“ und des „Kategoriichen” habe ich mich 
in meiner Schrift geäußert. Nimm an, Du findift das „Nichtige”, 
d. h. was Du als richtig gebilligt haft, nimm meiter an, daß Dein 
Vorſchlag in den Berfaffungsentwurf fommt und don der National- 
verfammmlung angenommen wird. Damit ift Da3 Creare beendet. 
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Gebt Tann folgendes geichehen: Dein Mandant ftreitet ſich wegen 
einer Lüde im Vertrage mit dem anderen Kontrahenten; wegen 
einer Qüde im Statut entjtehen BZwiltigleiten in der Verwaltung der 
Aktiengeſellſchaft und endlich fpricht das Reichögericht oder ein fonftiges 
oberjte3 Gericht auf einem Gebiet, da3 Dir entgangen war, 3. 8. 
auf dem Gebiete der Konjulargerichtsbarkeit, trotz Deiner „richter- 
Iihen Gewalt” wieder den böjen Sa aus (Bd. 92, ©. 367): 
„Die NRevifion bat gewiß recht, daß im vorliegenden 
Fall dergleiden nidht in Frage kommt ... Aber das 
Geſetz lautet allgemein und muß allgemein angewandt 
werden”. (Sic! Urteil des II. Bivilfenats vom 12. April 1918.) 
Sc) ſpreche jegt nicht von der Urteilöfchelte, die wir Ernft Fuchs 
oder Magnus für die Yuriftiihe Wochenſchrift überlaffen können. 
Zunächſt wird nur eins für alle drei Fälle Har, daß das von Dir Ge- 
fchaffene ein neued von Dir unabhängiges Leben begonnen hat, 
womit ich nur etwas wiederhole, was taufendmal gejagt worden ift, 
wie ih Pic ja fchon oft gebeten habe, alle® al „nicht neu” 
anzujehen, da ich nur kompiliere. 

Deine Beitimmung über die „Nichterlihe Gewalt” iſt ein 
Seiende3 geworden (mie der Staat jelbit, Staat fommt von &at, 
vol. Grimm). Aus dieſer Beſtimmung wird gejchöpft (im Sinne 
des Haurire). Und hier erft beginnt die üblihe Lehre von 
den NRechtöquellen: bei der Macht des Staates. Nehmen 
wir einen Eat aus Walter Sellinet: „Angenommen, e3 gäbe nur 
befehlende Rechtsſätze, fo jagt der oberjte Sa aller Rechtsordnungen 
ganz allgemein: Wenn in einem menfclichen Gemeinwejen ein 
höchfter Gewalthaber (fei es das Volk, ſei e8 der Monard), fei e3 
eine befondere Gejellfchaftsflaffe ufmw.) vorhanden ift, jo foll dag, 
was er anordnet, befolgt werden. Der Satz hat die gleiche Unver⸗ 
brüchlichkeit wie das Naturgefeb, wie dieſes ijt er unabhängig von 
der Wirklichkeit.” Dieſer furchibare Sad, der nie in Rom, nie in 
der deutichen Nechtsgefchichte, nie in England, nie im Polizeiſtaat 
gegolten hat, enthält die Lehre von dem allgemeinen Nomos, dem 
immer der Logos entgegenzufegen if. Er verdankt feine „Geltung“ 
nicht einer Denknotwendigkeit, wie Walter ellinef behauptet, jondern 
einer Fiktion, die den Rechtötrieb in feiner Einftellung auf die Idee des 
Rechtes und der Gerechtigkeit, wie ihn ung jede Soziologie zeigt, aus⸗ 
fchaltet. Das Recht ift nur zu erklären als regelmäßige Wirklichkeit. 
Wenn Walter Jellinek ben „oberjten Sat der Rechtsordnungen“ nicht 
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erwähnt hätte — er fchaltet ihn felbit ©. 29 aus —, dann würde man 
zunächſt nicht auf den Gedanten fommen, daß bei ihm die Quelle des 
Gewohnheitsrechtes der Staat ift (S. 1:5), wobei er ſich auf 
Georg Jellinek beruft, der gefagt hat: „Träger der Staatsgewalt 
ift der Etvat und niemand anders”, und Walter Jellinek fügt Hinzu 
„Der Staat fteht alfo über den gefeßgebenden Organen”. Das fteht 
dei Walter Jellinek in der Lehre von den Rechtsquellen. In einem 
gerade jet in der Deutſchen ZYuriftenzeitung vom 1. Januar 1919 
veröff ntlichten Artifel erwähnt Walter Sellin, welte Angriffe aus« 
ländiſſhe Juriſten gegen die deutfche Staatsrech swiſſenſchaft währen» 
des Kriſges erhoben haben. Da ich von diefen Angriffen erjt durch 
Walter Jellinets Artifel vom Januar 1919 erfahren habe, nachdem 
meine Schrift im wejentlichen fertiggeftellt war, fo wird mir niemand 
fagen können, daß ih mich mit meinen Ausführungen vor dem 
Auslande verbeugen will. Hinzufügen muß idy: Wit diefer Lehre 
von den Rechtsquellen werden wir nie völlerbunds- 
fähig fein. 

Charakteriftiich ift e, daß der Rrichigerichtsrat Dr. Neukamp 
(Deutſche Juriſtenzeitung, 1912, Sp. 44ff.) in einem Artikel „Der 
gegenmärtige .tand der Freirechtsbewegung“ bom Case law (daB 
er „‚salltecht” nennt) und vom Siatute law (da3 er „NRegelrecht* 
nennt) ſpricht —, ohne das Common Lav überhaupt zu erwähnen, 
charalteriitiich, weil Neukamp, der den B griff de3 Cannon Law 
jiherl ch Iennt, an dieſes Recht, da3 dem Engländer und Amerifaner 
heilig it, nicht jofort gedacht hat, al8 er vom C se Law fprad). 
Und gerade in der Erkenntnis des „Als 0b”, des „Als ob Gewohn⸗ 
heitsrecht nicht älter wäre als a!lc3 Geſetz recht“, liegt der Schlüffel 
für Die richtige wie die Erklärung für die falſche Nechtöquellen- 
Iehre. Nimm irgend ein Pandektenlehrbuch zur Hand (mit Aue 
nahme de3 Bangerom, dieſen nicht, weil ſich die Freirechtler immer 
auf ihn berufen), 3. B. den Windfcheid Hipp in ber gleichzeitig mit 
Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuches erſchienenen Auflage don 
1900 und lies ©. 63: 

„Unter Gemohnheitsrecht verjteht man dasjenige Recht, rm Iches, 
ohne vom Staate gejcht worden zu fein, tatfächlic) geübt wird. In 
der Übu g tritt hervor Die Überzeugung der Üben)en, daß das, maß 
fie üben, AR cht fei, und in Diefer Überzeugung liegt der Grund Der 
verbindenden Kraft des Gemohnheittreh.3. Dnn die lebte Quelle 
alle pofi.iven Rechts ift die Vernunft der Völker; wie für den 
Einzelnen, jo it für die Völker in legter Inſtanz ihre Vernunft de 
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Maß der Dinge. Die NRechtövernunft der Völker Tann aber in 
doppelter Weife Recht begründen, mittelbar und unmittelbar. Mittel- 
bar begründet fie Recht durch Vermittelung der Geſetzgebunga. 
Unmittelbar begründet fie Recht eben auf dem Ummeg der Übung. 
Und zwar ift dieje leßtere Art der Begründung urſprünglich bei 
jedem Voll die prafiiich wichtigere; eine ergiebigere Geſetzgebung 
gehört erft einer jpäteren Bildungzftufe der Völler an. In 
gleihem Maße mie dann die Geſetzgebung ih entwidelt, tritt 
da3 Gemwohnheitrecht in den Hintergrund uſw.“ 


Ich mürde Hier nicht die „Vernunft“ als Handelnde perjoni 
fizieren, fondern von dem Menſchen ausgehen, der dad was er übt, 
Erfahrungen und Vorſtellungen entnimmt, die er aus der Ent» 
widlung fchöpft und die er auf die (bei Windſcheid Kipp ermähnte) 
„Vernunft“ einftelt. Es kommt mir jebt nicht auf die Mritif an, 
fondern auf folgendes: Auf die Tatſache des Prius des Gewohnheits— 
rechts, auf die Tatſache von der Bildung des Gemohnheitstcchtes 
trog ihrer etwaigen Unterfagung durch die beftehende Rechtsordnung 
(vgl. Stammler, Wirtfchaft und Recht, ©. 479, 673) und (mas nicht 
wejentlih, aber erwähnenswert ift) auf Die Zatfadhe, daß unfer 
Bürgerliches Geſetzbuch das Gewohnheitsrecht durch Schweigen hat 
anerkennen wollen. Alſichilich habe ich Hier einen NRomaniften 
und feinen Germaniſten ſprechen laſſen. Daß Du bei Germa— 
nilten das Gewohnheitsrecht immer finden wirſt, zeigen Dir Gierke 
wie Gerber. Cojad (vgl. auch Staub und die Polemik gegen Laband 
bei Gerber-Cofad [7. Aufl. 1895, ©. 30], ferner Staudinger, Bd. L 
©. 13 und die dort Anm. 2 enthaltenen Bitate aus Wundt „Völker⸗ 
pigchologie I, 1. Zeil, ©. 8 und Anm. 3 bezüglich der Rechtjprechung). 
Wir Haben nun aber die Angemwohnheit, in der Lehre von 
den Rechtsquellen das Prius al3 Zweites zu erwähnen 
und zu fagen, als Rechtsquellen feien zu nennen 1. das 
Geſetz, 2. das Gewohnheitsrecht, und das tun wir, weil bei ung 
nach W:öglichkeit Eodifiziertes Necht gilt, nicht etwa bei allen Völkern, 
wie England und Amerifa zeigen, fondern gerade bei ung aus 
ganz befonderen Gründen. Gerade dieje übliche Darstellung 
weife ift methodiſch falfch, meil fie die Enttwidelung zugunſten de 
Erfennbaren ausſchaltet. Ihre Gefahr zeigt fich in der ftaatäred)t« 
lien Doktrin. Wir müffen uns daran gewöhnen, bei jeder Dar- 
ftellung der Rechtäquellenlehre wieder beim Gewohnheitsrecht an- 
sufangen, dann jeher: wir zunächſt da3 Haurıre und dad Uoare 
aus der Entwidelung heraus, dann verftehen mir auch, was der. 
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Gerichtsgebrauch, was die Wiſſenſchaft, was „bie Literatur”, was ein 
techt3ichöpferifches Genie (3.8. auf dem Gebiete de3 gewerblichen Rechts⸗ 
ſchutzes und des unlauteren Wettbewerbes) für Die Rechtsentwickelung 
bedeuten kann. Wir begreifen ſo erſt die Bedeutung der Rechtsgeſchichte 
und der Rechtsvergleichung. Erſt dann dürfen wir vom Geſetzesrecht 
ſprechen, von der Entwickelung, die uns dazu geführt hat, das 
geübte Recht nach Möglichkeit durch das geſchriebene Recht zu er⸗ 
ſetzen, von dem Gedanken der Reichseinheit im Rechte, von der 
Rechtsſicherheit, von den rechtsſtaatlichen Prinzipien im Strafrecht, 
Steuerrecht und Verwaltungsrecht. Jetzt haben wir m.iter ben in 
der Entwidelung begründeten Wandel des Gefehesinhalt3 zu 
zeigen, insbefondere Momente herborzub. ben, durch die diefer Wandel 
erfennbar wird. Es liegt hier alles an der Methode, an dem 
Wege der Darftellung Mit dem Widerftand gegen dieſe Dar- 
ftellungömeife verjchwindet nur des Staates Allmacht für die Rechts⸗ 
entmwidelung, nicht die Majeflät de3 Rechtes, die fi) auch im „Ge— 
ſetze“ zeigen fann. Bei diefer Mıthode jehen wir immer wieder Die 
Bedeutung der Entwidelung felbft, der Evolution. Und plötzlich 
ftehen mir auf demſelben Rechtsboden — wie unjere Feinde [und 
dann erfcnnen wir von neuem, welches Unrecht ung angetan wurde. 
Bor dem 4. Auguft 1914 hätte man im Auswärtigen Amt Bruno 
Schmidt (Über die völferrechtlihe clausula rebus sic stantibus, 
Leipzig 1907) Iefen und ihm entnehmen müffen: mas Phillimore, 
ber vielen Deutfchen aus der International Law Association bes 
kannte, in meiner Schrift erwähnte englifche Richter, was der Tranzofe 
Pradier Fod'ré, der Belgier Nivier, der Ruſſe von Marien3 und 
ber Echweizer Vattel über die Ciausula rebus stc stantibus ge- 
fagt haben und zwar auf Grund der Kenntnis der hiſtoriſchen Ent- 
mwidelung unter VBerüdjichtigung der Idee des Rechts. Aber wir 
fanden e3 ja jo ſchön zu fagen, daß wir ein Unrecht begangen]. 
Jetzt erſt fühlen wir in unjerem allgemeinen Recht Gemeinichait3- 
boden mit dem Bölferreht: Am „Rechtsbrauch“ (wobei das 
Wort Recht in dem als „aprioriftiich” zu unrecht gejcholtenen inne 
zu falfen ijt), aljo wieder in der fo oft gekennzeichneten Rechts— 
evolution erbliden wir mit von Marti „die einzig wahre Quelle 
des Völkerrechts“, denfen mit ihm die Erkenntnismittel des VBöl’er- 
recht3 durch, die er ähnlich fehildert wie Lord Manzfield (vgl. Za- 
mora) und fagen mit ihm: „Vornehmſtes Erfenntnismittel“ ift die 
Wiſſenſchaft. Nur beſchränkt fich ihre Bedeutung nicht auf Firierung 
10* 
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und methodiiche Bearbeitung des überlieferten Stoffes, vielmehr hat 
fie von jeher ihren Beruf darin gefunden, dad Bemwußtfein der 
Rulturvölter mit völferrehtlihen Anfchauungen zu er— 
füllen und damit für Befeftigung, Erweiterung und Ber 
bolllommnung der völferrehtlihen Ordnung ſchöpferiſch 
gu wirken“ (Bölferrecht in der Kultur der Gegenwart, Syſtematiſche 
Rechtswiſſenſchaft ©. 434). 

Dem „Geſetze“ können wir ferner in der Nechtäquellenlehre — 
immer im Gedanfengange der Evolution — jene außergewöhnlichen 
Berhältniffe Hinzufügen, in denen ſich Recht „origirär”, das heißt 
unmittelbar aus Recht3evolution (nicht aus der Macht) entwidelt, 
wie ich es in Kapitel I und III meiner Schrift darzuftellen ver- 
fucht habe. Tarüber braud)t fein Geje etwas zu jagen, hier liegen 
in der Tat urſprüngliche Quellen vor, die fich ebenjowenig wie das 
Gemohnheitsreht bon einem Gejehgeber den Weg weiſen lafjen. 
Eo find wir aus dem abgefonderten Kunſtwald der pojitiven Rechtd- 
füse zur Natur zurüdgelangt, und bon dort haben wir den eg 
wieder zurüdzugehen. Du fiehit, wie tüdijch die Evolution werden 
fann, wenn man ihr Grundgeſetz, das Genetijche, veradhtet. Es 
heißt eben nicht 2» aexn ö vonos — fondern 6 Adyos. Daß 
kinetiſche Prinzip läßt ſich Durd) das „Geſetz“ nicht Defeitigen. 

Mit dem eben Ausgeführten haben mir auch das erwähnt, 
was über die Rechtsfindung durch den Richter zu fagen ift. Denn 
ift Die Evolution das Naturgejeg alles Seienden, aud) de3 fodifizierten 
Rechtes, fo muß die Rechtsanwendung durch den Richter, die ein 
gerechtes Urteil für den konkreten Fall bezw:dt, und nicht 
„bie allgemeine Anwendung eines allgemeinen Satzes“ 
bem in der Entwidelung begründeten Wandel des Ge 
fetesinhaltes Rechnung tragen, aber immer unter Beri.dfichti- 
gung des Rogos, des Geiſtes der Rechtsordnung und der Idee des 
Rechtes. Nicht unintereſſant iſt es, daß Wilſon in ſeiner Anſprache 
an den Kongreß vom 11. Februar 1918 von der Löſung bated 
upon the essential justice of that particular case“ ſpricht, 
alſo von der Eniſcheidung für den „Einzelfall”. 

Auch wir haben einen folchen Wandel des Gefepesinhalt3 bald 
nad) Ausbruch des Krieges in den Wandlungen erlebt, welche alte 
Beitimmungen durch die Kriegdentwidiung erfuhren. Man denke 
daran, was bie Ülbertragung des gemeinen Strafrecht? auf das be» 
fette Gebiet (burch den $ 161 MStGB.), was die Kriegsteilnehmer⸗ 
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eigenfchaft für die heimatliche Gerichtsbarkeit, für die Folgen der 
Berichollenheit, was der Wirtichaftskrieg für das Erfüllungsgefchäft 
Bedeutete uſw. Auch der Geift der Rechtsordnung kann fich ändern, 
en Ste‘le eines grundfäßlid) individualiftifchen Rechtes kann ein 
grundfäglich foziales Recht treten. Einzuſchalten ift hier folgendes: 
Schon vor Inkrafttreten des Bürgerlichen Gefegbuches Hat Gierke 
für die foziale Ceite des Privatrecht? gekämpft, wie feiner Echrift 
„Der Entwurf eines Bürgerlihen Geſetzbuchs und das deutſche 
Recht“ (S. 11, 24) zu entnehmen ift, ferner hat er ſchon damals 
(1889) die Echeu de3 Entwurf gegen jede Berührung mit dem 
öffentlichen Recht befämpft (3. B. bezüglich der Frage der Enteignung, 
&. 108). Selbſt wenn Stammler3 großes, da3 Sozialrecht ideali- 
fierende Werk für Vieles grundlegend werden mag, da3 neue Gozial- 
recht muß, wenn e3 volkstümlich werden foll, auf der rechtshiitorifchen 
Grundlage des deutichen Volkslebens aufgebaut werben. Gerade 
auf dem Gebiet de3 Schlagworte „Soziale Gerechtigkeit” wird ber 
Einzelne jehr leicht der Phrafe verfallen. Der Philoſoph, der ven 
@taat der Gerechtigleit gejchilvert hat, vergaß nicht, Daß das Handeln 
de3 Einzelnen immer Zmedhandeln bleibt, und er läßt feine „Arifton- 
Brüder” dies deutlich jagen (vgl. v. Wilamomwig-Moellendorff Platon, 
1. Band, ©. 401). Mit der Formel „joziale Gerechtigkeit" pflegt 
ber Einzelne immer das für gerecht zu erflären, was ihm frommt, 
und was für den Einzelnen wahr ift, gilt Hier auch für Gruppen. 
Uber das gilt nicht für den Richter. Bei ihm hat alle Geredhtigfeit 
„ſoziale Gerechtigkeit‘ zu fein. 

2. Wenn wir nun zur „richterlihen Gewalt” übergehen und 
fangen, daß der Richter „dein Geſetze unterworfen ift”, jo bedeutet 
dies nicht den servus legis. Aus den borzliglichen Ausführungen, 
die Danz (zum Teil im Anſchluß an Düringerd „Richter und Necht- 
ſprechung“) in feiner Schrift „Richterrecht“ macht, ſei folgendes 
wiedergegeben: „Da wir“, jo ſagt Danz (©. 219), „— ganz all. 
gemein und unkeſtritten — vom Richter eine objektive Eut— 
ſcheidung verlangen, nicht eine ſubjektive, jo können für die Feſt— 
ftellung der Bedeutung der gejeglihen Vorſchrift nur die 
Borftellungen maßgebend fein, die fich bei der Allgemeinheit ver 
verftändigen Menſchen kei den Leſen entwiden ... Des 
Richter handelt gegen das Geſetz dann, wenn er eiten anderen 
Mafflab bei der Entſcheidung anwendet als dieſen; namentlich alſo, 
wenn er glaubt, daß er das Recht Habe, feine ſubjektive Bor- 
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ftellung diefem Maßſtabe gegenüber zur Geltung bringen zu dürfen, 
in feiner Eigenihaft als Richter, dann überhebt er ſich 
über da3 Gejeg!“ 

Hinzuzufügen ift noch: Wenn die Norm den Nichter auf das 
Geſetz vermweilt, jo bedeutet Dies — abgefehen von Gebieten, in 
denen nur Gefetesvorfchriften gelten, wie 3. B. im Strafrecht und 
Steuerrecht — niemal3 das Verbot, die natürlihe Rechtsfortbildung 
durch das Gewohnheitsrecht zu beachten. 

Weiter ift zu beachten, daß jede Entfcheidung für den Einzel- 
fall ergeht, daß aljo das Geſetz, wenngleich e3 allgemein gefaßt ıft, 
nur angewendet werden darf, wenn feine Anwendung im Einz 'Ifall 
zu einem vernünftigen Ergebnis führt, wobei immer die für die 
„Allgemeinheit der verftändigen Menſchen“ gegebene Borftellung zu 
berüdjichtigen ift. | 

Diefe Vorſtellung fteht unter foziologiichen Gejeßen, fie iſt ab» 
bängig von den Bedingungen de3 Soziallebens. Eine Garantie- 
verpflichtung, Der zufolge von einem induftriellen Werke ein Mindelt- 
quantum an eleftriihdem Strom abzunehmen ift, Hatte im Jahre 
1913, wo fie begründet wurde, eine andere Bedeutung al im 
Sanuar 1919, wo fie noch beitand. Denn heute ift der Verbrauch 
durch Anordnungen der Staatögemalt eingefchränft wegen Mangels 
an Rohmaterialien, aus Spargründen uſw., und die Al'gemeinheit 
würde da3 große Elektrizitätswerk, das auf feinen Schein podhı, für 
einen Wucherer halten und den Nichter für unvernünftig, der jagt, 
e3 fei entweder dad Garantieverjprechen zu erfüllen oder der ganze 
Vertrag aufzuheben. Die Borftellung der Allg meinheit über die 
Bedeutung des Garantievertrage3 hat ſich geändert. Im Anfange 
des Krieges war die Auffafjung verbreitet, es gebe fein Bölferrecht, 
fondern nur völkerrechtsgemäßes innerftaatliche3 Recht; heute wifjen 
toir, daß Necht fi) ebenjo unter Staaten bildet wie unter Menfchen, 
daß e3 einen Nechtsbraud der gelitteten Völker gibt, daß di.3 Recht 
it, mweil die Allgemeinheit in der Entwidlung des Krieged 
bieje Borftellung als Rechtsvorſtellung aufgenommen hat. 
Deshalb lehnt der Privy Council in dem bon mir erwähnten Falle 
„Hamora“ die alte Rechtsvorſtellung ab und begründet die Lehre 
bon der unmittelbaren Anmendung des Völkerrechts durch das Ober⸗ 
prifengeriht. Derſelbe Sab, der früher völferrecdht3mäßiges deutjches 
Recht geweien, kann Völkerrechtsſatz werden. Gerade jet in der 
Revolutionszeit find die Beilpiele leicht zu bilden. Man venfe an 
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den 6. und 7. Abfchnitt des Reichsſtrafgeſetzbuches, an den Stanzel- 
paragraphen und die lex Arons, an den „Geheimen Juſtizrat“, an 
bie frühere Stellung des Evangelifchen Oberfichenrates und an Die 
durch die heutigen Verhältniife neu erwachte Macht der evangeliichen 
Gemeinden und die veränderte Organftellung der Generalfynode und 
des Generalfynodalvorftandes in den alten Probinzen. Und bier 
find wir wieder bei dem Satze angelangt, der das Naturgejeg an- 
erfennt und auch hier wollen wir Danz fprechen laſſen: „Tas ift 
die richtige Hiftoriihe Auffaffung: daß alles im Fluß, in der um 
unterbrochenen Weiterentwidlung ift, die Sprahe wie da3 Redit; 
daß dies nur unbemwußt gejchieht, ebenjo wie die Meinungen der 
Menichen ſich ändern, fei e3 in fürzerer, fei e3 in längerer Beit. 
63 iſt ein müßige: und verzebliches Beginnen des einzelnen, 
gegen ſolch große Naturgeſetze anzulämpfen; aud des Juriſten! 
Es iſt ar, daR nad der hier ve:tretenen Anficht die Stellung 
de3 Richters zum Gejeß eine völlig andere wird, wie bisher an» 
genommen” ... „Der Richter ijt dur das Geſetz verpflichtet, 
Teine Ent;heidung zu geben, Die unverſtändlich, unvernünftig iſt.“ 
Einer unferer großen Yuriften hat da3 ſchon jo ausgedrüdt: „Das 
Urteil foll gerecht fein und verſtändig“ (vgl. Bolze, Düringer bei 
Danz ©. 202). 

Das iſt Lehre von der Anwendung des Naturgeſetzes durd) den 
Richter, von der Einftellung de3 Nichterfprucheg auf den Logos. 
Sit man aber dieſer Lehre gefolgt und erkennt man, daß alle 
Rechtsfindung ohne Beobachtung des Lebens öde Buchftabenanwen- 
Dung bedeutet, daß jeder richterlihe Ausſpruch zu fagen hat, was 
„im konkreten Fall des Lebens Recht gemorden ift“, fo müllen 
Richtermacht und Rechtsmacht übereinftimmen. Hier fönnte nun 
ein Zweifel einjegen: Iſt das Recht immer nur inſoweit als Recht 
anzujehen, als es foziologiiche Tatſache ift, oder befteht für den 
Richter die Aufgabe, aus der „Idee des Rechtes“ zu jchöpfen? — eine 
Aufgate, die Stammler mit den Worten kennzeichnet (Wirtichaft 
und Recht, ©. 675): „Die Idee ded Rechts bedeutet die Aufgabe, 
das Necht wieder an das Ganze des menſchlichen Wollen3 zuräd- 
zugeben, um nad) dem oberjten Gefege aller Zweckbetrachtung auf 
die begrifflich beſtimmte Art des rechtlichen Wollen? zu richten 
und zu leiten.“ Dieje „Idee des Rechts“ ift ſubjektive Bor- 
ftellung, welche die Entwidlung der Rechtsordnung beeinflußt; fie 
gehört gerade zu den Kräften, welche die Entwidiung fördern und 
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lenken, da3 Streben nad) ihr liegt im Aufbau jeder Rechtsordnung, 
aber Rechtstatſachen find nur die „Schatten der Idee“, die Vor— 
fellungen, die als Sozialordnung gelten, und nicht die Idee als 
ſolche. Die Idee des Nechı3 bezeichnet das Ziel; ebenſo mie bie 
Kultur, die das Recht enthält, Ziel ift, das Biel, da3 nie erreicht 
werben kann — megen des Geſetzes der Entwidlung, da3 alles 
Seiende wandelt — da3 Ziel, daS immer wieder geſucht werden 
muß — wegen des Etrebend des Een nad) Cwigkeilswerten 
und To'alität. 

Tas Streben nach dieſen Zielen, in denen die Idee des Rechts 
ltegt, drüdt fich in der Rechtsentwidelung aus, die dem Geienden 
neuen Sinn gibt und in der Ordnung des Geienden Neues fchafft. 

Der Richter fteht im Leben, nicht außerhalb des Gemein- 
ſchaftslebens. Deshalb Hat die Rechtsordnung als Tatſache 
des Soziallebens die Grenze der Richtermacht zu ſen. Die 
Rechtsordnung ift aber nicht der Paragraphenkatalog, fie ift Summe 
don PVielheiten, die zur Einheit geworden find, wie der Wald Einheit 
ift und bleibt, auch wenn jeder Baum im Walde fein eigenes \ eben, 
fein eigene3 Werden und Bergehen zeigt. Aber die Einheit im 
Rechte iſt eine höhere, weil jede Einzelericheinung ſich einzuftellen 
hat auf die Tee des Rechts und nur Dafeinsberechtigung beißt, 
wenn fie der Gerechtigkeit zu dienen vermag, wenn aus dem all- 
gemeinen Gab, den der einzelne Nechtsja enthält, die Entfcheidung 
gefunden werden kann, von der e3 heißt: fie ijt gerecht und ver 
ftändig. Beiſpiele feien hier eingefügt: Bei der Nechtiprehung zu 
$ 906 BGB. (Staudinger IH, ©. 262) Hat das Reichsgericht aus 
einer großen Anzahl von Sonderborichriften den allgemeinen Redht3- 
gedanken gefolgert, daß, wo immer dent beeinträdhligten Eigen- 
tümer der Anſpruch auf Bejeitigung und Unterlaffung der Immiſſion 
durd) Eonderborjchrift entzogen ift, ihm auch ohne Nachweis eines Ver- 
chuldens ein Schadenserſatzanſpruch zuftehen muß. Die reichfte 
Ausbeute bietet gerade auf dem Gebiete der Aufſtellung allgemeiner 
Rechtsſätze aus dem Geiſte der Rechtsordnung die Redyifprechung 
des Obervermaltungsgericht3 (vgl. auch Haußmann „Der Nechtögrundfag 
ber Gleichmäßigkeit im preußifhen Kommunalabgabenreht”, Berlin 
1917). Um einmal aud) auf diefem Gebiete „etwas Unvernünftiges* 
in der Rechtſprechung zu erwähnen, fei folgende3 Beijpiel angeführt: 
Ein Erblaffer, der im Jahre 1911 verftarb, hat jeine Kinder zu 
Erben, feine Stau zur Niepbraucherin eingeſetzt. Im Jahre 1915 
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hat bie Witwe das Lebenzalter von 65 Jahren erreicht. Zum 
31. Dezember 1915 bellarieren die Kinder wie die Witwe ihr Ber- 
mögen. Nach der Torfchrift des $ 38 des Belitfteucrgefeges, die 
zahlreichen anderen Steuervorſchriften entfpricht, wird der Wert des 
Nicfbrauchs berechnet und zwar vom 65. Lebenzjahre an al3 das 
Funffache der einjährigen Nugung, während bis zum 65. Lebens 
jahre ter Multipltiator 8'/, mar. Ter Wert des Niepbraudes hat 
ſich vermindert. Der Wert des Vermögens der Kinder hat fich ber- 
mehrt. Die Kinder werten zur Befiffteuer veranlagt, ferner aud) 
zur Kricgéſteuer (!). Der Vorfigende der Einkommer fteuer-Berufungs- 
fommifjion lehnt den Hinweis auf $ 3 Nr. 1 des Kriegsſteuergeſetzes 
wie ouf $ 27 des Neichgerlichafisfteuergefeged ab. Er meint, mas 
dem Wortlaut des $ 3 Nr. 1 („auf andere Reife aus dem Nadj- 
laß des Verſtorbenen bon Todeswegen erworben ift”) miderjpricht, 
taß der Erkfall während des Veranlagungzzeitraums ftattfinden muß, 
die Rälle der Nachertidaft, des Erwerles nad) Eintritt einer auf 
idietenden Bedingurg uſw. interejjieren ihn ebenjrwenig wie ber 
wirtfchaftlihe Gedanke, welcher der ganzen Berechnung zugrunde 
liegt, und al3 „Weisheit letzten Schluß“ führt er eine Entfcheihung 
tes preußiichen Oberverwaltungsgerichts an, in der es heißen foll: 
„zer Grund für den Zuwachs liegt in den gefehlihen 
Beftimmungen”. Sch Habe viel zu viel Nefpelt vor dem preußi- 
ſchen Oberverwaltungẽgericht, um zu glauben, daß es foldyen un- 
vernünftigen Eat ausgeſprochen haben könnte. Das märe in der 
Tat der servus legis, der da3 für Necht erklärt, was jede Vernunft 
al3 Unrecht ablehnen muß, und der anftatt den Geift Der NRechts- 
ordnung, den ihm nicht eine Ginzelvorschrift, fondern eine Summe 
bon Einzelvorichriiten gezeigt Kälte, ſprechen zu laſſen, feine un- 
gerechte Enticheidung auf Worte ftügt, die nach feiner eigenen Auf 
faffung feinen Rechtsſinn zu haben braudhen. Oder will man das 
Eteuerrecht auferhalb des Rechtslebens ſtellen, weil es das Leben 
jest mehr erareift al3 irgendein anderes Recht? Gerade auf dem 
Eebiete de3 Eteurrredt3 wird man Trauriges erlefen, wenn man 
zwar über fchlende Eteuerethif flennt, den Gedanken des Gteuer- 
rechts aler mifachtet und diefer Mifachtung prozeſſualen Ausdrud 
gibt (wie dics u.a. auch im Schtember 1918 gefchah). Und gerade 
auf dem Gekiete ber Vermögensſtcuer wird man entweder durch 
Nichterjprud) der gefamten Rech:sordnung allgemeine Säße entnehmen 
müffen, die man für den Einzelfall anzuwenden hat, oder man 
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muß wieder einmal einen allgemeinen Teil in Gejegesform auf- 
bauen. 

Mit diefen Gedanfengängen befinden wir ung auf dem Gebiete, 
das mit den Formeln „Rüden im Rechte” und „Richterrechtsfatz“ oder 
in ähnlicher Weife bezeichnet zu werden pflegt. Die Anjicht, die 
hier vertreten ift, ift die, daß der Richter, wo das Geſetz jchreigt, 
allgemeine Sätze aus dem Geiſte der Recht'ordnung ableiten darf, 
die er für den Einzelfall anwendet. „Unter Rechtsordnung ift nicht 
nur das gefegte Recht zu verſtehen, fondern eine aus der Gejamt- 
beit der Geſetze, des Gewohnheitsrechtes, der Rechtiprechung und des 
Gerichtögebraudy8 ſich ergebende rechtliche Ordnung, die injomweit 
Grundlage zur Ausfüllung von Lücken fein kann, als ſich in ihr er- 
fennbare Anſätze entwidlungsfähiger Rechtsgedanfen finden und zwar 
Anſätze, die nicht etma durch die Gejebgebung überholt oder negiert 
find, fondern folche, die in irgendeiner Beziehung als Recht gelten“ 
(die Norte find, da fie dem Briefe eines Bekannten, ber nicht ge- 
nannt fein will, entjtammen, in Anführungszeihen geſetzt). Damit 
find wir zu dem Gab zurücdgelehrt, daß es Fine Richtermadht außer— 
halb der Rechtsordnung gibt, haben aber gejehen, daß Die Stellung 
des Richters den Grundgeſetzen des Rechtslebens entiprechen und 
dem Entwidlungsgedanfen gerecht werden kann, ohne daß man den 
Richter zum Kadi zu machen braud)t. 

Schweigt daS Gejeh, jo hat der Richter feine Ent- 
ſcheidung den leitenden Gedanken der Rechtsordnung zu 
entnehmen. 

Anders ſchöpft auch der anglo-amerifanifhe, franzöfifche oder 
ſchweizer Richter nicht (vgl. Ernſt Fuchs, Zuriftiiher Kulturfampf, 
©. 122ff.), felbit der neue Codex Juris Canoniei (:ın 2) si 
certa de re desit expressum p’aescriptum legis ufm.) au3 dem 
Sahre 1917 mill die Evolution anerkennen, aber auch nur im 
Geifte der Rechtsordnung. Man irrt, wenn man annimmt, daß ber 
engliiche Richter „Kadi“funktionen ausübt. Dem in meiner Schrift 
erwähnten englifchen Geſetze von 1906 über die Haftung der Gewerk— 
Ihaften gingen englifche Rechtsſprüche voraus, die al3 judge made 
Jaw auf da3 heftigfte befämpft wurden. Der Nihter konnte hier 
das Recht nicht fortbilden, weil die leitenden Sätze feiner Rechts— 
ordnung, insbeſondere wegen der Schadenshaftung aus torts, ber 
Natur einer wirtſchaftlichen Kampforganifation nicht Rechnung tragen 
Tonnten. Deshalb mußte das dem Engländer fo unfympathiiche 
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formelle Gejeß eingreifen. In feinem Werfe über „The American 
Judieiary‘“ (New York 1905) zitiert Simeon E. Baldwin in bem 
Stapitel „The Judicial Power of Developing Unwritten Law‘“‘ 
folgenden Paſſus: „The t:uth is that the law is always 
approaching and nover reaching consistency. It 
is forever adopting new principles from life at one end, and 
it always retains old ones from history at the other, which 
have not yet been absorbed or sloughed off. It will b:cone 
entirely consistent only when it ceases to grow.“ Er fügt 
aber Hinzu: „It is for the judge to adıpt old principles rather 
than adopt new ones.“ Die Gefahr der Lehre von der rechts- 
ihöpferiihen ZTätigfeit des Richter? wird von manchem in dem 
Mangel an Rechtsficherheit erblidt; ınan wünſcht die „Vorausjehbar- 
keit“ der Enticheidung. Diefer Wunſch ift, da kaum ein Einzelfall 
dem andern gleicht, unerfüllbar. Diefer Wunſch enthält gleichzeitig 
ein zmweites Moment, das vielen als weitere Gefahr des Richterrechts 
erſcheint: Die Verehrung der Präzedenzfälle, die in der Praris 
zweifellos vorhanden if. Dazu ein Wort aus der Särift von 
Baldwin: „Precedent is a fruit of reason ripened by time. 
"Time, it has been said, is the daughter of Antiquity and 
takes place after Reason which is the daughter of Eternity. 
Precedent rests on both.“ Er zitiert aber meiter den Chief 
Justice Black (Pennsylvania): ‚There are old decisions of 
which the authority has become obsolete, by a total alteration 
in the circumstances of the country and the progress of 
opinion. Tompora mutantur. We change with the change 
of times, as necessarily as we move with the 
motion of the earth.“ Alle diefe Sätze können wir über- 
nehmen; jie zeigen das Geſetz der Entwidelung, dem alle Er- 
fcheinungen des Rechtslebens unterliegen, und führen zu ber 
Forderung, die Stellung des Richter dieſem Geſetze entiprechend 
aufzufalfen. Der Richter muß das Organ des Rechts fein, nicht 
das ftaatlihe Organ für Benußung der Recht3jhablonen. Dann werden 
wir wieder das „materielle“, apriorifch gefcholtene „Recht“ 
haben, dann erft wird das Volk wiſſen, daß fein Recht 
Bollsgut if. Dann werden wir Volksſtaat fein und bie 
„Bindung de3 Staate3 an fein Recht” wird nicht al3 ftaatliche Selbft- 
beichränfung zu deuten fein, jondern als Anerfennung der Eben- 
dürtigfeit von Necht und Staat zu gelten haben. 
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Der Richter hat aus der Rechtsordnung den Nichterfpruch fir 
ba3 Leben zu jchöpfen.. Auch er muß au3 dem Leben, der 
NRectsprari3 hervorgehen. Weder die Beamtenausbildung im 
Nefereniariat noch die Wijeffortätigfeit mwurzeln zur Genüge im. 
prahriichen Leben. Sie reichen in einer Zeit wie der heutigen auch 
nicht mehr als Arbeitspenfum für die jungen Juriſten aus. Sie 
Bieten auch nicht finanziell diejenigen Entlohnungsmöglichkeiten, dag 
Sriitenzminimum, deſſen der junge Juriſt heute bedarf. Die Yuriften- 
loufbahn darf fein Klaffeı privileg fein. Acht bis neun Jahre ohne 
Berdienft und ohne intenfive Tätigkeit darf Fein junger Mann in 
Teutfchland, im ärmiten Lande, herumlaufen. Die Beamtenftellung 
paßte für unfer früheres Staatswejen, in dem das „Unpolitifche” 
al3 deal galt und der Bürger nichts Schöneres Tannte al3 die 
Freih it „vom Staate“ oder die Verehrung des Seienden. Heute 
beginnt die aktive Mahlfähigfeit und damit das po’iliiche Intereſſe 
in recht jungen Jahren, da foll die Bcamtenqualität die politische 
Entwickelung de3 Einzelnen nicht hindern. 

Die Ausbildungsaufgabe, Die früher der Staat Üfernomnien 
Yatte, wird Sache der Rechtsanwaltſchaft fin, die am befien 
gleich dann damit beginnt, wenn der junge Mann zur Univerfität 
fommt. Sch will nicht alle die Vorſchläge wiederholen, Die fich in 
den Schriften von Dernburg, Gneift, 2. Goldſchmidt, Gierke, v. Liszt, 
Erich Kaufmann uſw. fowie in den Verhandlungen des Deutſchen 
Juriſtentages (insbefondere Gerland) über die Borbildung der Juriſten 
finden. In der Schrift, die von Liszt 1886 veröffentlichte, finden 
wir die Klagen, die auch heute noch immer wieder ertören, und 
da3 Wort Bismard3, das v. Liszt dem Beifpiele L. Goldſchmidts 
folgend anführt, fei auch hier wiedergegeben: 

„Es ſpricht mwejentlih für die Tüchtigfeit der 
Menſchenraſſe, die Preußen bewohnt, wenn die aus 
ihr bervorgehenden Beamten durch vie beftehenden 
Cinridhtungen nicht gehindert worden jind, dem Gtante 
jo wejentlihe Dienfte zu leiften, wie fie fie geleiftet 
haben.“ | 

Bitelmann hat in feiner Schrift (Leipzig 1909) eine Forderung 
aufgejtellt: „Wir müjfen die jungen Suriften bor der Haupiftudienzeit 
erit in die Praxis bringen.” Weiter ſpricht er vom ‚Wirklichkeits— 
hunger” und erwähnt die Bedeutung der Perjon des Lehrers und 
der „Xerte auf dem Lehrmarkte”. Dem fei Hinzugefügt: Es darf zu 
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feiner Zeit Der juriſtiſche Anſchauungsunterricht fehlen, das eigentliche 
Lernen wird fi) in Gruppenlehrfurjen vollziehen müjjen, ſowohl 
das Kolleg wie die Übungen; und Vorlefungen mie Übungen werden 
den Juriſten nicht nur bis zum Ende feines © udiums, fondern bis 
zum Ende ter prafijchen Ausbildungszeit begleiten und zwar im 
ftändiger Fühlung mit der Univerfität und der Handelshochichule. 
Dabei möchte ich nur an etwas erinnern, was mir ad Schüler der 
Barifer .‚Ecole des sciences polıt ques“‘ naheliegt. Dieſe Schule 
wurde bald nach dem Kriege 1870/71 gegründet, unter dem Ein- 
drucke des nationalen Schmerzes, den Frankreich empfand, mit dem 
Bicle, politiih ausgebildete Männer Hervorzubringen, die ihrene 
Raterlande, auch wenn fie nicht Beamte würden, dienen könnten. 
Der die Tätigkeit Diefer franzöfılcben Schule beobachtet Hat, der 
weiß, was fie durch Selbitorganifation, durd) freiwillige Mitarbeit 
der bedeutenditen franzöjiichen Staatsmänner, Gelehrten, ©enerale 
und Durch die eigene Arbeitsorganifation der Echüler jelbit geleijtet 
dat. Wir befigen in Deutſchland Fein Lehrinſtitut, das mit dieſer 
voizüglihen Anftalt verglichen werden könnte. Wohl aber befigen 
wir die Möglichkeit, Ähnliches zu ſchaffen. Die Berliner Handels- 
hochſchule Hat fi, was nit zum grirgften Zeil Profefjor Apts 
Verdienſt ift, jo entmwidelt, daß «3 möglich wäre, gerade dieſen 
Inſtitut eine der franzöfiihen Anſtalt ebenbürtige Organijation 
anzugliedern. 

In dem neuen Staate wird e3 ficherlich eins nicht mehr geben, 
das ift die Freiheit von der Arbeit, die für viele früher mit der 
akademiſchen Freiheit identiih war. Daß nicht an allen Orten 
Univerfitäten und fonftige Hochfchulen biftehen, iſt unerheblich. Die 
Lehrkräfte, insbefondere die Ertraordinarien ſowie die Privatdozenten 
die duch Praktiier zu unterftügen find, merd° in den Zeiten, Die 
ung erwarten, für eine Beit des Jahres gern im Wandern dozieren. 
Dieſe Beziehungen zwiſchen Univerjität und Praxis werden beide 
fördern; daß fie niemal3 das rein wiljenjchaftlihe Arbeiten gefährden 
dürfen, muß ich binzufügen. 

Daß die fländigen Beziehungen zur Univerfität und den anderen 
Hochſchulen auch den älıeren Praftifern, Yyichtern, Beamten wie 
Anmälten hochwillkommene Anregungen bieten werden, it anzunehmen. 
Es darf nicht bleiben, wie es war. „Nüße beine jungen Zage, 
lerne zeitig Flüger fein." Co muß e3 von Unbeginn de3 Studiums 
en heißen, und es muß eine Gtelle geben, der die Generalleitung, 
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die Organifation der Ausbildung im Recht und in der Vollswirtſchaft 
zufält. Das Tann nur die Anwaltſchaft fein; nur ein Beruf, ber 
im Leben murzelt, Tann die individuelle Entwidlung ermöglichen, 
kann die Augbildung nach der Verichiedenartigfeit der Begabungen 
verschieden geitalten. Tie Beziehungen zwiſchen Anmwaltihaft und 
Behörde laſſen fich leichter Fnüpfen ala die zwiſchen Behörde und 
Behörde. Der Verkehr mind weniger büromäßig als perſönlich 
fein. Viel häufiger, als dies heute der Fall ift, wird der Beamte 
wicder Anwalt und der Anwalt Beamter werden. 

Damit komme ich auf die Frage des Richtertums zurüd., 
Die Rechtsanwaltſchaft ift e3 gerade, die dem Richter das Tatſachen⸗ 
material bringt (morunter nicht nur Zatjächliches fällt) und mithilft 
am Geftalten des Werdenden und Wirfenden. Das Richtertum 
muß aus der Anwaltſchaft hervorgehen. CEs ijt kein Zufall, 
baß dies in den meiften Ländern geſchieht. Wer Gneiſts „Freie 
Advokatur“, Weiklers Geikichte der Anwaliſchaft und die Reform⸗ 
Schriften von Adickes lieſt, der jieht, daß das Zufällige in unjerer 
Entwidiung liegt, die bei der Anmaltichaft von der Gebundenheit 
arzging und den Anwalt aus der Gebundenheit in dem „oben” 
für richtig befundenen Maße befreite. Pie Zuſammenhänge zwifſchen 
Nichtertum und Anwaliſchaft waren vor der Reichsjuſtizorganiſation 
jedenfalls in Preußen viel intenfivere, der gegenjeitige Austauſch 
ein viel häufigerer al3 heute, wo er eine Ausnahme if. Wer jich 
über die Zufammenhänge zwilchen Richtertum und Rechtsanwaltſchaft 
belehren mill, der lefe in den Stenographifchen Berichten über die 
Berhandlungen des Deutſchen Reichstags, 3. Legislaturperiode, 
II. Seſſion 1878 nad, und der lefe dort insbefondere die Reden 
des Ubgeoröneten WindtHorf. „Sch wünſche“, fo jagte er, 
„namentlich für die Richter, daß fie das Recht haben, zu ber- 
langen, zur Rechtsanwaltſchaft zugelaffen zu werden ... 3 ift 
bereit3 ... hervorgehoben worden, daß darin eine große Garantie 
ber Unabhängigkeit der Richter liegt und dieſes kräftigſte 
Mittel der Unabhängigkeit will ich dem Nichter gewahrt miljen. 
Dian meint, wenn zugelajfen würde, daß Richter Anwälte werden 
und ein Recht hätien e3 zu werben, fo würde man an vielen Stellen 
Richter nicht befommen ... Sch Habe die Furcht, daß mir 
feine Richter befommen, dann nicht, wenn wir die Richter 
jo ftellen, wie fie gefteilt werden müſſen. Im Gegenteil habe 
ich die jeite Überzeugung, daß, wenn die Richter jo geftellt find, 


— 159 — 


wie fie reitellt werden müſſen, der Andrang zu den Richterftelien 
ein ſehr großer fein wird.“ Und derſelbe Windthorft war es, der 
für die Freiheit der Advokatur kämpfte wie ein Löwe und in feiner 
großen Rede vom 12. Februar 1878 faft dicfelben Forderungen 
aufſtellte — die von den jüngeren Berliner Anwälten in der großen 
Verſammlung vom 22. Dezember 1918 erneut in den Sätzen 
formuliert wurden: 


Wir verlangen bie Befreiung ber Reht3anwaltichaft von 
obrigfeitsftaatlihen Einſchränkungen insdefondere Dur ge 
ſetzliche Schaffung 

1. eines feinerlei ftaatliher Aufficht unterworfenen Rechtes der STammer 
und ihres Vertretungsorgans auf Mitwirkung im Rechtsleben, ins 
beiondere bei der die Nechtspjlege und bie Rechtsanwaltſchaft ſelbſt 
betreffenden Angelegenheiten, 

2. eines bie ganze deutſche Rechtsanwaltſchaft vertretenden öffentlich“ 
rechtlichen Organes, 

3. einer lediglich von Rechtsanwälten auszuübenden, mit eigener Gericht3- 
gewalt auszıflatienden Chrengerichtsbarkeit, 

4. eines die Parteircchte des Betroffenen twahrenden Aufſichtsrerfahrens, 
das ſich jeder Einmiſchung in rein private, den Beruf nichts angehende 
Angelegenheiten, wie jeder einen Straſcharakter tragenden Maßregel 
zu enthalten hat. 


Sie hätten das Schlußwort der Windthorſtſchen Rede hinzufügen 
können: 
„Wir müſſen das durchſetzen, denn ohne tüchtige Anwaltſchaft fein 
ordentlicher Prozeß, und ohne eine tüchtige Anwaltſchaft keine wahre Ver⸗ 
tretung bürgerlicher Freiheit *).” 


*) Die großen Aufgaben ber jetzigen Zeit werden eine Neuorganiſation 
der Anmaltichaft erforderlih machen. Die öffentlich-rechtlihen Angelegenheiten 
haben bie Kammern und ihre Vorftände zu erledigen. Daß für einen 
Bezirk wie Berlin 15 Vorſtandsmitglieder nicht genügen, fei erwähnt, ferner 
aud), daß dad Prinzip der „Wiederwall” von Vorftandsmitgliedern. wie es feit 
Sahrzehnten geübt wird, nicht dazu beiträgt, den Vorftand fehr aftionzjähig zu 
machen. Neben dem Borftand muß es aber in jedem Kammerbezirk einen auf 
fo:iafwirtichaftlider Grundlage aujgebaı ten Berufsverein geben. Auf der 
fhon erwähnten Anwalts erfammlung tom 22. Dezember 1918 wurde ferner 
folgende Refolution gefaßt: 

„Wir erftreben die organilierte Zufammenfaffung der deutichen Rechts⸗ 
anmwälte in Berufgvereinen, zu deren die Anmaltövereine — ohne Beein- 
trächtigung ihres wiffenfchaftlihen Tätigkeitsgebiet3 — auszugeftalten find, 
Diefer 8 jammenjhl ß der Berufdgenojfen ift ſchon um deswillen unent- 
behrlich, weil nur durch ihn es gelingen Tann, die bedrohten berujlichen und 
wirtichajtlichen Snterejfen der Anmaltichaft zu ſchützen und die ungeheuer 
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Der „Rader” Staat liebt weder den Richter noch den Anwalt. 
Der „Rider“, der die „Subjumtionsmafchine“ für richtig Hält, drückt 
den Richter und der Richter drüft den Anwalt. Der Gefchäftsbetrieb 





großen, der Anmaltfchaft harrenden fozialen Zufunftsaufgaben zu bewältigen, 
al3 deren dringlichfte die Mitarbeit an der wirtſchaftlichen Wiederaufrichtung 
ber Kriegsgefchädigten erſcheint.“ 

Die Aufgaben de3 Berufsſereins, der weit berveglicher fein wird als bie 
Rammer, haben in der Organijation der anmaltliden Arb.it bei Aujredht- 
erhaltung des ndividualvertrages zu liegen. Er bat tätig zu fein für d'e 
Arbeitsbeſchaffung, Erweiterung de3 anmaltlichen Arbeitsgebietes, für den A:beit!- 
nachweis und für die U:beitöverteilung zugunften unbemittelter oder erwerbsloſer 
Anwälte. Er hat eine gewilfe Spezialijierung zrı fördern. Auch genofjenfchait- 
liche Leiftungen (gemeinjamer Einkauf von Bureaum ıterial, Roflektiv 'erträge für 
Regrebverfich:tung uſw.) fommen in frage. Bei der W:beitsverteilung kommen 
Acmenjaden, die vom Staate zu honorieren find, Vormundſchaften, BPfleg- 
Ihajten, Treuhandſchaften, Staatsprozeſſe uſp. in Betracht. Die Eachen haben 
an den Berufverein zu gehen und find von dort zu verteilen unter Berüd- 
fihtigung von Kriegigejchädigten, Erwerb3lofen ujm. Dazu tvird dann die große 
Aufgabe der Husbildung junger Auriften treten. Die örtlichen Berufövereine 
haben fi unter den deutſchen Aiwvaltöverein zu ftellen, der die Inspeotio 
generalis bei genauer 3 ftändigfeit3abgrenzung ausübt. Ferner hat die Berufs- 
organijation die VBerufsgenoffen ſowie die Familie in den dringenden Fällen mit 
geldlihen Leiftungen zu unterftüßen. Dem müjjen auch Vermögensleiftungen ber 
Berujsgenojien entjprechen, die auf Grund des al Eintommen aus gewinn- 
bringender Tätigkeit deflarierten Betrages feitzufegen jind. Rechtsanſprüche find 
auszı Schließen, dafür ift aber der Grundfag einzuführen, daß immer Scieds- 
gerichtabarfeit mit Ber ifuag an den De ıtihen Aımualt3serein zu gewähren if. 
63 wäre faljch, den Berafs erein zum Verjicheru.igsverein zu machen. Im B:- 
rufs.erein wird jich wiſſenſchaftliches Leben entjalten, Solidarität und Vereins 
bifziplin find zu pflegen. Die Entſcheid ıngen der Shied3gerihte Haben den 
„Berufsbraud” zu entwideln. Der Darchführung dieſer Pläne fichen große 
Schwierigfeiten entgegen: einmal find es die älteren U: välte, die alles ja „Schon 
früher einmal” gejagt haben und bie daraus die VBeredtiging herleiten, bie 
jüngeren mit ihrer Kritik anzufrähen und fie am Aufbauen zu Hindern. Die 
ungen wollen aufbauen, die Alteren allenfall3 abnehren. ferner ift der De⸗ 
griff der Difziplin, der Ausbau der „Einheit aus Vielheiten“ vielen Anwälten 
fremb, da fie dem überwundenen Freiheitsideal, der dee, daß jeder der Klügfte 
fei, huldigen und Difziplin = Militarismus fegen. Dieſe müffen dann mit ben 
Älteren zufammen abwarten, was ıon „oben“ Tommt. Herr Groeber hat bereits 
angeflopft, Gröbere merden die Tür einfchlagen. Zum Sch! B no Fragen und 
Aıtworten: Quaestio Domitiana: Iſt das, was Ihr anftrebt, eine Gewerk⸗ 
ſchaft, ein Verein, eine Genoffenfchait, eine Zunft, eine Innung? 

Responsio Celsina: Nere Zeiten bedingen neue Formen. Alte Begriffe 
find Vorurteile, erft wird gefaltet, dann konſtruiert. Erſt Die Intuition, daun 
die Syntheſe, dann die Analyſe, mit Kritif kaun man fein Haus bauen. Habt 
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der Anmaltfammer unterfteht der Aufjicht des Oberlandesgerichtd- 
präjidenten, das Reichsgericht, Dberlandesgericht wie die Staats— 
anmaltichaft wirfen bei der Ehrengericht3barfeit mit, eine Gericht3- 
barfeit mit eigener Gerichtsgewalt fehlt der Rechtsanwaltſchaft. Und 
der Richter wurde in eine Ratsklaſſe fchlecht einrangiert und miferabel 
bezahlt. Aber er durfte und darf Ordnungzftrafen gegen den Nechtd- 
anmalt feftiegen. D.vide et; jmpera! 

Ein Richter (Amtögerichtörat Louis Levin, Berlin 1916) ift es 
gewejen, der in einer Arbeit, vor die er das ſchöne Wort aus dem 
Sachſenſpiegel gejcht hat: 

„Got is selve recht, 

Dır umme is eme recht lief“, 
da3 Wort geprägt hat von „der Verwirklichung der Arbeits- 
gemeinihaft zum Zwecke der Rechtsfindung”, von den 
„jozialen Gedanken der Rech:spflege“. „Indem der Richter”, fo 
fagt er, „für das Recht kämpft und er foll nur für das Recht 
fümpfen . . . hat er dasſelbe Biel wie der Richter. Das Ziel jedes 
Rechisſtreits iſt die Verwirklichung des Rechts. Hierauf find alle 
Organe der Rechtspflege gerichtet und einzurichten.“ 

Die Gefahr einer ſolchen Arbeitsgemeinſchaft liegt in der Bildung 
unvolkstümlichen Juriſtenrechtes. Ahr entgegenzuarbeiten wird Sache 
der Gerichidorganijation fein durch ftarfe Ausbildung des Laien- 
richtertums. Gerade der „Laienrichter” (mobei ich den Ausdrud 
unkritiſch gebrauche und die einzelnen „Arten“ hier zu erörtern: ab» 
lehne) ıft mit dazu berufen, da3 Recht zu entwideln, über der gerechten 
Behandlung de3 Einzelfalle8 zu machen und bürokratiſchen Geift zu 
bannen. 

In diefem Zuſammenhang find noch drei Tragen zu erwähnen. 

a) Der „vom Volk gewählte Richter”. Wer nach ihm ruft, der leſe 
zunädjft die Wefpen des Ariftophanes, mo er die dexrj der Athener 
nicht als kinetiſches, ſondern als rechtszerſetzendes Prinzip kennen 
lernen wird. Denn das griechiſche Wort xobreıw ,„richten“, bedeutet 


Ihr Angft vor der „Gewerkſchaft“, dann denft an da3 Bergrecht Auch hier 
könnt Ihr ſchürſen und muten und am Geförderten find alle Berufsgenoffen 
mitbeteiligt. Weitere Frage: Was ift neu? Antwort: Hoffentlich nichts. 
Dean foll immer fchöpfen im Sinne des Haurire, bevor man ſchöpft im Ginne 
des Creare. — Die Berfajjung follte die private Rechtsfähigkeit der auf joziala 
wirtſchaftlicher Grundlage beruhenden beruflichen GSelbftorganijationen ans 
ertennen fowie die Haftung diejer Scrbände für außervertragliche Ehädigungen 
ausſchließen. 
Friters, Revolutionsgewalt und Notſtandsrecht. 11 
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nun einmal zunäcft „trennen“. Daß „der dom Bolt nemählte 
Richter” Programmpuntt werden konnte, iſt nad) allem, was bon 
Staatswegen an der richterlichen Gewalt und an ber Stellung der 
Rechtsanwalifchaft gefündigt worden it, erflärlih. Daß aud) hinter 
diefem Programmpunft das „Ws ob” ftedt, ijt leicht zu zeigen. 
Als ob das Volt den Richter kennt, als ob wir die Kleinen kanto— 
nalen Verhältniife der Schweiz hätten, als ob es bei den amerifa- 
nifchen Bundesgerichten nicht auch den angeftellten Berufärichter gäbe. 
Aber man muß den Spott über d.3 Erfurter Programm dämpfen. 
Denn zweifellos entfpricht die Stellung de3 Nichiers bei und nicht der 
Bedeutung de3 Rechts. Wir brauchen bei der Bedeutung des Rechts 
den Berufsrichter, auch wenn die Anwaltſchaft jpäter den Richter 
wählen follte, und wir müfjen weiter darauf bedacht fein, feine Un- 
abhängigfeit zu fichern, die durch Vollswahl vernichtet würde. 

b) Die Unabhängigkeit des Richters ingbejondere des 
Berufsrihter3? war nach den allgemeinen Grundſätzen des biöher 
geltenden Rechtes durch die Sätze gejichert, daß Eingriffe der Ber- 
waltung in die Rechtspflege unzuläfjig jeien, daß NRichterabfegung und 
Nichterverfeßung nur nad) Maßgabe des Geſetzes erfo'gen dürfen, 
dab der Richter auf Lebenszeit ernannt wird und daß Ausnahme- 
gerichte unftatthaft find. Mit Necht heißt e3 in einer Kundgebung 
deuticher Juriſten an die jegige Reichsregierung: „Dieje Grundſätze 
find Grund- und Editeine ftaat3bürgerlicher Freiheit und Rechtsſicher⸗ 
heit. An ihnen darf nicht gerüttcht werden.“ 

Hinzuzufügen ift aber: Bezahlı die Richter, wie e3 ihrer 
hohen Aufgabe entjpridht. Gebt den Richtern die Möglich— 
feit, ihr Schreibwerf in da3 Stenogramm zu diktieren, 
gebt ihnen Hilfskräfte und Schreibmaſchinen. Dann werben 
die Urteile auch vollstümlicher und verftändlicher fein (das „Suriften- 
deutſch“ joll hier nur erwähnt werden). 

c) Auch bei Anerkennung der Unabhängig’eit des Richter? muß 
wieder nad) Garantien gefragt werden, die den Volfsgenoffen den 
gerehten Richterſpruch mie die Entwidiung des Rechtes im 
Sinne der Gemeinfchaft3ordnung ſichern. Gerade auf diefem Gebiete 
fallen der Anwaltſchaft als Vertreterin der rechtzfuchenden Volks— 
genojjen bejondere Aufgaten zu. Diefe feien programmatiſch ffizziert: 

a) Mitwirkung bei der Gefchäftsverteilung der Kol- 
legialgerichte und zwar mit voller Stimmberechtigung nicht nur 
mit votum consultatıvrum. Wäre diefer (von Z.lius Magnus feit 
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langem propagierte) Vorſchlag früher verwirlliht worden, fo hätten 
wir manches Schlagwort (insbejondere „Moabit”), das der Juſtiz 
ehr im Volßßanjehen gejchadet hat, vermeiden fünnen. 

f) Sammlung der Urteile. 

Da heute Urteilövervielfältigungen auf mechaniihem Wege leicht 
zu organifieren jind, fo iſt das Verlangen, daß namentlich auf dem 
Gebiete des Zivilrechts und des Verwaltungsrechts die Berujungs- 
gerihte Abſchrift eines jeden Urteil3 an den deutichen An- 
malt@verein zu fenden haben, nicht unbeicheiten. Erjcheint dieſe 
Arbeit als zu große (was ich bezmeifele), jo begnüge man ſich mit 
den Sprüchen der oberjten Gerichte. Bei ihnen ift der Grundjaß, 
daß die Rechtiprechung eine einheitliche zu jein hat, durch Gefeb an- 
erfannt und gejihert. Dieſe Sicherung genügt aber nidyt. Die An- 
waltſchaft foll Hier als Vertreterin des Nechtfuchenden mitarbeiten, 
und foll die Urteilgfritif, wie fie jegt ſchon in der Auriftiichen 
Wocenjchrift begonnen ift, im Wege der Arbeitsteilung organijieren. 
Mit Bewunderung muß hier de3 tüdhtigjten Urteilsſchelters, des 
Karlsruher Rechtsanwalts Ernft Fuchs, gedacht werden. 

y) Votenbefanntgabe. 

Das Kollegialgeriht mird den „Referenten nicht miſſen 
fönnen. Das Ürteil ſoll durch das Botum vorbereitet werden. Der 
Referent beeinflußt erfahrungsgemäß da3 Kollegium. Das Botum 
ift aber auch nur „Quelle” und noch nicht „Geſtaltung“. Die eigent- 
lihe Quelle hat die mündliche Verhandlung zu bleiben. Sinnlos 
eriheint e3, daB das Gericht zwei Anwälte über „Kauf“ plädieren 
läßt und fih fill an dem Botum erfreut, das „Kommiljions- 
vertrag" annimmt. Da erjcheint die Forderung, das Votum vorher 
im Wege der Afteneinficht befannt zu machen, beredytiat. Die Be— 
fürhtung, daß der Richter damit zum Objekt der Kritif und dem- 
nächſt zum fritijierenden Objeft werde, ift nur für die Übergangszeit 
begründet. 

6) Offentlihe Beratung bei den oberften Gerichten. 

Dieje Forderung trägt der Bedeutung der oberften Gerichte 
Rechnung wie der Bedeutung der Perfünlichkeiten, die in oberften 
Gerichten da3 Nichteramt ausüben. Das Volk full feine großen 
Richter fennen und ehren — die Heinen gehören nicht in Die 
oberjten Gerichte. 

e) Anſpruch auf mündlide Verhandlung und Siche— 
rung der PBarteiftellung. 

11° 
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Hiermit Hätte die Aufzählung beginnen follen. Denn das 
Recht, auf Verlangen gehört werden zu müſſen, ift die wichtigſte 
bon allen Garantien. Dieſe Jorderung fchließt weder den provifort- 
ſchen Juſtizakt (einftweilige Verfügung, Mahnverjahren uſw.) nod 
das Beichlußverfahren aus, fie mendet ſich aber mit aller Energie 
gegen Ungehörigleiten, wie fie die Neichsfinanzhofordnung (und 
andere Verfahrensregelungen) aufweiſen. 

Daß die Prozeßgrundſätze, die ſich als Kulturnormen des Ver⸗ 
fahrens bei ung entwickelt haben, dieſelben Garantiefunktionen zeigen, 
ſei nur erwähnt. Feſtzuhalten iſt vor allen Dingen daran, daß in 
keinem Falle ein Volksgenoſſe Objekt eines Verfahrens werden darf. 
Er iſt immer als Partei zu behandeln. Mit zu den Parteirechten 
ſind Grundſätze zu zählen, die noch ungenügend ausgebildet ſind: 
Einmal der Grundſatz des Rechtsbehelfes, Demzufolge alles Tat— 
ſächliche der Nachprüfung durch ein anderes Gericht zu unterliegen 
hat. Dieſer Grundſatz wird im Strafrecht durch die Forderung nach 
der „Berufung in Strafſachen“ formuliert. Dieſe Forderung iſt be— 
rechtigt, unberechtigt erſcheint aber die „Oberſtrafkammer“, ich 
bermag nicht einzuſehen, weshalb nicht, bei der Beſetzung mit zwei 
Berufsrichtern und drei Laienrichtern, die Strafkammer A die Be— 
rufungen gegen die Strafkammer B erledigen könnte. Bei Schwur⸗ 
gerichten wird, injomweit Freiſpruch erfolgt ift, die Berufung au 
zuſchließen fein. Sodann find (vgl. Prot. über Die Neform be3 
Strafprozeſſes, Outtentag 1905), die Grundfäße über Die Wieder- 
aufnahme de3 Verfahren ungenügend durchgebildet. Es war nicht 
rihlig, Daß 3. B. im Felde, im kriegsrechtlichen Verfahren, der 
Gnadenweg das Wiedrraufnahmeverfahren zu erjeben halte (vol. 
Entſch. des Reichsmilitärgerichts, Bd. 19, ©. 128; über die Kuliur- 
normen im ;seldverfahren v. Edjlayer Abhandlungen in der Deuiſch. 
Strafrechtsz., 1915). Alle Ddiefe Geficht3punfte können bier nur 
jtiaziert werden (vgl. die Protokolle 1905). 

Gerade in der Strafrechtspflege wird die Bedeutung des Grund- 
fates3 hervortreten, daß das Nichtertum aus der Anmaltjchaft hervor- 
zugehen hat. X. Mendelsjohn-Bartho!dy hat in einem Aufjag über 
Suftizreform (Jahrbuch de3 öffentl. Rechts, Bd. I, ©. 153 ff.) pracht⸗ 
volle „documents humains“ zufammengeftellt, die bei der Kritik 
des von Gafton Leroux verfaßten Stückes „Lı Maison des Juges“ 
die engliihen und franzöſiſchen Auffafjungen belegten. In Frankreich 
da3 Berwaltungsprinzip, den procureur zum Richter avancieren zu 
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laſſen, in England der Grundſatz, den Counsel zum Richter zu 
machen. Er zitiert au dem Taily Zelegraph: „Die Folgen dieſes 
Syſtems gehen tief. Bedenken Sie, daß eın franzöfifcher Richter 
immer verfolgt hat, und nie verteidigt. Er ftand ftet3 gegen den 
Ungellagten, nie an feiner Geite; er ift Dazu erzogen, ihn für 
ſchuldig zu Halten... Hier bedeutet die Yuftiz nicht die Gnade, 
fondern Beftrafung ... Bedenken Sie fchließlih: Ter eine Gedante, 
der ihnen vollkommen fremd fein muß, it gerade der Gedanke, der 
oft einen engliichen Richter beſchleich — mar er doch ein großer 
Anwalt, ehe er auf die Richterbank zu fiten fam — ber Gedanfe: 
Ich könnte den Mann zu verteidigen haben, über den 
Ih jetzt urteile.” Und ferner führt Mendelsjohn-Bartholdy Die 
feierliden Worte an, mit denen der Lord Chief Justice von Enge 
Sand bei der Einweihung de3 neuen Strafgerichtögebäudes in London 
am 27. Tebruar 1907 dem Könige antwortet: 

„We who have the honour of holding your Majesty’s 
commission keep steadily before us the thought that 
from your Majesty, and your Majesty only, is derived 
our jurisdistion that we act for you and in your name 
and this thought ougt to make us, one and all, whatever 
our position may be, determined that we will strain 
every nerve, will spare no effort, so that we may be not 
unworthy instruments in the exercise of the greatest of 
the prerogatives of your Majesty — justice and merey.“ 
So follte heute der beutfche Richter vom deutichen Bolfe 

fyrechen, wenn das deutſche Volk jein Recht Ffennen würde. Man 
wird hier vielleicht fragen, ob ſich Hinter diefen Zeilen eine Kritik 
der Tätigkeit unferer Richter verbirgt. Die Kritik bezieht ſich auf 
die Staatlich geregelte Organftellung des Richters, nicht auf die Aus⸗ 
Abung des Amtes durd) die Richter. Wir hatten und haben fowohl 
auf dem Gebiete des Zivil- wie des Militärſtrafrechts und des öffent» 
lichen Rechts große Richter, deren Namen fortleben follten. Vom 
Strafrecht fchweige ich wegen der böfen „tatiäcdhlichen Feſtſtellung“ 
der Straflammerurteile. Wir haben vernünftige Amt3richter und 
Landrichter, kluge Kammervorfigende und Oberlandesgerichtäräte, weiſe 
Bräfidenten wie Räte an den oberiten Gerichten (aud) hier fleigert 
fih das Verantmwortlichkeitsgefühl und die Einftellung auf den Logos), 
wir können Intuition wie Judiz bewundern — aber für den Staat 
blieb der Nichter der „servus legıs“, und er fchaffte die kindiſchſten 
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Gtreitpuntte, machte die Oberverwaltungsgerichtsräte zu Räten 
zweiter Klaſſe und die Oberlandesgerichtsräte jegte er in Die vierte, 
nad) Beitablauf in die. dritte Kaffe, ebenfo wie die ordentlichen 
Profeſſoren — man ſchämt fi, wenn man über diefe Dinge nad 
denkt und fich darüber Mar wird, wie wichtig diefer Kram für das 
Pſychologiſche gemefen ift! Die Unabhängigkeit wurde beftraft. Und 
der Anmaltjchaft mißgönnte der Staat und mander Richter als 
„Staatsbeamter” ihr Leitwort: 
„Auf Freiheit 
iit fie gegründet und wie reich iſt fie 
durch Freiheit.“ 

Diefe Freiheit muß der Anwaltſchaft al3 Vertreterin des Volles 
bleiben, wenn fie auch in ihrer berufliden Organifation von 
der veralteten „Freiheit“ zur ſtraffen Berufsdisziplin, zur jelbit- 
gewollten und fell ftorganijierten Gebundenheit zu jchreiten hat. Und 
nur aus dem Turchleben diefer „Treiheit und Gebunden heit" kann 
Nichtertum erwachfen, da3 die Vollsgenofjen aß vom Boll gemollte 
Richter empfinden. Richter und Rechtsanwalt haben zujammen 
zu wirfen (vgl. den Aufruf in der Deutſchen AYuriftenzeitung vom 
1. Januar 1919); der Richter als das mit Imperium bekleidete mit 
der Gerichtsgewalt ausgeftattete, der Anwalt al3 da2 freie, von den 
Nechtfuchenden nach ihrem Vertrauen frei zu mwählende Organ, der 
Anwalt, der an der Rechtsverwirklichung beim Gtreiten wie beint 
Schlichten mitwirkt, der im Leben murzelt und frei fein muß, 
um feinen Zweck zu erfüllen, der an ftändiges Haurire und Creare, 
niht nur bor dem Forum, fondern auch in der eigenen Kanzlei 
gewöhnt ift, deſſen Berantmort!ichleitsgefüihl nicht durch die Angſt vor 
dem Regreß, fondern durch das Beftreben verftärkt wird, fich das 
„Vertrauen“ der Volksgenoſſen zu gewinnen und zu erhalten. Die 
Lebengfülle der Anmwa'tstätigfeit kann nicht erjeßt werden. Eigene 
Zätigfeit in der Anwaltſchaft wie die Tätigleit des An- 
wali3 vor Geriht werden für den Richter das befte Er- 
fenntnismittel des Rechts und der Rechtsentwicklung fein. 

Wir ſprachen vom „Nichter” und haben ſowohl den Zivil- als 
den Straf- und Verwaltungsrichter gemeint. War das „jtatt- 
Haft"? Erſt unlängft hörte ich einen Oberverwaltungsgerichtsrat 
betonen, er fei nicht nur Richter, fondern auch Verwaltungsbeamter 
(Rat zweiter Klaſſe), und ich dachte gerade, er fei nur ftolz darauf, 
bem jtoljen Gerichte als Richter anzugehöcen, das wie faum ein, 
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anderes in Preußen da3 „Suum cuique“ in gerechtem Richter⸗ 
ſpruch geübt hat. Die Frage der Vermaltungsrechtöpflege und ber 
Verwaltungsgerichte ift insbeſondere jebt infolge der Steuergefeßgebung 
für das Reich von großer Bedeutung. Die Errichtung eines zentralen 
deutichen Bermwaltungsgerichtshofes hat den 29. und 30. Deutschen 
Yuriftentag auf Grund der von Scdulßenftein, Thoma und Anſchütz 
eritatteten Gutachten beſchäftigt, und ift wie früher (13. Legislatur- 
periode des Reichstages 1912 13) fo auch jet wieder gelegentlich 
der Errihtung des Reichsfinanzhoſes diskutiert worden. Daß der 
Gedante de3 „Reichsverwaltungsgerichts“ und damit aud) die 
Forderung der gleichmäßigen, durch Reichsgeſetz zu regelnden Organi- 
jetion der unteren Inſtanzen (vgl. Laband, Deutſche Juriſten zeitung, 
1910, ©. 912) bald wieder auftreten wird, ift anzunehmen, weiter 
wohl auch, daß c3 ſich um einen Ausbau des Reichsjinanzhofe3 handeln 
wird. Bei der organifatorijchen Frage wird das Reich e3 vermeiden 
müfjen, eingearbeitete Gerichte zu einer arderen al3 ber früher ge» 
übten Yunltion zu veiwenden. Das Reich) wird ich aber die 
Regelung der Geridjtsbarfeit megen Streitigkeiten aus öffentlich 
rechtlichen Anfprüchen vorbehalten müſſen. Für una hanbelt e3 fich 
jest um die Trage, ob der Rechtsſchutz für Anfprüche des öffent- 
lichen Rechts Sache der Verwaltung oder Gerichtsfache ift (vgl. Bähr 
und Gneift). 

Ter Art. 1 des mwürttembergifchen Gefeges vom 16. Dezember 
1876 jagt: 

„Der Berwaltungsweg findet ftatt bei Streitigfeiten und 
Beichwerden in Beziehung auf Anſprüche und Verbindlich— 
feiten aus dem öffentlihen Rechte in den im gegen- 
wärtigen Gef be bezeichneten Fällen.” 

Das Preußiiche Landesverwaltungsgeſetz vom 30. Yuli 1883 
($ 7) nennt die „Verwaltungsgerichtsbarkeit“ Entſcheidung in „Ver- 
waltungsftreitfachen“, unterläßt e3 aber, den Begriff der „Ver- 
mwaltungöftreitfach n” zu bejtimmen, begnügt fi mit dem formalen 
Hinweis auf das Geſetz, welches die ſachliche Zuſtändigkeit der Be- 
hörden zur Entſcheidung zu regeln habe, wendet aljo die Emu- 
meratiordmeihode an. PDementfprechend wird auch gejagt (Kunze, 
Bermwaltungsftreitverfahren, Berlin 1918, Guttentag): „In Preußen 
gehört die Verwaltungsrechtspflege der Verwaltung an, fie ift ein 
Teil der Geſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung.” Es kann 
aber die Methode des Geſetzgebers nicht maßgebend für die Quali⸗ 
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fifation des Staatsaktes fein. Die Verwaltungsrechtspflege ift mit 
ber ſonſt geübten Nechtöpflege zu dergleichen und. nur hieraus laßt 
fich beſtimmen, ob Juſtiz- oder Verwaltungsakt vorliegt. 

„Der Begriff Verwaltungsrechtspflege geht von der Zivilrechtspflege 
aus. Er bedeutet dieſer gegenüber einen Gegenſatz der Behördenart, 
don welcher die Tätigkeit ausgeübt wird: ftatt des ordentlichen Ge⸗ 
richtes eine der Ordnung der Verwaltung eingereihte Behörde. Er 
bedeutet aber anderſeits eine Gleichheit der Tätigkeitsart. Die 
zur Verwaltung gerechnete Behörde handelt wie ein Gericht und 
zwar wie ein Gericht bei Entſcheidung bürgerlicher Rechtsſtreitig⸗ 
leiten” (Otto Mayer, Deutſches Verwaltungsrecht, I, ©. 133; vgl. 
Fleiner, Snftitutionen de3 deutjchen Verwaltungsrechts, ©. 230 ff.). 
Deshalb find die Grundfäge über die Rechtſprechung, über die 
Stellung der richterlichen Gewalt, die gleihen. Die Organe der 
Verwaltungsrechispflege „ftellen bei Gtreitigfeiten juftizmäßig feit, 
was Nechtens ift“ (Fleiner S. 237). Auch die Grundjähe der Um- 
abhängigfeit des Nichterd werden in gleicher Weile in der Ver— 
waltungsrechtspflege formuliert wie in der Juſtiz (vgl. immer mieder 
Bähr und Gneift. 

Bermwaltungsrechtspflege ift echte Gerichtäbarkeit, 
VBermaltungsgerihte find Organe der Rechtspflege. 
Deshalb ift es Willfür oder Unterftreihung de3 Wohlgefallens am 
Beamtentum, wenn man den Bermwalturgsrichter anders Fatalogijieren 
wollte als den Zivil-, Straf- oder Miltärrichter. Nun wird weiter 
nad) der „Borbildung” gefragt, ob man denn die übliche Vorbildung 
der Xerwaltungsbeamten entbehren könne. Bismardd Anficht habe 
ich fchon wiedergegeben. Der jetige Präfident de3 Oberverwaltungs⸗ 
gericht3 ift, wenn ich nicht irre, auch aus der Anwaliſchaft hervor⸗ 
gegangen. Die Anmaltfchaft hat, wenn ihr die Ausbildung Der 
gefamten juriftiihen Jugend zufallen wird, auch Diejenigen, die Ver- 
waltungsbeamte werden tollen, nad) Individualität und Intereſſe 
befonderd zu fördern. Es wird ihre Aufgabe fein, Verbindungen 
mit ftaatlihen und kommunalen PBermwaltungsbehörden, Handels 
kammern, Banken, Gewerkſchafien uſw. anzufnüpfen, um aß 
Kontrollſtelle“ zufammen mit der Wiſſenſchaft die „Recht3tatfachen- 
forschung” (vgl. Nupbaum, Tübingen 1914, ©. 21) auch auf dem 
Gebiete des öffentlihen Rechts und immer unter Beachtung des 
Eniwicklungsgedankens wie des Wechſels der „Rechtsanfchauungen“ 
(vgl. Walter Pollad „Perjpektive und Symbol in Philojophie und 


Rechtswiſſenſchaft“, S. 268) zu fördern und ferner nur den Jüngern 
des Rechts die Möglichkeit zu geben, aus dem Leben felbft die 
Eigenart verwaltungsmäßiger Tätigfeit und für die Staatsverwaltung 
die Bedeutung des Cate3 kennen zu lernen: „Tue was du glaubit, 
Daß e3 durch da3 öfjentlide Wohl bedingt iſt“ Gernatzik, NRecht- 
ſprechung und materielle Rechtskraft). Für junge Leute galt es 
früher als „feiner zur „Verwaltung“ zu gehen al3 zur Juſtiz. Der 
Ehrgeiz, „Vermwaltungsteamter” (Negierungsreferendar uſw.) zu 
werden, die „Regierunggfarriere einzujchlagen“, wird wohl durch 
den „Bolfzftaat” ſtark gedämpft fein. Ein erfreuliches Ergebnis läßt 
ih) vorausjehen: Eine große Anzahl von jungen Leuten, die als 
Sinn des Studiums nur den Eat kannten: „D.t Justinianus 
honores‘, werden das „Recht“ ftudieren und ſich der „Recht3”- 
‚ anwaltihaft zumenden. Nachdem der „Rat der Volfsbeauftragten* 
fih in gar feine Ratsklaſſe eingereiht hat, wird auch der Echmerz 
über die verlorene „Klajfe” zu überwinden fein. Das Bedenken, 
das tatfächlich früher einmal geäußert worden ift, ob denn Kammer» 
gerichtgräte (4. en. 3. Klaſſe) zufammen mit berverivaltungs- 
gerichtäräten (2. Klafje) in einem Kollegium als Richter zufammen- 
arbeiten könnten (!), wird mohl am 9. November 1918 beerdigt 
worden fein. Dagegen möge die alte Windthorftihe Forderung 
wieder erwachen, jeden Richter grunbfäglich finanziell fo zu 
Rellen‘, wie e3 feiner hohen Aufgabe entſpricht. Auf diefe 
Zeile mird der Unterfhied zwiſchen Kammergerichts- und UOber- 
derwaltungsgerichtäräten leicht auszugleichen fein. 

Fuür die rihterlihe Gewalt ift noch eine Trage zu erwähnen: 
Hr Verhältnis zur gefeggebenden Gewalt und zum Ber- 
faſſungsrecht. 

3. Dieſe Frage leitet zum dritten Punkt über, zum Problem 
der Rechtsverwirklichung. Gerade hier wird in den demnächſt 
bevorftehenden Verfaſſungskämpfen um Grundſätzliches geſtritten 
werden. Um was es ſich dabei handelt, kann am beiten durch ein 
Bitat aus Erich Kaufmann („Auswärtige Gewalt und Kolonialgemalt 
in den Vereinigten Staaten von Amerifa”, Leipzig 1908) Har gemacht 
werden, Erich Kaufmann fagt (©. 177): 

„Der wirkliche Unterfhied zmifhen den amerifanifhen Immunitäten 
von den europäifchen kann . . . nicht in ihrer verfchiedenen Stellung zum Gtaate 


und zur Regierung gefehen werden: hier wie dort ift ifm Duelle der Staat, 
und hier wie dort wollen fie dem government, den Organen des Staates, 
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Schranken zur Pfliht machen, jenfeit3 denen das Individuum ſich frei be 
wegen Tann. Der Unterſchied liegt allein darin, baß es verſchiedene 
Drgane find, denen Aber die Innehaltung dieſer Schranken die letzte 

Entiheidung anvertraut if. Sn der Union find dazu die Gerichte be- 

rufen; und in Europa ift es (meift) die Legislative, bie in letzter Inſtanz 

über die von ben Staat3organen den Individuen gegenüber einzuhaltenden 

Grenzen zu urteilen hat. In Amerika ift e8 der von unabhängigen Ge- 

tihten ergangene Rechtsſpruch, in Europa ber von ben unabhängigen 

Drganen ber Gefeßgebung erlaffene Rechtsſatz. Weide Syſteme erftreben 

den Nechtsſtaat: Amerifa in Form des Juſtizſtaates, Europa durch 

die Herrfchaft des Geſetzes. Hier mie dort find unabhängige Organe jür 
diefe wichtige Funktion berufen.” 

Hierzu foll weiter ein Wort aus Bährs Rechtsſtaat (1864) 
verglichen werden. Bährs Schrift über den Rechtsſtaat iſt 
heute vielleicht wertvoller al® bei ihrem Erſcheinen. Tenn fie 
ift für den Vollsſtaat gefchrieben, fie baut auf genoffenichaftlicher 
(©. 18) Örundlage auf: „Recht und Gefeh“, fo heißt c3 bei Bähr 
(©. 12), „lönnen nur da wahre Bedeutung und Macht ge- 
winnen, wo fie einen Richterſpruch zu ihrer Verwirklichung 
bereit finden.” 

Sn diefem Cape von O. Bähr handelt es fih um die Fälle 
der direkten, bei der Frage der Ungültigfeitserflärung von Gejepen 
um die indirekte Rechtsverwirklihurg. In dem zweiten Kapitel 
meiner Echrift habe ic, bezüglich der Trage der direkten Rechts» 
verwirklichung jubjeftiver öffentlicher Rechte das Schweizer Bei- 
ſpiel angeführt (©. 42), ich habe ferner auf die bei ung eriitierenden 
inappelabelen Minifterialentfcheidungen hingewieſen (©. 45), wobei 
ih das Edhjiifal der Ülteften der Kaufmannichaft von Berlin als 
Beijpiel hätte heivorheben und dem noch endgültige Entjcheidungen 
tes Bund 3rat3 (3.8. in Brauftenerfadhen, in denen derjelbe Beamte 
in zwei Inſtanzen, wenn aud in verjchiedenen Eigenjchaften, zu 
zeichnen pflegte) hätte hinzufügen können. Denn bei der Frage der 
direlten Verwirklihung kommt e3 ſowohl auf das „Ob“ (vermirke 
lichungsfähig ?) al3 auf dag „Wie“ (NRichterfprudy oder Berwaltungs- 
behörde?) an. Da3 Bitat au Kaufmann führt ung zur amerifa- 
niſchen Bundesverfaſſung. 

Die Schweiz wie die Vereinigten Staaten intereſſieren uns aus 
zweifachem Grunde: Einmal, weil es ſich um Volksſtaaten 
handelt und fodann, weil es ſich in beiden Fällen ebenſo wie bei 
ung um Staatengebilde handelt, die das Verhältnis von Gliedſtaaten 
zu einem Bundesſtaate aufweifen. Ebenjo wie die Bundesverfaffung 
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der Schweizeriſchen Eidgenoffenfchaft (insbrefondere Art. 4 und 
Art. 46 fi.) enthält die „Constitution of the United State:“ 
vom 17. September 1787 in Berbindung mit den „Articles in 
add.tion to, and amendements of, iho Constitution of the 
United States of America“ (in3bejondere Art. I- VIII) „Grund- 
rechte”, die Art. IX in Betonung der Bolksfouveränität mit den 
Worten ergänzt „The enunerstion in the Constitution of 
certain rights, shall not be construed to deny or disp‘rag» 
others retained by the people.“ Sn diefen Bufammen- 
Hang gehören weiter die Artikel V und XIV des Rerfafjungs- 
amendement3, Die in dem due process ol law (aud) due course 
of law genannt [vgl. Baldwin ©. 89)) die Verwirklichungs— 
garantie der verfaffungsmäßig verbürgten Nedjte normieren. Die 
Verfaſſung ſchützt die Grundrechte durch die Bundesgerichtsgewalt 
und gewährleiſtet im Falle der Verletzung das „gehörige Rechts— 
verfahren“ (vgl. Fremd, „Tas öffentliche Recht der Vercinigten 
Staaten von Amerika“, 1911, ©. 31 ff). Auf die Ausgeſtaltung 
des „Aue process of lau “ in der amerikanischen Prarig, die Baldwin 
(©. 95 if.) eingehend ſchildert, braucht Hier nicht eingegangen zu 
werden. Dieje Parftellung wäre aber ohne Heroorhebung eine3 be- 
fonderen Momentes unvollftändig: Tie „Constitution.“ hat in den 
Vereinigten Stauten eine andere Bedeutung al3 fie etwa die frühere 
Neicjsverfafjung bei uns Halte. Baldwin jagt: „A Constitution 
is & gırment which a nation wears. Whether written or 
unwritten, it must grow with its growtl.“ und um den Ge— 
danken der Berfallunggentwidelung zu verstärken, fügt er aus 
Bryce einen Sıß hinzu: „If the Constitution is ıigd, Flexi- 
bility must be supplied from the mind of the 
Judges“ Charakteriſtiſch it weiter, daß Baldwin diefe Verfafjungs- 
fragen in dem Slapitel über die „Richterlidye Gewalt bei der Inter— 
pretation gejchriebenen Rechtes“ behandelt, während er in dem 
Tolgeuden Kapitel (VII) von dem „Judicial power of declaring 
what has the form of Law not to be Law“ handelt, ein &e- 
danfe, der bei Carter (Law, New York 1907, ©. 213) noch [chärfer 
in den Worten auftritt: „The Written Lıw is vietorious ujon 
paper and powerless elsewhere“. Auch bei Münjterberg (Die 
Amerikaner, I, „Die Juſtiz“, ©. 187) wird, mas zum Verſtändnis 
der amerifaniichen Verfaſſung und der in ihr enthaltenen richter— 
lichen Gewalt zmeierlei hervorgehoben, einmal, daß der Oberſte 
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Gerichtshof in Wafhington dem Kongreß neben⸗, nicht unter- 
geordnet ift und ferner, daß er nur für den konkreten Rechtsfall 
enticheidet, nicht etwa theoretiiche Enticheidungen fällt und Daß es 
„Hon im achtzehnten Jahrhundert dem Präfidenten Waſhington 
nicht gelang, vom Obeiſten Gerichtshof eine Antwort auf eine hypo⸗ 
thetiiche Trage zu geminnen” (das zu ftatuieren blieb der Reichs— 
finanzhofordnung im Jahre 1918 vorbehalten... Damit fomme id} 
auf das eingangs aus Kaufmann Bitierte zurüd: In Amerika geht 
aus dem Gemeinjchaftswillen de3 Volkes die Verfaſſung hervor, 
aus der Berfaffung erft ergibt fi die Stellung der Staats 
organe. Erich Kaufmann („Auswärtige Gewalt”) hebt die für die 
Vereinigten Staaten geltende Trennung zwiſchen State und 
Governement hervor und läßt Amerikaner über die Unter- 
ſcheidung ihrer Berfaffung zu den Eontinentalen (S. 1567 ff.) ſprechen. 
Auf dem europäiichen Kontinent bejike die Regierung alle Rechte 
der jouveränen Nation, anders in der Union, „hier fei niemand 
ouvderän als die Nation felbit, als der Staat, das Volk" 
{©. 158). Weiter: 


„Sovereignty is somesting which cannot be limited. It is the 
ultimate power. The sovereign cannot be limited, for he is the 
source of all law.“ Nur von der Nation, dem Bolf felbft könne daher 
bie Berfaffung ausgehen, und bie von ihr eingefebte Regierung könne ledig- 
lih die ihr ausdrüdlich gegebenen Befugnilfe haben und nur innerkalb diefer 
Schranken rechtlich Handeln. Das fouveräne verfaffungießende Volk felbft 
dagegen könnte tun und laſſen was e3 wolle: da3 „government“ babe 
feinem Wefen nach nur beichränfte Kompetenzen. Das „Voll“ könne diefe 
im Wege ber Berfafjungsänderung natürlich erweitern; aber immer bedürfe 
e3 hierzu eines Altes eben des fouveränen Volles: niemals könne das 
„government“ ſolches au3 ſich felbft und von felbft tun. Die „Constitu- 
tion* fei eben nicht „a system of laws applicable to any pa ticular 
territory*, fondern fie fei „a creation of a government“. Auf Lant 
und Leute wirke fie nur indireft; direkt mwirfe fie allein auf das von ihre 
feierte „government“: the Constitution does not act directly upon 
the peop!e of Porto Rico or the United States. It is upon the 
government that the Constitution acts directly. Und wenn ſchließlich 
bie ganze Erde unter die Herrfehaft der Union käme, jo twäre nicht etwa bie 
Berfafiung auf weitere Gebiete „ausgedehnt“, fondern dasſelbe ton ber 
Verfaſſung befchaffene „government* Hätte feinen Wirkungsfrei aus 
gedehnt: „the Constitution would by the same instrument operating 
in the same way, viz. upon the government.“ 


Die Stellung der richterliben Gewalt in den Bereinigten. 
Staaten ergibt ſich aus der Heiligung der Verfaffung in der Union, 
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aus der Begründung aller Gewalten durch bie Verfaffung, aus bem 
Streben, Rechte und Rechisverwirklichung unverbrüchlich zu fichern, 
aus der Erkenntnis der Notwendigkeit der Trennung ber Ge⸗ 
walten wie endlih aus der weiteren Erkenntnis, die wir in die 
Worte Savignys ſaſſen können: „Kein Zeitalter bringt für fich und 
willkürlich feine Welt hervor, fondern es tut diefes in unauflöglicher 
Gemeinfchaft mit der ganzen Vergangenheit. Dann a'ſo muß jedes 
Beitalter etma3 Gegebene3 anerkennen, welches jedoch notwendig 
und frei zugleidy ift; notwendig, inſofern es nicht von der be- 
fonderen Willfür der Gegenwart abhängig iſt, frei, weil e3 ebenfo- 
mwenig von irgend einer fremden befonderen Xillfür (mie der Befehl 
de3 Herrn an feinen Sklaven) ausgegangen ift, ſondern vielmehr 
hervorgebradht don der höheren Natur bes Bolfes ala 
eines ftet3 werdenden, fi) entmwidelnden Ganzen” (Zeit- 
ſchrift für gejchichtlihe Rechtswiſſenſchaft, 1. Bd, ©. 3, Über ben 
Zweck diefer Zeitichrift). 

Dasjelbe haben wir auch bei Bruce gelefen, und wir können 
dem aud dem Urteilsſpruch de3 Oberrichters Marſhall (Marbury 
v. Madiſon, 1 Cranch 137) nod) Hinzufügen: „The constitution is 
either a superior paramount law, unchangeable by 
ordinary means, or it is on & level with ordinary legislative 
acte, and like other acts, is alterable when the legislature 
shall please to alter it. If then the courts are to regard 
the constitution, and the constitütion is superior to 
ordinary act of the legislature, the constitution and not 
euch ordinary act, must govern the case to which 
they both apply.“ 

Da wir uns hier wieder auf Dem Gebiete des „Haurire‘“ be- 
finden, fo wollen wir und noch einmal der Schweizeriſchen Eibes- 
genoffenichaft und ihrer Bundesverfafjung zuwenden: In Urt. 71 
heißt e3: „Unter Vorbehalt der Rechte des Volkes und der Kantone 
wird die oberfie Gewalt de3 Bundes durch die Bundesverfammlung 
ausgeübt.” Den wichligſten Vorbehalt für das Volk enthält der 
Artikel 89 Abſ. 2. „Bundesgefete ſowie allgemein verbindliche 
Bundesbeichlüffe, die nicht Dringlicher Natur find, follen überdies 
dem Bolfe zur Annahme oder Verwerfung vorgelegt werden, wenn 
e3 bon 30000 ftimmberechtigten Schweizer Bürgern oder bon acht 
Kantonen verlangt wird und Artikel 121 trifft Beſtimmungen über 
die Mitwirkung des Volles bei der ‚Revifiorn der Bunbesperfaffung‘ 
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(vgl. Mori Rittinghaufen, Die direlte Geſetzgebung durch das Voll, 
Zürich 1893). Die Rechte des Bundesgerichts, deſſen Zätigfeit auf 
dem Gebiete der Verwirklichung fubjeliiv öffentlicher Nechte ©. 43 
meiner Schriſt erwähnt ifl, werden durch Art. 113 eingeſchränlt. 
In den dort aufgeführten Fällen (Kompetenztonflifte zwiſchen 
Bundes- und Santonalbehörben, Streitigkeiten ftaatıechtlich r Natur 
zwifchen Kantonen, Beſchweiden, bett Verlegung verfaſſungsmäßiger 
Rechte der Bürger .. ., Adminiſtrativſtreitigkeiten) fü D Die bon Der 
Bundesverfammlung erlaſſenen Geſetze und allgemein verbindlichen 
Beichlüffe ſowie die von ihr genehmigten Gtantsverträge für Das 
Bundesgericht maßgebend.” Dazu find noch zu erwähnen Art. 85, 
der die Kompetenzft.eitigfeiten zwiſchen Bund. sbehörden (13), 
Garantie der Verfaffungen (7, 8) jowie die Aufficht über die Nechts- 
pflege (11) der Bundesverfammlung überträgt. Nach alledem weicht 
die fchmweizer Auffaſſung von der amerifanischen ab, denn in der 
Union werden nad Art. III, sect. 2 auch Die Etreitig’eiten 
zwiſchen den Staaten ufw. vom „judicial power‘ entjchieden. 

Georg Zellinef (Die Erklärung der Menjchen- und Bürgerrechte, 
Leipzig 1904) formuliert dieſen Unterichied zwiſchen der Schweiz 
und der Union in folgenden Worten: „In Europa fennen die Ber- 
faffungen zwar erfd,werende Formen für die Anderung ihrer Säge, 
allein es ift faft überall derſelbe Gejeßgeber, der über die Underung 
zu enticheiden hat. Die richterliche Kontrolle aber über die Beob- 
achtung dieſer Formel ift nicht einmal in der ſchweizeriſchen Eid- 
genojjenjhajt vorhanden, trotzdem bort ähnlich wie in den 
Bereinigten Staaten bie VBerfafjungsgejege von anderen 
Diganen ausgehen mie die einfachen.” 

Nicht unintereffant ift es, die Präambeln zu vergleichen; in ber 
Union beißt es „'n order to form a more perfect un’on, 
establish justice, insure domestic tranquillity, provide for 
the common defence, promote the general welfare and secure 
the bless'ngs of liberty to ourselves and our postority“ in ber 
Schweiz „ven Bund der Eidgenofjen zu befeftigen, die Einheit, Kraft 
und Ehre der fchweizerifchen Nation zu erhalten und zu fördern”. 
Tas „establish justics“ erſcheint als erſtes und vornehmftes Mittel 
der „Confederation and perpetual Union“, (Die religiöfen und 
nafurrechtlihen Grundlagen der der Virgn’a Bill of Rights 
bom 12. Suni 1772 [Altmann, Ausgewählte Urkunden zur außer- 
deutihen Verfaffungsgefchichte feit 1776, Beılin 1897], welche Die 
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Verjafjung Der Union mejentlic beeinflußt hat, find bon Georg 
Jellinek in ber eben erwähnten Schrift, die ſpäter von Boutmy 
[Etudes polit ques, 1907, ©. 122, vgl. auch Woltzendorff, Wider- 
ſtandsrecht, ©. 365 und & 366 Anm. 1] befämpft wurde, bar- 
gelegt worden). 

Gemeinſam ift beiden Berfaffungen ein Moment, das Smend 
Ungeſchriebenes Verfaſſungsrecht, Feftgabe für Dito Mayer, ©. 217) 
herborhebt, die Volkstümlichkeit. Er meilt auf „die Fnappen, 
nüchternen ftolzen Worte” der amerifanifhen Präambel „We the 
rosple of tie United Stat s“ und auf die altehrmürdig- 
feierlichen ber ſchweizeriſchen „gm Namen Gottes des Allmächtigen" 
Hin und fagt: „Dann fühlt man fich in der Zat auf amerifanifchem, 
auf ſchweizer Boden”. 

Ich mill Hier ben Vergleich zwifchen den Rerfaffungen der 
Union und ber Schweiz abbrechen, insbefondere von einer Gegen: 
überftellung der föderaliftiichen und unitarifchen Momente abjehen 
und verſuchen, aus dem hier zufammengetragenen Material Ergeb- 
nijje zu gewinnen: 

a) Für die Fragen der Recht3vermwirklichung. 

Die beiden Volksſtaaten zeigen die Möglichkeit der Vermirk- 
lichung fubjeftiv öffentlicher Rechte Durch Richterſpruche). Der Richier- 
Iprud) als die Dem Rechte adäquate Verwirklihung muß auch für 
unjer zukünftiges Verfaflungsrecht gefoidert werden. Mit zu ben 
publiziftiihen Anſprüchen gehört auch das Necht jedes Vollögenoffen 
und nad Maßgabe von pojitiven Gefegesporfghriften zur Steuer- 
leijtung herangezogen zu werden. Auf diefem Gebiete drängt 
bie Rechtsänderung. Die „fteuerartige Leiftung“ wird una bald mehr 
beichäftigen als jede andere Leiftung, zur Sicherung des Staatlichen 
Steueranſpruchs iſt der Steuerprozeß meit geeigneter als die 
Strafandrohung der Steuergefeke, vorausgeſetzt, daß ein materielles 
Steuerjuftizrecht gefchaffen mird. 


*) Zwei Einwendungen werden dem Verlangen, jede3 Recht durch 
Richterſpruch verwirflihungsfähig zu machen, entgegengefept. Einmal 
wird gejragt, wie c3 fi) dann mit dem für jede3 Staatsweſen notwendigen 
Gebiete des freien Ermeſſens, mit der Verwaltung rerhalte. Auch Bier iſt 
zu antworten, daß es Aufgabe der Reichsgeſetzgebung ſein wird, ein materielles 
Verwaltungsjuſtizrecht zu ſchafſen, ein publiziſtiſches „Aktionenrecht als 
modernes Staatsrecht“ (vgl. J. Goldſchmidt in der Feſtſchrift ſür Brunner 133). 
Ferner wird mit Entſetzen auf die zahlloſen Prozeſſe hingewieſen, die aus 
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b) für die Stellung ber richterliden Gewalt zur 
gefeggebenden Gewalt (indirelte Rechtsverwirklichung). 

. Bei dem Art. 78 der früheren Reichsverfaſſung (Sompeteng 
Kompetenz) unterjhied man Verfaſſungsänderungsgeſetze in Form 
bon „Berjafjungsgefegen” (vgl. dv. Seydel, Kommentar ©. 413) unb 
in Form don Geſetzen, die materiell die Verfaſſung änderten, ohne 


dieſem Satze folgen müfjen. Unfer Freund Herallit (Fr. 80) fagt, daß alles 
Recht Etreit jei, aber das ift, wie ich zugeben mıß, ein ſchwacher Troſt. E 
it in ber Tat erforderlih, dem oben formulierten Satz Gedanlkengänge bei 
zufügen, die auß der Rechtsfriedenslehre“ ſtammen. Bezüglich dieſer 
Lehre terweife ich auf vier Spegialichriften und die in ihnen enthaltene 
Literatur: „Die rechtliche Natur und zmedmäßige Geftaltung des Güteverfahrens“ 
von dem fchon früher erwähnten Amt3gerichtsrat Dr. Levin, „Das Bufammen- 
wirken der Nichter und Rechtsanwälte im Guteverfahren“ (Vortrag, Zuriftiiche 
Geſellſchaft, Berlin 1916, ©. 98), von Landrichter Hadenberger (Tag, 10. 3. 
1917), „Die Rechtsanwaltſchaft im Dienfte der Prozepführung“ von Hans Frig 
Abraham (Blätter für Rechtspflege im Bezirk des Kammergerichts, 28. Zahrgang, 
©. 49fj.) und „Hechtöfriedensämter” von Dr. Hermann Luppe, Enke 1918; 
bon allgemeinen Darlegungen auf Stölzels Billigleit3- und Rechtspflege, auf 
Mendelzjohn-Bartholdys „Zuftizreform” auf Adides Anregungen in den „Brund- 
linien durchgreifender %. fisreform“, Berlin, Guttentag, 1906 (©. 112 Über bie 
Vergeudung richterliher Kraft in Deutfchland und die Mittel zu ihrer Be- 
kämpfung) und endlih im Zuſammenhang mit Übides (um aud die Ge- 
fahren biefer VBeftrebungen etwas hervorzuheben), auf bie Deutiche 
QZuriften-Beitung vom 1. 1. 1917 „Ein dringendes Gebotl Cine Umfrage“, 
too fi Hußerungen von Mein, Eydow, Echmiding, Nagel, Ewald, Ruhſtrat, 
Hol, Wach, Hagen?, H. Heinroth, Landmann, Betri, Mügel, Pland, Bierhaus, 
Holtgreven, Gtaff, Düringer, Brandis, Boisly, Schultzenſtein, Oblshauſen, 
Plaſchke, Graf Weſtarp, Koffka, Ring, ſowie von 3 Anwälten Haber, Wild⸗ 
hagen, Hachenburg finden). 

Wir gehen — wenn man prophezeien darf — einer Zeit entgegen, bie für 
bie Ent.heidung bürgerlicher Nechtöftreitigfeiten eine möglichft geringe In⸗ 
anſpruchnahme der orbentlihen Gerichte verlangen wird, ferner die Zahl der 
dabei mitwirfenden Richter einzufhränfen ſucht und endlich auch zwecks Er- 
reichung einheitlicher höchſtinſtanzlicher Rechtſprechung 3. B. beim Reichsgericht 
möglihft wenige Senate fordern wird. Im Etrafverfahren (auch und in 
bejondere im militärifchen) wird für möglichft viele Fälle die Strafverfügung 
mit der Möglichkeit nachfolgender richterliher Entſcheidung fowie die Ein 
ſchränkung des Strafverfolgungszwangs, des formellen Legalitätsprinzips an- 
geſtrebt, ferner eine andere Organiſation, der Anklagebehörde, die ähnlich wie dies 
bei dem Anllagevertreter im Militärftrafverfahren der Fall iſt, ars Beamten mit 
richterlichen Funktionen und Garantien beftehen foll; endlich werden mir mohl 
im Steverprogc wie im allgemeinen im Bermwaltungsftreitverfahren den Ver- 
treter des Bollzintereffes demnächſt ald Partei erleben und auch hier wird ber 
proviſoriſche richterlihe ober vermwaltungsgemäße Alt dem Prozeß vorangehen. 
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die3 ausdrücklich zu erllären. „Sn der Verfaſſungsurkunde ſelbſt“, 
jagt Yaband (Die geſchichtliche Entwidlung der Reichsverfaſſung feit 
der Reichsgründung, Jahrbuch des öffentlichen Rechts I, 1907, ©. 1), 
„Hat diefe Umgeftaltung nur zu einem Teil durch einige Abänderungen 
de3 Textes Ausdrud gefunden und zwar in der Regel nur dann, 
wenn jich die Fortbildung des Rechts in einem offenkundigen Wider- 
jprucd mit einer beftimmten und ausdrüdlichen Vorjchrift der Reichs— 
verfafjung gejegt hat, mie die Verlängerung der Legislaturperiobe, 
der Einführung von Diäten für Reichstagsmitglieder u. dgl.“. Wie 
auch der Wortlaut de3 Art. 78 zeigt, lag in der Gtellung des 
Bundesrat? die Kautel gegen Gefährdung der Neichdeinheit durd) 
Zerfallungsänderungen. „Der bündifche Unitarismus” war bie 
„teitefte Grundlage des Berfaffungsbaues getvorden” (Erich Kauf: 
mann, Bismards Erbe in der Reihsverfaffung, Berlin 1917); im 
Bundesrat und durch den Bundesrat war nach Bismard3 Wort der 
einzige Boden gegeben, auf dem „die Dhynaftiichen und Stammes— 
interefjen ihre Vermittlung mit der Einheit nah) außen fanden”. 
Selbſt wenn wir einen „Bundesrat“ neu erleben follten, mird 
Diejer Bundesrat die im Dynaſtiſchen liegende Gtetigfeit nicht auf» 
weijen, und niemals darf er die Vollksſouveränität irgendwie ein- 
ihränfen. Der neue Staat wird als Volksſtaat unter gerechter 
Bewertung der Stammesintereſſen aufzubauen fein, und es 


Das gehört mit in das Kapitel des Rechtsfriedenserfahrens, weil e3 wie dieſes 
dem Bivede der Vermeidung des ftreitigen Pro;zeßverfahrend dient. 

Die leitenden Grundjäbe de3 N:chtäfrievendserfahrend entnehme ich ben 
zitierten Sonderfdriften: „Man muß fich zu der Eckenntni® durchringen, Daß 
die Leitung de3 neu zu fchaffenden Güteverfahrens dem Richter, nit dem 
Laien zu übertragen iſt“ (Hadenberger). „Die fünjtige Recht3entwidelung wird 
zu einem obligatorifhen Güteverfahren führen. Biel einer auf der Mit- 
hilfe der Redtsanmälte aufgebauten Gühneinftanz wäre es, in möglichft 
zahlreihen Fällen einen möglichft gerechten Uusgleich zu fehaffen, den Rechts⸗- 
ftreit durch Rectsfrieden zu erſetzen“ (Hans Fri Abraham). „.. . Nicht Die 
Prozeßvermeidung..., die angemejfene Regelung, die eine möglichite Auf- 
Härung zur Vorausſetzung hat, muß das erjte Biel ber Güte fein” (aus 
Levin a.a.O. ©. 115). Die progeßverhütende Tätigkeit de3 Anwalts bleibt bie 
befte Sicherung des Nechtsfriedend. Entgegenzutreten ift jedem Verſuch, durch 
„Stadtgerichte”, dem Beſtreben Rechnung zu tragen, „wirtſchaftliche Intereſſen 
nad) einer beftimmten Richtung einfeitig durchzuführen, die durchaus nicht 
immer ben idealen Ausgleich zwijchen Einzelintereife und Allgemeinintereffe dar- 
ſtellt“ (Levin a.a.D. ©. 120). Snterefjant ift die von M:ndelsjohn-Bartholdy a.a.D. 
gegebene Darftellung de neuen (1905) franzölifchen Friedensrichtertums (vgl. ind- 
Sejondere ©. 1567). ; 

Briters, Revolutiousgewalt nud Notſtauderecht. 12 
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würde dann in einer „Kompetenz⸗Kompetenz“ des zufünftigen Re— 
präjentationsorganes eine jtete Gefahr der Einheit liegen. Schon 
diefe Erwägung führt zu der Forderung, „die Verfaſſungsgeſetze 
anderen Organen zuzumeilen al den einfachen” bei der „Gejet- 
gebung” in der Regel Beteiligten. Das Volk muß hierbei mitwirken 
und muß feine Souveränität, fein Grundredt vor jedem, aud) 
bor der Legislative fichern. 

Dazu tritt aber nod) eine andere Erwägung, die wir mit einem 
Zitat aus Gneiſt (Soll der Richter auch über die Frage zu befinden 
haben, ob ein Geſetz verfafjungsmäßig zuftande gefommen? Berlin 
1863; vgl. auch Stölzel, Rechtsverwaltung und Nechtsverfaffung, 
Berlin 1888, Bd. 2, ©. 690 ff.) einleiten wollen. Gneift fagt (©. 23) 
don der „legislatio subordinata“: 

„Der Landedherr und feine Stände find in ihrer gefeßgebenden Gewalt 
den eigenen Landeögerichten nicht untergeordnet, fondern Die Landesgerichte 
ihnen. Allerdings befteht in den nordamerifanifchen Freiſtaaten ein Ver— 
hältnis der Art, alfein nur als Folge ber republifanifhen Berfaffung. De 
den Faktoren ber Gejeßgebung hier die notwendige Permanenz fehlt, um 
eine Garantie gegen übereilte und durch wechſelnde Sntereffen beftimntie 
Beihlüffe der gejeßgebenden Körper zu gewähren, fo hat man dur Über- 
ordnung ber Gerichte ala Wächter für gemwiffe grundvertrag3- 
mäßige Schranken einige Vorzüge ber erblihen Monardjie zu erhalten 
geſucht. Für die deutfche Gerichtsverjaffung paßt diefe transzendente 
Gewalt des höchſten Gerichtähofes ficherlih nit. Zene letzte Garantie 
liegt vielmehr ficherer in der Erbmonardie, einem zweiten permanenten 
und einem dritten gewählten Körper, in ihrem Zuſammenwirken bei ber 
Gefeßgebung; fie liegt darin wenigſtens foweit, wie menſchliche Inftitutionen 
eine ſolche überhaupt gewähren können.“ 

Diefe von Gneift bezeichnete „lebte Garantie” beiteht nicht 
mehr. Dieje „legte Garantie” hat Wolgendorff (Vom deutſchen 
Staat und feinem Recht, Leipzig 1917, ©. 27) mit „vem Gedanken 
der genofjenjchaftlihen Gemeindienlichkeit des Herrſcheramtes be- 
zeichnet”. Er hat dies darin mweiter (S. 31ff.), an das Wort Bis— 
mard3 anfnüpfend, es laſſe fich für das Recht der Monarchen „kein: 
bollftändig Tegitimer Beſitz nachweifen. Die Zuftände find eingealtert 
und wir haben und an fie gewöhnt” pſychologiſch erflärt: „einmal 
aus der Überzeugung von der Nechtlichleit des Beſtandes in der 
Herricherftellung und ferner in der Überzeugung der Gemeindienlichfeit 
der Bereinheitlichung der früheren gedoppelten Staatsgewalt in der Hand 
des Fürſten“. Auch damit find die pſychologiſchen Momente m. E. noch 
nicht erihöpft: es tritt noch etwas Hinzu, das Volksbedürfnis 
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nad) einem Symbol des Herrſchaftsverhältniſſes, alfo ein 
irrationales Moment. Die Perſon des Monarchen wird für viele als „ge- 
heiligt” aus dem „Vernunftgemäßen“ herausgehoben, was ſich unſchwer 
durch zahlreiche Heine Momente darlegen läßt, von denen eins als Bei- 
ſpiel genügen mag: die Verehrung, die der Berliner Schuljunge 
jeder Hofequipage entgegenzubringen pflegte, was ich aber, um nicht 
viele außerhalb des Bernunftgemäßen an einer fehr ſchwachen Stelle 
zu trejfen, auf höhere Alteritufen zu übertragen vermeiden mill 
Ich Habe in meiner Schrift erwähnt, daß den Rat der Volksbeauf⸗ 
tragten in jeiner Eigenschaft als Neichdregierung eine Atmoſphäre 
der Schwäche umgibt und habe dies gerade damit begründet, daß 
jein Imperium nur „vernunftgemäß” wirkt. 

Erich Kaufmann Hat (in feiner Auswärtigen Gewalt, ©. 178, 
in Anwendung von Gedanfengängen aus feiner Studie zur Staats— 
lehre des monarchiſchen Prinzips, Leipzig 1906, ©. 57 ff.) behauptet, 
daß der Gegenſatz zwiſchen der Fontinentalen (hie Rechtsſatz) und 
amerifanifchen (hie Juſtizakt) Prinzip in einer völlig verichiedenen 
Weltauffafjung liege. „Aus dem amerifanishen Syſtem“, jagt Eric) 
Kaufmann, „ſpricht die Weltanſchauung eines konſequenten und 
ſelbſtbewußten Nationalismus, aus dem europäifchen ein ſtarkes 
Gefühl für die $rrationalität der Welt, ein Gefühl, welches fich 
in Europa felbft nicht von allem Rationalismus hat ertöten laſſen, 
das aber erſt die deutſche Philoſophie und Staat3lehre des 
19. Jahrhunderts tatfählid ind Bewußtſein zu heben ver— 
mochte.” 

Ich möchte hier eine ganz einfache Trage aufmwerfen: Gehört 
die Sehnſucht nach Gerechtigkeit, der Wunſch, das „Necht" jeder 
anderen Gewalt gleichgeftellt und die Verwirklichung dieſes „Rechtes“ 
unverbrüchlich gefihert zu jehen, dem Rationalismus oder Der 
Strationalität an? Wer fo nad) dem Richter ruft, denkt nit ar 
die „logiſche Dentktätigkeit" des Nichters, fondern an Weisheit und 
Gerechtigkeit. Ich möchte Hier aus dem Johannes Althuſius die— 
jenige Stelle zitieren, die mir das Verſtändnis für die Größe der 
Gierkeſchen „Rechts“lehre erſchloſſen hat (1880, ©. 318). Gierke ſagt: 

„Wenn es auch fernerhin ein Recht geben ſoll — ein Recht, das ſich 
nicht bloß mit dem althergebrachten wohltönenden Namen ſchmückt, ſondern 
der Ausdruck einer ſpezifiſchen, nur ſich ſelbſt gleichen und 
in ſich wertvollen Menſchheitsidee iſt — ſo bietet ſich eine 
andere geſchichtliche Perſpektire dar. Dann find in der Tat dem Rechts- 
gedanken aus: dem Naturrecht unverlierbare Errungenſchaften gewonnen 
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worden, welche don der hiſtoriſchen Auffaſſung nit preisgegeben, ſondern 
berallgemeinert find und welde in allen Wandlungen und Länterungen 
ber Rechtsauffaſſung auch in Zukunft nicht untergehen Tönnen. Denn 
dann wird die Idee ber Gerechtigkeit jene Selbftändigkeit, die ihr im 
Begriffe des Naturrecht3 erfämpft wurde, auch im Begriffe des durchweg 
poſitiven Rechts ſowohl gegenüber der Idee der gejellihaftlihen Nützlich⸗ 
keit ald gegcnüber der Idee der Tolleltiven Macht immerdar behalten.” 
Mit ven Worten to establish justice bezeichnet die Con- 
stitution of the United States vom 17. September 1787 bie 
erſte Aufgabe der Union. Bon einen: höheren Gefjebgeber, der Die 
Berfaifung gemacht Habe, hörten wir den Oberrichter Marfhall [prechen. 
Erich Kaufmann hat von Burgeß. ich habe von Hadley gelernt, 
wel Heiligtum heute noch der Amerikaner in diefer Verfaffung aus 
dem Jahre 1787 erblidt; wer etwas heiligt, ſondert nicht nur ver- 
nunftgemäß ab. Erid) Kaufmann zitiert ſelbſt Münfterbergs Hymnus 
auf die Juſtitia in Wajhinaton, wir haben Wilſons Rechtsfanatismus 
feıınen gelernt, wir wiſſen, daß er der Berfafjer einer der berühm- 
teſten Schriften (Congressional government)ijt, wirwollen heute hoffen, 
dat dieſe dee der Gerechtigkeit, wie fie uns Gierfe fchildert, Wilſons 
Idee ift, wie wir es feit Anfang Oktober 1918 erhofften. Wir 
wiſſen, daß auch im Logos nicht nur dad VBernunfigemäße liegt. 
Sch fürdte beinahe, daß Erih Kaufmann die Phantafie und die 
Hoffnung, die in diefem „stablish justico“ liegen, überfehen, daß 
bie „alte Schwiegermutter Meisheit“ ihm einen Streich gejpielt hat 
Und gerade, wenn Wilfons Verhalten uns enttäufcht, dann hoffen 
mir weiter auf Gerechtigfeit; wenn wir aber etwas mehr bon Diefer 
Sserationalität in uns hätten, dann würden wir aufichreien müſſen 
in Rechtsempörung, weil das, was mit uns gejchieht, weder der Idee 
der Gerechtigkeit nad) dem „due process of law“ entjpricht (wenn 
auch Kollege Lloyd George Prozeßkoſten liquidieren will). „Nos 
actions sont comme les bouts Times, quo chacun fait Tap- 
porter & ce qu’il lui plait“‘, fagte La Rochefoucauld. Und da wir 
mit diefen Erörterungen da3 Problem der Verfaſſung behandeln, 
mollen wir im Zuſammenhang mit der Lehre vom Vernunftgemäßen 
hören, was Hegel über eine Verfafjung denkt. In der Philoſophie 
des Geiltes jagt er ($ 540): 


„Die Frage, wen, welcher und wie organijierten Yutorität die Ge⸗ 
walt zufomme, eine Verfaſſung zu maden, ift diejfeibe mit der, wer den 
Geiſt eine3 Volles zu machen habe. Trennt man die Borftellung einer 
Terfaffung von der des Geiftes fo, als ob diejer wohl .riftiere ober exiſtiert 


— 1831 — 


habe, ohne eine Berfaffung, die ihm gemäß ift, zu bejigen, jo bemeift ſolche 
Meinung nur die Oberflächlichleit tes Gebanlens über den Bufammenhang 
des Beiftes, feines Bewußtſeins über fi) und feiner Wirklichkeit. Was nıan 
fo eine Konftitution machen nennt, ift, um diefer Unzertrennlidkeit willen 
in der Gefchichte niemals vorgekemmen, ebenſowenig al3 das Machen eines 
@efegbuches; eine Berfaffung hat ſich aus dem Geifte nur entwickelt identiſch 
mit dejjen eigener Enimwidelung und zugleich mit ikm die durd den Begriff 
notwendigen Bildungsitufen und Veränderungen durchlaufen. Es ift ver 
innewohnende Geift und die Geſchichte, — und zwar ift die Geſchichte nur 
feine Geſchichte, — von melden die Verfafjungen gemacht worden find und 
gemadt werden.” (Bgl. Hegel, Die Bernunft in der Gefhichte. Allg. 
Einl. II 1d). 


Und felbft menn Hegels „Geift des Volkes“ ganz zum Vernunft- 
gemäßen gehören jollte, der Volksgeiſt, die Volksſeele tut es nicht. 
„Ihe erglish petition of right in 1688 was historic and retro- 
spective; the Virg:n’a declaration came directly out of 
the heart of nature and announced goveining principies for 
all pecp!es in all future times“ (Banctoft). 

Wir gingen davon aus, dab Das Bedürfnis nach einem Symbol 
de3 Herrichaftsverhältnijjes in der Volksſeele liegt: Dieſes Symbol 
ift in den Bereinigien Staaten wie in der Schweiz die Berfaflung 
ſelbſt. In den Bereinigien Staaten hat fi) diefe Eignung der Ver- 
faffung im Laufe der großen gejhichtlihen Entwidlung feit 1787 
nur berftärkt, insbefondere deshalb, weil man Ylnderungsverfuche 
vermieden hat und weil man — und damit komme ich) auf Wolben- 
dorff zurüd — von diefer Verfaſſung jelbit, die errichtet war „to 
establish justice“ bie Überzeugung von der Rechtlichfeit des Be- 
ſtandes wie von der Gemeindienlidyfeit hatte, und ferner, weil ınan 
— und damit Tomme id) auf Gneift zurüd — die lebte Garantie 
gegen verſaſſungswidriges Handeln der durch die Verfaſſung ein— 
gejegten Organe in der — ebenfalls auf der Verfaffung beruhenden 
— Zichtermacht erblidte — aus dem Glauben an die Idee per 
Gerechtigkeit und an den Richterſpruch, der Dreierlei vermag: 1. D-- 
veloping Unwritten Law, 2. Interpreting and Developing 
Written Law, 3. Declaring what has the form of law is not 
law (Baldwin). Und in dieſer Funktion der richterlichen Gewalt, 
in der Cbenbürtigfeit von Recht und Stantdgewalt wie in der 
Fähigkeit des Richters den in der. Entwidlung begründeten Wandel 
wie den Geift der Rechtsordnung, die Rechtsanſchauung in ihrer 
Gholution xara zu» Aoyo» beim Urteil ntitzuberüdjichtigen, liegt 
dad Geheimnig der „Verfaſſungswandlungen“ (vgl. Sellinel, Ver— 
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Faffungsänderung und Verfafjungswandlung, Berlin 1906) in den 
Vereinigten Staaten; fo erklärt fich die Heiligung der Verfaſſung 
im Volksſtaat durch die Gefamtheit der Volksgenoſſen, mie mir 
icheint auch aus Srrationalität. 

Nicht um Amerika nachzuahmen, fondern meil die Idee der 
Gleichberechtigung von Recht und Staat urdeutſch ift, follen wir 
una in der Frage der richterlihen Gewalt den gleihen Ausbau für 
unfere Berfaffung wünſchen. Auch unſere neue Berfajjung 
ſoll einem Oberften Gerichtshof die Möglichkeit geben, 
ein Gejct, das der Verfajfung widerſpricht, das Rechte, 
weldye die Verjaffung begründet hat, befeitigen will, für 
ungültig zu erflären und auch damit ſoll die Berfaffung 
die gerehte Rechtsverwirklichung fihern. 

Und damit Habe id) die Erörterung der drei Punkte beendigt. 
Sch bin, obwohl ich Dir, Lieber Freund, einen Brief jchreiben wollte, 
beim Haurire mitunter in den Ton der Abhandlung verfallen. Da 
Du aber die „praftiiche Rointe” nur im „Antrage” oder im „Petitum“ 
anerfennft, jo till ich verſuchen, Das Weſentliche meiner Aus— 
führungen a8 Wünſche für die Verfaſſung zu formulieren. 


1. Die Verwirklichung jeden Rechts durch Richterſpruch wird 
gewährleiftet. | 


2. Die Rechtſprechung in Strafſachen ſowie in Streitigkeiten 
über Anſprüche des bürgerliden und des öffentlichen Rechts wird 
durch nnabhängige nur dem Gefel; unterworfene Gerichte ausgeübt. 


3. Die Beohtsfindung hat den in der Entwickelung begründeten 
Wandel des gefehten Zinhalts zu berückſichtigen. Aus Dem Geifte 
der Rechtsordnung hat der Richter, wenn das Geſetz ſchweigt, 


allgemeine Zätze abzuleiten, nad denen er für deu Gingelfall er- 
kennt. 


4. Die Gerichte, die bei Streitigkeiten über Anſprüche des 


öffentlichen Rechts zu entſcheiden haben, werden durch Reithsgeſeh 
beſtimmt. 


5. In jeden Verfahren find die allgemeinen die Parteirechte 
ſichernden Grundſätze anzuwenden. 
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6. Jede Gerichtsbarkeit, jede Strafe, jede ſteuerartige Leiſtung 
bedarf der Begründung dur Geſetzesvorſchrift. 


7. Niemand darf feinem geſetzlichen Richter entzogen werden, 
Ausnahmegerichte find nicht Aatthaft. 


8. Für das Völkerrecht if der Rechtsbrauch der geftteten 
Völker maßgebend. Das Geridt, das bei Anwendung des Völker- 
rechts durch deutſche Berichte als Oberſtes Gericht zu entſcheiden 
hat, wird durch Reichsgeſetz beſtimmt. 


9. Wird in einem gerichtlichen Verfahren die Berfaflungs- 
widrigkeit eines Gefehes neltend gemacht, fo hat das Beidjs .. 
gericht dieſe Frage endgültig zu entſcheiden. 


10. Rechtsfriedensſtellen find nad Maßgabe eines Reichs- 
geſetzes den Gerichten anzugliedern. 


11. Die Reichsaufſicht in Zuſtizangelegenheiten wird durch das 
Reichsjuſtizamt ausgeübt. 


12. Bufländigkeitsfragen zwiſchen den einzelnen Reichsminiſterien 
werden vom Reithsjuſtizamt entſchieden. 


Nun glaubft Du gewiß, daß ich begierig bin, diefe 12 Sätze 
oder einen Teil in die Verfaſſung „Hineinzubelommen”. Ba muß 
ich Dir erflären, dag mir an feinen der 12 Sätze etwas gelegen 
it. Man Tann beffere formulieren, man muß etwas hinzufügen, 
um bie Streitigfeiten zwiſchen Reich und Gliedſtaaten, ſowie zwiſchen 
Gliedftanten durch das Reichs . . „gericht (9.) entſcheiden zu laſſen, 
man fann aus den 12 Säßen, um den due process of law zu 
fichern, 20 madjen — auf alles da3 fommt e3 aber nidht an. 
Wieder will ih, um den Gedanfengang einzuleiten, und um zu 
zeigen, daß man beim Haurire zu bedenken bat 


„ie man wenig ift, 
Und was man ift, das blieb man andern ſchuldig“ (Goethe), 
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mit einem Zitat beginnen. Es ift Robert Pilotys „Verwaltungs 
rechtlihen Gedanken” (Tübingen 1916) entnommen und lautet: 
„Eine Regierung mag ihre Ziele aus Gründen ber politifchen Zwed⸗ 
mäßigfeit verhüllen, ihre Verfaſſung darf fie nicht rerleugnen, will fie ji) 
»nicht des Bruches des oberften Grundfahes alles Rechtes, der Wahrhajtigfeit 
und damit der Bertrauensmwürdigfeit im Menſchheits— und Etaatenvericehr 

Ihuldig maden. Dean toird auch nicht weit, fehlgehen, wenn man eiter 

Regierung, die ftatt ihres wahren Geficht3 cine Maske zeigt, vorhält, daß 

auch der Nechtepjlege ihres Staates nicht zu trauen fei, unb daß ihre Ver—⸗ 

mwaltung jehlgehe.” 

Die Verfaſſung des neuen Bolf3ftaates darf weder 
Maske fein, noch darf fie „ gemacht” werden. Sie muß 
Rechtsverfaſſung fein, jie hat foziale Funktionen zu er- 
jüllen, wie wir jie Woltzendorff entnahmen, fie hat 
der Ydee der Gerechtigkeit zu dienen, die ihre Selb- 
ſtärdigkeit au „im Begriff des durchweg poſitiven 
Rechtes ſowohl der Idee der gejellihaftlihen Nüglid- 
feit als gegenüber der Kollektivmacht immerdar be- 
Hauptet”. Sie muß Rechtsverfaſſung jein und muß mie 
alles Recht dem Gemeinfchaftswillen entjpringen, fie 
muß Das Symbol bes Rechts für den Träger der 
Herrihaftsmadht, jür die Gejamtheit der Volks— 
genoffen jein. Sie darf nit wie die Pallas Athene 
aus dem Haupte des Zeus entfpringen, fie muß dem 
uns von Treitſchke (Deutſche Geſchichte des 19. Jahrhunderts, 
Bd. 1, ©. 273) mitgeteilten Worte de3 Freiherrn 
vom Gtein entjipredhen: „Eine PBerjajjung bilden, 
heißt das Gegenmwärtige au3 dem Bergangenen ent- 
wideln”, ſie muß von dem Reich der Ideen zu dem Waffer 
des Lebens eilen, aus der Vergangenheit ſchöpfen 
im Sinne des Haurire. So muß ſie geſtaltet 
werden in Einſtellung auf den Logos des Deutſch— 
tums, auf das allen Voltsgenoſſen und Volksſtämmen 
gemeinſchaftliche Kulturgut. . Deshalb darf ſie nicht 
„gemacht“, nit in geheim verhandelnden Aus— 
Ihüfjen gefeilt, nicht von Geheimräten gehegt, 
niht von Bundesratsbevollmächtigten zurechtgeſtutzt 
werden; jie muß aus dem Geifte des Volkes empor- 
eigen mit dem Rufe: „Wir die deutſchen Stämme.” — 
Was der Einzelne leiftet und was er entwirft, hat dem 
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Ziele zu dienen, den Volksgenoſſen Har zu maden, 
daß das Volk (und nicht der Geheimrat) fi ein Heilig- 
tum in der Berfaffung erridtet, daß der volf3ftaat- 
lihe ®edanfe in Wirklichkeit umgejeht wird und daß, 
von nun an, wie e3 im Urt.9 der Bundesperfaffung 
der Schmweizerifhen Eidgenofjenfhaft Heißt, es fi 
auch für die Regierung um „Redte und Befugnijje 
handelt, welde daS Boll den Behörden übertragen 
hat”, niht mehr um da3, wa3 von Oben der Herde 
gewährt wird, jodann darum, daß die Beamten Treu- 
bänder des Volksgutes jind. 

Es jei auch Hier an ein Wort erinnert, da3 Gierke jchrieb, als 
ihm der „Entwurf des neuen Bürgerlichen Geſetzbuches“ vorlag 
(Leipzig 1889, ©. 591). 

„Weil man das Geſetzbuch als ein fertige Ganze der Nation ;um 

Geſchenk darbringen wollte, ift nun das Ganze in Gefahr. Wie völlig 

anders würde die Nation zu dem Werle ftehen, wenn fie von vornherein 
ander Arbeit ſelbſt beteiligt worden wäre, wenn fie mindeftens 
durch Veröfſentlichung der Teilentwürfe Gclegenteit erhalten hätte, ihren 
rechtmäßigen Einf auf den Fortgang der Arbeit auszuüben. Denn ein 

Bürgerliches Geſetzbuch, welches zum Volke [preden will, muß aud 

vom Volle erarbeitet jein. Es ift feine Weihnachtsgabe, 

mit der man ein artiges Kind überraſcht. Diejen Irrtum mwicder 
gut zu machen, ift es zu ſpät. Koſtbare Beit ift unwiederbringlich verloren. 

Aber alle fernere Arbeit an dem ſchweren Werle wird fich tor der Wieder- 

bolung des Fehlers zu hüten haben. Keine Geheimnistuerei, feine Ab- 

wehr des frifhen Luftzuges der öffenthichen Meinung, 
feine Sjolierung am grünen Tifh kann frommen In ganz 
enderer Weiſe daher ala ihre Xorgängerin wird die neue Kommiſſion in 

Lite der Dffentlichleit zu wirlen, wird fie bei ihren Entideidungen 

Fühlung mit der Gefamtheit zu ſuchen haben. Dann wird Ber 

deutihe Rechtsgeiſt in das deutſche Geſetzbuch einziehen. 

Und mit ihm zugleich wird lebendiger Gemeinjchaftägeift das neue Privat- 

recht durchdringen. Der romaniftifche Geift der individualijtifchen Schablone, 

weldher mit der beutfchen Rechtseinheit die verderbliche Saat der ſozialen 

Auflöfung auszuſtreuen droht, wird für immer bejchworen fein. Das 

Gejepbuh wird zur Löjung der unermeßlichen foztalen Auf- 

gabe, die dem Priratrecht der Zufunft geftellt ift, die erften bahnbrecenden 

Schritte tun. Es wird jvgendftarf, entwicklungsſähig, herrſchmächtig in die 

Geſchichte eingreifen, die Kraft unſeres Vollstums erhöhen und auf lange 

hinaus friedlichen Eegen fliften. Die Nation hat die Wahl. Gie fann in 

furzer Stift einen beraufchenden Sieg der nationalen dee feiern, um bald 
ernüchtert au erfennen, daß der Befiegte das deutſche Volkstum 
war. Ober fie fann in neuer Urbeit mühepol! ringen, bis fie 
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den Sieg erfämpft, der die nationale und die deutſche Sade 
nit trennt. Wenn unfer Volk feiner alten Art nicht ganz vergejjen 
hat, wenn e3 heute wie fo oft in entfcheidender Stunde den gleißenden 
Schein und das innere Ecin zu fondern weiß, fo kann fein Zweifel walten, 
wohin die Wahl fältt!” 

Mie viel hat fih ar den prophetiihen Worten Gierkes be- 
mwahrheitet. Wie wenig ift das Bürgerliche Gefegbuch mit feiner 
abitraften Sprache in die Volfsjeele eingedrungen und mie hat es 
ih durch die Theorie „entprivatrechten” laſſen. Wir wenden 
uns mit diefen Zeilen mie insbefondere mit dem 
Gierkeſchen Zitatgegen jeden Verſuch, die Beratung der 
Verfaffung in der zufünftigen Nationalverfammlung 
zu einem Ausihußgeheimni3 zu madhen Wir treten 
auch jedem Verſuch entgegen, das Verfaſſungswerk al3 ein be- 
jonder? eilige8 darzuftellen, insbejondere dem Rufe (Med, „Die 
neue Reichsverſaſſung“, Carl Heymann? Perlag 1919, ©. 6): 
„Schnell müſſen wir einig werden”. Mit „Eile" ermwedt man 
nicht den Volfögeift, damit tötet man den Willen zur Mitarbeit, 
bevor er ins Vewußtſein des Volkes gelangt if. Pie National» 
berfammlung wird handlungsfähig fein, wird fic eine proviſoriſche 
Regierung einfegen, wird borfonftitutionelle Gefege erlaffen. Die 
Berfaffung mus werden und darf nidyt „gemacht werden”. Mir 
haben genau fo viel Zeit wie das Volk felbft. 

Nun wird man mir entgegenhalten, daß ich, Der ich immer 
gegen die Fiktion, gegen das „Als ob" kämpfe, Dier wie ein 
Bhantaft in Filtionen wühle. Wo iſt denn der „Volksgeiſt“, wird man 
mich fragen, mir aus Wilhelm Wundts („Bölkerpfgchologie”, 9. Band, 
1918, „Das Recht“ ©. 314) entgegenhalten: „Wir Tehren zu der 
Stage zurüd: wo iſt ein übereinftimmender Wille zu finden? Die 
einfache Antwort lautet: er ift nirgends zu finden.” Darauf können 
twir weiter mit Wundt felbft in ven Worten antmworten: 

„Ein Geſamtwille ift überall erft da anzuerfennen, wo ſich die vielen 
Willensrichtungen zu einer dauernden Einheit verbinden, einer Einheit 
jedoch, die wiederum weder eine Identität noch eine bloße Summation, 
fondern eine Refultante ift, die übereinftimmende und Ddivergierende 
Motive in fich jchließt, eben deshalb aber aud) ein neue Erzeugnis feiner 
Elemente darftellt.e. Darum tjt die Gefellfhaft der Mutterſchoß, 
aus dem ber Gefamttwille geboren wird, aber an fidh enthält fie 
diefen noch eberfomenig in fi, mic fie ſelbſt ſchon cine Gemeinſchaft im 
eigentlihen Sinne des Wortes ift. Sie ift die Grundlage auf ber allein 
die Gemeinſchaft oder eine Mehrheit von Gemeinſchaften entſtehen Tann, 
die aber diefe noch nicht in fich fchließt, wie denn nad) aller Gerneinfchafts- 
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bildung die Gejellfchaft zurüdäleibt, um, mo innere Motive und äußere 

Lebensbedingungen zufammentreffen, immer wieder neue Gemeinſchafts⸗ 

bildungen aus fich hervorgehen zu lafjen.“ 

Und meiter bezüglich des „Rechtswillens“ auch mieder Wundt 
(©. 344), obwohl die Gierkeſchen Gedankengänge und mehr zu 
zeigen ſcheinen, ſprechen laſſen (S. 344 ff): u 
„Wie immer nun aber auch inhaltlich bie brei Gebiete ber Rechts⸗ 

gervährung, der Rechtsgebote und der Rechtsoerbote ſich verändern oder ihre 
Stellen wechjeln mögen, das Sonftante in biefem Wechſel bleibt, dab ber 
Rechtswille jelbft ftet3 diefen Kategorien ſich einordnet, unter denen bie des 
Gebot3 und bed VBerbot3 in dem Begriff der Rechtspflicht dem der Rechts⸗ 
befugnis oder der Rechtsmacht gegenübertreten....... Insbeſondere beruht 
hierauf der Übergang der Rechtsbefugniſſe vom Einzelnen und ber Gippe 
auf den Staat und die in Mafje ſich verftärfende Gehorſamspflicht bes 
Einzelnen und ber befchränkteren Verbände gegenüber dem Rechtsgebot, das 
dieſe Entwidlung des Rechtswillens kennzeichnet. Hierbei vollendet fich 
nun zugleich die Gonderung des Rehtsmillend von dem auf ihn ein— 
wirkenden, im Gtaate zu feiner legten Ausbildung gelangten Gefamtivillen. 
Eind die im Rechtswillen vereinigten Normen auf der einen ©eite bloß 
ein Teil der Inhalte des Gefamtiwillenz, fo reihen fie auf der anderen 
weit über dieſen hinaus...... Immerhin bleibt e3 ein ſtaunenswertes und 
nach feinem äußeren Einfluß gemeſſen vielleiht das machtvollſte Wert der 
Kultur, daß der Rechtswille e8 gemefen ift, der dem Biel einer die &e- 
famtheit der Kulturvölker umfafjenden Willendeinheit am nächſten ge- 
fommen ift.” 

Da man Wundt cher glauben wird als mir, fo kann ich mid 
mit feinen Ausführungen, obwohl ih in ihnen manches vermiſſe, 
gegen ven Vorwurf des „Als ob“ ſchutzen. 

Und doch liegt in der Kritik aus dem „Als ob“ etwas Richtiges. 
Man ſollte nämlich nicht nur „Völkerpſychologien“, ſondern auch 
„Völkerpſychopathologien“ ſchreiben. Denn, was bei allen Völkern 
Normalerſcheinung der Volkspſyche iſt, ſollte man SKranfheits- 
erſcheinungen die Lehre von den pſychiſchen Krankheiten der Völker 
gegenüberſtellen. So bin ich der Uberzeugung, daß das Studium 
von Th. Ziehens Werk über Pſychiatrie (Leipzig 1908) und manches 
von dem verſtändlich machen würde, was unjere Feinde uns 
jeit ver Herbftlatajtrophe angetan haben. ber, mern man foldje 
Gedantengänge verfolgt, dann foll man nicht verfehlen auch über 
da3 Heimatlidye nachzudenken und dabei gelangt man bei un zu 
einer merkwürdigen „Volkspſychoſe ohne Intelligenz— 
defeft”. Das Recht, d. h. das materielle, von vielen 
aprioriſch geſcholtene Recht, das in der Idee der Ge— 
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sehhtigfeit wurzelt, ift aus der allgemeinen Bor- 
ſtellungswelt bei ung faft geſchwunden. Das iſt aber Feine 
Nechtsentwidelung, das ift Krankheitsbild. Einiges Material aus 
meiner Schrift will ich hierfür zufammenfteilen. 

Welche Recht3- und Unrechtstatfachen haben wir erlebt? 

Eine Wandlung des fozialen Herrichaftsverhältniifes in Macht- 
verhältnis, im heimatlichen Staatsrecht eine grotest gefteigerte 
Machttheorie, die dem bürgerlihen Recht eine fchlechtere Stellung, 
zuwies als e3 im Wolizeiftaate gehabt Hatte, die rein formal 
Iatalogifiert und das materielle Recht als apriorifch ablehnt, weiter: 
feit Jahren ein wüſtes Fabrizieren von Geſetzen und Verordnungen, 
daneben immer die Lehre von der „Subjumtionsmajchine” und die 
abfichtiihe Zurüdjegung von Richtertum und Anwaltſchaft bei gleich» 
zeitiger Auszeichnung der Verwaltungsbeamten; unpopulär abgefaste 
Geſetze und Urteile, dann weiter: während des Krieges eine Über- 
ſchwemmung des gejamten Lebens mit den Außerungen des supreme 
power mit Zaujenden von Verordnungen und die Verhöhnung diejer 
Äußerungen durch die Vollsgenofjen, 3. B. durch Belobung des 
Regierungen „Rechtserörterungen“ mit den Gegnern zu führen, vie 
Schwierigkeiten der Yeldjuriften wie der Prifengerichte, ſich in 
völferrechtliche Gcdantengänge Hineinzufinden, dann die Reichzfinanz- 
bofordnurg, die „Entwidelung des Unrechtsgefühls“ durch 
das „ſich untereinander neidijche Vergleichen‘ (nad) Durchführung Der 
erundfälichen „Organſtellung“ jedes männlichen Volfsgenofjen bis zum 
60. Lebenzjahre,) durch die mangelhaften Rechtsbehelfe in der Heeres. 
organilation, durch die „Rechts“ausführungen zu Breſt⸗Litowsk, durch 
die Unmöglichkeit, ſich 3. B. bei den Eingriffen der Zentraleinkauſs— 
geſellſchaft (3. E. ©.) über die Nechtöbehelje und den Rechts— 
weg zu vergemiljern; durch die Gewißheit getäuſcht worden zu fein, zum 
mindelten in dem Kapitel der Organijation des Annexionismus, und 
dann jetzt während der Revolution die jamoje, von der Recht— 
jegung unabhängige rechtſetzende geſetzgebende Gewalt 
des Rates der Volksbeauftragten, die Befreiung 
der Geheimräte von paragraphierten Ladenhütern, 
die Anerkennung des Bürgerlichen Geſetzbuches durch — 
das Demobilmachungsamt (!!), die Aufhebung von Ge— 
ſetzen und Vollſtreckungsmaßregeln ſowie die Einſetzung 
Bon Volks- und Standesgerichten durch die A.- und ©.- 
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Räte, der ftändige Ruf nad Ausnahmegerihten und 
befonderen Geriht3fommiffionen, die Krankfheitsdispofition 
für das geiftige Tledfieber des früheren Barenreiches (mit dem 
andern Fleckfieber zu vergleichen insbeſondere wegen der Kranfheits- 
zwiichenträger aber auch wegen des fiebrigen Stranfheit3bildes): Die 
Tatfadhe, daß e3 genügt, wenn Piychopathen ſich auf irgendeinen 
Plaß ftellen und von dem „Unrecht“ fpreden, das ihnen bon 
Borgefeslen zugefügt worden fei, um Maffen zu begeiftern und fie 
dazu zu bringen, fih ihr „Kecht“ durh Plündern von Läden in 
armen Gegenden zu ſuchen: das Fehlen jeder Empörung bes 
Rechtsgefühls bei der Schmad, die man uns antut, — alles das 
und noch viel mehr haben wir erlebt. Daneben erleben wir Be— 
geifterung, fobald Ausländer insbefondere Wilfon bon Recht oder 
Gerechtigkeit fprechen, aber Empörung, wenn bei un? die Hebung 
de3 Richtertums und die Verwirklichung jeden Rechts durch Richter- 
{pruch gefordert wird. Allenfall® erfennt man bei uns an: Da3 
„Recht auf die Phraſe“ von der Geredh'igfeit, „mie ich fie auffaſſe“. 
Des ift unpatriotiich, wird man mir entgegenhalten, jo etwas Darf 
men nicht ausfprechen, das jchädigt das Volf, das darf das Aus— 
land nicht lejen, das ift unpolitiſch. Wirklich?, meine verehrten 
Herren Räte dritter, zweiter, erfter und nullter Klaſſe: nur vor etwas 
ift dem Ausland bange — davor nämlid, dab ein deutſcher 
Staatsmann fih der Welt gegenüber auf das Rechts— 
bewußtfein des Volks berufen könnte. 

„Phraſenheld“ wird man fagen. „NRechtövermirklichung”, 
„Kulturnormen des Verfahrend”, „Gerechtigkeit“, „Idee des Rechtes“, 
„Pflichtgemäßes Ermeſſen“ und nun gar der „Logos“, die „Einſtellung 
des Menſchen auf Ewigkeitswerte und Totalität“, Die „ſchöpferiſche 
Evolution”, alles „Phraſen“, noch dazu geſtohlene, Die zumeiſt den 
Schriften des Philofophen Bergfon entſtammen, der mit Lord 
Reading und Andre Tardieur nad) Waſhington geſchickt wurde. 

Es gibt „Üüberhaupt” fehr viel „Phraſen“: In allen Schriften, 
die auf der Welt als heilig gelten, mimmelt es von „Phrajen”, in 
den Philofophien Desgleihen, in der Poeſie nicht minder, in der 
Politik 3. B. die Wilfonfche Rede in Mount Bernon vom 4. Juli 
1918, dann in der Rechtgeichichte, in der römischen, der Deutichen, 
der englifchen (Bill of Rıght:), in der amerifanijchen, die Virginia 
Bill of Rights, in der franzöfifchen (Declaration des droits de 
Y’homme et du citoyen), dann bei ben Schriftfiellern Grotiwß, 
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Node, Bladſtone, Rouſſeau, Montesquieu, aud) Fei einem Manne 
wie Eapigny, der ja die Schrift „vom Beruf unjerer Zeit” (1814) 
mit der „Phraſe“ ſchließt: 

„Nam mihi aspicienti legum libros, et cognita pericula 
Germaniae, saepe totum corpus cohorrescit, cum reputo 
quanta incommoda secutura sint, si Germania propter bella 
amitteret hanc eruditam doctrinam juris et hoc curiae orna- 
mentum“ (au Melandithon oratio de dignitate legum). 


„Phraſe“ ift es ja wohl aud, wenn Gneift feinen Rechtsſtaat 
mit den Worten fchlieft: „Jurisprudentia est divinarum et 
humanarum rerum notitia, justi atque injusti scientia 
— fo meinten einft die ZYuriften, die ihren Beruf in vollem Mae 
verftanden —“ oder wenn Adolf Stölzel da3 „Suum cu!que“ dor 
„Brandenburg- Preußen? Nechtsverwaltung und Rechtsverfaſſung“ 
gefett bat, und mie viele Phrafen finden ſich bei Gierke, Kahl, 
Kohler, v. Liszt und Stammler, wieviele auch in der bon mir er- 
wähnten Windtborfiihen Rede. Wie reich war man früher an 
„Thrafen” — und dur) Phrajen! 


Heute fpriht man 3. B. im Programm bon Der - ‚Unverleb- 
lihfeit des Eigentums” und ſofort weiter von der Enteignung; in 
der Rechtslehre ift man forrefter: „Das Eigentum gewährt nur 
in gemwiffen bon vornherein Durch die Rechtsordnung gegebenen 
Grenzen ein freie und ausschließliche Einwirfungsrecht,” und man 
hebt herbor, „daß die Grenzen, innerhalb deren die Rechtsordnung 
dem Eigentümer alle erdenkliche Sachherrſchaft gewährt”, ftarf ge- 
wechſelt haben, daß fie im mittelalterlihien deutichen Recht „eng 
gezogen waren”, zumal bei Grundjtüden im Sntereffe der Gemeinde 
ftarf eingejchränkt waren (vgl. Martin Wolff, Lehrbuch des Bürger- 
lihen Rechts, 2. Bearbeitung, Marburg 1913). Hier liegt aljo eine 
„echte“ Phraje im Satze von der „Unverleglichkeit des Eigentums”. 


Man Spriht von „Selbftorganifation”, aber vermweigert der 
auf jozialwirtichaftliher Grundlage beruhenden Eelbftorganifation 
der Berufsgenofjen die Anerkennung der privaten Rechtsfähigkeit 
wie den Ausschluß der Verbandshaſtung aus außerkontraktlichen 
Tatbeſtänden. Etedt denn in dem Hymnus auf die „Selbftorgani« 
jation” dann nicht auch eine Phrafe? Man fpricht von anderen 
Grundrechten, jagt aber nicht, wie fie verwirflicht werden können. 
Das find mohlfeile Phrafen! Aber wie reich ift das Leben doch 
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durch Die Lehre von der Grundichuld, Durch das Zwangsverſteigerungs⸗ 
gefeb und durch die Konkursordnung! Das find phrafenfreie Ge- 
biete, deren Bedeutſamkeit auch gar nicht angezmweifelt werden kann. 

Und dann noch etwas, was in das Gebiet der „echten“ 
Phrafen gehört: Zitiert man Wilſons Anſprache an den Kongreß 
vom 11. Februar 1918 und Spricht man von der „Righteous and 
triumphant Force which shall make Right the law of the 
world — fo macht man jich des „Wilſonismus“ ſchuldig; jagt man 
aber, die Lehre von der Ebenbürtigfeit des Rechtes und des Staates 
ft deutſch, urdeutich, verweilt man auf Gierfe oder auf den %o- 
hannes Althuſius — dann ift man „alldeutjch”, fpriht man nun 
gar vom deutſchen Mythus, dann ift man „teutich”, wendet man 
fich gegen die Verunglimpfung des Heeres, dann ift man „Militarift”. 
Tarteidifziplin ift geftattet — aber wehe dem, der Heeresdilziplin 
fordert, der ift ein Blutgieriger aus dem Obrigkeitsſtaat und Gegen- 
rebolutionär. Ta hilft als Troft entweder da3 milde Wort „Sei 
gefühllos“ oder das harte Wort des Heraflit aus dem Fragmentum 97: 
„xives yap xaraßav Lovow wv av un Yıvooxwoı“, das Hermann 
Tiel3 mit den Worten überjeht: „Denn Hunde bellen tie an, Die 
fie nicht kennen.“ 

Wir brauden uns alſo nicht einfchüchtern zu lajjen; wir bleiben 
ruhig bei unferer Behauptung: troß des der Jrrationalität 
angehörenden Wunſches nach Geredtigfeit in dem Bolle 
zeigt unjer Rechtsleben eine krankhafte Ausſchaltung der 
Idee des Rechtes und eine Manie, nur die poſitiv gefepte 
Norm unabhängig von der Idee des Rechts zur Anwendung 
zu bringen (wohl möglich gar „allgemein“ und nicht für den Einzel- 
fall, vgl. Entih. des RG., Bd. 92, ©. 367). Nelfon mit feiner oit 
erwähnten Schrift über die „Rechtswiſſenſchaft ohne Recht”, v. Liszt 
mit feiner Kritik Hierzu in der Auriftifhen Wochenschrift, ferner 
Stammler mit der Lehre dom „richtigen Net”, Radbruch und 
Nojenthal, fie alle werden zum Beweis des hier Vorgetragenen 
als Sachverſtändige benannt. Ich habe die Haupturjadyen dieſer 
merkwürdigen Krankheit in meiner Schrift (©. 49) genannt, ich 
hätte noch die Beeinfluffung der Vollspigche durch die Auforängung 
jtemder Rechte, durch Die Nezeptionen erwähnen müſſen. Der 
immer wiederkehrenden Gierfefchen Prophezeiungen und Mahnungen 
(im Johannes Althuſius, in der Abhandlung über Laband Staats⸗ 
recht, in der Kritik des Entwurfes eines BGB., im Deutſchen 
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Privatrecht) habe ich gedacht. Ich habe auch für meine Perſon 
keinen Hehl daraus gemacht, daß ich, ſolange ich unter dem Einfluß 
meines bon mir hochverehrten Lehrers Laband ſtand, die Willens— 
und Machttheorien, wie die Betonung des Dogmatiſchen „für der 
Weisheit letzten Schluß“ gehalten habe, und daß mich erſt andere 
Momente, Erkenntniſſe aus der Praxis, insbeſondere aus der Praxis 
des Krieges, wie die Beſchäftigung mit den Gierkeſchen Schriften 
dazu gebracht haben, das, was ich ſelbſt früher für Phraſe hielt, 
als eigentliches Weſen des Rechtes zu erkennen. Auch die Ent— 
wickelung des Individuums gehört zum Tatſachenmaterial, das 
wiſſenſchaftlich einzuordnen iſt. 

Unterſtellt man nun die Richtigkeit meiner Bebauptungen, jo 
ſind aus ihnen die praktiſchen Folgerungen zu ziehen: 

1. nach der negativen Seite. Hier möchte ich nun auf das 
eingangs zitierte Wort Robert Pilotys von der Verfaſſung mit 
Maskenfunktion verweilen, ferner auf den Zwes der Verjaffung, 
al3 heilige8 Symbol zu dienen für jenes Recht, da3 dem Gtaate 
ebenbürtig ift, und endlich an den Notenwechſel mit der Vereinigten 
Staaten im Oktober 1918. CS Tann nun leicht folgend.3 ge— 
ſchehen: Ter Berfajjungsentwurf oder bie Berjajiungsentwärje 
wandern in die Nationalveriammlung, vielleicht wird auch etwas 
über die „richterlihe Gewalt" aufgenommen, dann geht die Arbeit 
in dem Ausſchuſſe los oder e3 wird im Plenum diskutiert, und fo 
erzält das deutiche Volk den Vollksſtaat und jeine Verfaſſung „bon 
oben” und wartet neugierig ab, wie die neuen Wahlen augfallen 
werden. Die volfsjtaatlihe Berjajjung ohne Gemeinjchaft3- und 
Rechtswillen wäre in der Tat nur eine Maske und das Ergebnis 
nicht höher zu bewerten al3 der ftaatlich anerfannte Vollsſtaat bes 
Frinzen Mar von Baden. Angenommen, bie Rechtsfrage, die Frage 
nah der Recht3verfajfung, nah dem Berhältnis3 von Rechtsſatz 
zum Richteriprud) würde ausgeſchaltet oder nur als nebenfächlic 
in irgendeinem Titel von der Reditspjlege aud) nicht im allgemeinen, 
ſondern im bejonderen Zeil behandelt, auf welhem Niveau würbe 
dann die ganze Berfaffung fliehen? Tann kommt jeder Stamm 
und jeder Einzelne mit feinen rein wirtſchaftlichen und politiſchen 
Intereſſen an und legitimiert ſich mit dem „Quia possideo*. mit 
dem Machtverhältnis, und es wind ihm aB unhöfliche Antibort das 
Bort des Wlpian zuteil: „Pro possessore vero possidet 
praedo, qui interrogatus, cur possideat, responsurus ait 
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„quia possideo“, nec contendet se heredem vel per 
mendacium“ (l. 11 $ 1 D. d: her. pet. 5.3). Im Jahre 1862 
hielt Ferdinand Laſſalle in einem Berliner Bürger⸗Bezirksverein 
einen Vortrag über das Verfaſſungsweſen“. Er trug eine Reihe 
von Tatſachen vor (S. 8) und ſagte: „In allen dieſen Tatſachen 
ſpricht ſich ſomit aus, daß nach dem geſamten Gefühl der Völker 
eine Berjafjung etwas noch viel Heiligeres, Feſteres, Unveränder⸗ 
licheres ſein ſoll, als ein gewöhnliches Geſetz.“ Er fragt dann 
weiter, warum die Verſaſſung ein „Brundgefet“ genannt werde, 
und fagt, der „Grund“ müffe eine tätige Kraft fein, welche auf 
alte Geſetze derartig einwirkt, daß „fie in einem gewiſſen Umfange 
notwendig fo unb nicht anber3 werben wie fie eben find.” Dann 
jagt er weiter: „Die tatfählihen Machtverhältniſſe, die in 
einer jcden Geſellſchaft beftehen, find jene tätig wirkende Kraft, 
weldye alle Geſetze und rechtlichen Einrichtungen dieſer Gefellichaft 
ſo beftimmt, daß fie im mefentlichen gar nicht anders fein können 
al3 jie eben find.“ Tas find „bie tatſächlichen Machtverhältniife“. 
„ie verhält es fich,“ fo fragt er, „Dann nun aber mit dem, was 
man gemöhnlih Berfajjung nennt, mit ber rechtlichen Ber- 
fafjung?“ In dieſer erblidt er „in Wirklichkeit" (S. 21) ein Blatt 
Tapier, das ben Änderungen in den wirklichen Machtverhältniifen, 
der organifierten Macht des Herrſchers unb ber unorganifierten des 
Bolfes Rechnung trägt; bie geichriebene Berfaffung habe nur Wert: 
und Tauer (©. 32), wenn fie ber genaue Auabrud der wirklichen 
in der Gejellihaft beftehenden Machtverhältnijie fei. Soviel aus 
Laſſalle. Der Tualismus zwifchen Bolt und Herricher, wie ihn 
Laſſalle ſchildert, befieht im Vollsſtaat nicht, hier liegt die gefamte 
Stantögewalt beim Volle. Und jett kann das Recht die Ber- 
faſſung beherrſchen. 

Um „Machtverhältniſſe“ Handelt es ſich im Verhältnis der einzel- 
nen Glieditaaten zueinander und zum Reiche, ferner bei den mwirtichaft- 
Iihen und fozialen, im Parteileben ſich ausdrüdenden Machiverhält-. 
nijjen und endlid bei den Kompetenzen der ftaatlichen Organe, bei 
der Organilierung der Staatsmacht, insbeſondere bei der Regelung 
ber Erefutive. Überall gibt e8 Regelungen nad) einem gerechten 
Bertetlungsmaßjtab und einen billigen Ausgleich. Ulle Regelungen follen 
ex voluntate populi erfolgen, und dies joll nicht fingiert fein. Das Volk 
Toll alfo, wie die amerikanische Verfaſſung ſagt ‚establish justice‘ und es 
kann nurein Verfaſſungswerk Beſtand haben, dad — wozu eine 

Friters, Revolutiontgewalt und Notftandörecht, 13 
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gleiche Machtverteilung unter den politiſchen Parteien beitragen 
möge — die justitia, Die gerechte Regelung des Machtverhält- 
nifjes zum Sundament de Staates macht, dad ausgleicht und Aus- 
gleich ſichet. & muß dad A und O ber Verfaſſung nicht der 
Macht- ſondern der Rechtsgedanke im Volke fein, dann muß 
alfo diefer Rechtsſinn mieder gemedt werben, der gerade durch 
die Art der Begründung der Gefekgebung in der Rebolutiong- 
zeit aufs neue geftänft wurde, man muß aljo, und das ift das 
Negative, die Verfafjung jo lange unvollenbet laſſen, bis der ſich 
im Rechtsſinn äußernde Gemeinjd;aftswille des Volles wieder ge- 
ſundet iſt. 

2. Nun zum Poſitiven: Es muß der Fertigſtellung der 
Verfaſſung eine organifierte Aufllärung des Volkes über 
die Bedeutung der Rechtsverfaſſung vorangehen. Tas 
Bolt darf nicht die Verfaffung als Gejchent von „oben“, auch nicht 
bon feinem eigenen Willensorgan, von der Nationalverfammlung, 
erhalten. Sonſt erleben wir wieder die „Geſetzgebungs“⸗, vielleicht 
auch die „Eubjumtionsmaschine”, und da daS Volk ſich niemals 
ohne den Rechtsſinn feines eigenen Rechtes bewußt werden, fi 
felbft empfinden kann, geht e3 wieder weiter mit dem „unpolitiichen 
Sinn” nad) dem Gate der vertrauensvollen Hingabe an die, welche 
der Zufall der Wahl oder der politiichen Parteikonſtellation zur 
Regierung bringt: „irurgsno 005 Reel Ravımv ro £uov ws 
Belsısg roayparstecdu . . . Os xupin Ovrı av Eumv" (vgl. C 60 
5 4 D. mand. 17, 1): „Was ich bin und was ich habe, vertraue 
ih Dir an, als ſeiſt Du mein Herr“, aber die Einfchränkung, die in 
der zivilrechtlichen Lehre vom Mandat liegt, fehlt der Cab, daß der 
Vertrauensmann ex voluntate domini, alfo hier dem Gemeinschaft 
willen de3 Volkes gemäß, pflichtgemäß (ex fide) zu handeln habe: 
denn Gemeinjchaftswille wie Rechtsſinn ift hier Fiktion, der Pro» 
furator hat feinen Herm, der Profurator ift der Herr, nicht der 
Zreuhänder des Volksgutes. 

Gerade bei der Frage des „Warum” fegen die Einwendungen 
ein: Es wird gejagt, daß alles die doch nur ein „ideales“ Biel jet, 
daß man heute nur „praftische” Ziele habe und für da3 Ideelle 
zubigere Zeiten abgemwartet werden müſſen. Darauf ift zu ante 
worten, daß das Ganze, obwohl e3 fi) um die Idee des Rechts 
und der Gerechtigkeit handelt, geradezu antiideell gedacht if. Es 
Handelt jich um unfere Rechtsordnung, nicht um das Vernunftrecht 
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als foldes. Gerade weil uns auf bdiefem Gebiete da3 Gemein- 
ſchaftsbewußtſein fehlt, hafchen wir nach fremden Ideen. Trotz 
ſtreng rechtlicher Gefinnung, troß ausgeprägteften Pjlichtgefühls fehlt 
dem deutſchen Bolt dad Bemwußtjein des eigenen Rechts, das 
Bemwußtfein des Rechts am Eigenen, das Bewußtſein des 
Rechts auf Würdigung diejes Rechtes durch andere — durch die 
Legislative und Erelutive Daheim, durch die anderen Staaten in der 
Bölferrecht3ordnung. Auf unfer gemwaltiges Pilichtgefühl verlajjen 
wir una bei den anderen ftatt unfer Recht zu empfinden und bie 
Reſpektierung und Berwirklihung unfere® Rechtes bon ihnen zu 
verlangen. Dieſes Rechtsbewußtſein hat mit individualiftiicher 
Auffafjung nichts zu tun, fondern wurzelt in der Idee des Rechts 
und der Gerechtigfeit. Tas ordnungsliebendſte und ruhigfte Volk 
der Welt wird nad) langen Jahren ſchwerſter Pilichterfüllung plöß- 
lih — als Verbrecher bebandelt, dem feinerlei Parteirechte zuftehen 
follen, fein due process of law, und ruhig nimmt e3 die Un- 
gerechtigfeit hin: Zmurgenw 00, zegl zavımy tar fuov ws Helkıg 
rzoayuarersodas. — Ws xupior Ovrı vor Eur. „Diad) was Du willſt 
mit mir. Sch bin rechtlos und Tu biſt mein Herr.” Fehlender 
Rechtsſinn, verbunden mit der Bewunderung der dee des Fremden, 
unfere vertrauensvolle Hingabe — an den Feind. 

Fas est et ab hoste doceri. Jedermann fei die Lektüre Des 
5. Sapitel3 des Münfterbergichen Werkes „Die Amerikaner” (Berlin 
1904) mit der Überfchrift die „Zuftiz" empfohlen. Da wird er 
lefen, wie durch Tradition, Erziehung und Inititutionen „das Red)ts- 
bewußtfein eines Volkes" organifiert werden Tann, und wer Wilſons 
Reden (im Tert 1918, Reimar Hobbing) lieft, der jieht, daß Wilſon 
— gleidygültig ob es Rolinit oder eigene Überzeugung war — ſich 
immer nur an dies Rechtsbewußtſein gewandt, immer nur bon 
Right und Justice gejproden hat, denen er force und interest 
gegenüberftellte.e So „praktiſch“ iſt das Rechtsbewußtſein 
eines Volkes, jo praktiſch, es durch Inſtitutionen zu 
ſichern. Selbſt wer den Cab annimmt, den Marx 1859 in feiner 
„Kritik der politiihen Okonomie“ formulierte: „Es ift nicht das Be— 
wußtjein der Menjchen, das ihr Sein, jondern ihr gejellichaftliches 
Sein, das ihr Bemwußtjein beftimmt“, der muß mit diefem Satz 
etwa3 anerfennen, nämlich) „Dad Bemußtjein”, und mo e3 fehlt, 
muß er juchen, e3 zu eıweden, und ijt ed gemwedt, jo werden unjere 


Volksmänner anders fprechen können als heute. 
13° 
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Was foll zum Inhalt der Propaganda des „Rechtes" gemacht 
werden? Nie kann einem die Algrenzung des Gebietes leichter ge- 
macht werden al3 zu einer Zeit, in der Verjaflungsentwürje bor- 
licgen, in der eine Berfaffung werden foll. In den Mittelpunkt 
der Tropaganda muß die Berfaffung geftellt werden und zwar 
unter dem Gefichtöpunfte der Vollsſouveränität und der Nedıts- 
verwirklichung. Die Tedeutung der Verfafjung ſelbſt, die Rechte 
unverbrüchlich fichern foll, muß Eargelegt werden, dann ihre Auf- 
gabe, den Rechtsſrieden zu bringen und zu jichern, die Geſchichte 
den deutſchen Cinheitsbeſtrebungen, der Unterjchied zwiſchen 
dem Obrigkeitsſtaat und dem Volksſtaat, das genofjenjchaftliche 
Prinzip und die alten genofjenichaftliden Rechtsformen mie Die 
neuen, insbefondere die Gewerkſchaften, die genofjenfcaftliche Be— 
rufsorganijation, die alte Form de3 Eigentums, da3 geteilte Eigen- 
tum, die Enteignung, die Rerjönlichkeitsrechte, die Heimjallsrechte ujw. 
Alles das wird viel befier, mit feiner Begründung in der Ber- 
gangenheit, Werdendes vorbereiten al3 Steuergeſetzentwürfe, die ur- 
plöglih von oben herunterpraſſeln. Tarzuftellen ift altes ala Zeil 
der Rechtsordnung unter Einftellung auf die Idee de3 Rechts und 
der Gerechtigkeit. 

Wie joll die Aufklärung vor fid) gehen? In Wort und Schrift, 
in Zlugblättern, Frofchüren, Reden, Dis’uffionen ufm. Wie e3 der 
„gelehrte Berufsſtand“ gemacht hat, der einst zugunften der roma- 
niftiihen Denlweiſe ein altes Recht umgeftoßen hat, fo kann e3 auch 
heute gejchehen. Die Arbeit ift heute nur viel leichter, weil das 
Gebiet durch) den Rahmen der Verfaſſung begrenzt werden mag. 
Dan wird nun weiter fragen, ob da3 „Wie“ nicht durch die Un- 
abhängigen oder durch die Spartafiden recht gefährlich werden kann. 
Wenn die Arbeit ehrlich und mahrheitsgetreu geleiftet wird, ſo halte 
ich dieje Gefahr für gering. 

Wer joll die Arbeit verrichten? Es ftehen genug vorgebildete 
Hilfskräfte zur Verfügung Mancher „Nat“, mandyer „Bund“, 
mancher „Aktionsausſchuß“ foll ftatt der „Abwehr“, das Wieder- 
aufbauen zu feiner Arbeit machen. Für die Arbeit muß eine Zentrale 
geſchaffen werden, e3 lann fogar „eine Behör)e“ jein, vorausgeſetzt, 
daß die Behörde ſich nicht als Obrigkeit, fondern als Dienerin des 
Volkes fühlt. Auch als Apoftel einer neuen Lehre dürfen fich Bie 
Mitarbeiter nicht fühlen! (vgl. da Reglement de la societe des 
amis de la Constitution vom 8. Tebruar 1780 Actes des Arötres 
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bei Binkeifen, „Der Jakobiner⸗Klub“, 1. Teil, Yeilagen, Berlin 1852). 
Bielleiht Hat der Aufruf der Deutihen Auriften- Zeitung vom 
1. Januar 1919 die Möglichkeit einer durch eine Zentrale zu organt- 
fierenden Arbeit vorbereitet, vielleicht Hilft der große Rechtslehrer 
mit, deſſen Lebenswerk die Grundlage dir Arbeit bilden wird, biel- 
leicht wird e3 eine der erften Aufgaben der Volfshochichulfurfe, die 
ih am Schluſſe meiner Schrift erwähnte, fein, die Lehre vom Rechte 
in der Rechtsverfaſſung dem Volt aB einen Teil feiner Kultur 
zu berfünden, damit das deutſche Boll aus dem Willen zum 
Rechte und zum „richtig verbindenden Wollen” (Stammler) 
jeinen Wiederaufbau beginne. Tann wird ein Gefühl des Gemein- 
famen aud) in ben Erben Stein und Biömards, Gagerns und Gim- 
ſons, Bebels und Liebfnecht3, Benningſens und Bafjermanns, Windt- 
Horft3 und Hertlingd, Richter? und Bambergers erwachen, allen wird 
da3 NRechtsbemußtjein des Volkes ein Weifer fein, den Einzelnen, 
den Parteien wie auch den Etämmen, deren auseinanderjtrebende 
Intereſſen fich nicht nad) dem „Quia possideo‘‘, fondern nach dem 
Etreben um Erhaltung der Reichseinheit, aus dem Glauben an die 
Unfterblichfeit de3 Teutſchtums in gerechter Löfung ausgleichen 
werden. Richterſpruch ift beffer denn Machtſpruch. 

Das Volk, bei dem alle Gemwalt zu liegen hat, mwird feine Ver— 

Tajjung Heiligen, weil fie die Verwirklichung allen Rechtes durch 
Gerechtigkeit gemährleiftet. „To establish justice“ fchrieb das 
Volk der Vereinigten Staaten in feine Präambel; „m Namen 
des Rechts“ können mir über Die unjere ſetzen „und fühlen uns 
auf deutihem Boden”. 
Das ift die Notftand3arbeit, dieinder Revolutionszeit 
Srängt. die fihnell bemältigt werden muß und Tann; ohne fie wird 
die Berfaffung nichts fein als eine Regelung von Machtoerhältnifien, 
aus „tönendem Erz” und „Hingenden Schellen“, aus Drohungen 
und Phrafen, mit ihre wird die Berfafjung unjer befter Schutz 
fein — auch nad) außen. 

Nur durch diefe Vorarbeit, durch die Gefundung des Rechts- 
finns, durch dieſe Heiligung der Verfaſſung al Rechtsverfaſſung 
aller Stämme und Bollsjenofien kann der Erfolg einer 
anderen Arbeit gefihert werden. Pie Vorarbeiten, die Erz— 
Berger in feiner Schrift über den „Völkerbund“ geleiitet hat, vie 
Entwürfe der „Deutjchen Geſellſchaft für Völkerrecht”, die Echriften 
von Liszt, Mendelsjohn-Bartholdy, Niemeyer, Schüding, Sinsheimer, 
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Bitelman und Born, die Borarbeiten Frandes und Bimmermanns, 
die das mit Guſtav ton Echmoller früher gemeinfam geübte Werk 
der internationalen fozialen Praxis fortfegen, alle Died wird feine 
Früchte tragen: Es wird fie tragen, wenn die ung feindlichen Völker 
wiſſen, daß die Zeit gefommen ift, wo aud) wir mit Recht wieder 
von jenem Recht jprechen, dejjen Ebenbürtigfeit mit dem Staate als 
Srundnorm in der deutichen Rechtögefchichte wurzelt, das in unjerer 
neuen Berfaffung wieder unverbrüchlich gejichert wird, wenn fie 
erfennen, daß unſere Berfaffung feine Maske if, wenn fie fühlen, 
daß die Berfaffurg des deutſchen Volksſtaats im Rechtsbewußtſein 
eine3 Volles mwurzelt, das in feiner wie in jeder Rechtsordnung ala 
Recht nur das anerkennen kann, wa3 in der Idee der Cerechtigfeit 
liegt. Danach wird fich aud) der Bölferbund als Zeil des Nechts- 
brauchs der gefitteten Völker zu „richten haben. An einem BBore 
trag über die „Bedeutung und die Fortfchritte des modernen Völker⸗ 
rechts“ ſagte Bluntſchli (Berlin, Lüderitz, 1866): 

„wie angeführten einzelnen Momente mögen genügen, um Die großen 
Fortſchritte zu veranfchaulichen, welche das Völlerrecht in neuerer Beit 
wirklich gemacht hat, wenngleich fie auch Darauf hinweiſen, daß noch weitere 
gortichritte zu machen find, wenn bie ziviliſatoriſche Aufgabe de3 Völker— 
techt3 erfüllt und eine humane Weltordnung hergeftellt werben folt. 
Wie die Wijfenfhaft jür die Begründung und Erkenntnis des Völlerrechts 
entſcheidend gemorden ift, fo Hat fie die Pflicht, auch feine Fortſchritte 
borzubereiten, zu beleuchten und zu begleiten. Obwohl nur die Praris der 
Staat3männer die Leitung übernommen hat, fo hängt doch die Wirk— 
famfeit des Völkerrechts hauptſächlich davon ab, daß feine Grund- 
fäge und Grundgedanken von der öffentlihen Meinung gefannt und ge- 


billigt werden und daß das öffentliche Gemiffen darüber auf- 
gellärt werde.” 


Die Macht des Rechtes, auf der fi unfer Volks— 
Bewußtjein wie unfere neue Berfafjung zu gründen 
hat, wird uns in bem Bölferbunde die Stellung fichern, 
die einer großen Nation gebührt. Nur bei gerechter Aus- 
geitaltung wird aus dem Völferbunde Weltvernunft erwachſen: gemein- 
ſchaftliche Arbeit der gefitteten Völker in Einftellung auf Ewigleitswerte 
und Zotalität, Eicherung des Friedens und Echuß jeder frieblichen 
Arbeit, ſodann der völferrcchtlihe due process of law, die Ent- 
mwidelung deſſen, was allem Menfchentum gemeinfam ift. Dann wird 
auch die Evolution diefer furchtbaren Zahre „ſchöpferiſch“ werden, im 
Einne des Goethewortes durch die Ausficht, daß aus ben Leiden 
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der Menjchheit, aus dem gemaltigften Konflilt ‚ein Drittes berbor- 
gehe, das dem Wunjche aller Menjchen entiſprechen werde.“ 

Damit fchließe ich; und ich denke an die Schrift ZKATA 
IQANHN, an den Logos, den Ather des Geiftigen, der alles 
Menjchentum umfängt, der da3 kinetiſche Prinzip aller geijtigen Ent- 
mwidelung ift — und Du geh in Deinen Temple de la Raison, 
nimm aber den Goethe mit und lied da3 Gedicht, da3 ih Dir an 
der Spitze diejed Briefe nannte. 

„Was ift Heilig? Das iſt's, was tiele Seelen zufammen 
Binbet; bänd’ e8 auch nur leicht, wie die Birfe den Kranz. 
Was ift das Heiligfte? Das, was beut’ und emig die Geifter, 


Ziefer und tiefer gefühlt, immer nur einiger madht.“ 
(Goethe, Bier Jahresz., 68, 09.) 
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